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A. Der Auftrag und seine Durchführung 


Der Deutsche Bundestag hat am 9. November 1960 
einstimmig das Gesetz über eine Untersuchung der 
Konzentration in der Wirtschaft beschlossen ^). Das 
Gesetz wurde am 10. Januar 1961 veröffentlicht 
(BGBL 1961 I S 9) und trat am 1. Mai 1961 in Kraft. 
Die Durchführung der Untersuchung wurde dem j 
Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft in Frankfurt ; 
am Main übertragen. , 

i 

Rechtliche und tatsächliche Voraussetzungen I 

Der Inhalt des gesetzlichen Auftrages wird in | 
§ 1 des KonzG wie folgt definiert: | 

(1) Die Konzentration in der Wirtschaft ist zu I 
untersuchen. 

(2) Die Untersuchung soll der Klärung der 
Marktstellung der Unternehmen und Unterneh- 
mensverbindungen in den verschiedenen Wirt- 
schaftsbereichen dienen und sich dabei auch auf 
die Frage erstrecken, welche Änderungen in den 
Zahlen- und Größenverhältnissen von kleinen, 
mittleren und großen Unternehmen eingetreten 
sind, sowie ob und inwieweit sich hierdurch und 
durch Unternehmensverbindungen die Wettbe- 
werbsverhältnisse wesentlich verändert haben. 

(3) Im Rahmen der in Absatz 2 gekennzeich- i 

neten Zielsetzung der Untersuchung sind insbe- 
sondere zu ermitteln : 

1. die Entwicklung der Unternehmen nach 
kleinen, mittleren und großen Betriebs- 
und Unternehmenseinheiten und die 
Veränderungen innerhalb von Größen- 
klassen, 

2. Entwicklung, Art und Ausmaß von Unter- 
nehmensverbindungen, 

3. die hauptsächlichen Ursachen und Er- 
scheinungsformen der zu Nummer 1 und 2 
festgestellten Vorgänge, 

4. die Wettbewerbsbedingungen für ver- 
schiedene Unternehmensgrößen unter 
Berücksichtigung des internationalen 
Wirtschaftsverkehrs. 

Das Gesetz sieht in § 6 vor, daß das Bundesamt 
nach Ablauf von zwei Jahren nach Inkrafttreten 
des Gesetzes einen zusammenfassenden Bericht über 
das Ergebnis der Untersuchung zu erstatten hat, so 
daß der Bericht am 30. April 1963 der Bundesregie- 
rung hätte vorgelegt werden müssen. Dieser Termin 
konnte jedoch nicht eingehalten werden. Die Beson- 
derheit der Untersuchung, die nicht auf vergleich- 
baren Arbeiten aufbauen konnte, und die weite 
Fassung des gesetzlichen Auftrages bereiteten außer- 
ordentliche Schwierigkeiten sowohl bei der Planung, 
der Anlage wie bei der Durchführung der Untersu- 

9 im folgenden Konzentrationsgesetz, abgekürzt KonzG 
oder Gesetz genannt, siehe Anlage 1 


chung. Des weiteren war der Aufbau eines qualifi- 
zierten Arbeitsstabes von wissenschaftlichen Mit- 
arbeitern in einer Zeit der Vollbeschäftigung erst 
im Verlaufe eines längeren Zeitraums möglich, und 
auch dann nur in beschränktem Umfange. Dabei er- 
wies sich die aus dem Gesetz folgende Befristung 
der Tätigkeit als eines der größten Hindernisse, 
geeignete Kräfte, insbesondere solche mit prakti- 
schen Erfahrungen, zu gewinnen. Ein weiterer Um- 
stand, der die Zeit für die Durchführung der Unter- 
suchung wesentlich ausdehnte, war die lange Dauer 
einzelner Erhebungsaktionen, die sich, was nicht vor- 
auszusehen war, bis zu einem Jahr von der Anfor- 
derung bis zum Eingang der Unterlagen hinzogen. 
Dem Bundesminister für Wirtschaft und dem Wirt- 
schaftsausschuß des Deutschen Bundestages wurden 
die Gründe für die erheblichen Verzögerungen bei 
der Durchführung der Untersuchung Anfang des 
Jahres 1963 im einzelnen vorgetragen. Die Vorstel- 
lungen des Bundesamtes fanden Verständnis. Für 
die Abgabe eines zusammenfassenden Berichts über 
das Ergebnis der Untersuchung ist eine Verlänge- 
rung zugestanden worden. Es wurde ein Zwischen- 
bericht zum 30. April 1963 erstattet. 

Für die Durchführung der neuen Aufgabe richtete 
das Bundesamt eine besondere Enquete-Abteilung 
ein, als deren Leiter ein Generalsekretär bestellt 
wurde. Die Zahl der in dieser Abteilung tätigen 
wissenschaftlichen Mitarbeiter betrug im Mai 1961 8 
und erreichte im März 1963 mit 49 ihren Höchst- 
stand. Dies hatte zur Folge, daß der Beginn und 
die Beendigung der Untersuchungen in den ein- 
zelnen Bereichen zeitlich stark voneinander ab- 
wichen, wodurch wiederum die Abstimmung der ein- 
zelnen Untersuchungen aufeinander erschwert wurde. 
Hinzu kam, daß die Zahl der wissenschaftlichen 
Mitarbeiter zu keinem Zeitpunkt ausreichte, um die 
einzelnen Arbeitsgebiete doppelt zu besetzen, wie 
es zur Durchführung der Aufgabe an sich notwendig 
gewesen wäre. Ferner beeinträchtigte der vorzei- 
tige Abgang von Mitarbeitern, der infolge der Zeit- 
verträge nicht zu verhindern war, die Arbeiten 
besonders im Stadium der Auswertung und der 
Berichtsabfassung. 

Außer den ständigen Mitarbeitern wurden weit- 
gehend freiberufliche Sachverständige herange- 
zogen, was den Vorstellungen des Gesetzgebers ent- 
spricht (vgl. § 2 Abs. 4 des Gesetzes). Vorwiegend 
waren es Wirtschaftsprüfer und z. T. Unternehmens- 
berater. Darüber hinaus wurden in Einzelfällen Ex- 
perten konsultiert. Dieses Verfahren hatte zur Folge, 
daß die Untersuchungen und Untersuchungsergeb- 
nisse in einigen Bereichen von den Terminplänen 
der Sachverständigen erheblich beeinflußt wurden. 

Das Bundesamt wurde nach § 2 des Gesetzes in 
wissenschaftlichen und methodischen Fragen durch 
eine Kommission beraten, in welche der Bundes- 


9 



Drucksache IV/ 2320 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


minister für Wirtschaft 6 Lehrer an deutschen Hoch- 
schulen und 6 weitere Mitglieder berufen hatte ^). 
Die Kommission wurde am 2. Mai 1961 konstituiert. 
Sie hat in zahlreichen Sitzungen umfangreiche 
Fragestellungen ausgearbeitet. Die laufende Bera- 
tungstätigkeit der Kommission bezog sich vor allem 
auf die Anlage der Untersuchung und die Entwick- 
lung von Programmen, die in Empfehlungen an die 
Enquete-Abteilung ihren Niederschlag fanden. Ein- 
zelne Kommissionsmitglieder haben sich außerdem 
für Fragen ihres Fachgebietes besonders zur Ver- 
fügung gestellt und dem Amt Anregungen im Wege 
von Einzelberatungen zuteil werden lassen. Auch in 
der Zeit der Berichtsabfassung hat sich die Kom- 
mission beratend zur Verfügung gestellt. 

Das Untersuchungsmaterial sollte nach den §§ 3 
und 4 des Gesetzes in erster Linie durch die Anfor- 
derung von Urkunden und Unterlagen beschafft 
werden, die durch erläuternde Auskünfte in münd- 
licher oder schriftlicher Form ergänzt werden konnten. 

An Stelle der Vorlage von Urkunden oder Unter- 
lagen bestand auch die Möglichkeit, Abschriften 
oder Zusammenstellungen zu verlangen. Das Gesetz 
hat dem Amt jedoch kein Betriebsprüfungsrecht ver- 
liehen, was sich für die praktische Durchsetzung 
des Vorlage- und Auskunftsrechts als ein gewisses 
Hindernis erwies. Hätten die Firmen den Beauftrag- 
ten des Bundesamtes eine Untersuchung im Unter- 
nehmen nicht gestattet, so wären tiefergehende Fra- 
gen kaum zu klären gewesen. 

Die Unterlagen der Unternehmen waren auf die 
neuartigen Fragen dieser Enquete meist nicht ausge- 
richtet, so daß sie für die Untersuchung neu zusam- 
mengestellt werden mußten; dies ging oft nicht 
ohne Zeit- und Kostenaufwand bei den Firmen ab. 
Bei Behörden vorhandenes Material konnte viel- 
fach nicht zur Verfügung gestellt werden, weil die 
meisten der für sie geltenden besonderen Geheim- 
haltungsbestimmungen durch § 5 KonzG ausdrück- 
lich aufrechterhalten blieben. Insbesondere die Not- 
wendigkeit der Wahrung des statistischen Geheim- 
nisses wirkte hemmend. Es mußte z. T. durch eigene 
Erhebungen Material beschafft werden, das bei an- 
deren Behörden schon vorlag. 

Nach § 7 des Gesetzes darf der Bericht des Bundes- 
amtes keine „fremden Geheimnisse" offenbaren. 
Für den Enquete-Bericht folgt daraus, daß dieser 
in neutralisierter Form erstattet werden muß und 
daß die Namen der betroffenen Unternehmen nur 
mit wenigen Ausnahmen nicht genannt werden 
können. 

Widerstände gegen die Untersuchung zeigten sich 
in einigen Fällen — die ohnehin für das Ergebnis 
der Untersuchung kaum von Bedeutung waren — , 
doch gelang es durch nachhaltige Bemühungen, die 
angeforderten Unterlagen und Auskünfte auch von 
weniger bereiten Firmen zu erhalten. Zwangsmaß- 
nahmen brauchten nicht verhängt zu werden. Der- 
artige Fälle bildeten eine Ausnahme gegenüber den 
zahlreichen Unternehmen, die mit Bereitwilligkeit 
und Verständnis mitgearbeitet und die vorlie- 
genden Ergebnisse ermöglicht haben. 


i) über Zusammensetzung, Tätigkeit und Befugnisse der 
Kommission siehe Anlage 2 


Abgrenzung und Anlage der Untersuchung 

Aus den Unterlagen über die Beratungen des 
Konzentrationsgesetzes geht der Auftrag hervor, 
umfassendes und zuverlässiges Tatsachenmaterial 
über den Stand und die Entwicklung der Konzen- 
tration zu beschaffen. Dieser Auftrag schloß damit 
eine Untersuchung aus, in der von bestimmten 
Standpunkten aus formulierte Untersuchungspläne 
oder Untersuchungsziele durch die Ergebnisse zu 
bestätigen oder zu korrigieren waren. Das Bundes- 
amt ist bei der Anlage und Durchführung der Unter- 
suchung sowie bei der Darstellung der Ergebnisse 
objektiv und neutral vorgegangen. 

Im Konzentrationsgesetz sind wichtige Begriffe für 
die Anlage der Untersuchung, wie Marktstellung, 
Unternehmensverbindung, kleine — mittlere— große 
Unternehmen, nicht näher umrissen. Insbesondere 
hat sich auch der in § 1 KonzG verwandte Begriff der 
Konzentration in der Wirtschaft in der praktischen 
Anwendung als außerordentlich unbestimmt erwie- 
sen. Weit formuliert, kann hierunter eine 

Ballung von Mitteln 
und Gestaltungsmöglichkeiten 

verstanden werden. In den Untersuchungen, die 
die Gesellschaft für Wirtschafts- und Sozialwissen- 
schaften (Verein für Socialpolitik, gegr. 1872) zum 
Thema „Konzentration in der Wirtschaft" durch- 
geführt hat, sind mehrere Konzentrationsarten un- 
terschieden worden: die Betriebs- und Unterneh- 
menskonzentration, die Konzentration der Verfü- 
gungsmacht, die Einkommens- und Vermögenskon- 
zentration, die regionale und die internationale 
Konzentration. Bei diesem Katalog von Konzentra- 
tionsarten wird die Konzentration jeweils unter 
einem besonderen Aspekt gesehen. Diese Aufzäh- 
lung gibt auch schon eine Vorstellung von der Viel- 
schichtigkeit der Konzentrationserscheinungen. 

Im Mittelpunkt der Enquete stand die Frage, ob 
sich große Unternehmen und Unternehmensverbin- 
dungen anders als mittlere und kleine Firmen ent- 
wickelt haben und welche Gründe für die festge- 
stellten Entwicklungen maßgebend gewesen sind. 
Dabei können die einen Unternehmen schneller ge- 
wachsen sein als andere, oder sie können andere 
Unternehmen ganz oder teilweise unter ihre Kon- 
trolle gebracht haben. Diese Kernfrage betrifft die 
Unternehmenskonzentration, die in Übereinstim- 
mung mit der Meinung der Kommission vorwiegend 
untersucht werden sollte. 

Als besonders schwierig erwies es sich bei der 
Anlage der Untersuchung, große, mittlere und kleine 
Unternehmen sowie Unternehmensverbindungen 
gegeneinander abzugrenzen. Ob ein Unternehmen 
als groß anzusehen ist, richtet sich danach, welcher 


Deutscher Bundestag, 3. Wahlperiode, 82. Sitzung am 
15. Oktober 1959, Stenographischer Bericht; 

Amtliche Begründung zum Konzentrationsgesetz, BT- 
Drucksache der 3. Wahlperiode 1884 vom 25. Mai I960; 
Schriftlicher Bericht des Wirtschaftsausschusses, BT- 
Drucksache der 3. Wahlperiode 2182 vom 2. November 
1960 
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Markt oder welcher Wirtschaftsbereich betrachtet 
wird oder ob die Gesamtwirtschaft als Bezugsebene 
gewählt wird. Die Relativität der Bezeichnung 
„große, mittlere und kleine Unternehmen" wird noch 
erhöht, wenn internationale Verhältnisse in die 
Betrachtung einbezogen werden. 

In der Bundestagssitzung vom 15. Oktober 1 959 kam 
zum Ausdruck, daß das vorhandene amtliche statisti- 
sche Material keine ausreichende Grundlage für eine 
zuverlässige Beurteilung des Standes und der Ent- 
wicklung der Konzentration in der Bundesrepublik 
bietet, weil die amtliche Statistik auf andere Ziele 
ausgerichtet ist. Das Bundesamt mußte daher einen 
solchen statistischen Überblick unter Verwendung 
der amtlichen Statistik und ergänzender Eigener- 
hebungen schaffen. Dieser Überblick dient dazu, 
die wirtschaftliche Bedeutung der größten Unterneh- 
men und Unternehmensverbindungen in der Bundes- 
republik und in verschiedenen Wirtschaftsbereichen 
aufzuzeigen. 

Als Untersuchungseinheiten galten der Betrieb, 
das Unternehmen und die Unternehmensverbindung. 
Ein Betrieb ist in Anlehnung an die Begriffsbestim- 
mung der amtlichen Statistik eine örtliche Einheit, 
während als Unternehmen rechtlich selbständige 
Einheiten gelten; als Unternehmensverbindung sind 
bei der statistischen Messung lediglich Verbindungen 
auf Grund kapitalmäßiger Beteiligungen verstanden 
worden, da andere Erscheinungsformen von Unter- 
nehmensverbindungen sich weitgehend der stati- 
stischen Erfassung entziehen. 

Von den verschiedenen Möglichkeiten, die Kon- 
zentration statistisch zu messen, ist in erster Linie 
die der Konzentrationsrate (Konzentrationsgrad) 
angewandt worden. Sie stellt den Anteil an stati- 
stischen Gesamtzahlen eines Untersuchungsbereichs 
dar, den eine bestimmte Zahl der größten Einheiten 
auf sich vereinigt. So wurde z.B. der Anteil der 5^ 10,25 
größten Industrieunternehmen der Bundesrepublik 
am Gesamtumsatz der Industrie ermittelt. 

Die Veränderungen des Ausmaßes der Konzen- 
tration sind bei dieser Methode durch zeitlichen 
Vergleich der Konzentrationsraten in zwei verschie- 
denen Stichjahren ermittelt worden; als solche 
wurden in der Regel die Jahre 1954 und 1960 ge- 
wählt. Für 1960 sprach, daß es das letzte Jahr war, 
für welches von Beginn der Enquete an zusammen- 
gefaßte Angaben vorhanden waren, insbesondere 
über Umsätze und Beschäftigte. Nur wenige Unter- 
suchungsprogramme konnten zeitnäher angelegt 
werden. Als frühestes Vergleichs Jahr wurde 1954 
bestimmt, weil Unterlagen der statistischen Ämter, 
welche für eine Neuaufbereitung geeignet waren, 
im wesentlichen erst von diesem Jahr ab zur Ver- 
fügung standen. Nur in einzelnen Fällen ist aus 
sachlichen und erhebungstechnischen Gründen von 
diesen Stichjahren abgewichen worden. 

Da sich die Ursachen der Konzentration und ihre 
Auswirkungen auf die Wettbewerbsverhältnisse 
statistisch nicht erfassen lassen, wurde versucht, 
diese Fragen durch Konzernuntersuchungen, tiefer- 
gehende Branchenuntersuchungen und begrenzte 
Spezialuntersuchungen — z. B. Depotstimmrecht, 


Beteiligungsstruktur der umsatzsteuerlichen Organ- 
kreise, Forschung und Patente — zu klären. 

Die Gebietsabgrenzung der Untersuchung ergab 
sich aus dem Geltungsbereich des Konzentrations- 
gesetzes, welches nur für das Bundesgebiet ein- 
schließlich B'crlin rechtswirksam ist. So konnten 
Tatbestände hinsichtlich ausländischer Holding- oder 
anderer Tochtergesellschaften von deutschen Unter- 
nehmen nicht in die Untersuchung einbezogen wer- 
den. Ebenso waren Grenzen gesetzt, soweit es sich 
um deutsche Tochtergesellschaften ausländischer 
Konzerne handelte. 


Zur Darstellung der Untersuchungsergebnisse 

Die Ergebnisse der Untersuchung wurden aus 
einem sehr umfangreichen Material gewonnen. 
Dieses Material stammt im wesentlichen aus 
eigenen quantitativen und qualitativen Erhe- 
bungen des Amtes. Zum Teil handelt es sich um 
Material, das Einzelfälle charakterisiert. Darauf 
beruhende Aussagen können daher nicht ohne wei- 
teres verallgemeinert werden. Ähnliches gilt auch 
für die aus zahlreichen Gesprächen mit Unterneh- 
mensleitungen und Sachverständigen gewonnenen 
Erkenntnisse. Die Anlage der Untersuchung ergibt 
sich im einzelnen aus Anlage 3. 

Die Berichterstattung gliedert sich in einen Ergeb- 
nisbericht und in ausführliche Einzelberichte, die in 
einem Anlagenband zusammengefaßt werden. So- 
wohl im Ergebnisbericht als auch in den Einzel- 
berichten ist nach Möglichkeit versucht worden, ent- 
sprechend der Gliederung des Auftrages in § 1 des 
Gesetzes eine Übersicht über die Größenstruktur 
nach Unternehmen und Unternehmensverbindungen 
sowie über die Ursachen und Wirkungen der fest- 
gestellten Entwicklungen zu geben. 

Nach dem Auftrag kommt der Ermittlung der Ur- 
sachen der Konzentration eine große Bedeutung zu. 
Hier ergaben sich jedoch außerordentliche Schwie- 
rigkeiten, weil sich die vielschichtigen oft im Persön- 
lichen begründeten Motive unternehmerischer Ent- 
scheidungen, insbesondere wenn sie schon mehrere 
Jahre zurückliegen, im allgemeinen einer Erfassung 
entziehen. Auch sind gewisse Ursachen vielfach auf 
bestimmte Wirtschaftsbereiche beschränkt; andere 
wiederum wirken sich unterschiedlich aus. Wenn 
sich eine Gewichtung der Ursachen schon in den ein- 
zelnen Untersuchungsbereichen als ungewöhnlich 
schwierig erwies, war eine zusammenfassende 
Würdigung nicht möglich. 

Aus diesen Gründen ist davon Abstand genommen 
worden, die Ursachen und deren Bedeutung zusam- 
mengefaßt für die gesamte Wirtschaft darzustellen. 
Die Ergebnisse wurden daher nach einzelnen Wirt- 
schaftsbereichen wiedergegeben. Nur der Einfluß 
der Besteuerung auf die Konzentration und einige 
mit der Konzentration zusammenhängende Fragen 
des Gesellschaftsrechtes sind in gesonderten Ab- 
schnitten erörtert worden. Dagegen wurden die mög- 
lichen Einflüsse des Patentrechtes und Fragen des 
Wettbewerbsrechtes im Rahmen der Industrie ab- 
gehandelt. 
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B. Die Ergebnisse der Untersuchung 

1. Die Konzentration in der Industrie 


In der deutschen Industrie hat die Konzentration 
im Untersuchungszeitraum zugenommen: die größ- 
ten Unternehmen und Unternehmensverbindungen 
haben ihre Anteile am industriellen Umsatz erhöht. 

Diese Aussage stützt sich auf die Ergebnisse von 
drei Untersuchungen, mit denen die 

10 größten Unternehmen aus 30 Industriegruppen, 
die 

1000 größten Unternehmen der Industrie und die 

100 größten Unternehmensverbindungen der 
Industrie 

erfaßt wurden. 


1.1 Stand und Entwicklung der 
Konzentration in der Industrie 

1.1.1 Umsatz und Zahl der Industrieunternehmen 

Der Untersuchungszeitraum — die Jahre 1954 bis 
1960 — fiel in eine Zeit des wirtschaftlichen Auf- 
schwungs. Der industrielle Umsatz aller Industrie- 
unternehmen erreichte im Jahre 1960 einen Stand 
von 266 Mrd. DM. Er war damit um 84 Vo höher als 
im Jahre 1954, in dem er noch 145 Mrd. DM betra- 
gen hatte. 

Der industrielle Umsatz verteilte sich auf 32 In- 
dustriegruppen, wobei die einzelnen Industrie- 
gruppen in ihrem Umsatz große Unterschiede auf- 
wiesen. Von den Industriegruppen hatten 1960 


festgestellt werden, ob der Umsatz in den zu ver- 
gleichenden Jahren von einer größeren oder klei- 
neren Zahl von Unternehmen erzielt wurde. 

Aus der amtlichen Statistik ist die Zahl der indu- 
striell tätigen Unternehmen nur für 1954 bekannt; 
wegen der Wichtigkeit der Aussage mußte das Amt 
daher unter Heranziehung aller verfügbaren Unter- 
lagen für 1960 eine Schätzung vornehmen. Ihr Er- 
gebnis besagt, daß die Gesamtzahl der Industrie- 
unternehmen mit zehn und mehr Beschäftigten im 
Untersuchungszeitraum um etwa 2000 auf 49 600 
zugenommen hat. Allerdings ist die Zunahme der 
Unternehmen im Vergleich zur Zunahme des ge- 
samten industriellen Umsatzes gering. Die Erhöhung 
der Unternehmenszahl um 2000 ergibt sich aus der 
Aufrechnung der Zu- und Abgänge von Unterneh- 
men. Wie hoch der Zugang war und in wie vielen 
Fällen es sich um echte Neuzugänge und nicht nur 
um Gründungen durch schon bestehende Unter- 
nehmen und Konzerne handelte, und wie hoch der 
Abgang durch Konkurs, durch Aufgabe des Ge- 
schäfts und durch Verschmelzung gewesen ist, kann 
nicht gesagt werden, weil die amtliche Bundes- 
statistik entsprechende Zahlen nicht zur Verfügung 
stellt. 

Die Zunahme der Unternehmenszahl war nicht 
gleichmäßig über die ganze Industrie zu beobachten. 
Vielmehr war die Zahl der Unternehmen in acht 
Industriegruppen rückläufig. 

1,1.2 Die größten zehn Unternehmen aus 30 In- 
dustriegruppen 


4 über 20 Mrd. DM Umsatz 

5 über 10 bis 20 Mrd. DM Umsatz 

7 über 5 bis 10 Mrd. DM Umsatz 

8 über 3 bis 5 Mrd. DM Umsatz 

8 über 0,25 bis 3 Mrd. DM Umsatz. 

32 

Es war zu untersuchen, welchen Anteil die größ- 
ten Unternehmen am industriellen Umsatz und an 
seinem starken Wachstum hatten. Die Ermittlung 
des Konzentrationsgrades und seiner Veränderung 
im Zeitablauf reicht allerdings allein zur Beurteilung 
der Konzentration nicht aus, vielmehr muß auch 


Industrieller Umsatz nach Industrieberichterstattung. 
Er umfaßt den In- und Auslandsumsatz aus eigener 
Produktion der Unternehmen mit 10 und mehr Be- 
schäftigten, enthält also z. B. keine Handelsumsätze. 
Nicht einbezogen sind Elektrizitäts-, Gas- und Wasser- 
werke für die öffentliche Versorgung sowie Unter- 
nehmen der Bauindustrie. 


Im Jahre 1960 erreichten die Anteile der größten 
Zehn^) am Umsatz der jeweiligen Industriegruppe 
— also die Konzentrationsgrade — in den unter- 
suchten 30 von insgesamt 32 Industriegruppen fol- 
genden Stand: 

Umsatzanteile der größten 
Industriegruppen Zehn 

Vo 

7 50 und mehr 

7 30 bis unter 50 

4 20 bis unter 30 

8 10 bis unter 20 

4 unter 10. 

30 


0 Größe gemessen am industriellen Umsatz der jeweili- 
gen Industriegruppe 
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Zahl und Umsatz der Unternehmen 
sowie Umsatzanteile der jeweils größten zehn Unternehmen nach 
Industriegruppen 

1954 und 1960 


Industriegruppen-), geordnet nach dem Umsatzanteil 
der zehn größten Unternehmen 1960 

Industrieller Umsatz 
der beteiligten 
Industriegruppen ^) 

Zahl der beteiligten 
Unternehmen ^) 

Umsatzanteile der jeweils zehn 
größten beteiligten 
Unternehmen 




Zunahme 








1960 

1954 bis 



1954 

1960 

Verände- 

Nr. 

Bezeichnung 


1960 

1954 

1960 



rung 1954 



Millionein 

o/ft 



0/_ 

bis 1960 

1 


DM 





" 1 


22 

Mineralölverarbeitung und Kohlenwertstoff 









Industrie 

8 563 

169 

150 

210 

72,6 

91,5 

18,9 

69 

Tabakverarbeitende Industrie 

6 142 

55 

470 

330 

68,8 

84,5 

15,7 

34 

Schiffbau 

2 466 

41 

180 

170 

71,5 

69,0 

-2,5 

33 

Fahrzeugbau 

16 824 

140 

700 

650 

58,6 

67,0 

8,4 

59 

Kautschuk und Asbest verarbeitende Industrie 

3 586 

86 

280 

330 

60,7 

59,7 

-1,0 

27 

Eisen schaffende Industrie 

18 505 

106 

133 

136 

51,6 

57,8 

6,2 

52 

Glasindustrie 

2 119 

116 

510 

530 

45,7 

51,7 

6,0 

28 

NE-Metallindustrie 

4 927 

58 

250 

260 

44,0 

44,7 

0,7 

21 

Bergbau 

11 971 

47 

330 

300 

34,6 

42,0 

7,4 


Holzschliff, Zellstoff, Papier und Pappe erzeu- 








55 

gende Industrie 


40 

290 

300 

38,5 

41,5 

3,0 

40 

Chemische Industrie 

22 768 

90 

2 000 

2 100 

37,5 

40,6 

3,1 

36 

Elektrotechnische Industrie 

20 159 

126 

1 800 

2 300 

37,8 

38,4 

0,6 

51 

Feinkeramische Industrie 

1 568 

71 

350 

360 

28,5 

37,5 

9,0 

61 

Ledererzeugende Industrie 

1 024 

23 

280 

260 

36,5 

37,3 

0,8 

37 

Feinmechanische und optische sowie Uhren- 









industrie 

2 704 

72 

1 000 

1 100 

25,3 

25,2 

-0,1 

29 

Gießerei-Industrie 

4 522 

69 

1 200 

1 200 

25,3 

22,4 

-2,9 

58 

Kunststoffverarbeitende Industrie 

3 059 

307 

600 

1 200 

27,9 

20,5 

-7,4 

31 

Stahlbau (einschließlich Leichtmetallbau) 

5 106 

85 

1 100 

1 300 

25,6 

20,2 

-5,4 

62 

Lederverarbeitende und Schuhindustrie 

3 170 

53 

1 550 

1 540 

21,3 

19,9 

-1,4 

25 

Industrie der Steine und Erden 

7 542 

80 

5 000 

5 600 

16,4 

17,9 

1,5 

30 

Ziehereien und Kaltwalzwerke, Stahlverfor- 









mung 

8 892 

109 

1 900 

2 150 

17,8 

17,5 

“0,3 

56 

Papier und Pappe verarbeitende Industrie .... 


93 

1 300 

1 500 

12,2 

17,5 

5,3 

32 

Maschinenbau 

25 646 

108 

4 400 

5 000 

14,6 

13,4 

-1,2 

57 

Druckerei- und Vervielfältigungsindustrie .... 

4 129 

81 

2 750 

3 100 

11,5 

13,4 

1,9 

68 

Ernährungsindustrie 

31 135 

64 

7 800 

7 500 

11,7 

12,0 

0,3 

53 

Sägewerke und holzbearbeitende Industrie . . 

2 626 ' 

\ 

35 

3 000 

2 800 

9,7 

11,9 

2,2 

38 

Eisen-, Blech- und Metallwarenindustrie .... 

10 315 

99 

3 800 

4 100 

8,0 

9,3 

1,3 

64 

Bekleidungsindustrie 

7 864 

68 ' 

4 100 

5 000 

6,5 

7,4 

0,9 

54 

Holzverarbeitende Industrie 

5 278 

82 

3 500 

3 600 

6,6 

7,3 

0,7 

63 

Textilindustrie 

16513 

35 

4 200 

4 100 

7,1 

7,2 

0,1 


0 Nach Industrieberichterstat- 
tung 

-) ohne Musikinstrumenten-, 
Spiel-, Schmuckwaren- und 
Sportgeräte-Industrie und 
ohne Luftfahrzeugbau 

Der Umsatz von Unterneh- 
men, die in mehr als einer 
Industriegruppe Umsätze er- 
zielen, ist den einzelnen In- 
dustriegruppen anteilig zu- 
gerechnet. 

Zahl der Unternehmen, die 
in der betreffenden Industrie- 
gruppe Umsätze melden. Da 
ein Teil der Unternehmen in 
mehr als einer Industrie- 
gruppe Umsätze meldet, ist 
die Gesamtzahl dieser betei- 
ligten Unternehmen höher 
als die Zahl aller Industrie- 
unternehmen. 

Quelle: Statistisches Bundes- 
amt, eigene Schät- 
zungen, eigene Erhe- 
bungen 
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Etwa die Hälfte der untersuchten Industriegrup- 
pen ist als hoch konzentriert zu bezeichnen; in ihnen 
vereinigten die größten Zehn zwischen 37 Vo und 
92 Vo des Umsatzes ihrer Gruppe auf sich. Die höch- 
sten Anteile erzielten sie in den Industriegruppen 
„Mineralölverarbeitung und Kohlenwertstoffindu- 
strie “ und „tabakverarbeitende Industrie" mit 
92 ®/o und 85 ®/o, die niedrigsten Anteile in den In- 
dustriegruppen „Bekleidungsindustrie", „holzver- 
arbeitende Industrie" und „Textilindustrie" mit je- 
weils 7 Vo. 

Umsatzmäßig bedeutende Industriegruppen sind 
teils hoch, teils schwach konzentriert. Von den neun 
Gruppen mit über 10 Mrd. DM industriellem Umsatz 
im Jahre 1960 sind überdurchschnittlich konzentriert 
die Industriegruppen „Fahrzeugbau", „Eisen schaf- 
fende Industrie", „Bergbau", „chemische Industrie" 
und „elektrotechnische Industrie", unterdurchschnitt- 
lich die „Textilindustrie", die „Eisen-, Blech- und 
Metallwarenindustrie", die „Ernährungsindustrie" 
und der „Maschinenbau". Dabei ist aber zu beach- 
ten, daß sich auch unter den weniger stark und 
schwach konzentrierten Industrie gruppen durch- 
aus Zweige mit sehr hohem Konzentrations- 
grad befinden können, beispielsweise die Kondens- 
milcherzeugung und die Margarineindustrie inner- 
halb der Ernährungsindustrie, 

Die großen Unternehmen der deutschen Industrie 
sind zwar in überwiegendem Maße in den Industrie- 
gruppen zu finden, in denen der Konzentrationsgrad 
hoch ist, jedoch erreichen auch einige Unternehmen 
in schwach konzentrierten Industriegruppen eine 
bedeutende Größe, beispielsweise in der Ernäh- 
rungsindustrie und im Maschinenbau. 

Vergleicht man die Konzentrationsgrade in den 
stark konzentrierten Industriegruppen der deut- 
schen Industrie mit denen anderer hochindustriali- 
sierter Länder wie USA, England, Frankreich, Japan 
und Italien, so ergeben sich nach vorliegenden Un- 
tersuchungen vielfach ähnliche Strukturen. Offenbar 
sind hier gleiche Faktoren von Einfluß, seien es 
technische Gegebenheiten wie im Schiffbau oder der 
Automobilindustrie, sei es die Werbung wie in der 
Zigarettenindustrie. 

Die Entwicklung der Umsatzanteile war zwischen 
den Vergleichsjahren in den einzelnen Industrie- 
gruppen sehr unterschiedlich. In der weitaus über- 
wiegenden Zahl der Industriegruppen — 21 von den 
30 untersuchten — hat sich der Konzentrationsgrad 
erhöht. Die höchsten absoluten Anteilszunahmen 
wurden in Industriegruppen festgestellt, in denen 
schon 1954 ein höherer Konzentrationsgrad vorlag. 
In den Industriegruppen mit niedrigem Konzentra- 
lionsgrad haben die größten Zehn mit wenigen Aus- 
nahmen ihre Anteile nur unwesentlich erhöht, viel- 
fach sind sie gefallen. 

Auch in den ausgesprochenen Wachstumsindu- 
strien war die Entwicklung nicht einheitlich. Es 
waren sowohl hohe Anteilszimahmen bei den größ- 
ten Zehn als auch Abnahmen zu verzeichnen. Wäh- 
rend in der Mineralölverarbeitung und im Fahr- 
zeugbau der Anteil der größten Zehn stark, in der 
chemischen Industrie geringer gewachsen ist, blieb 
er in der elektrotechnischen Industrie beinahe un- 


verändert und ging in der kunststoffverarbeitenden 
Industrie von allen Industriegruppen am meisten zu- 
rück. 

Stellt man den Umsatzanteilen der Zehn die An- 
zahl der Unternehmen in ihren Gruppen gegenüber, 
so zeigt sich, daß in Gruppen mit einem niedrigen 
Konzentrationsgrad (bis 25 ®/o) zwischen 1100 bis 
7500 Unternehmen, in den Gruppen mit höherem 
Konzentrationsgrad höchstens 650 Unternehmen — 
bis auf zwei Ausnahmen, die chemische und die 
elektrotechnische Industrie — zusammengefaßt sind. 
Die geringste Zahl hatte die Eisen schaffende Indu- 
strie mit 136 Unternehmen aufzuweisen. 

Zwischen 1954 und 1960 ist die Zahl der Unter- 
nehmen bei 20 Industriegruppen gestiegen. Die 
höchste absolute Zunahme war bei der Bekleidungs- 
industrie, die höchste relative bei der kunststoffver- 
arbeitenden Industrie zu verzeichnen. Die stärksten 
absoluten Abgänge unter den anderen zehn Indu- 
striegruppen hatten im gleichen Zeitraum die Ernäh- 
rungsindustrie und die Sägewerke und holzbearbei- 
tende Industrie. 


1.1.3 Die größten tausend Unternehmen der In- 
dustrie 

Daß die Konzentration in der deutschen Industrie 
zugenommen hat, ergibt sich aus dem Anstieg der 
Umsatzanteile der größten Zehn aus dreißig Indu- 
striegruppen. Diese Unternehmen sind unterschied- 
lich groß und nicht immer identisch mit den größten 
Unternehmen der gesamten Industrie. 

Deshalb sind, unabhängig von ihrer Einordnung 
in eine Industriegruppe, auch die nach ihrem indu- 
striellen Umsatz größten Unternehmen der Gesamt- 
industrie in die Erhebungen einbezogen worden. Zu 
prüfen war u. a. die Frage, ob sich, bezogen auf die 
gesamte Industrie, die Umsätze auf die Größten 
konzentriert haben und damit ihre Bedeutung zu- 
genommen hat. Zum Kreis der tausend Größten ge- 
hörten 1960 alle Unternehmen mit einem indu- 
striellen Umsatz von mindestens 32 Millionen DM, 
während für 1954 die Untergrenze bei 20 Millionen 
DM lag. 

Bemerkenswertes Ergebnis war, daß innerhalb 
der deutschen Industrie eine kleine Gruppe von 
fünfzig Unternehmen eine überragende Stellung ein- 
nimmt: diese Gruppe der größten Fünfzig hatte 1960 
einen Anteil von 22,8 ®/o des industriellen Umsat- 
zes. Nur fünfzig Industrieunternehmen bestritten 
damit 1960 mehr als ein Fünftel des industriellen 
Gesamtumsatzes. 

Die größten Fünfzig des Jahres 1954 hatten 
17,7 ®/o der industriellen Umsätze auf sich vereinigt. 
Es ist also für den Untersuchungszeitraum eine Kon- 
zentration von Umsätzen bei der Gruppe der je- 
weils größten Fünfzig festzustellen. 

Diese Spitzengruppe der Fünfzig setzte sich über- 
wiegend aus Unternehmen des Fahrzeugbaus, der 
Mineralölverarbeitung, der chemischen, der elektro- 
technischen und Eisen schaffenden Industrie zusam- 
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men. Es waren also Unternehmen von Wachstums- 
industrien und die besonderen Verhältnisse in der 
Eisen schaffenden Industrie — Umstrukturierung und 
Erweiterung von Unternehmen — , die diese Ent- 
wicklung der Fünfzig beeinflußt haben. Bei den an- 
deren neunhundertfünfzig Unternehmen von den 
Tausend war die Entwicklung des Umsatzanteils ins- 
gesamt rückläufig. Nur infolge der außerordent- 
lichen Steigerung des Anteils der größten Fünfzig 
um 5,1 Punkte zwischen 1954 und 1960 konnte auch 
die Gesamtheit der Tausend ihren Anteil am indu- 
striellen Umsatz von 52,6 Vo auf 55,4 % erhöhen. 

Aus den Umsatzanteilen der größten Industrie- 
unternehmen können indessen auch deshalb keine 
Rückschlüsse auf ihre Marktstellung im Inland ge- 
zogen werden, weil die industriellen Umsätze auch 
Ausfuhrumsätze, die nach der Zusammensetzung der 
Gruppe der Größten gerade bei ihnen hoch sind, 
enthalten. Es betrug der Anteil der größten Fünfzig 
am deutschen Export 1960 etwa 29 Vo, der Tausend 
insgesamt etwa 60 Vo. Somit nahmen die Großen 
auch in der Ausfuhr eine hervorragende Position 
ein. 


1.1.4 Die größten hundert Unternehmensverbin- 
dungen der Industrie 

1.1.41 Umsätze, Ausfuhr und Beschäftigte 

Stand und Entwicklung der Großen der Industrie 
sind mit den Zahlen über die größten Zehn in den 
Industriegruppen und über die Tausend der ge- 
samten Industrie den wirtschaftlichen Verhältnissen 
entsprechend nicht ausreichend dargestellt. Denn 
alle bisher genannten Zahlen betreffen Unterneh- 
men, also rechtlich selbständige Einheiten, wobei 
sämtliche Verbindungen zwischen ihnen, die zu der 
Annahme eines mehr oder weniger gesteuerten 
Verhaltens auf den Märkten führen, außer acht blei- 
ben. Diese Verbindungen sind in der Vielfalt ihrer 
Erscheinungsformen statistisch nicht zu erfassen und 
darzustellen. Um jedoch ein annähernd zutreffendes 
Bild zu gewinnen, sind die größten Hundert der In- 
dustrie unter Berücksichtigung ihrer Kapitalbeteili- 
gungen ermittelt worden. Es wurde dabei von den 
Gestaltungsmöglichkeiten ausgegangen, wie sie nach 
Aktienrecht mit Kapitalbeteiligungen verschiedener 
Höhe verbunden sind. Folglich konnte unterstellt 
werden, daß von einer einfachen Kapitalmehrheit 
an, d. h. einer Beteiligung von mehr als 50 ®/o, ein 
Beherrschungsverhältnis vorliegt. Auf dieser Ab- 
grenzung lag daher das Schwergewicht der Unter- 
suchung. 

Durch Zusammenfassung von kapitalmäßig ver- 
bundenen Unternehmen nach der Abgrenzung über 
50 Vo sind für die jeweils hundert größten Einheiten 
der Jahre 1954 und 1960 der Industrie Anteile am 
industriellen Umsatz festgestellt worden, die je- 
weils um etwa ein Drittel über denen der größten 
hundert rechtlich selbständigen Unternehmen lagen. 
Der Umsatzanteil der jeweils hundert größten Un- 
ternehmensverbindungen — von denen die hun- 
dertste 1954 163 Millionen DM, 1960 260 Millionen 
DM industriellen Umsatz hatte — betrug; 


1954 33,6 Vo 

1960 38,8%. 

Auf die größten Hundert des Jahres 1960 entfiel 
also ein höherer Umsatzanteil; danach hat die Kon- 
zentration in der Industrie zugenommen. 

In den industriellen Umsätzen der größten Hun- 
dert sind ebenfalls Ausfuhren enthalten. Ein Ver- 
gleich der Angaben von 1954 und 1960 zeigt die zu- 
nehmende Bedeutung der jeweils Größten der Indu- 
strie im deutschen Export: sie bestritten 1954 40% 
und im Jahre 1960 die Hälfte der Ausfuhr. 

Die Inlandsumsätze und die Exporte, die die Hun- 
dert 1960 ausgewiesen haben, wurden mit einem 
Anteil an den Beschäftigten der Industrie von 

1954 27,4% 

1960 31,2% 

erzielt. Jeder dritte Arbeitnehmer der Industrie war 
somit im Bereich der größten Hundert tätig. 

1.1.42 Umsatzschwerpunkte der größten hundert 
Unternehmensverbindungen 

Für die größten Hundert des Jahres 1954 und des 
Jahres 1960 ist untersucht worden, in welchen In- 
dustriebereichen ihr Umsatzschwerpunkt lag. Es er- 
gab sich folgendes Bild: 

1954 1960 


Kohlebergbau und Eisen schaffende 

Industrie 33 24 

Nahrungs- und Genußmittelindustrie . . 10 13 

Chemie 10 11 

Fahrzeug- und Motorenbau 7 8 

Elektrotechnik 7 8 

Mineralöl 6 7 

Maschinenbau 5 6 

NE-Metall-Industrie 4 4 

Sonstige Industriebereiche 14 12 

kein eindeutiger Schwerpunkt (darunter 
auch mehrere personenbezogene Un- 
ternehmensverbindungen) 4 7 


100 100 

In den Wachstumsindustrien Chemie, Fahrzeug- 
bau, Elektrotechnik und Mineralölverarbeitung hat- 
ten 1960 insgesamt 34 von den Hundert den Schwer- 
punkt ihrer industriellen Tätigkeit. Bemerkenswert 
ist auch, wie zahlreich Unternehmensverbindungen 
aus der Nahrungs- und Genußmittelindustrie unter 
den Hundert anzutreffen sind. Unter ihnen befinden 
sich nicht nur Konzerne der Ernährungs-, sondern 
auch der tabakverarbeitenden Industrie. 

Von spezieller Bedeutung blieben die Unterneh- 
mensverbindungen des Montanbereichs. Von den 
hier für das Jahr 1960 aufgeführten 24 Unterneh- 
mensverbindungen zählten 18 auch zum Kreis der 
20 größten Unternehmensverbindungen der Indu- 
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striegruppe 27, der Eisen schaffenden Industrie. Für 
sie ist in einer gesonderten Untersuchung festge- 
stellt worden, wie sich ihr industrieller Umsatz auf 
die verschiedenen Industriegruppen verteilt. Dabei 
war neben dem Bestreben, sich zur Sicherung der 
Rohstoffbeschaffung in der Zeit der Kohleknappheit 
verstärkt im Bergbau zu betätigen, erkennbar, daß 
der Anteil an den Umsätzen in der weiterverarbei- 
tenden Industrie gestiegen ist. Außerdem wurden 
von diesen Unternehmensverbindungen eigene Han- 
delsorganisationen zunehmend in den Absatz ein- 
geschaltet. Gerade am Beispiel der Eisen schaffen- 
den Industrie werden Strukturveränderungen deut- 
lich, auf die noch einzugehen sein wird. 


1.1.5 Zur Marktstellung der größten Unterneh- 
men und Unternehmensverbindungen 

Die bisher dargestellten Umsatzanteile der größ- 
ten zehn Unternehmen aus 30 Industriegruppen, 
der größten 1000 Unternehmen und der größten 100 
Unternehmensverbindungen der gesamten Industrie 
lassen, wie § 1 Abs. 2 KonzG verlangt, ihre Bedeu- 
tung in den verschiedenen „Wirtschafts berei- 
chen" erkennen. Die Stellung dieser Unterneh- 
men und Unternehmensverbindungen auf einzel- 
nen Märkten ist jedoch aus diesen Zahlen nicht zu 
erkennen. 

Eine breite statistische Berechnung von Markt- 
anteilen über die ganze Industrie hinweg ist mit 
Hilfe der amtlichen Statistik nicht möglich, weil die 
dafür in Frage kommende vierteljährliche Produk- 
tionserhebung bei der Industrie mit etwa 5000 Wa- 
renarten bei weitem nicht tief genug gegliedert ist, 
von wenigen Ausnahmen, wie Tabakerzeugnissen, 
Bier oder Zement abgesehen. Weitere Vorausset- 
zung für die Ermittlung von Marktanteilen ist die 
Kenntnis des gesamten Umsatzes eines Erzeugnis- 
ses im Inland. Hierfür ist aber nicht nur die Kennt- 
nis der inländischen Produktion nach Menge oder 
Wert und der Lagerbewegung erforderlich, sondern 
auch die der Einfuhr, die zugerechnet, und die der 
Ausfuhr, die abgesetzt werden muß. Die Außenhan- 
delsstatistik ist ebenfalls zu wenig unterteilt und 
stimmt hinsichtlich ihrer Aufgliederung nicht mit der 
Produktionsstatistik überein. Die inländische Markt- 
versorgung kann somit nur bei wenigen Erzeugnis- 
sen aus der amtlichen Statistik berechnet werden. 

Auch bei einer genügend tiefgehenden Aufglie- 
derung der Statistik würde aber eine Berechnung 
von Marktanteilen vor allem deswegen scheitern, 
weil die amtliche Statistik nichts über die Aus- 
tauschbarkeit der Erzeugnisse aussagen kann. Da- 
von abgesehen kann der in Frage kommende (rele- 
vante) Markt innerhalb des Bundesgebietes oft 
schwer räumlich abgegrenzt werden. 

Deshalb lag das Schwergewicht der Untersuchung 
auf einer Darstellung der Bedeutung von Unterneh- 
men und Unternehmensverbindungen in den ver- 
schiedenen Wirtschaftsbereichen, hier als Industrie- 
gruppen aufgefaßt. 

Es sind allerdings nicht nur die Umsatzanteile der 
größten Zehn von 30 Industriegruppen ermittelt 


worden, sondern beispielhaft auch die Anteile der 
zehn größten Hersteller (Unternehmen) an der Ge- 
samtproduktion je einer wichtigen Warenart aus 
den 30 untersuchten Industriegruppen (vgl. ausführ- 
lichen Bericht über die Industrie-Untersuchung). 

Die Unmöglichkeit, über die ganze Breite der In- 
dustrie Marktanteile statistisch zu ermitteln, und 
damit auch Aussagen über das Vorhandensein 
marktbeherrschender Unternehmen im Sinne des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
(GWB) zu machen, ist im übrigen bekannt. Die Bun- 
desregierung hat deshalb auf Grund der mit dem 
Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen gemach- 
ten Erfahrungen in ihrem „Bericht über Änderungen 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen"^) 
vorgeschlagen, die Anzeigepflicht für Unterneh- 
menszusammenschlüsse außer an einen Marktanteil 
von 20 Vo oder mehr auch an absolute Größenmerk- 
male zu binden. Die Anzeigepflicht wurde vorge- 
sehen für Unternehmen mit 


100 Millionen DM 
3 000 

20 Millionen DM 
75 Millionen DM 


oder mehr Umsatz, 
oder mehr Beschäftigten, 

oder mehr Grund- oder 
Stammkapital oder 

oder mehr Bilanzsumme. 


Bei der Befragung der tausend größten Industrie- 
unternehmen sind Unterlagen über Umsatz und Be- 
schäftigte angefordert worden. Die folgende Über- 
sicht gibt Aufschluß, bei wie vielen dieser Unterneh- 
men die genannten Größenmerkmale vorliegen. 

Im Jahre 1960 wären danach 356 Industrieunter- 
nehmen verpflichtet gewesen, dem Bundeskartell- 
amt bei Beteiligung an einem Unternehmenszusam- 
menschluß Mitteilung zu machen. Diese Zahl wäre 
höher, wenn statt der Industriezahlen der Gesamt- 


zahl der Unternehmen unter den 1000 größten mit 
einem industriellen Umsatz von mindestens 100 
Millionen DM und/oder mindestens 3000 industriell 
Beschäftigten 

(1960) 


Merkmal 

Zahl der 
Unter- 
nehmen 

Industrieller Umsatz 100 Millionen 
DM oder mehr 

281 

Industriell Beschäftigte 3000 
oder mehr 

292 

Industrieller Umsatz 100 Millionen 
Mindestumsatz 

oder 

3000 Beschäftigte und mehr 

356 


Quelle: eigene Erhebungen 
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Umsatz der Unternehmen (einschließlich z. B. des 
Handelsumsatzes) und die Gesamtzahl der Beschäf- 
tigten zugrunde gelegt worden wären. 

Die Methoden, mit denen die Unternehmen ver- 
suchen, eine Vorstellung über ihre Marktstellung zu 
gewinnen, sind sehr unterschiedlich. Uber die Erfah- 
rungen bei den tiefergehenden Branchen- und den 
Konzernuntersuchungen wird im Einzelbericht über 
die Industrieuntersuchungen noch berichtet. 

1.1.6 Die Beteiligung der größten tausend Indu- 
strieunternehmen an Kartellen 

Im Herbst 1962 waren im Kartellregister insge- 
samt 93 Kartelle mit 2392 Mitgliedern erfaßt. Von 
den 1960 größten tausend Industrieunternehmen 
waren 221 Unternehmen Mitglieder von Kartellen. 
Von diesen 221 Unternehmen war ein Unternehmen 
Partner von vier, 12 Unternehmen waren Partner 
von drei und 37 Unternehmen Partner von zwei Ab- 
sprachen; 171 Unternehmen waren Mitglieder an 
einem Kartell. Insgesamt ergaben sich 285 Beteili- 
gungen der Tausend an Kartellen. 

An drei Rabattkartellen mit insgesamt acht Mit- 
gliedern waren ausschließlich Unternehmen aus 
dem Kreis der im Jahre 1960 tausend größten Unter- 
nehmen beteiligt. 32 weitere Kartelle hatten nur 
Mitglieder, die nicht zu den tausend größten Indu- 
strieunternehmen gehörten (insgesamt 413). An den 
übrigen 58 Kartellen waren neben 277 Mitgliedern 
aus dem Kreis der tausend größten Unternehmen 
1694 andere Mitglieder beteiligt. 


Unter den Mitgliedern von Konditionen- sowie 
Normen- und Typenkartellen befanden sich verhält- 
nismäßig wenige Großunternehmen. Stärker ist ihre 
Beteiligung jedoch an den Syndikaten. 

Die Untersuchungen haben im übrigen ergeben, 
daß die zahlreichen Möglichkeiten zwischenbetrieb- 
licher Zusammenarbeit gerade bei kleinen und mitt- 
leren Unternehmen nicht bekannt waren. 

1.1.7 Die Preisbindungen der zweiten Hand der 
größten tausend Industrieunternehmen 

Die Auswirkungen der Preisbindung der zweiten 
Hand auf die Konzentration in der Industrie und im 
Handel konnten nicht untersucht werden, jedoch ist 
das beim Bundeskartellamt geführte Preisbindungs- 
register ausgewertet worden. 

Bis Oktober 1962 hatten 1128 Unternehmen Ins- 
gesamt 114 706 Verkaufseinheiten zur Preisbindung 
angemeldet ^). 


0 Die Anmeldungen für mehr als 80 000 Kraftfahrzeug- 
ersatzteile wurden dabei nicht berücksichtigt. Wegen 
der Begriffsbestimmung vgl. Bericht des Bundeskartell- 
amtes über seine Tätigkeit im Jahre 1959 sowie über 
Lage und Entwicklung auf seinem Aufgabengebiet 
(BT-Drucksache der 3. Wahlperiode 1795, Seite 114), 
wo es heißt: „...wurde jede selbständige Verkaufs- 
einheit einer Ware mit eigenem gebundenem Preis 
gezählt. Verkaufseinheiten einer Ware, die sich durch 
Menge, Größe, Ausstattung usw. unterscheiden, wur- 
den also als mehrere Preisbindungen angesehen." 


Beteiligung der im Jahre 1960 1000 größten Industrieunternehmen an den registrierten 

Kartellabsprachen 

Stand des Registers: Herbst 1962 


Kartellarten 

§§ GWB 

Zahl der 

Kartellabsprachen 

Zahl der Mitglieder 

ins- 

gesamt 

darunter mit 
Mitgliedern 
aus dem 
Kreis der 
1000 größten 
Unter- 
nehmen 

ins- 

gesamt 

darunter 
aus dem 
Kreis der 
1000 größten 
Unter- 
nehmen 

Konditionen-Kartelle 

2 

30 

16 

919 

84 

Rabatt-Kartelle 

3 

20 

17 

322 

52 

Konditionen- und Rabatt-Kartelle 

2, 3 

11 

8 

127 

29 

Normen- und Typen-Kartelle 

5 Abs. 1 

2 

2 

603 

19 

Spezialisierungs-Kartelle 

5 Abs. 2 

3 

1 

7 

1 


5 Abs. 2 





Syndikate 

und 3 

15 

8 

243 

62 

Ausfuhr-Kartelle 

6 Abs. 2 

10 

7 

127 

33 

Einfuhr-Kartelle 

7 

2 

2 

44 

5 

Summe . . . 

1 

1 93 

1 61 

2 392 

[ 285 


Quelle : eigene Erhebungen 
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Der größte Teil der Anmeldungen entfiel auf we- 
nige Unternehmen: fünfzig Anmelder vereinigten 
fast 55 ^^0 der angemeldeten Verkaufseinheiten auf 
sich. Es waren hauptsächlich Hersteller von Erzeug- 
nissen der feinmechanischen und optischen Indu- 
strie, der Eisen-, Blech- und Metallwarenindustrie, 
der Ernährungsindustrie und der Textilindustrie. 

Von den im Jahre 1960 größten tausend Industrie- 
unternehmen haben nur 158 Unternehmen insgesamt 
47 389 Verkaufseinheiten angemeldet. 

Zur Preisbindung angemeldete Verkauf seinheiten^) 
der im Jahre 1960 1000 größten Industrie- 
unternehmen 

Stand: Oktober 1962 


Größenklasse der 
Anmelder nach der 
Anzahl der 
Verkauf seinheiten 

Zahl der 
anmel- 
denden 
Unter- 
nehmen 

Angemeldete 

Verkaufseinheiten 

Zahl 

«/o 2) 

1 bis 50 . . 

83 

1 316 

Ul 

51 bis 250 . . 

45 

5 353 

4,7 

251 bis 500.. 

8 

3 135 

2,7 

501 bis 1 000 . . 

12 

8 153 

7,1 

1 001 bis 2 500 . . 

6 

10 290 

9,0 

2 501 bis 5 000 . . 

2 

5 537 

4,8 

über 5 000 . . 

2 

13 605 

H,9 

Summe . . . 

158 

47 389 

41,3 


Quelle; eigene Erhebungen 

1) ohne Kraftfahrzeugersatzteile 

2) der Gesamtzahl aller bis Oktober 1962 einigetragenen 
Verkaufseinheiten (ohne Kraftfahrzeugersatzteile). 

Zehn dieser 158 Unternehmen hatten jeweils mehr 
als 1000 Preisbindungen angemeldet, insgesamt 
29 432, das waren mehr als 25 Vo aller Verkaufsein- 
heiten. 

Die anderen 67 317 Verkaufseinheiten sind außer 
von kleineren Industrieunternehmen auch von aus- 
ländischen Herstellern und ihren inländischen Nie- 
derlassungen angemeldet worden. 


1.2 Nachteile mittlerer und kleiner Industrie- 
unternehmen 

Es ist versucht worden, mit verschieden angeleg- 
ten Untersuchungen die hauptsächlichen Nachteile 
mittlerer und kleiner Industrieunternehmen zu er- 
mitteln, die die Ursachen für eine gegenüber den 
Großen zurückbleibende Entwicklung sein können. 

In der zur Verfügung stehenden Zeit konnten nur 
wenige Branchen untersucht werden. Die Wahl fiel 
auf die Automobil-, die Kraftrad-, die fotochemische, 
die pharmazeutische, die Kondensmilch- und die 
Zigarettenindustrie, Dabei zeigte sich, daß die 


Nachteile mittlerer und kleiner Unternehmen und 
ihr Gewicht in den einzelnen Industriezweigen sehr 
verschieden sind. 

über die Finanzierung und die Unternehmensfüh- 
rung, die sich bei allen Untersuchungen als wichtige 
Probleme mittlerer und kleiner Unternehmen her- 
ausstellten, wird anschließend zusammengefaßt be- 
richtet. 

Wegen ihrer Bedeutung sind die Forschung so- 
wie Unfang und Wirkung des vom Staat für For- 
schungsergebnisse verliehenen Patentschutzes in 
eine Sonderuntersuchung einbezogen worden. Auch 
sie hat Nachteile der mittleren und kleinen Unter- 
nehmen der Industrie gezeigt. 


L2.1 Ergebnisse der Untersuchungen in ausge- 
wählten Branchen 

1.2.11 Automobilindustrie (Pkw-Hersteller) 

Die Zahl der Hersteller von Personen- und Kom- 
binationskraftwagen ist von 12 im Jahre 1951 auf 
14 im Jahre 1961 gestiegen. 13 Unternehmen haben 
von 1951 bis 1961 die Herstellung von Personen- 
und Kombinationskraftwagen aufgenommen. 12 Un- 
ternehmen haben die Produktion auf gegeben; dar- 
unter befanden sich neun, die sie seit 1951 neu an- 
gefangen hatten. 

Der Anteil der jeweils fünf größten Pkw-Herstel- 
ler an der Zahl der hergestellten Personen- und 
Kombinationskraftwagen hat sich unter Berücksich- 
tigung der Tochtergesellschaften von 1951 bis 1961 
von 91,2 ^/o auf 92,6 ^/o erhöht. 

Für die Beurteilung der Wettbewerbsverhältnisse 
zwischen großen, mittleren und kleinen Unterneh- 
men haben sich für den Berichtszeitraum folgende 
Gesichtspunkte als wesentlich herausgestellt: 

1. Eine Serie muß eine gewisse Mindestgröße 
haben, damit die Kosten im Marktpreis noch ge- 
deckt werden können. Kostennachteile durch 
kleine Serien können im begrenzten Umfang 
durch geschickte Unternehmensführung ausge- 
glichen werden. 

2. Der höhere Forschungsaufwand der großen Un- 
ternehmen hat den kleineren Unternehmen bis- 
her keine erkennbaren Nachteile gebracht. 

3. Das Verkaufs- und Kundendienstnetz kleinerer 
Unternehmen ist weniger dicht als das großer 
Unternehmen. Daraus ergeben sich Nachteile für 
den Verkauf. 

4. Im Gegensatz zu großen können kleinere Unter- 
nehmen Ausschließlichkeitsbindungen bei Händ- 
lern und Werkstätten nur teilweise durchsetzen, 
was sich nachteilig auf die Intensität des Ver- 
kaufs und die Leistungsfähigkeit der Werkstät- 
ten auswirkt. 

1.2.12 Kraftradindustrie 

Der Produktionswert der Kraftradindustrie betrug 
1951 362 Millionen DM. Er verdoppelte sich etwa 
bis 1955 und sank bis 1958 scharf ab bis unter den 
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Stand von 1951, dann erholte er sich bis 1960 auf 
415 Millionen DM. Die Zahl der Unternehmen be- 
trug 1951 43, 1960 22. Im Berichtszeitraum haben 
49 Unternehmen die Erzeugung von Krafträdern 
aufgenommen; 70 haben sie eingestellt. Davon 
haben sich 44 Unternehmen auf andere Erzeugnisse 
umgestellt, 14 sind untergegangen, das Schicksal der 
restlichen 12 Elnternehmen ist nicht bekannt. 

Der Anteil der jeweils zehn größten Unterneh- 
men am Produktionswert erhöhte sich von 1954 bis 
1960 von 71,0 auf 77,7 Uo. Bei der Untersuchung 
wurden folgende Nachteile von kleinen gegenüber 
großen Unternehmen festgestellt: 

1. Im Absatz hatten mittlere und große Unterneh- 
men den Vorteil, daß sie über Vertragseinzel- 
händler verkaufen konnten, die kleinen dagegen 
den Großhandel einschalten mußten. Dabei er- 
gab sich für die Kleinen insbesondere der Nach- 
teil, daß sie bei Rückgang der Nachfrage einem 
stärkeren Preisdruck ausgesetzt waren. 

2. Käufer von Krafträdern scheinen grundsätzlich 
bekannten Markennamen vor weniger bekann- 
ten den Vorzug zu geben, was sich solange auf 
den Absatz kleiner Unternehmen nicht nachtei- 
lig auswirkte, als ein Nachfrageüberhang be- 
stand. Als jedoch die ersten Konkurse in der 
Zweiradindustrie bekannt wurden, zogen die 
Käufer Zweirad-Marken von großen Herstellern 
denen von kleinen eindeutig vor, weil sie den 
Kundendienst und die Ersatzteilversorgung lang- 
fristig besser gesichert glaubten. 

Bei der Untersuchung sind Sanierungshilfen 
(Schuldennachlässe, Zahlungsaufschübe) der Banken 
und der Lieferer nur bei großen Unternehmen fest- 
gestellt worden. Ob solche Hilfen in gleichem Um- 
fange auch kleinen Unternehmen gewährt oder ver- 
weigert wurden, konnte nicht mehr geklärt werden. 

Auf das Schicksal der einzelnen Unternehmen hat- 
ten nicht nur die Unternehmensgröße, sondern auch 
die Geschicklichkeit und Voraussicht der Unterneh- 
mensführung wesentlichen Einfluß. Es ist aber da- 
von auszugehen, daß die anfängliche Abnahme und 
spätere Zunahme der Konzentration durch Verände- 
rung der Nachfrage, insbesondere durch ihre 
Schrumpfung, gefördert wurde. 

1 . 2.13 Fotochemische Industrie 

Die Zahl der inländischen Unternehmen in der 
fotochemischen Industrie hat 1954 und 1960 unver- 
ändert 14 betragen. Jedoch haben in diesem Zeit- 
raum Hersteller fotochemischer Erzeugnisse die Ka- 
pitalmehrheit oder sämtliche Anteile von minde- 
stens fünf anderen fotochemischen Industrieunter- 
nehmen erworben; von diesen gerieten drei in den 
Einflußbereich eines Unternehmens. Der schon frü- 
her außerordentlich hohe Konzentrationsgrad der 
inländischen Produktion hat sich damit noch weiter 
erhöht. Aber die Marktstellung der inländischen 


Darin sind nicht mitgezählt die Unternehmen, die nur 
Chemikalien für die Aufarbeitung belichteten Mate- 
rials hersteilen. 


Unternehmen ist durch das Angebot aus dem Aus- 
land stark beeinflußt worden; der Anteil der Ein- 
fuhr an der inländischen Marktversorgimg fotoche- 
mischer Erzeugnisse insgesamt betrug 1960 bereits 
mehr als ein Viertel. 

Bei der Untersuchung stellten sich folgende Nach- 
teile mittlerer und kleinerer wirtschaftlich selbstän- 
diger Unternehmen gegenüber großen heraus: 

1. Die Forschung (insbesondere Grundlagenfor- 
schung) und die wirtschaftliche Nutzung ihrer 
Ergebnisse haben ausschlaggebende Bedeutung 
für die Erschließung neuer yknwendungsgebiete 
(Farbfilme, Kopiertechnik, Kunststoffunterlagen), 
aber auch für die verbesserte und verbilligte 
HerGlellung herkömmlicher Erzeugnisse. Patente 
beeinflußten entscheidend die Entwicklung der 
Unternehmen. Durch Lizenzverweigerungen sind 
mittlere und kleine Unternehmen behindert wor- 
den. 

2. Die Hersteller von Filmmaterial waren hinsicht- 
lich einiger Zwischenprodukte abhängig von 
ihren Lieferern. In einigen Fällen haben diese 
und mit ihnen befreundete andere Hersteller Lie- 
ferungen verweigert. Diese Liefersperren wirk- 
ten sich besonders erschwerend auf die Entwick- 
lung selbständiger kleiner und mittlerer Unter- 
nehmen aus. 

3. Zwischenprodukte wurden von Großunterneh- 
men den mit diesen verbundenen Mittel- und 
Kleinunternehmen z. T. erheblich billiger als 
selbständigen kleinen und mittleren Unterneh- 
men verkauft. 

4. Die großen Unternehmen hatten ein breiteres 
Sortiment als die kleinen, was u. a. den Vorteil 
hatte, daß die Massenwerbung unter dem Namen 
des Unternehmens (z. B. für Amateurfilme) auf 
die anderen Erzeugnisse (z. B. für die Kopiertech- 
nik) ausstrahlte. 

Die Stärke der großen Unternehmen kam auch 
darin zum Ausdruck, daß sie niedrigere Umsatzboni 
geben konnten als kleinere Unternehmen und daß 
sie niedrigere Preise kleinerer Hersteller in be- 
stimmtem Ausmaß zuließen. 

1 . 2.14 Pharmazeutische Industrie 

Von den im systematischen Warenverzeichnis er- 
faßten Pharmazeutika ^) sind nur die sogenannten 
„Sonstigen human-pharmazeutischen Spezialitäten" 
Gegenstand der Untersuchung gewesen. 


^) Hierzu gehören: 

Pharmazeutische Chemikalien; Desinfektionsmittel; 
Alkaloide, Glykoside und deren Salze; Vitamine und 
Hormone; Antibiotika; Sera und Impfstoffe; human- 
pharmazeutische Spezialitäten; Drogen sowie Extrakte 
pflanzlicher und tierischer Herkunft; homöopathische 
und biochemische Präparate; dcntalmedizinische und 
dentaltechnische Erzeugnisse; veterinär-pharmazeu- 
tische Erzeugnisse; sonstige anderweitig nicht ge- 
nannte chemisch-pharmazeutische Erzeugnisse; äthe- 
rische öle und Riechstoffe; künstliche Süßstoffe. 
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Die Gesamtzahl der Unternehmen ist aus der 
Bundes-Statistik nicht bekannt, die Zahl der Be- 
triebe, die nach der Produktionserhebung sonstige 
human-pharmazeutische Spezialitäten hersteilen, hat 
sich von 1954 bis 1960 von 322 auf 348 erhöht. Nach 
eigenen Erhebungen ist der Anteil der zehn größten 
Erzeuger (Unternehmen) am Produktionswert son- 
stiger human-pharmazeutischer Spezialitäten in der 
gleichen Zeit von 42,2 ®/o auf 44,2 gestiegen. 

Im Einkauf wurden neben den üblichen Mengen- 
rabatten keine Vor- oder Nachteile kleiner gegen- 
über großen Unternehmen, insbesondere keine Lie- 
ferverweigerungen festgestellt, auch wenn sich der 
betreffende Lieferer selbst in der Weiterverarbei- 
tung betätigte. Auf den meisten Beschaffungsmärk- 
ten herrschte ein lebhafter Wettbewerb zwischen 
den — z. T. ausländischen ■ — Anbietern. 

Die Fertigung ist, soweit sie nicht die Herstellung 
von Grundstoffen zum Gegenstand hat, wenig kapi- 
talintensiv. Es bestehen somit Zugangsmöglichkei- 
ten für mittlere und kleine Unternehmen. 

Grundlagenforschung ist nur großen und mittle- 
ren Unternehmen möglich. Wesentliche Nachteile 
daraus haben sich jedoch für kleinere Unternehmen 
bisher nicht feststellen lassen, da diese immer ge- 
nügend Betätigungsmöglichkeiten auf Gebieten hat- 
ten, die wenig Forschung voraussetzen. Bei den gro- 
ßen Unternehmen ist der Anteil neu entwickelter 
Arzneimittel größer als bei kleinen, jedoch war dar- 
aus bisher kein Nachteil für die kleinen zu erken- 
nen. 

Die Werbung für Arzneimittel, die durch gesetz- 
liche Vorschriften und freiwillige Bindung be- 
schränkt ist, wendet sich teils an Verbraucher, teils 
an Ärzte und Apotheker. Sie ist weniger wirksam 
als bei anderen Verbrauchsgütern, beispielsweise 
Zigaretten, weil überwiegend der Rat des Arztes 
oder Apothekers notwendig ist und diese der durch 
die Werbung empfohlenen Ware viel kritischer 
gegenüberstehen als die Käufer von anderen Ver- 
brauchsgütern. 

Greifbare Werbevorteile der Großen konnten bei 
der Untersuchung nicht festgestellt werden. 

Auch bei der Produktgestaltung und bei den Ver- 
triebswegen — rezeptpflichtige und ein Teil der an- 
deren Arzneimittel dürfen nur durch Apotheken 
vertrieben werden — ergaben sich keine nennens- 
werten Vorteile der Großen gegenüber den Kleinen. 
Die Vielfalt des Bedarfs läßt für die kleinen und 
mittleren Unternehmen ein genügendes Betäti- 
gungsfeld. 

Zur eingangs erwähnten Zunahme der Produk- 
tionsanteile der größten Hersteller von sonstigen 
hum.an-pharmazeutischen Spezialitäten dürfte bei- 
getragen haben, daß kleine Unternehmen mehr auf 
Regionalmärkte begrenzt sind als große, insbeson- 
dere einen geringeren Anteil ihrer Erzeugnisse ins 
Ausland verkaufen. 

1.2.15 Kondensmilchindustrie 

Die Zahl der Unternehmen, die Kondensmilch her- 
stellen, hat sich im Untersuchungszeitraum nicht 
wesentlich geändert. Der Anteil der vier größten 


Unternehmen an der Produktionsmenge hat sich von 
1954 bis 1960 von 73 auf 63 ^/o, am Produktions- 
wert von 75 ^/o auf 70 ^/o vermindert. 

Der einzige bedeutende Vorteil der größten Unter- 
nehmen besteht darin, daß sie für ihre Kondens- 
milch z. T. erheblich höhere Preise erzielen als die 
mittleren und kleinen Unternehmen. Der Preisvor- 
sprung betrug 1954 etwa 15 Vo und 1960 etwa 40 ®/o. 
Die beiden Kondensmilcherzeugnisse, Milch mit 
7,5 Voigem und mit lOVoigem Fettgehalt, sind hin- 
sichtlich ihres Fettgehalts und ihrer sonstigen Be- 
standteile gesetzlich normiert. Der Preisvorsprung 
dürfte daher weniger oder gar nicht auf bessere 
Qualität der Kondensmilch als vielmehr auf den 
weit höheren Werbeaufwand der großen Firmen 
zurückzuführen sein, der ihren Marken eine sehr 
starke Geltung beim Verbraucher verschafft hat. Der 
Mehrerlös durch höhere Preise wurde bei den unter- 
suchten Unternehmen nur z. T. durch den höheren 
Werbeaufwand aufgezehrt. 

Die Marktstellung der größten Unternehmen hat 
sich aber im Untersuchungszeitraum abgeschwächt. 
Das Vordringen der Produkte kleiner und mittlerer 
Kondensmilchhersteller wurde gefördert durch den 
Absatz über große Unternehmen und Zusammen- 
schlüsse des Einzelhandels. 

Auf Wunsch von Großunternehmen des Handels 
wurde z. T. Kondensmilch desselben Herstellers mit 
verschiedenen Etiketten und Kondensmilch verschie- 
dener Hersteller mit gleichen Etiketten geliefert. 
Die Handelsmarken sind gegenüber den Hersteller- 
marken im Vordringen begriffen. 

1.2.16 Zigarettenindustrie 

Allein schon durch den Untergang von 41 Unter- 
nehmen, unter denen sich kein großes Unterneh- 
men befand, geht hervor, daß in diesem Industrie- 
zweig kleine und mittlere Unternehmen im Nachteil 
waren. Von 1951 bis 1960 sind zehn Unternehmen 
mit einem Produktionsanteil von insgesamt 14 Vo 
infolge Erwerbs durch andere Zigaretten-Unterneh- 
men ausgeschieden und weitere 31 Unternehmen 
mit einem Marktanteil von zusammen 2 ®/o — über- 
wiegend mit staatlicher Hilfe — aufgelöst worden. 

Der derzeitige sehr hohe Konzentrationsgrad in 
der Zigarettenindustrie ist nicht technisch bedingt; 
dies ergibt sich schon daraus, daß Großunternehmen 
in mehreren Örtlich getrennten Betrieben produzie- 
ren. 

Der hohe Konzentrationsgrad ist im wesentlichen 
auf den ausschlaggebenden Einfluß der Werbung 
zurückzuführen, die sich aus folgenden Gründen für 
die Kleinen nachteilig ausgewirkt hat: 

1. Innerhalb der wenigen unterscheidbaren Ge- 
schmacksrichtungen sind die Qualitätsunter- 
schiede zwischen den Zigaretten gering. Der 
Verbraucher kann die Erzeugnisse der einzelnen 
Hersteller innerhalb des gleichen Mischungstyps 
qualitätsmäßig meistens nicht mehr unterschei- 
den und greift daher zum Markenbild als Unter- 
scheidungsmerkmal. 
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2. Durch die Werbung der Großen werden kleine 
Märkte vernichtet und große Märkte geschaffen, 
was bei der Zigarette besonders leicht möglich 
ist, weil die Raucherwünsche wenig individuell 
sind. Die Schaffung großer Märkte kommt dem 
Wunsch des Verbrauchers entgegen, „seine" 
Marke im ganzen Bundesgebiet zu erhalten. Eine 
regionale Marke ist einer im ganzen Bundesge- 
biet erhältlichen Marke bei der Werbung weit- 
aus unterlegen (Fernsehen, Rundfunk, Anzeigen 
in überregionalen Blättern). 

3. Die Werbewirkung wächst erfahrungsgemäß bis 
zu einer gewissen Grenze mit zunehmendem 
Werbeaufwand überproportional. Das kleine 
Unternehmen kann für die Werbung nur einen 
viel geringeren Betrag ausgeben als das Groß- 
unternehmen, insbesondere, weil die Werbung 
nur aus eigenen Mitteln finanziert werden kann. 

4. Das Risiko einer Einführungswerbiing für eine 
neue Marke kann ein Großunternehmen leichter 
tragen als ein kleines. 

5. Die Wirkung der Werbung wird noch verstärkt 
durch die Bedeutungslosigkeit anderer Wettbe- 
werbselemente, insbesondere durch das Fehlen 
des Preiswettbewerbs und durch den weitgehen- 
den Wegfall des Qualitätswettbewerbs. 

Außerdem machen sich noch folgende Umstände 
für die kleinen Firmen nachteilig bemerkbar; 

Der Vertriebsapparat für eine im ganzen Bundes- 
gebiet erhältliche Marke ist für kleine Unternehmen 
zu teuer (Auslieferungslager). 

In den letzten Jahren sind mehrere Betriebe in 
Berlin errichtet oder dorthin verlegt worden, um die 
damit verbundenen Steuervergünstigungen auszu- 
nutzen; dies war für kleine Unternehmen schwerer 
als für große. 

Es wurden Fälle festgestellt, in denen kleine 
Unternehmen wegen des hohen Kapitalbedarfs für 
die Rationalisierung des Betriebes auf die Fortfüh- 
rung der Zigarettenerzeugung verzichteten und eine 
anderweitige Nutzung des Betriebsvermögens (z. B. 
durch Vermietung) vorgezogen haben. 

Vorteile kleiner Unternehmen durch günstigen 
Einkauf von Tabakposten, die für die großen Unter- 
nehmen zu klein sind, sowie durch Steuererleichte- 
rungen reichten offensichtlich bei weitem nicht aus, 
um die genannten Nachteile aufzuwiegen. 


1.2.2 Die Beziehungen zwischen Zulieferern und 
Abnehmern 

In den Diskussionen über Fragen der Konzentra- 
tion und ihrer Wirkungen ist immer wieder auf die 
Gefährdung der wirtschaftlichen Unabhängigkeit 
von Mittel- und Kleinunternehmen durch zu enge 
Lieferverflechtung mit anderen, vor allem Groß- 
unternehmen, hingewiesen worden. Als Beispiel 
wurde besonders die Automobilindustrie erwähnt. 

Stichproben haben ergeben, daß im Durchschnitt 
12 W bis 15 Vo der Zulieferer der untersuchten Auto- 
mobilhersteller mehr als die Hälfte ihres Umsatzes 


; an einen Abnehmer liefern. Ein Teil der Zulie- 
ferer ist somit ziemlich eng mit dem wirtschaftlichen 
Geschick seiner Abnehmer verbunden. 

Hinsichtlich der Abhängigkeit der Abnehmer von 
i ]i r e n Z Li I ' e f r e r n k a n n d i e IJ n t e r s cli e i d ung wi cht i g s ei n 
zwischen Zulieferern, die patentierte, und solchen, 
die ungeschützte Erzeugnisse hersteilen. Teilweise 
i haben große, aber auch mittlere Zulieferer bei 
' patentierten Erzeugnissen eine starke Marktstel- 
liing. 

Beklagt wurde, daß Großunternehmen die Eigen- 
j fertigung ungeschützter Erzeugnisse ohne Ankündi- 
I gung selbst aufnehmen. Von einem Betroffenen 
I wurde eine Regelung vorgoschlagen, die vorsieht, 

‘ daß in derartigen Fällen den Zulieferern die Mög- 
lichkeit rechtzeitig eingeräumt werden müßte, eine 
Umstellung ihrer Fertigung auf andere Erzeugnisse 
vorzunehmen. Die Untersuchung hat ergeben, daß 
sich aus technischen Gründen Zulieferer und Abneh- 
mer oft längerfristig aufeinander einstellen müssen 
und daß der überraschende Entzug von Aufträgen, 
die einen beträchtlichen Teil des Gesamtumsatzes 
des Zulieferers ausmachen, nur selten vorgekommen 
ist. Es kam auch vor, daß Großunternehmen zur 
Erhöhung der Übersichtlichkeit des Unternehmens- 
aufbaus gewisse Fertigungen aufgeben und die 
Gründung neuer Zulieferunternehmen fördern. 
Dabei darf allerdings nicht übersehen werden, daß 
sich die Automobilindustrie im Untersuchungszeit- 
raum besonders stürmisch entwickelt hat, und daß 
die Unternehmen auf die Erhöhung ihres Ausstoßes 
mehr Wert gelegt haben als auf die Veränderung 
i ihrer Produktionstiefe. 

Die Untersuchung in der Kraftwagenindustrie hat 
also bestätigt, was der Streik der Metallarbeiter in 
Baden-Württemberg im Jahre 1963 gezeigt hat, daß 
nämlich die Abhängigkeit zwischen Lieferern und 
Kunden gegenseitig ist. 

I 1.2.3 Bemerkungen zur Finanzierung und Unter- 
nehmensiührung 

I Die Auswertung der Steuerbilanzen, die nicht für 
I alle tiefergehend untersuchten Unternehmen erho- 
j ben wurden, ließ keinen Zusammenhang zwischen 
ä der Unternehmensgröße und dem Anteil des Fremd- 
: kapitals am Gesamtkapital erkennen. Auch der 
Anteil der Fremdkapitalzunahme an der Gesamt- 
I kapitalzunahme im Untersuchungszeitraum ergab 
I keinen Zusammenhang mit der Unternehmensgröße. 

I Im übrigen können diese Verhältniszahlen nichts 
I darüber aussagen, ob die kleinen Unternehmen nicht 
I mehr Fremdkapital aufnehmen konnten oder woll- 
I ten. 

Aus einer Befragung mittlerer und kleiner Unter- 
I nehmen wurde auf Grund der Antworten von 68 
I ausgewählten Unternehmen der Industrie der Ein- 
i druck gewonnen, daß die Kreditversorgung durch 
I die Banken, insbesondere mit kurzfristigen Kredi- 
1 ten, in den letzten Jahren keine Schwierigkeiten 
I bereitet hat. Auch über die Kreditbedingungen 
1 wurde wenig Klage geführt. 
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über Anleihen und Schuldscheindarlehen haben j 
mittlere und kleine Unternehmen wenig fremde ! 
Mittel auf nehmen können: 

Die kleinste in den Jahren 1954 bis 1961 emittierte 
Anleihe belief sich auf 0,6 Millionen DM. So kleine 
Anleihen bildeten jedoch die Ausnahme, in der 
Hauptsache betrugen sie mehr als 30 Millionen DM; 
sie bewegten sich also in Größenordnungen, die nur 
für Großunternehmen in Frage kamen. 

Auch die Versicherungswirtschaft hat diese Finan- 
zierungslücke nicht geschlossen. Eine Untersuchung 
der von ihr gewährten Schuldscheindarlehen hat 
gezeigt, daß etwa 79 Vo der insgesamt von Versiche- 
rungen Ende 1960 direkt an Industrieunternehmen 
begebenen 3,3 Mrd. DM Schuldscheindarlehen auf 
die tausend größten Unternehmen der Industrie ent- 
fielen. 74,1 % der Darlehen haben die Versicherun- 
gen bei Unternehmen aus dem Kreis der hundert 
größten Unternehmensverbindungen untergebracht. 
Die direkt den Industrieunternehmen gewährten 
Schuldscheindarlehen kamen somit den größeren 
Industrieunternehmen zugute. Dies dürfte im we- 
sentlichen auf die. Vorschriften und die Genehmi- 
gungspraxis der Aufsichtsbehörde zurückzuführen 
sein. Zur Sicherung der Interessen der Versicherten 
wird die Genehmigung, Schuldscheindarlehen für 
den Deckungsstock zu verwenden, an bestimmte Be- 
dingungen hinsichtlich der Größe, Bonität und Kon- 
junkturunabhängigkeit der Darlehensnehmer ge- 
knüpft. 

Inwieweit die Schuldscheindarlehen an Kredit- 
institute — Bestand Ende 1960 1,1 Mrd. DM — zur , 
Finanzierung mittlerer und kleiner Unternehmen 
dienten, konnte nicht festgestellt werden. 

Die befragten 68 Industrieunternehmen waren in 
der Mehrzahl der Meinung, daß sie hinsichtlich der 
Selbstfinanzierung gegenüber den Großunterneh- 
men benachteiligt seien. Die Selbstfinanzierung 
werde ihnen vor allem dadurch erschwert, daß nach 
Zahlung der Einkommensteuer und den notwen- 
digen Entnahmen für die Lebensführung zu wenig 
für die Selbstfinanzierung verbleibe. 

Ein Zufluß von Eigenkapital ist den mittleren und 
kleinen Unternehmen aus anderen Quellen als dem 
Gewinn in der Regel nicht möglich. Sie haben nur in 
geringer Zahl die Rechtsform der Aktiengesellschaft, 
überwiegend handelt es sich bei ihnen um Einzel- 
unternehmen, Personengesellschaften oder Gesell- 
schaften mit beschränkter Haftung. Zusätzliches 
Eigenkapital kann daher meist nicht über die Börse 
durch Ausgabe von Aktien beschafft, sondern muß 
im Kreis der wenigen Gesellschafter gesucht oder 
durch Hereinnahme neuer Partner gefunden werden. 
Die neuen Gesellschafter müssen zu einer Geld- 
anlage bereit sein, die unter Umständen mit höhe- 
rem Risiko behaftet ist und weniger leicht als 
Grundbesitz, Anleihen und auch Aktien wieder ver- 
äußert werden kann. Als Anreiz müßte das kapital- 
nehmende Unternehmen eine entsprechende Ertrags- 
lage nachweisen können, umgekehrt müßte seitens 
des Kapitalanlegers auch die Bereitschaft bestehen, 
auf Gewinnausschüttungen gegebenenfalls zu ver- ’ 
zichten, um die Eigenkapitalbasis des Unternehmens 
laufend zu stärken. 


j Die Umwandlung in eine Aktiengesellschaft und 
! die Einführung der Aktien an der Börse würde die 
Beschaffung von Eigenkapital für mittelgroße Unter- 
nehmen vielfach erleichtern. Bemerkenswert ist 
jedoch, daß nur wenige Familienunternehmen in 
I den letzten Jahren die Rechtsform der Aktiengesell- 
schaft gewählt haben. Auch sind nur wenige Aktien- 
gesellschaften an den Börsen neu eingeführt wor- 
den; dabei handelte es sich meist um größere Unter- 
nehmen. 

Nach den bei den Untersuchungen gewonnenen 
Erkenntnissen sind dafür folgende Gründe anzufüh- 
ren: 

1. Viele mittlere Unternehmen sind nicht hinrei- 
chend über die sich aus der Umwandlung in eine 
Aktiengesellschaft und die sich an die Börsen- 
einführung der Aktien anschließenden Möglich- 
keiten unterrichtet. 

2. Die Inhaber mittlerer Unternehmen können sich 
nicht mit dem Gedanken befreunden, einem 
Aufsichtsrat und der Öffentlichkeit über die Ge- 
schäftsführung Rechenschaft ablegen zu müssen. 

3. Steuerliche Regelungen stehen der Umwandlung 
von Personen- in Aktiengesellschaften insofern 
entgegen, als bei der Umwandlung unter Um- 
ständen aufgelöste stille Rücklagen der Einkom- 
mens- und Gewerbebesteuerung unterworfen 
werden müssen, sowie Grunderwerbs- und 
Gesellschaftssteuer anfallen können. 

Außerdem wirken die möglicherweise höhere 
laufende Gesamtsteuerbelastung durch die Kör- 
perschaftsbesteuerung und die „Doppelbe- 
steuerung" der Ausschüttungen wie auch andere 
zusätzliche Belastungen (z. B. Aufsichtsratsver- 
gütung, Registerkosten, Publikationskosten) hem- 
mend auf eine Umwandlung. 

4. Die Banken haben bisher der Einführung von 
Aktien kleinerer Gesellschaften an den Börsen 
wenig Aufmerksamkeit geschenkt. 

Die mittleren und kleinen Unternehmen haben im 
allgemeinen auch bei der Führung des Unterneh- 
mens Nachteile gegenüber Großunternehmen. Diese 
Nachteile haben sich in den letzten Jahrzehnten 
erheblich verstärkt, weil die Führung eines Unter- 
nehmens — auch eines kleinen — ■ viel schwieriger 
geworden ist, und erheblich mehr Einzelkenntnisse 
auf vielen Gebieten voraussetzt als früher. Dazu hat 
nicht nur die technische Entwicklung und Differen- 
zierung der Märkte, sondern auch der zunehmende 
Umfang und die zunehmende Schwierigkeit des 
Wirtschaftsrechts — besonders des Steuer-, Sozial- 
und Arbeitsrechts — beigetragen. Bei Großunter- 
nehmen, denen ohnehin im allgemeinen — wegen 
der besseren Aufstiegsmöglichkeiten und größerer 
wirtschaftlicher Sicherung — geeignetere Führungs- 
kräfte Zuströmen als kleinen, ist eine Spezialisie- 
rung der mittleren Führungsschicht möglich; auch in 
der Führungsspitze kommt es zu einer Arbeits- 
teilung. Bei kleineren Unternehmen ist das nicht der 
i Fall, und der Ausgleich durch Heranziehung von 
Beratern steht ■ — vom steuerlichen Gebiet abgese- 
hen — noch am Anfang. 
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Die alleinigen Leiter mittlerer und kleiner Unter- 
nehmen müssen daher meist die übermäßige Last 
der täglichen Entscheidung allein tragen. Es sind 
nicht immer das Erreichen der Altersgrenze und das 
Fehlen geeigneter Erben, die zur Aufgabe eines 
Unternehmens führen, sondern auch der Wunsch, 
von der Last der Führungsaufgabe befreit zu wer- 
den. 

In Kreisen des in Deutschland noch wenig ausge- 
bauten Handels und der Vermittlung von Unter- 
nehmen wurde ein Mangel an unternehmerisch 
begabten Personen mit Mut zum Risiko beobachtet. 
Unternehmerisch begabte und wagnisbereite Perso- 
nen verfügen oft nicht über das notwendige Kapi- 
tal. Es wurde geäußert, daß es in Deutschland keine 
Einrichtung gebe, die in der Lage sei, zum Verkauf 
stehende mittlere und kleine Unternehmen zu über- 
nehmen und sie zu angemessenen Zahlungsbedin- 
gungen an risikobereite, qualifizierte Unternehmer 
zu veräußern oder zu verpachten. Deswegen seien 
auch die Käufer dieser Unternehmen überwiegend 
inländische Großunternehmen und ausländische 
Firmen. 


1.3 Forschung und Patente 

1.3.1 Forschung und technische Entwicklung 

Die technische Entwicklung in der Nachkriegszeit 
ist schneller geworden; sie erfaßte auch Industrie- 
bereiche, in denen sie als weitgehend abgeschlossen 
galt. 

Damit hängt die Wettbewerbsfähigkeit eines 
Unternehmens, insbesondere in forschungsintensi- 
ven Produktionsbereichen, wie der chemischen und 
elektrotechnischen Industrie, zunehmend von dem 
Umfang und den Ergebnissen seiner Forschungs- 
anstrengungen ab, die wieder durch die unterschied- 
liche Kapital- und Ertragskraft der Unternehmen 
bestimmt wird. 

In den untersuchten forschungsintensiven Berei- 
chen gaben die Großunternehmen in der Regel ver- 
hältnismäßig mehr für Forschung und Entwicklung 
aus als kleine und mittlere Unternehmen. Soweit 
kleine und mittlere Unternehmen versuchten, diese 
Nachteile durch Vertrags- und Gemeinschaftsfor- 
schung auszugleichen, entsprachen die Ergebnisse 
der Zusammenarbeit häufig nicht ihren Erwartun- 
gen. Einige der befragten kleinen und mittleren 
Unternehmen waren der Meinung, daß die Gemein- 
schaftsforschung — ähnlich wie im Ausland — vom 
Staat mehr gefördert werden sollte. Häufig hatten 
die kleineren Unternehmen Schwierigkeiten, Mit- 
arbeiter für Forschungsaufgaben zu gewinnen. 

Größere Unternehmen waren personell und finan- 
ziell eher in der Lage, den Stand der Technik im 
In- und Ausland zu überschauen und dieses Wissen 
zu verwerten. In Einzelfällen konnten kleine und 
mittlere Unternehmen diese Nachteile durch gemein- 
same Patentberatungsstellen und zentrale Dokumen- 
tation des technischen Schrifttums teilweise ausglei- 
chen. 


Unternehmen, die sich nachhaltig mit Forschung 
und Entwicklung befaßten, empfanden die gegen- 
wärtige steuerliche Behandlung der Aufwendungen 
für Forschungs- und Entwicklungsarbeiten und ins- 
besondere die der hierzu notwendigen Investitionen 
als nachteilig gegenüber ausländischen Unterneh- 
men. Sie verwiesen auf günstigere steuerliche Rege- 
lungen und auf die stärkere Unterstützung der For- 
schung durch den Staat und private Stiftungen im 
Ausland sowie auf die passive Bilanz der deutschen 
Industrie im Lizenzverkehr mit dem Ausland. 

1.3.2 Anhäufung von Patenten bei Großunter- 
nehmen 

Die Ergebnisse von Forschung und Entwicklung 
finden ihren Niederschlag in einer Vielzahl tech- 
nischer Erfahrungen und Erkenntnisse (know how) 
sowie in Erfindungen, die im allgemeinen zum 
Patent angemeldet werden. Bei der Anmeldung von 
Erfindungen ist nur selten abzuschätzen, in welcher 
Weise die Patente später Verwendung finden und 
weichen Wert sie erlangen können. Patente, die sich 
als wertlos erweisen, werden schon nach wenigen 
Jahren wieder fallengelassen. Patente, die wichtige 
Erfindungen schützen, können zuweilen hohe Erträge 
bringen und damit die finanziellen Voraussetzungen 
für eine Expansion schaffen oder dazu dienen, die 
Marktstellung abzusichern, indem andere Wettbe- 
werber von dem Schutzrechtkreis der patentge- 
schützten Erfindung ferngehalten oder sonst durch 
ihn behindert werden. Einzelfälle dieser Art sind in 
einigen Produktionsbereichen festgestellt worden, 
beispielsweise in der fotochemischen Industrie. 
Neben der geringen Forschungskraft haben auch 
Liefersperren und Lizenzverweigerung sogar zur 
Aufgabe der Selbständigkeit von mittleren Unter- 
nehmen geführt. In diesen vereinzelt angetroffenen 
Fällen waren kleine und mittlere Unternehmen 
betroffen; doch können die Wirkungen eines ein- 
zelnen Patentes unabhängig von der Unternehmens- 
größe bei großen, mittleren und kleinen Unterneh- 
men eintreten oder auch von Unternehmen jeder 
Größe ausgehen. 

Unabhängig von dem Wert und der Wirkung des 
einzelnen Schutzrechtes wird durch den Besitz einer 
Vielzahl von Patenten ein entsprechend weiter 
Schutzrechtkreis geschaffen, dessen Wettbewerbs- 
wirkung besonders in forschungsintensiven Produk- 
tionsbereichen soweit gehen kann, daß sich andere 
Unternehmen, gleich welcher Größe, nicht gegen den 
Willen des Patentinhabers in diesem Bereich betäti- 
gen können. 

Eine Ballung von Schutzrechten in der Hand ein- 
zelner Unternehmen ergab sich für die Bundes- 
republik bei einer Auswertung der Patentrolle. Da- 
nach hielten die 172 Unternehmen, die mehr als 50 
Patente innehatten, das sind 1,2 Vo aller Patentin- 
haber, 44,5 ^/o aller am 30. April 1962 in Kraft be- 
findlichen Patente. Die übrigen 55,5 Vo der Patente 
verteilen sich auf 14 570 Inhaber. 

Bei den Inhabern von mehr als 500 Patenten 
handelte es sich überwiegend um Großunternehmen 
der chemischen und elektrotechnischen Industrie. 
Faßt man die zehn umsatzgrößten Unternehmen der 
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Besitz inländischer Inhaber von DBF nach Inhaber- | 
Größenklassen i 

(am 30. April 1962 noch in Kraft befindliche DBF) ’ 


Inhaber von 
. . . DBP 

Zahl der Inhaber 

Zahl der DBP 

absolut 

®/o 

absolut 

o/o 

1 bis 4 

12 497 

84,8 

18 774 

23,4 

5 bis 50 

2 073 

14,0 

25 763 

32A 

51 bis 500 

160 

1,1 

18 280 

22,7 

über 500 

12 

0,1 

17 485 

2h8 

Gesamt . . . 

14 742 

100 

80 302 

100 


Quelle: eigene Erhebungen 


elektrotechnischen und chemischen Industrie im 
Jahre 1960 mit ihren Beteiligungsgesellschaften (Ka- 
pitalbeteiligungen über 50 Vo) zusammen, ergibt sich, 
daß sieben Konzerne der elektrotechnischen Industrie 
über 12 031 oder 15 Vo und neun Konzerne der che- 
mischen Industrie über 7725 oder 9,6 ®/o aller in 
Kraft befindlichen Patente, die Inländern erteilt 
waren, verfügten. 

Der Anteil der von Großunternehmen in der 
eigenen Produktion tatsächlich ausgenutzten Patente 
schwankte bei den beispielhaft untersuchten Unter- 
nehmen der elektrotechnischen Industrie nach deren 
Schätzungen zwischen 10 Vo und 25 Vo ihres gesam- 
ten Patentbesitzes. 

Die statistischen Untersuchungen ergaben, daß 
besonders große Unternehmen ständig und in gro- 
ßer Zahl Erfindungen zum Patent anmeldeten. Weil 
sie bis zum ;sechsten Jahre der Laufzeit über 50 Vo 
ihrer Patente wieder fallen gelassen hatten, wareij 
sie mit dem Großteil ihrer Patente nicht spürbar in 
die Progression der Jahresgebühren geraten. Den- 
noch verfügten diese Unternehmen ununterbrochen 
über einen großen Patentbesitz. Die Untersuchungen 
ergaben, daß die Patenterteilungsverfahren im 
Durchschnitt drei Jahre, die gerichtlichen Patent- 
streitigkeiten etwa zwei bis vier Jahre dauerten. 
Die hiermit zusammenhängende mehrjährige Rechts- 
unsicherheit, verbunden mit dem hohen finanziellen 
Risiko, behinderte Großunternehmen als Inhaber 
einer ohnehin ständig großen Zahl von Patenten 
weniger als kleinere Wettbewerber. 

1.3.3 Technische Zusammenarbeit der Großunter- 
nehmen 

Die Vielzahl der von Großunternehmen gehalte- 
nen Patente begründete in forschungsintensiven Be- 
reichen gegenseitige technische und patentliche Ab- 
hängigkeiten. Durch die wechselseitige Gewährung 
und den Tausch von Lizenzen auf Schutzrechte und 
technische Erfahrungen — teilweise unter Abstim- 
mung ihrer Forschungs- und Produktionsvorhaben 
sowie sonstiger Interessen — • konnten sie, wie bei 
Untersuchungen festgestellt wurde, die sonst unver- 
meidliche gegenseitige Behinderung beseitigen. Eine 


I Zusammenarbeit bei Forschung und Entwicklung 
I ergab sich jedoch auch, um Doppelarbeit zu ver- 
i meiden oder um — besonders im Hinblick auf die 
Leistungen ausländischer Wettbewerber — die For- 
schungsarbeiten zu beschleunigen; Umfang und Ko- 
sten einzelner Forschungsvorhaben führten eben- 
falls zur Zusammenarbeit einzelner Großunterneh- 
men. 

Dadurch vergrößerten diese ihren ohnehin be- 
deutenden Wissens- und Erfahrungsschatz und ge- 
wannen daneben weitere Vorteile im Wettbewerb. 
Kleine und mittlere Unternehmen mit geringem 
Patentbcsitz hingegen verfügten nur selten über 
Schutzrechte, die als gleichwertige Tauschobjekte 
dienen und ihnen eine Zusammenarbeit mit Groß- 
unternehmen gestatten konnten. Auch von dem 
über nationale Grenzen hinausgreifenden Vertrags- 
und Informationsnetz der Großunternehmen waren 
sie damit weitgehend ausgeschlossen. Die Wirkun- 
gen des patentlichen Ausschließungsrechts waren 
daher in einigen forschungsintensiven Produktions- 
bereichen weitgehend auf das Verhältnis der klei- 
nen und mittleren Unternehmen untereinander und 
auf das gegenüber Großunternehmen beschränkt; im 
Verhältnis der Großunternehmen untereinander 
waren sie dagegen teilweise aufgehoben. 


1.4 Zu den Ursachen der Konzentration in 
der Industrie nach 1945 

Im Verlauf der Untersuchungen in Industriezwei- 
gen und Konzernen haben sich hinsichtlich der Ent- 
wicklung der Konzentration in der Industrie einige 
Haupttendenzen abgezeichnet, die Veranlassung 
geben, nachstehend einen Beitrag zur Würdigung 
dieser Entwicklung zu bringen. Dabei ist jedoch auf 
die besonderen Schwierigkeiten hinzuweisen, die 
einer generalisierenden Aussage über Ursachen der 
Konzentration in der Industrie, einem Wirtschafts- 
bereich mit 32 unterschiedlich strukturierten Indu- 
striegruppen entgegenstehen. Unter diesem Vorbe- 
halt sind die folgenden Ausführungen zu verstehen. 

Bei dieser Betrachtung muß die Ausgangslage 
nach dem Kriege berücksichtigt werden: die kriegs- 
bedingte Desorganisation der Wirtschaft, die durch 
die Spaltung Deutschlands verursachte Zerreißung 
der Märkte und der Unternehmenszusammenhänge 
sowie die alliierten Maßnahmen zur Entflechtung 
wirtschaftlicher Machtzusammenballung und schließ- 
lich die Demontage und die Umstellung von Rü- 
stungs- auf Friedensproduktion. Die Unternehmen 
waren hiervon in unterschiedlichem Ausmaß betrof- 
fen. Sie waren bestrebt, von ihnen als notwendig 
erachtete Verbindungen wieder herzustellen oder 
neue wirtschaftliche Einheiten zu bilden. Den alliier- 
ten Maßnahmen unterlagen innerhalb der Industrie 
vor allem die großen Konzerne der Montanindustrie, 
des Maschinenbaus und der Chemie, in Einzelfällen 
auch der Elektrotechnik und der tabakverarbeiten- 
den Industrie. 

Die meisten Verkauf-, Kauf- und Tauschaktionen, 
insbesondere von Aktienpaketen des Montanbe- 
reichs lassen sich auf Folgen der Entflechtung zu- 
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rückführen. Bemerkenswert sind auch die Trans- 
aktionen einer Unternehmensgruppe, die in Aus- 
wirkung alliierter Maßnahmen Montaninteressen 
aufgeben mußte, mit deren Verkaufserlös in weiter- 
verarbeitenden und in für den Konzern bisher frem- 
den Industrien Beteiligungen erworben worden 
sind. Allein auf diesen Vorgang entfiel eine große 
Anzahl von Transaktionen. 

Ein großer Teil der in der Zeit zwischen 1950 und 
1960 in der Presse behandelten Käufe von Unter- 
nehmen und Aktienpaketen, die zu entsprechenden 
Umgruppierungen des Eigentums an Unternehmen 
geführt haben, hängen somit direkt oder indirekt 
mit den besonderen Nachkriegsverhältnissen zusam- 
men. Die größten von der Entflechtung betroffenen 
Unternehmenskomplexe, nämlich die IG-Farben- 
industrie AG und die Vereinigten Stahlwerke AG, 
sind in der Folgezeit nicht mehr wiedererstanden. 

Die Ermittlungen bestätigten im übrigen die all- 
gemein bekannten Feststellungen über die große 
und dazu wachsende Bedeutung des technischen 
Fortschritts für die Konzentration. Er führte in im- 
mer mehr Industriezweigen zu steigender Anlagen- 
intensität und erforderte einen immer höheren Ka- 
pitalbedarf. Damit hat die Finanzkraft eines Unter- 
nehmens für dessen weitere Entwicklung an Bedeu- 
tung gewonnen. Faktoren, die auf die Kapitalbil- 
dung direkt oder indirekt einwirkten, haben des- 
halb auch Einfluß auf die Entwicklung der Konzen- 
tration in der Industrie gehabt. Dies gilt vor allem 
für eine Reihe steuerpolitischer Maßnahmen, die 
hinsichtlich ihrer konzentrationsfördernden Neben- 
wirkungen an anderer Stelle gesondert behandelt 
werden und die deshalb hier unberücksichtigt blei- 
ben können. 

In den ersten Jahren nach 1948 war die Eigen- 
kapitalbildung für die Unternehmen aller Größen 
fast nur auf dem Wege der Selbstfinanzierung, d. h. 
über einbehaltene Gewinne, möglich. Im Vorteil 
waren daher besonders diejenigen Unternehmen, 
die über die Kriegs- und Nachkriegszeit hinweg 
verhältnismäßig intakt geblieben waren und außer- 
dem vom Sog der ersten Nachfragewellen erfaßt 
wurden. Die einbehaltenen Gewinne dienten viel- 
fach neben dem Ausbau der Kapazitäten auch der 
Aufnahme anderer Produktionen, entweder im 
eigenen Unternehimen oder durch Angliederung 
anderer Unternehmen. 

Nach Beendigung des Wiederaufbaus und mit dem 
Erreichen der Vollbeschäftigung sowie der Befriedi- 
gung des notwendigsten Nachholbedarfs setzte sich 
immer mehr eine stärker differenzierte Entwick- 
lung in den einzelnen Wirtschaftszweigen durch, 
die vor allem durch Verbrauchswandlungen und da- 
mit einer Verlagerung der Nachfrage hervorgerufen 
wurde, wie das Beispiel der Kraftradindustrie be- 
sonders deutlich zeigt. Zudem bewirkte der Abbau 
devisenzwangswirtschaftlicher Maßnahmen in Ver- 
bindung mit einer liberalen, auf Integration mit an- 
deren Wirtschaftsräumen bedachten Handelspolitik 
eine verstärkte ausländische Konkurrenz. Diese 
Strukturveränderungen der Nachfrage und des An- 
gebots verwandelten weitgehend auch den Ver- 
käufer- in einen Käufermarkt. Damit vollzog sich 


zwangsläufig eine Gewichtsverlagerung in der Ge- 
schäftspolitik der Unternehmen. 

Zunächst stand das Streben nach Rohstoffsiche- 
rung mit im Vordergrund der Überlegungen zahl- 
reicher Unternehmen und führte zum Erwerb von 
Beteiligungen an einer Reihe von Unternehmen. 
Dies wird z. B. erkennbar bei den Montankonzernen, 
die sich in ihrem eigenen Bereich neu zu formieren 
bemühten. Neben technischen und betriebswirt- 
schaftlichen Überlegungen veranlaßte sie auch das 
Streben nach Sicherung der Bezugsquellen für in- 
ländische Rohstoffe, zunächst den Verbund zwischen 
Kohle, Erz und Eisen wieder herzustellen. Die Siche- 
rung von Bezugsquellen ist jedoch auch in anderen 
Industrien häufig als Motiv eines Beteiligungs- 
erwerbs festgestellt worden. 

Mit zunehmender Wirksamkeit des Wettbewerbs 
gewann die Absatzsicherung laufend an Bedeutung. 
Für die Montanindustrie ist die Absatzpolitik über 
eigene Handelsorganisationen wichtiger geworden. 
Außerdem setzte sich die Erkenntnis durch, daß die 
Montanindustrien längerfristig nicht mit einem 
überdurchschnittlichen Wachstum rechnen konnten. 
Daher dehnten sie ihre Tätigkeit auch auf andere 
Industriebereiche aus, so z. B. die Eisen schaffende 
Industrie auf Zweige der Weiterverarbeitung. In 
den typischen Wachstumsindustrien dagegen, wie 
kunststoffverarbeitende Industrie, Mineralölindu- 
strie, Fahrzeugbau, elektrotechnische sowie chemi- 
sche Industrie, waren noch genügend neue aussichts- 
reiche Betätigungsmöglichkeiten in der eigenen In- 
dustriegruppe vorhanden. Fragen der Absatzsiche- 
rung und die Zukunftsaussichten des jeweiligen 
Industriezweiges — also ob langfristig Wachstum, 
Stillstand oder Schrumpfung zu erwarten war — ha- 
ben somit die Entscheidung, sich in anderen Indu- 
striezweigen zu betätigen, erkennbar beeinflußt. 
Hierbei spielt auch die Substitutionskonkurrenz — 
also das Vordringen neuer Erzeugnisse, die die 
eigenen zu verdrängen in der Lage sind — eine 
erhebliche Rolle. So mußten sich beispielsweise 
Hersteller von Erzeugnissen der Eisen-, Blech- und 
Metallwarenindustrie auf den Wettbewerb mit 
Kunststofferzeugnissen einstellen. Ebenso ist auf 
die Konkurrenz Kohle — öl und Kunststoff gegen- 
über Glas, Holz und Papier hinzuweisen. Die Sub- 
stitutionskonkurrenz ist für die Industrieunterneh- 
men mit dem schnellen technischen Fortschritt allge- 
mein immer spürbarer geworden. 

Gerade der Wettbewerb mit ausländischen Her- 
stellern hat zu erheblichen Wandlungen in der Be- 
tätigung bestimmter Unternehmen geführt. Bei- 
spielsweise waren die deutschen Unternehmen der 
Holzschliff, Zellstoff, Papier und Pappe erzeugenden 
Industrie durch ihren Standort gegenüber den bil- 
liger produzierenden skandinavischen und über- 
seeischen Firmen benachteiligt. Ein Teil dieser Un- 
ternehmen drängte verstärkt in die Papierverarbei- 
tung hinein, andere Unternehmen mußten ausschei- 
den. Der Wettbewerb mit dem Ausland spielte sich 
für zahlreiche Unternehmen zunehmend stärker 
auch auf dem Heimatmarkt ab und traf immer mehr 
Industriezweige. Von den großen Industriegruppen 
war insbesondere die Textilindustrie betroffen, aber 
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auch in anderen Industrien zeigten sich spürbare 
Auswirkungen. 

Schließlich war für die Unternehmen gerade der | 
expandierenden Industrien die Knappheit an Ar- ! 
beitskräften ein starker Anreiz zum Erwerb anderer i 
Unternehmen — auch bereits stillgelegter und vor i 
der Stillegung stehender Industrieunternehmen — , 
sofern dadurch ein entsprechender Stamm von Mit- 
arbeitern übernommen werden konnte. Hierauf las- 
sen sich seit dem Erreichen der Vollbeschäftigung 
viele Erwerbsvorgänge zurückführen. Es wurden 
nach den Untersuchungsergebnissen besonders Un- 
ternehmen der Textilindustrie oder Unternehmen 
risikomüder Einzelunternehmer übernommen. 

Die untersuchten Konzerne haben auch Handels- 
gesellschaften und Speditionsunternehmen erwor- 
ben. Ferner wurden u. a. neue Beteiligungen an 
Bauunternehmen, Wohnungsunternehmen, Werbe- 
gesellschaften, Banken und Versicherungen festge- 
stellt. 

Für ,die Verbreiterung des Betätigungsfeldes — 
die durch die Untersuchungen der größten tausend 
rechtlich selbständigen Unternehmen und der größ- 
ten hundert Unternehmensverbindungen der Indu- 
strie bestätigt wurde — waren nicht nur die er- 
wähnten Abwehr- und Anpassungsvorgänge von 
Bedeutung, sondern nach den erteilten Auskünften 
auch das Bestreben größerer Unternehmen, durch 
ein weitgestreutes Produktionsprogramm differen- 
zierte Konjunkturschwankungen intern Ausgleichen 
zu können. Hierbei kam ihnen ihre große Finanz- 


kraft zugute, die bei den Konzernen noch durch 
einen internen, zentral gesteuerten Finanzausgleich 
erhöht wird. Bei dem Expansionsstreben zeichnen 
sich gewisse Verhaltensweisen hinsichtlich des Ge- 
genstandes der Ausweitung ab. Nach den Erfahrun- 
gen aus den Untersuchungen war es beispielsweise 
üblich, sich als Kfz-Hersteller nicht an Reifenfabri- 
ken zu beteiligen. Ferner scheint in hochkonzen- 
trierten Industriezweigen die Tendenz zu bestehen, 
letzte Wettbewerber, sofern hierzu die Möglichkeit 
bestünde, nicht aus dem Markt zu drängen. 

Im Mittelpunkt der öffentlichen Diskussion haben 
über Jahre hinweg der Kauf und der Tausch von 
größeren Aktienpaketen börsennotierter Aktien- 
gesellschaften gestanden. Beim Erwerb von Beteili- 
gungen über die Börse kamen den Interessenten die 
von verschiedenen Faktoren bewirkte jahrelange 
Schwäche des Aktienmurktes, ihre Erfahrungen und 
ihre besseren Informationen zustatten. Die niedrigen 
Kurse ermöglichten den Aufbau von Schachtelbetei- 
ligungen und Kapitalmehrheiten mit wenig Kapital 
an einer nicht geringen Zahl von Aktiengesell- 
schaften. 

Mit verbesserter Publizität und höheren Dividen- 
den hat sich auch das Publikumsinteresse erhöht. Die 
gestiegenen Börsenkurse machten es später schwie- 
riger, über die Börse Beteiligungen zu erwerben. 
Deutlich wird dies aus einer Gegenüberstellung des 
durchschnittlichen Kurswertes einer 25Voigen Be- 
teiligung in den Jahren 1950, 1954 und 1960 nach 
Kapitalgrößenklassen der Aktiengesellschaften: 


Börsennotierte Aktiengesellschaften mit 
einem Grundkapital von .... Millionen 
DM 

Durchschnittlicher Börsenwert einer 
25®/oigen Beteiligung am Jahresende 

1950 1 1954 1 1960 

Veränderungen 

1954 1 1960 

Millionen DM 

1950 

= 100 

unter 5 

0,55 

0,89 

3,18 

162 

578 

über 5 bis 10 

1,63 

2,81 

10,93 

172 

670 

über 10 bis 25 

3,23 

6,41 

23,51 

198 

728 

über 25 bis 50 

' 6,97 

16,58 

57,37 

238 

823 

über 50 bis 100 

15,62 

33,77 

105,40 

216 

674 

über 100 

30,69 

97,32 

433,88 

317 

1 413 


Quelle: eigene Berechnungen 


Ausländische Unternehmen haben in der Nach- 
kriegszeit Schachtelbeteiligungen und Kapitalmehr- 
heiten nur in Ausnahmefällen über die Börse er- 
worben. Verkäufe von Aktienpaketen un Ausländer 
gingen meist über Banken, doch waren Zahl und 
Bedeutung dieser Fälle gering. Ausländische Inter- 
essenten erwarben vielfach Anteile an nicht börsen- 
notierten Gesellschaften. Sie suchten leistungsfähige 
Unternehmen des eigenen Tätigkeitsgebietes mit 
entsprechender Absatzorgaiiisation, also Markt- 


erfahrung, von denen mun außerdem die Mehrheit, 
und zwar ohne komplizierte Aufkäufe kleinerer 
Posten, erhalten konnte. Das Überspringen der be- 
fürchteten EWG-Zollmauern, insbesondere durch 
amerikanische Firmen, sollte ohne Verzögerung 
durch ein sonst notwendiges eigenes Erschließen 
des europäischen Marktes vonstatten gehen können. 
So ist es nach 1957/58 zur Veräußerung vieler 
Einzel- und Familienunternehmen an ausländische 
Gesellschaften gekommen. 
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1.5 Internationaler Größenvergleich 

Die Konzentration im Inland kann nur dann richtig 
beurteilt werden, wenn die Konzentrationsverhält- 
nisse im Ausland mit berücksichtigt werden. Deshalb 
wurden die Ergebnisse ausländischer Untersuchungen 
über Konzentration in Frankreich, England, Italien, 
Japan und USA ausgewertet. Das für diese Länder 
vorliegende Zahlenmaterial ist lückenhaft und nach 
verschiedenen Methoden und für unterschiedliche 
Vergleichsjahre erhoben. Daher ist es für einen 
Vergleich mit den enqueteeigenen Erhebungen nur 
beschränkt brauchbar. Immerhin sind einige Aus- 
sagen über die industrielle Konzentration in den 
genannten Ländern möglich. 

Bei der Untersuchung der größten Zehn aus drei- 
ßig Industriegruppen im Bundesgebiet war festge- 
stellt worden, daß die Mineralölverarbeitung, die 
tabakverarbeitende Industrie, der Schiffbau, der 
Fahrzeugbau, die Kautschukindustrie, die Eisen 
schaffende Industrie und die Glasindustrie hohe 
Konzentrationsgrade aufweisen. Diese Industrien 
sind auch im Ausland hoch konzentriert, zumindest 
bestehen in ihnen international große Konzerne. Es 
zeigt sich, daß in diesen überwiegend Massengüter 
produzierenden Industrien offenbar unabhängig von 
staatlichen Maßnahmen marktbedingte Kräfte zur 
Konzentration drängen. 

Hinzu kommt, daß besonders in Japan, Italien 
und Frankreich eine konzentrationsfreundliche Ein- 
stellung des Staates vorherrscht. Als Motive hier- 
für werden u. a. der Aufbau einer leistungsfähigen 
Industrie, gerade auch durch Rationalisierung und 
Zusammenschluß kleiner Unternehmen zu größeren 
Unternehmenseinheiten, und die Förderung der 
Ausfuhr angeführt. Dennoch schließt diese Haltung 
eine aktive Mittelstandspolitik nicht aus, wie das 
Beispiel Frankreichs zeigt. 

Auch im Hinblick auf den erweiterten euro- 
päischen Markt müssen die deutschen Unternehmen 
in ihrer Größe international gesehen werden, wobei 
auf die USA als den mit der EWG in etwa vergleich- 
baren Wirtschaftsraum hinzuweisen ist. Dort sind 
Unternehmen und Konzerne entstanden, deren Aus- 
maß die europäischen Größenvorstellungen weit 
übersteigt und die, weltwirtschaftlich betrachtet, in 
allen wichtigen Industrien an der Spitze liegen. 
Innerhalb der Weltrangliste nehmen sie, gemessen 
an ihrem Umsatz, die ersten Plätze ein, während 
das größte deutsche Unternehmen erst an 35. Stelle 
folgt. Unter den 100 umsatzgrößten Industrieunter- 
nehmen der Welt befanden sich im Jahre 1962 nur 
13 deutsche Gesellschaften, obwohl die Bundes- 
republik Deutschland im Weltaußenhandel zur Zeit 
an zweiter Stelle steht. 

Die Größenunterschiede zwischen amerikanischen 
und deutschen Unternehmen oder Konzernen lassen 
sich am besten durch Gegenüberstellung der wichtig- 
sten Unternehmenszahlen größter amerikanischer 
und größter deutscher Konzerne verdeutlichen ^). 


Ü Umrechnungskurs 1 $ = 4 DM. Unterschiede in der 
Beschäftigtenzahl sind auch durch Unterschiede im 
Fertigungsprogramm bedingt. 


Die Umsatzgrößten der Kraftfahrzeugindustrie 
in den USA und der Bundesrepublik Deutschland 



Umsatz 

1962 

Mrd. DM 

Beschäftigte 

1962 

General Motors 

(zugleich das umsatz- 
größte Unternehmen 
der Welt) 

58,6 

5,5 

605 000 

90 000 

Volkswagenwerk .... 


In der Weltrangliste aller Industrieunternehmen 
stand das Volkswagenwerk als größtes deutsches 
Unternehmen erst an 35. Stelle. Vor ihm lagen 
28 amerikanische, 3 englische 2 englisch-holländische 
und ein schweizer Unternehmen, Der Reingewinn 
von General Motors war 1962 mit 5,8 Mrd. DM 
höher als der Gesamtumsatz des Volkswagenwerks. 

Bei einem Vergleich der größten Konzerne der 
elektrotechnischen Industrie der Welt steht Siemens 
als größtes deutsches Unternehmen an siebenter 
Stelle; fünf amerikanische und ein holländisches Un- 
ternehmen der Elektroindustrie hatten im Jahre 1962 
höhere Umsätze. Die AEG als nächstgrößtes elektro- 
technisches Unternehmen der Bundesrepublik 
Deutschland liegt in der Weltrangliste der Elektro- 
firmen an 13. Stelle. 


Die Umsatzgrößten der elektrotechnischen Industrie 
in den USA und der Bundesrepublik Deutschland 



Umsatz 

1962 

Mrd. DM 

Beschäftigte 

1962 

General Electric 

19,2 

258 000 

Siemens 

5,4 

240 000 



In der Weltrangliste der größten Industrieunter- 
nehmen lag Du Pont an 14. und Bayer an 63. Stelle. 
Die nächstgrößten Unternehmen der chemischen 
Industrie in der Bundesrepublik Deutschland waren 
an 77. und 98. Stelle die Farbwerke Hoechst und die 
Badische Anilin- und Sodafabriken. 

Für die Bereiche der elektrotechnischen und der 
chemischen Industrie und für die Rohstahlproduktion 
sind die größten Unternehmen der Weltrangliste in 
Anlage 4 namentlich aufgeführt. 


Die Umsatzgrößten der chemischen Industrie 
in den USA und der Bundesrepublik Deutschland 



Umsatz 

1962 

Mrd. DM 

Beschäftigte 

1962 

Du Pont 

9,7 

4,0 

93 000 

76 000 

Bayer 
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Vergleicht man die größten deutschen Unter- 
nehmen mit den größten ausländischen Unterneh- 
men, so ist ferner zu berücksichtigen, daß sich im 
Kreis der größten deutschen Unternehmen und Un- 
ternehmensverbindungen zahlreiche Töchter auslän- 
discher Konzerne befinden. Unter den 100 größten 
Unternehmensverbindungen im Bundesgebiet waren 
es im Jahre 1960 24 Unternehmungsverbindungen. 


Diese Unternehmungsverbindungen hatten im Jahre 
1960 einen industriellen Umsatz von 21,4 Mrd. DM, 
das waren 8 Vo des gesamten industriellen Umsatzes 
der deutschen Industrie. Die Schwerpunkte ihrer 
industriellen Tätigkeit lagen hauptsächlich in 
den Industriegruppen MineralÖlverarbeitung, Fahr- 
zeugbau, Eisen schaffende Industrie, Elektrotechnik 
und Ernährungsindustrie. 


2. Die Konzentration im Handel 


Die Entwicklung des Handels ist in der Nach- 
kriegszeit durch einen Wandel der Struktur und 
teilweise auch der Aufgaben gekennzeichnet. Die 
Ursachen dieses Prozesses sind vielschichtig. Die auf 
dem technischen Fortschritt beruhende Ausweitung 
der Massengüterproduktion, die Öffnung der Welt- 
märkte und ihre Erschließung durch die Mittel des 
modernen Verkehrs, die mit dem zunehmenden 
Wohlstand wachsenden und differenzierter werden- 
den Verbraucheransprüche wirken daran ebenso mit 
wie die Verknappung des Arbeitskräftepotentials 
und die vom Handel selbst ausgehenden dynami- 
schen Kräfte zur Anpassung an die veränderte 
Situation. Begleitet ist diese Entwicklung von einer 
Ausweitung und Differenzierung der Sortimente und 
von einer Erhöhung des durchschnittlichen Umsatzes 
je Unternehmen, der heute beträchtlich über dem 
Niveau der Vorkriegszeit oder dem vom Anfang der 
fünfziger Jahre liegt und einer Steigerung der 
Kosten. 

Unter dem Druck des Warenangebotes, der Knapp- 
heit an Arbeitskräften und der Kostensteigerung hat 
der Handel erhebliche Anstrengungen gemacht, um 
durch Rationalisierung seine Leistungen zu erhöhen. 
Hierbei spielt das Bestreben, durch größeren Kapi- 
taleinsatz den Arbeitskostenanteil herabzumindern 
— die menschliche Arbeitskraft ist nach wie vor der 
teuerste Leistungsfaktor im Handel — eine wesent- 
liche Rolle, Die hierzu notwendige Kapitalbildung 
bereitet besonders den kleineren Handelsunterneh- 
men eine der größten Sorgen. Für die mittleren und 
kleinen Unternehmen entstehen aus der zuneh- 
menden Komplizierung der inner- und außerbertieb- 
lichen Verhältnisse zusätzliche Schwierigkeiten. An 
die Fähigkeit, Handelsunternehmen mit Erfolg zu 
führen, werden heute wesentlich höhere Anforde- 
rungen als früher gestellt. Das große Unternehmen 
macht sich alle volkswirtschaftlichen, betriebswirt- 
schaftlichen und psychologischen Erkenntnisse und 
Erfahrungen mit Hilfe seiner Experten schnell zu- 
nutze und wendet sie an. Die Inhaber mittlerer und 
kleiner Unternehmen sind dagegen, soweit nicht 
einer Gruppe angehörig, auf sich gestellt. Die Frage 
ihrer Ausbildung kann damit zur Existenzfrage wer- 
den. 


Zwei Erscheinungsformen der Konzentration 
haben sich seit dem Beginn der fünfziger Jahre im 
Handel deutlich abgezeichnet: die wachsende Bedeu- 
tung der Großunternehmen des Handels und die 
Zusammenschlüsse mittlerer und kleiner Unterneh- 
men zu „Gruppen". Die Einkaufskraft der Großen 
des Handels und die Zusammenfassung der Einkäufe 
mittlerer und kleinerer Unternehmen durch Grup- 
penbildung haben zu einer Erhöhung der „Einkaufs- 
konzentration" geführt und damit die Position der 
über 600 000 Unternehmen des Handels gegenüber 
der Industrie gestärkt. 

2.1 Zahl und Umsatz der Unternehmen 

Eine entsprechend den Erhebungen in der Indu- 
strie angelegte Untersuchung konnte im Handel 
nicht stattfinden, es mußte daher auf vorliegende 
amtliche Statistiken zurückgegriffen werden. Im 
Jahr 1960 ist mit der Handels- und Gaststätten-Zäh- 
lung eine umfassende Befragung des Handels durch- 
geführt worden, aus deren Ergebnissen die Zahl der 
rechtlich selbständigen Handelsunternehmen für 
1960 entnommen werden kann. Die Entwicklung der 
Zahl der Handelsunternehmen im Zeitraum 1950 bis 
1960 ist aus einer Gegenüberstellung mit der 
Arbeitsstätten-Zählung 1950 ersichtlich. 

Die Zahl der Unternehmen hat danach wie folgt 
zugenommen: 

1950 1960 

Großhandelsunternehmen .... 120 500 125 900 
Einzelhandelsunternehmen .... 435 000 481 600 

Die Umsätze (nach Umsatzsteuerstatistik) betru- 
gen: 

1950 1960 

Mrd. DM 


im Großhandel 69 162 

im Einzelhandel 32 86 


0 für beide Vergleichsjahre Bundesgebiet ohne Saarland 
(einschließlich Berlin) 
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Die Zahl der größeren Unternehmen nahm relativ 
und absolut zu, während die der kleineren sich 
relativ und absolut verminderte. 

Innerhalb des Großhandels sind gewisse 
Verschiebungen zwischen den wesentlichen Groß- 
handelsbereichen erkennbar. So ist nach Mitte der 
fünfziger Jahre eine Gewichtsverlagerung — sowohl 
nach Umsatz wie nach Zahl der Unternehmen — vom 
Rohstoff- und Produktionsgüterhandel zum Konsum- 
güterhandel festzustellen. Zurückgeblieben gegen- 
über der allgemeinen Umsatzentwicklung im Groß- 
handel ist der Ein- und Ausfuhrhandel, hauptsächlich 
bedingt durch Direktimporte und -exporte der In- 
dustrie und durch Direkteinfuhren von Großunter- 
nehmen und Gruppen des Einzelhandels. 

Im Jahre 1960 gab es nach der Umsatzsteuer- 
statistik im Großhandel insgesamt 123 Unternehmen 
(Steuerpflichtige) mit Umsätzen von 100 Millionen 
DM und mehr, davon 41 Unternehmen mit Umsätzen 
von 250 Millionen DM und mehr. Die Mehrzahl der 
Unternehmen hat diese Umsatzgröße erst im Unter- 
suchungszeitraum erreicht. Tm Großhandel hatten im 
Jahre 1960 -- errechnet nach der Umsatzsteuer- 
statistik — 

die größten 50 Unternehmen einen Anteil von 1 9,2 
die größten 100 Unternehmen einen Anteil von 23,9 Vo 
die größten 500 Unternehmen einen Anteil von 36,7 Vo 

des gesamten Großhandelsumsatzes. Diese 500 Un- 
ternehmen haben durchweg Umsätze von mehr als 
25 Millionen DM. 

Innerhalb des Einzelhandels sind nach dem 
statistischen Bild zwei Erscheinungen hervorzu- 
heben, einmal die starke Umsatzentwicklung der 
Großunternehmen, zum anderen die große Anzahl 
von Kleinunternehmen mit Umsätzen bis zu 100 000 
DM, deren Anteil an der Gesamtzahl der Unter- 
nehmen 

1950 86 Vo 

1960 68^0 


ausmachte. Von diesen Unternehmen hatten Um- 
sätze unter 50 000 DM 


1950 68 Vo 

1960 45 Vo 


aller Einzelhandelsunternehmen. Das bedeutet, daß 
im Untersuchungszeitraum die Zahl der Kleinunter- 
nehmen zwar zurückging — in welchem Umfang 
durch Hineinwachsen in höhere Umsatzgrößen- 
klassen oder durch Ausscheiden ist nicht erkenn- 
bar • — , daß jedoch 1960 noch über 200 000 Unter- 
nehmen mit bis zu 50 000 DM und über 300 000 
Unternehmen mit bis zu 100 000 DM Jahresumsatz 
bestanden. 

Im Jahre 1960 gab es nach der Umsatzsteuer- 
statistik im Einzelhandel insgesamt 28 Unternehmen 
(Steuerpflichtige) mit Umsätzen von 100 Millionen 
DM und mehr. Dreizehn hatten Umsätze von 250 
Millionen DM und mehr, davon waren acht Waren- 
haus- und Versandhandelsunternehmen. Die Mehr- 
zahl der Unternehmen ist erst im Untersuchungszeit- 
raum in diese Größenklasse hineingewachsen. 


Die Anteile der größten Einzelhandelsunterneh- 
men am gesamten Einzelhandelsumsatz wurden für 
1960 nach der Umsatzsteuerstatistik wie folgt er- 
rechnet: 

die größten 50 Unternehmen 18,0% 
die größten 100 Unternehmen 20,4% 
die größten 500 Unternehmen 27,4 %. 

Bei diesen 500 Unternehmen handelt es sich in der 
überwiegenden Mehrzahl um Unternehmen mit über 
10 Millionen DM Jahresumsatz. 


2.2 Der Eisen- und Stahlhandel 

Im Handel mit Erzeugnissen der Eisen schaffen- 
den Industrie und mit Schrott, ebenso wie im Handel 
mit Brennstoffen, mit Düngemitteln und Baustoffen, 
wird in den letzten Jahren zunehmend Klage über 
das Vordringen der Handelsorganisationen der In- 
dustrie, insbesondere der Montankonzerne, geführt. 
Soweit in der Bundestags-Debatte vom 15. Oktober 
1959 ^) vom Handel die Rede war, handelte es sich 
auch fast ausschließlich um die genannten Handels- 
zweige. 

Allgemein ist zu bemerken, daß das Vordringen 
der Industrie in den Handel hauptsächlich der Siche- 
rung des Absatzes der eigenen Erzeugung und der 
Erringung eines weiteren Spannenanteils auf dem 
Weg zum Verbraucher dienen soll. Eine eingehen- 
dere Untersuchung über Umfang, Art und vor allem 
Ursachen der Handelsbetätigung der Industrie inner- 
halb aller genannten Bereiche ließ sich jedoch nicht 
durchführen. Beispielhaft wurden über die Verhält- 
nisse im Handel mit Erzeugnissen der Eisen schaffen- 
den Industrie Feststellungen getroffen. Es wurde ein 
Vergleich über die Entwicklung der sogenannten 
werksverbundenen Handelsgesellschaften und der 
größten „freien", d. h. nicht werksverbundenen Han- 
delsunternehmen, zwischen 1954 und 1960 angestellt. 
Hinsichtlich der Wachstumsraten hat sich keine 
unterschiedliche Entwicklung ergeben; nach der 
Größenstruktur der Handelsunternehmen zeigte sich 
aber bei allen untersuchten Warengruppen ein 
außerordentliches Übergewicht des werksverbunde- 
nen Handels. Bei etwa gleicher prozentualer Umsatz- 
entwicklung haben sich damit insgesamt die Größen- 
unterschiede zwischen werksverbundenen und freien 
Händlern verstärkt. 

Der geschätzte Anteil der werksverbundenen 
Händler am Absatz von Walzstahl aus inländischer 
Erzeugung hat sich im Zeitraum 1954 bis 1960 von 
etwa 55% auf 59% erhöht, derjenige bei Röhren 
von etwa 66 Vo auf 70 ®/o. Einen Ausgleich fanden die 
freien Händler in verstärkten Einfuhren von Walz- 
stahl. 

Bemerkenswert ist bei den fünf größten werks- 
verbundenen Handelsunternehmen ein höherer 
Nettogewinn (bezogen auf den Umsatz) als bei den 
fünf größten freien Händlern, doch lassen die Er- 


0 Deutscher Bundestag, 3. Wahlperiode, 82. Sitzung am 
15. Oktober 1959, Stenographischer Bericht. 
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gebnisse der schriftlichen Befragung keine Antwort 
auf die Frage zu, ob der höhere Nettogewinn durch 
unterschiedliche Einstandspreise, durch niedrigere 
sonstige Kosten, durch unterschiedliche Verkaufs- 
preise oder durch eine andere Sortimentsstruktur 
zustande gekommen ist. 

Die Klagen des freien Handels richten sich nicht 
gegen das Vordringen der Industrie als solches, sie 
betreffen in der Tat überwiegend unterschiedlich be- 
zeichnete Wettbewerbsvoraussetzungen und gewisse 
Praktiken. Um diesen zu begegnen, haben die freien 
und werksverbundenen Händler 1960 einen Nichtdis- 
kriminierungsvertrag abgeschlossen, in welchem ver- 
schiedene Tatbestände — auch Gegengeschäfte — 
geregelt sind, die Gegenstand besonderer Beschwer- 
den des freien Handels gewesen waren. Das Ergeb- 
nis der Erhebungen sprach allerdings nicht dafür, 
daß dieser Vertrag besonders wirksam war. 

Als Benachteiligungen des freien Handels, die 
nicht in diesem Vertrag erwähnt sind, werden die 
Handhabung der Delcrederestelle und vor allem des 
Einheitsbestellbogens (Ormigbogen) angesehen, der 
von den Händlern bei Aufgabe einer Bestellung aus- 
zufüllen ist. Der Bestellbogen dient auch statistischen 
Zwecken und geht sowohl an das Lieferwerk wie an 
die jeweils zuständige Fachvereinigung der Walz- 
stahlvereinigung. Aus ihm ist der Name des Ver- 
brauchers ersichtlich, für den die Lieferung bestimmt 
istj das Kundengeheimnis wird mithin nicht ge- 
wahrt. In der damit den Lieferwerken und ihrem 
werksverbundenen Handel gegebenen Möglichkeit, 
sich ein Bild über die Kundenbeziehungen des freien 
Handels zu machen, sehen die freien Händler eine 
besondere Wettbewerbsbenachteiligung. 


2.3 Der Konsumgüterhandel 

Im Konsumgüterhandel wurden eigene Unter- 
suchungen bei den großen Warenhäusern, Versand- 
handels- und Lebensmittelfilialunternehmen durch- 
geführt. Außerdem wurden Zusammenschlüsse mitt- 
lerer und kleiner Unternehmen in Form von Ge- 
nossenschaften und freiwilligen Ketten erfaßt, des- 
gleichen der konsumgenossenschaftliche Bereich ein- 
schließlich der Großeinkaufs-Gesellschaft Deutscher 
Konsumgenossenschaften mbH. (GEG). 

2.3.1 Warenhäuser, Versandhandelsunternehmen, 
Lebensmittelfilialisten 

2.3.11 Die Entwicklung 

Untersucht wurden die vier großen Warenhaus- 
konzerne. Zwei von ihnen sind personenbezogene 
Unternehmensgruppen; bei den anderen zwei sind 
die Konzernspitzen börsennotierte Aktiengesell- 
schaften, an denen Bankbeteiligungen bestehen. 

Die großen Vier haben aus der Neigung des Ver- 
brauchers „alles unter einem Dach'' zu kaufen, und 
aus der Anpassung ihres Sortiments an die Käufer- 
ansprüche Nutzen gezogen. Ihre Kriegsverluste an 
Verkaufsfläche (bezogen auf das Reichsgebiet) konn- 


ten sie bis 1956 aufholen und seitdem innerhalb des 
kleineren, wenn auch dichter besiedelten Bundes- 
gebietes eine größere Quadratmeterzahl erreichen: 

Verkaufsfläche der vier Warenhauskonzerne 


Bestand Ende 1950 338 000 qm 

Zugang 1951 bis 1955 359 000 qm 

1956 bis 1960 461 000 qm 

Bestand Ende 1960 1 158 000 qm 


Diese Erhöhung der Verkaufsfläche betraf nicht 
nur die Erweiterung bestehender Filialen. Vielmehr 
haben die vier Warenhauskonzerne von Ende 1950 
bis Ende 1960 die Zahl ihrer Verkaufsstellen von 
192 auf 295 erhöht. Die neuen Filialen befanden sich 
in Orten folgender Größe: 

Orte mit weniger als 50 000 Einwohner 21 Filialen 
Orte mit 50 000 bis 100 000 Einwohner 17 Filialen 

Orte mit 100 000 bis 200000 Einwohner 16 Filialen 

Orte mit 200 000 bis 300 000 Einwohner 1 1 Filialen 

Orte mit mehr als 300 000 Einwohner 38 Filialen 

103 Filialen 

Das Vordringen der großen Warenhäuser hat in 
den Kreisen des mittelständischen Einzelhandels die 
Frage aufgeworfen, wie die Warenhäuser ihre Ex- 
pansion finanzieren konnten und Anlaß zu der Ver- 
mutung gegeben, dies hänge mit einem starken 
Rückhalt durch beteiligte Banken zusammen. 

Die Untersuchungen haben diese Vermutung nicht 
bestätigt. Vielmehr war es die außerordentlich gute 
Ertragslage, die die Finanzierung der Expansion er- 
möglichte. Das Verhalten der Unternehmensleitun- 
gen dieser Warenhauskonzerne war mitbestimmt 
von den Erfahrungen der dreißiger Jahre. Sie haben 
deshalb auch — nach den erteilten Auskünften — in 
der Nachkriegszeit in ihrer Verkaufspreispolitik 
Rücksicht auf mittelständische Wettbewerber ge- 
nommen und nicht auf einem an sich möglichen, 
niedrigeren Preisniveau konkurriert. Ihre Einkaufs- 
kraft ermöglichte es ihnen auf der anderen Seite, 
höhere Nachlässe sowohl am Inlands- als auch am 
Auslandsmarkt zu erzielen. Aus der hohen Differenz 
zwischen Einkaufs- und Verkaufspreisen bezogen 
sie die Mittel für ihre Expansion. Die Differenz 
zwischen Verkaufs- und Einkaufspreisen lag nach 
den Untersuchungsfeststellungen bei 30 Vo bis 32 Vo 
vom Umsatz (1959/60). 

Der Umsatz der vier Warenhauskonzerne hat sich 
zwischen 1954 und 1960 mehr als verdoppelt, ihr 
jährlicher Umsatzanteil stieg von 5,2 ^/o auf 6,5 Vo 
des Einzelhandelsumsatzes laut Umsatzsteuerstati- 
stik. Die festgestellten Zahlen über den Gewinn, die 
erwirtschafteten Abschreibungen und Zuführungen 
zu Pensionsverpflichtungen ließen die große Er- 
trags- und Finanzierungskraft der Warenhauskon- 
zerne zum Ausdruck kommen ^). Sie zeigt sich auch 

^) Die Zahlen können wegen § 7 des KonzG nicht ver- 
öffentlicht werden. 
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in der Tatsache, daß die beiden börsennotierten Ge- | 
Seilschaften trotz hoher Börsenkurse bei Kapital- ' 
erhöhungen Aktien zu pari oder nur wenig darüber j 
emittiert und damit die Möglichkeiten des Kapital- i 
marktes nicht ausgesdiöpft haben. 

Der zweite Bereich, in dem im Untersuchungszeit- 
raum Großunternehmen heranwuchsen, war der i 
Versandhandel. Von 17 befragten Versand- i 
handeisunternehmen erzielten 1952 nur drei einen 
Jahresumsatz von über 50 Millionen DM, 1961 acht 
Unternehmen einen solchen von mehr als 100 Mil- 
lionen DM, und zwar überwiegend Versender mit 
heute warenhausähnlichem Sortiment. Der Anteil 
dieser acht Unternehmen am Einzelhandelsumsatz 
stieg nach der Umsatzsteuerstatistik von etwa 1,5 ^/o 
(1956) auf etwa 2,9 ‘Vo (1961). Die Entwicklung der 
zu dieser Betriebsform des Einzelhandels gehörigen 
Unternehmen war jedoch uneinheitlich. Bei einigen 
der befragten Großversender — hauptsächlich bei 
solchen mit Spezialsortiment — waren die Zuwachs- 
raten des Umsatzes in den letzten Jahren des Unter- 
suchungszeitraums nur gering, zum Teil sind sogar 
Umsatzrückgänge eingetreten. 

Im Versandhandel ist ebenfalls eine Veränderung ; 
der Sortimentsstruktur erkennbar. Vielfach wurden 
neue Erzeugnisgruppen und Dienstleistungen in das 
Angebot aufgenommen, wie Elektrogeräte, Foto- ! 
artikel und Urlaubsreisen, neuerdings auch Fertig- | 
häuser. i 

I 

Die Versender unterstützen und ergänzen ihr Ver- 
sandgeschäft außerdem in den letzten Jahren zu- 
nehmend durch stationäre Verkaufsstellen, auch in ; 
mittleren Städten. Der Anteil des Ladengeschäfts j 
am Gesamtumsatz ist bei einigen Unternehmen ganz 
erheblich gestiegen. Einige Versender haben eine 
Zusammenarbeit mit Gruppen des Lebonsmittelein- 
zelhandels aufgenommen, doch wurden die Aussich- 
ten unterschiedlich beurteilt; die auf diesem Wege i 
getätigten Umsätze lagen 1961 zwischen einer und | 
50 Millionen DM. 

Die von ihnen im Großeinkauf erzielten Preis- 
vorteile — teilweise auch als Ausgleich für das mit 
den festen Katalogpreisen eingegangene Risiko an- 
gesehen — werden von den Versendern mit waren- 
hausähnlichem Sortiment zur Verbilligung des An- 
gebots mitbenutzt. 

Zu den Großunternehmen des Einzelhandels zäh- 
len auch die Filialunternehmen. Unter 44 
befragten großen Lebensmittelfilialisten gab es 1952 
10, 1961 37 Unternehmen mit einem Jahresumsatz 
von mehr als 25 Millionen DM. Uber 100 Millionen 
DM Umsatz erzielten 1952 2, 1961 11 Unternehmen. 

Im Wettbewerb untereinander, mit den Gruppen 
des Lebensmitteleinzelhandels, den Konsumgenos- 
senschaften und den stark ausgebauten Lebensmit- 
telabteilungen von Warenhäusern und Versandhan- 
delsunternehmen ergab sich auch für die großen 
Filialisten ein Zwang zur Expansion. 

Auch sie sind immer häufiger dazu übergegangen, 
Frischwarenabteilungen (beispielsweise für Frisch- 
fleisch, Gemüse und Obst) einzurichten und zu ver- 


stärken sowie ihr Sortiment auf Nicht-Lebensmittel 
(die sogenannten Non-Foods) auszudehnen. 

Zudem wurde die Verkaufsfläche erheblich erwei- 
tert. Sie betrug bei 32 vergleichbaren Unternehmen 
mit je über 25 Millionen DM Umsatz 

1952 160 900 qm 
1961 386 800 qm. 

Damit verbunden war eine Verdoppelung der durch- 
schnittlichen Filialgröße. 

1961 waren bei den befragten Unternehmen mit 
Umsälzeii über 25 Millionen DM bereits 66 ^/o aller 
Läden auf Selbstbedienung umgestellt ^). Bei eini- 
gen Filialisten ist seit einigen Jahren die Tendenz 
festzustellen, die Zahl ihrer Filialen zu verringern 
und dafür verstärkt Großraumläden einzurichten. 

Die Umstellung auf Selbstbedienung, die Einrich- 
tung von Supermärkten sowie die heute notwen- 
dige technische Ausstattung (z, B. Tiefkühltruhen) 
bedingen eine hohe Kapitalintensität. Die bei den 
großen Filialisten (über 25 Millionen DM Jahres- 
umsatz) festgestellten Investitionsquoten liegen weit 
über dem Durchschnitt des Lebensmitteleinzelhan- 
dels. Nach den angeforderten Unterlagen haben die 
großen Lebensmittelfilialisten einen erheblichen 
Teil dieser Investitionen aus erwirtschafteten Ab- 
schreibungen finanzieren können. 

Der Erfolg der Sortimentserweiterung und Erhö- 
hung der Verkaufsfläche drückt sich in dem gestie- 
genen Anteil der Lebensmittelfilialisten am Umsatz 
des Einzelhandels mit Nahrungs- und Genußmittel 
aus^). Er stieg zwischen 1950 und 1960 von 5,9 ®/o 
auf 13,2 Vo^). 

2.3.12 Die Beteiligungen 

Die Warenhauskonzerne hatten nur vereinzelt 
unbedeutende Industriebeteiligungen. Auch im Ver- 
sandhandel war Zurückhaltung zu beobachten, Be- 
teiligungen an Industrieunternehmen einzugehen. 
Bei den Lebensmittelfilialisten sind Betriebsabtei- 
lungen wie Kaffeeröstereien, Weinkellereien und 
Fleischereien angetroffen worden. 

Nach den erteilten Auskünften wollen die Unter- 
nehmen elastisch im Einkauf bleiben. Es besteht die 
Ansicht, daß Eigenproduktion die Anpassung an ver- 
änderte Konsumentenwünsche erschweren könnte. 
Außerdem steht den Unternehmen des Flandels an 
einigen Märkten — beispielsweise für Bekleidung 
— eine große Zahl mittlerer und kleiner industriel- 
ler Anbieter mit starkem Preiswettbewerb gegen- 
über. Ein Anreiz zur Aufnahme der Produktion oder 
Angliederung von Unternehmen geht von der An- 
gebotsstruktur nicht aus. 


’) Bei den Konsumgenossenschaften mit mehr als 25 Mil- 
lionen DM Umsatz betrug der Umstellungsgrad 36 ^/o. 
2) Nach Umsatzsteuerstatistik, ohne Lebensmittelumsätze 
der Warenhäuser, Versandhandelsunternehmen und 
des Nahrungsmittelhandwerks. 

^) auf Grund von Veröffentlichungen der Arbeitsgemein- 
schaft der Lebensmittel-Filialbetriebe e. V., Bonn 
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Die erhebliche Einkaufskraft der Großen des Han- 
dels verschafft ihnen günstige Bedingungen im Ein- 
kauf. 

So wurde folgendes geäußert: „Wir sind allein 
groß genug, um alle von uns erstrebten Bedingun- 
gen durchsetzen zu können." 

An Unternehmen nichtindustrieller Wirtschafts- 
bereiche wurden nur unbedeutende Beteiligungen 
festgestellt. 


2.3.13 Die Eigentümer 

Es handelte sich bei den untersuchten Unterneh- 
men überwiegend um personenbezogene Handels- 
unternehmen und Familiengesellschaften, nur in 
wenigen Fällen bestanden Beteiligungen der Indu- 
strie, der Banken und des Auslandes. Einzelbeteili- 
gungen von Banken über 50 Vo lagen nicht vor. 

Es ergab sich im einzelnen folgendes Bild: 


Eigentümer befragter Handelsunternehmen 1960 



Zahl der 
befragten 
Unter- 
nehmen 

Eigentümer bzw. 

Inland 

Anteilseigner 

‘) 

Ausland 

Familien 

oder 

Einzel- 

personen 

Industrie 

Banken 

Warenhäuser 

4 

2 

— 

2 

— . 

Versandhandelsunternehmen 

17 2) 

13 

1 

1 

1 

Lebensmittelfilialunternehmen 

52 2) 

40 

6 

— 

2 

insgesamt . . . 

73 

55 

7 

3 

3 


Aufgliederung nach Beteiligungshöhe wegen § 7 KonzG nicht möglich 

Nicht auswertbar waren Unterlagen von 1 Versandhandelsunternehmen und 4 Lebensmittelfilialunternehmen. 

Quelle: eigene Erhebungen 


Nur in Ausnahmefällen haben im Untersuchungs- 
zeitraum große Handelsunternehmen aus den unter- 
suchten Bereichen über die Börse Gesellschafter 
gesucht. Die Tatsache ist bemerkenswert, daß erst 
seit 1960 Aktien 

einer AG für Liegenschaften eines Warenhauses 
eines Versandhandelsunternehmens und 
eines Filialunternehmens mit Spezialsortiment 
an Börsen im Bundesgebiet neu gehandelt werden. 

2.3.2 GEG und Konsumgenossenschaften 

Die GEG — 1894 gegründet — belieferte 1960 
die 270 im Bundesgebiet bestehenden Konsumgenos- 
senschaften mit 2,6 Millionen Mitgliedern, und zwar 
mit selbstproduzierten und zugekauften Waren. Der 
Umsatz der GEG stieg von 449 Millionen DM (1950) 
auf 1 631 Millionen DM (1960), der Umsatz der 
Konsumgenossenschaften von 844 Millionen DM 
(1950) auf 3,2 Mrd. DM (1960). Die Konsumgenossen- 
schaften hatten damit am Gesamtumsatz des Einzel- 
handels mit Nahrungs- und Genußmitteln 

1950 einen Anteil von 7,2 Vo 
1960 einen Anteil von ll,OVo. 

59 ®/o ihres Einkaufs tätigten die Konsumgenossen- 
schaften 1960 bei der GEG, deren Angebot aus 
Eigenproduktion und Handel beinahe alle von den 


b Nach Umsatzsteuerstatistik, ohne Lebensmittelumsätze 
der Warenhäuser, Versandhandelsunternehmen und 
des Nahrungsmittelhandwerks. 


Konsumgenossenschaften benötigten Waren umfaßt. 
Nach Auskünften der GEG wäre eine Einkaufs- 
konzentration der Konsumgenossenschaften auf die 
GEG von 75 ^/o bis 80 Vo durchaus möglich, ohne daß 
die GEG ihr Produktions- und Handelssortiment 
wesentlich erweitern müßte. Aus diesen Zahlen läßt 
sich schließen, daß Konsumgenossenschaften und GEG 
nicht in dem Maße als leine Einheit auf dem Markt 
anzusehen sind, wie häufig angenommen wird. 

Von dem Umsatz der GEG entfielen 1960 38 Vo 
auf selbst hergestellte Waren. Anders als bei dem 
überwiegenden Teil der Warenhäuser, Versandhan- 
dels- und Lebensmittelfilialunternehmen besteht im 
Bereich Konsumgenossenschaften-GEG eine starke 
Eigenproduktion. Soweit die GEG Erzeugnisse zu- 
kaufen muß, beschränkt sie sich nach ihren eigenen 
Auskünften in den einzelnen Teilmärkten auf mög- 
lichst wenige, leistungsstarke Lieferer, ohne daß 
Ausschließlichkeitsverträge abgeschlossen wurden. 


2.3.3 Zusammenschlüsse mittlerer und kleiner 
Unternehmen des Einzelhandels 

2.3.31 Die Einkaufsgenossenschaften des Lebens- 
mitteleinzelhandels 

Im Bundesgebiet sind zwei große genossen- 
schaftliche Organisationen des Lebensmitteleinzel- 
handels tätig: die EDEKA und die REWE. Sie 
wurden in den Jahren 1907 bzw. 1923 als Spitzen- 
organisationen gegründet, die Zahl der ihnen ange- 
schlossenen Einzelgenossenschaften und deren Ein- 
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zelhandels-Mitglieder hat sich im Untersuchungs- 
zeitraum folgendermaßen entwickelt; 



Zahl der Einzel- 
genossenschaften 

Zahl der Einzel- 
handels-Mitglieder 


1950 

1960 

1950 

I960 

EDEKA 

228 

225 

27 800 

40 700 

REWE 

82 

99 

9 700 

13 000 


310 

324 

37 500 

53 700 


Der Vorgang der „Vergruppung" des Lebensmit- 
teleinzelhandels in Genossenschaften und freiwil- 
ligen Ketten zeigt sich auch in der steigenden 
Mitgliederzahl beider genossenschaftlicher Orga- 
nisationen, die 1960 26 ^/o aller Lcbensmitteleinzel- 
händler betrug. Den Umsatz konnten die auf der 
Großhandelsstufe tätigen 324 Einzelgenossenschaften 
zwischen 1950 und 1960 auf etwa das Vierfache er- 
höhen (3 213 Millionen DM gegenüber 826 Millio- 
nen DM). 

Die Einzelhändler beziehen etwa 45 Vo ihrer 
Waren von der Genossenschaft 2), die Einzelgenos- 
senschaften selbst bedienen sich zu 70 Vo der von 
ihnen getätigten Einkäufe ihrer Zentralgenossen- 
schaften, die das Warengeschäft fast ausschließlich 
als Agenturgeschäft betreiben. 

Die Zahl der Artikel wird von den Einkaufs- 
genossenschaften als zu hoch angesehen, die bis- 
herige Zahl der Vertragslieferanten ist deshalb 
ebenfalls groß. Es werden daher die Einkäufe auf 
weniger Lieferanten und weniger Artikel konzen- 
triert werden. Nach den erteilten Auskünften ist auf 
eigene Produktion bewußt verzichtet worden, um die 
Zusammenarbeit mit den Vertragslieferanten nicht 
zu beeinträchtigen. Es werden nur die üblichen Ab- 
teilungen, wie Wcinkcllereien und Kaffeeröstereien, 
unterhalten. 

2.3.32 Die freiwilligen Ketten des Lebensmittel- 
handels 

Während die Einkaufsgenossenschaften schon in 
der Vorkriegszeit bestanden, haben sich alle frei- 
willigen Ketten in der Bundesrepublik erst in der 
Zeit nach 1950 gebildet. Von unterschiedlicher Größe, 
teilweise nur regional, teilweise überregional tätig, 
ging die Initiative zu ihrer Gründung im Gegen- 
satz zu den Einkaufsgenossenschaften nicht von 
Einzelhändlern, sondern von Großhändlern aus. 

Nach den angeforderten Unterlagen waren 1961 
in den befragten 17 freiwilligen Ketten des Lebens- 
mittelhandels 513 Großhändler tätig, 3,7 Vo aller 
Unternehmen des Sortimentsgroßhandels ^). Die Zahl 
ihrer angeschlossenen Systemkunden, also der- 


9 nach Umsatzsteuerstatistik, ohne Unternehmen mit 
Jahresumsätzen unter 8500 DM 

auf Grund von Angaben der Genossenschaften ge- 
schätzt 

nach Umsatzsteuerstatistik, ohne Unternehmen mit 
Umsätzen unter 12 500 DM 


jenigen Einzelhändler, die die Prinzipien der Kette 
voll anerkennen, betrug etwa 65 000, das waren 
etwa ein Drittel aller Lebensmitteleinzelhändler 
im Bundesgebiet. 

In den freiwilligen Ketten sind nach dem Ergebnis 
der Untersuchungen leistungsstarke Großhandels- 
unternehmen zusammengeschlossen, die im Vergleich 
zum Bundesdurchschnitt höhere Umsätze erzielen. 
In der Zusammenarbeit der Kettenspitze mit den 
Großhändlern werden teilweise strenge Maßstäbe 
angelegt. Die Großhändler versuchen ihrerseits 
— wie die Erhebungen zeigen, nicht ohne Erfolg — 
den umsatzstärkeren Teil des Einzelhandels als 
Systemkunden zu gewinnen. Den Einzelhändlern 
werden verschiedene Leistungen geboten, insbe- 
sondere verschiedene Formen der Unterstützung 
im Rechnungswesen, wie Kosten- und Rentabilitäts- 
überwachung, die Beratung in der Sortimentsge- 
staltung, der Dekorationsdienst sowie Ladenbaube- 
ratung und Gemeinschaftswerbung. 

Die Zugehörigkeit zu einer freiwilligen Kette be- 
dingt auch die freiwillige Einfügung in die Gruppen- 
ordnung, zu der eine einheitliche Ladengestaltung 
und die Führung einer einheitlichen Ladenbezeich- 
nung der Ketteneinzelhändler oder die Übernahme 
von Eigenmarken der Kette zählen können. Grund- 
sätzlich besteht jedoch kein Zwang zum Einkauf 
beim Kettengroßhändler. 

Von den freiwilligen Ketten sind Angaben über 
die Umsätze der in ihnen zusammengeschlossenen 
Großhändler und Systemkunden angefordert worden. 
Die Gesamtumsätze, teilweise auch die Zahl der 
Systemkunden, waren den Kettenspitzen nicht genau 
bekannt und wurden deshalb von den Ketten ge- 
schätzt. Auf Grund dieser Angaben hat das Amt 
eine Schätzung der Konzentration der Einkäufe von 
Systemkunden auf ihre Kettengroßhändler vorge- 
nommen. Die Einkaufskonzentration liegt danach 
in der Regel zwischen 20Vo und 40V(). Sie ist damit 
niedriger, als bisher allgemein angenommen wurde. 

Diese Feststellung zusammen mit dem Ergebnis 
der Untersuchungen bei den Einkaufsgenossenschaf- 
ten dürfte darauf hinweisen, daß dem nicht gebun- 
denen Lcbensmittelgroßhandel ein entsprechendes 
Betätigungsfeld bleibt. 

2.3.33 Die Einkaufsvereinigungen im Einzelhandel 
mit Textilien und Schuhwaren 

Die Kooperation der Einzelhändler hat auch in 
anderen Handelszweigen in der Beobachtungs- 
periode stark zugenommen, wie sich gerade im Ein- 
zelhandel mit Textilien und Schuhwaren zeigen 
läßt. 

Im Textilhandel sind über 20 Einkaufsver- 
einigungen des Einzelhandels tätig, die Hälfte hier- 
von in der Rechtsform der Genossenschaft. Meist 
sind innerhalb einer Vereinigung Unternehmen von 
ähnlicher Sortimentsstruktur und Mindestgröße zu- 
sammengefaßt. Die Bemühungen der Einkaufisver- 
einigungen sind darauf gerichtet, die Wettbewerbs- 
fähigkeit ihrer selbständigen Einzelhandels-Mit- 

h nach Umsatzsteuerstatistik, ohne Unternehmen mit Um- 
sätzen unter 12 500 DM 
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glieder, insbesondere gegenüber den Großunter- 
nehmen, zu erhalten. Sie betreiben sowohl das 
Eigengeschäft als auch das Fremdgesdiäft (Agentur- 
geschäft). 

Nach Berechnungen der Forschungsstelle für All- 
gemeine und Textile Marktwirtschaft hatten 1961 
die fast 6000 Mitglieder der Textileinkaufsvereini- 
gungen einen Anteil am gesamten Textileinzel- 
handelsumsatz von etwa 24,0 Vo, der 1962 leicht 
auf 24,2 Vo anstieg. Zwar erhöhten die Großunter- 
nehmen ihren Anteil stärker, doch ist der Erfolg der 
Kooperation zwischen selbständigen Unternehmen 
in der Form der Einkaufsvereinigung nicht zu ver- 
kennen. Eine Kontrolle dieser Zahlen durch eigene 
Erhebungen war nur in sehr begrenztem Umfang 
möglich, bestätigte jedoch im großen und ganzen 
die angegebenen Tendenzen. 

Kettenähnliche Zusammenschlüsse konnten nur 
ein begrenztes Tätigkeitsfeld finden. Der Umsatz- 
anteil nicht gebundener Einzelhändler im Textil- 
einzelhandel (ohne Großunternehmen) beträgt nach 
veröffentlichten Schätzungen knapp 30 Vo und ist da- 
mit verhältnismäßig hoch. 

Für den Markt in Schuhwaren ist — ab- 
weichend von anderen Handelszweigen — kenn- 
zeichnend, daß der Einzelhandel in größerem Um- 
fang direkt von der Industrie bezieht. Die Schuh- 
industrie hat außerdem schon früh ein eigenes Ver- 
triebssystem aufgebaut, um direkt an den Verbrau- 
cher heranzukommen. Als Abwehr gegen die Tätig- 
keit dieser Fabrikfilialen auf der Einzelhandelsstufe 
sind die Zusammenschlüsse selbständiger Schuh- 
einzelhändler zum Zwecke des gemeinsamen Ein- 
kaufs zu verstehen. Die relativ geringe Bedeutung 
des „einzelwirtschiaftlichen" Schuhgroßhandels kann 
deshalb als branchentypisch angesehen werden. 1950 
waren nach veröffentlichten Schätzungen etwa 16 Vo 
aller Schuheinzelhändler Mitglied einer Einkaufs- 
vereinigung. Zu Ende des Untersuchungszeitraums 
gab es acht Einkaufsvereinigungen des Schuheinzel- 
handels; deren Mitgliederzahl ist erfragt worden. 
Für 1960 meldeten die befragten Organisationen 
eine Gesamtmitgliederzahl von etwa 4000 oder etwa 
30 ^/o aller Schuheinzelhändler 2). Die Einkaufsver- 
einigungen konten ihre Mitgliederzahl stark er- 
höhen. 

Die Umsatzausweitung der Einkaufsvereinigun- 
gen (sie betreiben vorwiegend das Fremdgeschäft), 
die weit über die des Schuheinzelhandels und auch 
etwas über die des einzelwirtschaftlichen Schuhgroß- 
handels hinausging, kommt zum Ausdruck in der Er- 
höhung ihres Anteils am Gesamtbezug des Schuh- 
einzelhandels ^). Der Einzelhandel bezog 

1950 etwa 20 Vo 
1954 etwa 34 Vo 
1961 etwa 45 Vo 

seines Gesamteinkaufs unter Mitwirkung der be- 
fragten Einkaufsvereinigungen. 

0 einschließlich Textilumsätze der Warenhäuser, Ver- 
sandhäuser, der Konsumgenossenschaften und des 
Lebensmitteleinzelhandels 
2) nach Handels- und Gaststättenzählung 1960 
’h Berechnung auf Grund der Umsätze des Facheinzel- 
handels, also ohne die Umsätze an Schuhwaren von 
Warenhäusern, Versandhäusern und des Handwerks 


Da außerdem auch der Anteil des Großhandels 
an den Gesamtbezügen des Einzelhandels eine stei- 
gende Tendenz aufwies, spielt der Direktbezug des 
Einzelhandels von der Industrie — also ohne Ein- 
schaltung des Großhandels und der Einkaufsver- 
einigungen — heute eine relativ geringere Rolle als 
zu Beginn des Untersuchungszeitraums. 

2.3.4 Probleme mittlerer und kleiner Handels- 
unternehmen 

Der Bedrängnis, in die die mittleren und kleinen 
Unternehmen durch den Wettbewerb mit den Gro- 
ßen und durch die Änderung in den Vertriebs- 
formen gerieten, sind sie vielfach durch Gruppen- 
bildung begegnet. In ihr kommt auch zum Ausdruck, 
daß die positive Einstellung des Handels zu den 
Strukturwandlungen auch bei mittleren und kleinen 
Unternehmen anzutreffen war^). 

Im Rahmen einer Kurzbefragung wurde versucht, 
die hauptsächlichen Probleme der mittleren und 
kleinen Unternehmen des Handels zu ermitteln, un- 
abhängig davon, ob sie einer Gruppe zugehören 
oder nicht. Dabei hat sich gezeigt, daß ihre Sorgen 
hauptsächlich die Kapitalbildung und — im Einzel- 
handel — die eventuelle Abschaffung der Preisbin- 
dung der zweiten Hand betreffen. 

Daß die Eigenkapitalbildung eine immer größere 
Sorge der Handelsunternehmen wurde, ist nicht zu- 
letzt durch den Zwang zu höheren Investitionen für 
Rationalisierung und Modernisierung bedingt. Da 
die Kapitalbildung gerade bei den mittleren und 
kleinen Unternehmen in der Regel aus dem Ertrag 
erfolgen muß — der ja auch der Deckung des Le- 
bensunterhalts zu dienen hat — , gewinnt die Höhe 
der Steuerbelastung an Gewicht. Bei den Befragun- 
gen von 67 Einzelhändlern und 46 Großhändlern 
verschiedener Handelszweige wurde der Einkom- 
mensteuertarif lals erschwerend für die Bildung von 
Eigenkapital bezeichnet, dagegen war im ganzen 
die Kreditversorgung zufriedenstellend; auch wurde 
über die Kreditbedingungen im allgemeinen keine 
Klage geführt. 

Die mittleren und kleinen Unternehmer des Ein- 
zelhandels zeigten sich mit beträchtlicher Mehrheit 
an der Beibehaltung der Preisbindung der zweiten 
Hand interessiert. Die befragten Unternehmer des 
Lebensmitteleinzelhandels waren der Meinung, daß 
es ohne die durch die preisgebundenen Marken^- 
artikel garantierten Spannen nicht möglich sei, die 
sogenannten sozial kalkulierten Artikel im Sorti- 
ment zu halten. Demgegenüber haben Vorstands- 
mitglieder von untersuchten Großunternehmen des 
Lebensmittelhandels zum Ausdruck gebracht, daß 
eine Abschaffung der Preisbindung zu begrüßen 
wäre, weil dann der Wettbewerb bei den bisher 
preislich gebundenen Erzeugnissen attraktiv ge- 
staltet werden könne. 


h vgl. hierzu Nieschlag, Robert, „Strukturwandlungen im 
Handel", in den Schriften des Vereins für Socialpolitik, 
N. F. Bd. 26 „Wandlungen der Wirtschaftsstruktur in 
der Bundesrepublik Deutschland", Berlin 1962, S. 493 ff., 
499 und 502 
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2.4 Landhandel und ländliche Genossen- 
schaften 

Im Handel mit Landwaren stehen letwa 5000 
Landhandelsunternehmen mit genossenschaftlichen 
Zusammenschlüssen der landwirtschaftlichen Erzeu- 
ger im Wettbewerb. Im Bundesgebiet sind örtlich 
etwa 11 200 Genossenschaften — darunter 8900, die 
das Waren- und Kreditgesdiäft betreiben — tätig. 
Sie sind regional in 14 Hauptgenossensdiaften ver- 
bunden. 

Die genossenschaftlidie Organisation umfaßt ein 
eigenes Banksystem, das sich im Wettbewerb als 
spürbarer Rückhalt der landwirtschaftlichen Genos- 
senschaften erwiesen hat. Insbesondere hat sich dies 
bei den hohen Investitionen der Jahre nach 1950 
gezeigt, die durch die Technisierung der Landwirt- 
schaft notwendig geworden waren. Die eigenen 
Mittel der Genossenschaften waren für die Erweite- 
rung der Lagerkapazität sowie Einrichtung und Aus- 
bau von Reparaturwerkstätten nicht ausreichend, 
doch konnte die Finanzierungslücke im allgemeinen 


0 Verkauf der pflanzlichen Produkte der Landwirtschaft 
(sogenanntes Absatzgeschäft; ohne tierische Produkte 
und Wein) und Einkauf landwirtschaftlicher Bedarfs- 
artikel, insbesondere Futtermittel, Düngemittel und 
Landmaschinen (sogenanntes Bezugsgeschäft). 


3. Banken und 


Die Entwicklung der Geschäftsbanken ist seit 
der Währungsreform durch eine ununterbrochene 
und starke Ausweitung des Geschäftsvolumens ge- 
kennzeichnet; von 1950 bis 1960 stieg es von 32 auf 
176 Mrd. DM an. An dieser Ausweitung haben die 
11 642 Institute des Genossenschaftssektors, die 880 
Sparkassen und Girozentralen und die 347 Institute 
des privaten Bankensektors unterschiedlichen Anteil 
gehabt. Gemessen am Gesamtvolumen der Kunden- 
einlagen und der Kredite an Nichtbanken haben 
sich die Sparkassen und die Genossenschaften über- 
durchschnittlich, die privaten Banken jedoch unter- 
durchschnittlich entwickelt. Ende Oktober 1963 ent- 
fielen auf den Sparkassensektor über 50 Vo des Ge- 
schäftsvolumens, aller Einlagen von Nichtbanken 
und der diesem Kreis gewährten Kredite; die ent- 
sprechenden Anteile des Genossenschaftsbereiches 
lagen zwischen 10 Vo und 20 Vo. 

Die Anteilsverschiebungen sind Ausdruck der sich 
seit Jahrzehnten langsam vollziehenden, in den 

b Die Untersuchungen erstreckten sich nur auf die Ge- 
schäftsbanken, also auf Kreditbanken sowie auf die 
Institute des Sparkassen- und Genossenschaftssektors; 
nicht einbezogen wurden Hypothekenbanken, Teilzah- 
lungskreditinstitute, Kreditinstitute mit Sonderaufga- 
ben und sonstige Kreditinstitute. 


im eigenen Banksystem geschlossen werden, wie 
sich bei Einzeluntersuchungen ergab. 

Die Frage, inwieweit der Landhandel Markt- 
anteile an die landwirtschaftlichen Genossenschaften 
verloren hat, ließ sich nicht allgemein beantworten; 
eine Aussage ist nur für den Absatz von Inlands- 
getreide möglich. Hier hat der Landhandel seinen 
Marktanteil zwischen 1950 und 1960 in etwa halten 
können. 

Zu beobachten war im gleichen Zeitraum eine 
Verstärkung und Ausweitung des Bezugsgeschäftes 
der landwirtschaftlichen Genossenschaften, und zwar 
hauptsächlich bei Landmaschinen. Ein Anreiz zur 
Sortimentserweiterung ist auch davon ausgegangen, 
daß die Verdienstspannen im Absatzgeschäft — ins- 
besondere bei Getreide — im Vergleich zum Be- 
zugsgeschäft niedriger sind. 

Die Hauptgenossenschaften haben im Bezugsge- 
schäft allein durch ihre Größe eine gute Marktstel- 
lung gegenüber der Industrie, ihre Gesamtumsätze 
stiegen insgesamt von 1,42 Mrd. DM (1950) auf 3,96 
Mrd. DM (1960). Bisher ist im wesentlichen nur bei 
Düngemitteln eine gemeinsame Abwicklung der 
Verrechnung mit der Industrie zu beobachten ge- 
wesen, bei Landmaschinen liegt eine Auftragszu- 
sammenfassung nicht vor. 


Konzentration 


letzten Jahren verstärkt fortsetzenden Auflockerung 
der traditionellen Arbeitsteilung im Bankgewerbe. 
Ursprünglich sind die einzelnen Institutsgruppen 
sowohl in ihrem Kundenkreis als auch in ihrer Auf- 
gabenstellung deutlich voneinander abgegrenzt ge- 
wesen. Die Sparkassen sammelten hauptsächlich 
Gelder der kleinen und mittleren Einkommensbe- 
zieher und verwendeten diese Mittel überwiegend 
zur Finanzierung des Wohnungsbaues und zur 
Deckung des öffentlichen Kreditbedarfs. Demgegen- 
über befaßten sich die Kreditbanken mit der In- 
dustriefinanzierung, wozu sie die erforderlichen 
Gelder anfangs vorwiegend aus eigenen Mitteln 
oder durch Emissionen aufbrachten. Soweit Ein- 
lagen herangezogen wurden, kamen diese von der 
Wirtschaft und von größeren Privatkunden. Die 
Kreditbanken hatten kein Interesse, noch bestand 
für sie die Notwendigkeit, kleine Spareinlagen her- 
anzuziehen. 

Die als Folge zweier Kriege eingetretene — also 
zweimalige — Geldentwertung hat zu bedeutsamen 
Strukturänderungen in der Geldkapitalbildung ge- 
führt. Da die Einkommensentwicklung der letzten 
Jahre die Sparfähigkeit breiter Bevölkerungskreise 
erhöhte und das Massensparen, wie auch in anderen 
Ländern, vorwiegend zum Kontensparen tendiert, 
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sind die privaten Haushalte von entscheidendem 
Einfluß für die Höhe der Einlagen im Banksystem 
geworden. Andererseits bleibt die Kreditaufnahme 
der privaten Haushalte weit hinter ihrer Einlagen- 
bildung zurück. Für die Marktsteilung und Ge- 
schäftspolitik der Kreditinstitute war nach 1948 fer- 
ner der grundlegende Wandel in der Finanzlage der 
öffentlichen Hand von großer Bedeutung: anstatt die 
öffentlichen Körperschaften mit Krediten versorgen 
zu müssen, ist dem Banksystem von dieser Seite im 
ganzen gesehen ein erheblicher Einzahlungsüber- 
schuß zugute gekommen. Gegenüber den öffent- 
lichen und privaten Haushalten ist die Wirtschaft 
der einzige volkswirtschaftliche Sektor, der bei den 
Banken mehr Kredite aufnimmt als Einlagen hält, 
teilweise wirkt sich hier eine gewisse Unterkapitali- 
sierung der deutschen Wirtschaft aus. Die Kapital- 
bildung der Unternehmen findet größtenteils in 
Form von Sachanlagen statt. Soweit einzelne von 
ihnen größere liquide Reserven ansammeln, sind 
sie vielfach bestrebt, diese außerhalb des Bank- 
systems höher verzinslich anzulegen. Im Gegensatz 
zu früheren Zeiten haben aus diesen Gründen die 
Einlagen der Wirtschaft heute sinkende Bedeutung 
für das Einlagevolumen der Banken. 

Diese Strukturwandlungen kommen liquiditätsmä- 
ßig den Sparkassen zugute: zu deren tradi- 
tionellem Kundenkreis gehören große Teile der 
volkswirtschaftlichen Bereiche, die für die gesamte 
Geldkapitalbildung heute von überragender Bedeu- 
tung sind, nämlich die privaten und öffentlichen 
Haushalte. Die ihnen von diesen Sektoren zuge- 
flossenen Mittel wurden nur z. T. durch die Woh- 
nungsbaufinanzierung und die Kredite an öffent- 
liche Stellen absorbiert. Der verbleibende Liquidi- 
tätsüberhang drängte in neue Anlagen, überwie- 
gend in die Kreditfinanzierung der Wirtschaft, auch 
im Großkreditgeschäft. Das überdurchschnittliche 
Wachstum der Sparkassen und Girozentralen zeigt 
sich auch in ihrer zunehmenden Zahl unter den 100 
größten Geschäftsbanken: Ende i960 waren es 
bereits 55 Institute gegenüber 44 im Jahre 1950. 

Als Folge dieser Strukturwandlimgen mußten 
auch die Kreditbanken mehr denn je bestrebt 
sein, ihr Kleingeschäft zu intensivieren, um neue 
Einlegerkreise zu gewinnen. Gleichzeitig bemühten 
sie sich verstärkt um öffentliche Einlagen. Dies 
führte dazu, daß die Bankengruppen gegenseitig in 
ihre traditionellen Geschäftsbereiche und Kunden- 
kreise eindrangen; die Folge war eine Verschärfung 
des Wettbewerbs im Einlagen- und Kreditgeschäft. 
Sieht man vom überregionalen Großgeschäft ab, so 
herrscht Wettbewerb hauptsächlich zwischen Insti- 
tuten verschiedener Bankengruppen, weniger inner- 
halb der Bankengruppen selbst. Ob und inwieweit 
hierbei sich Wettbewerbsvorteile einzelner Instituts- 
gruppen auswirken, wurde nicht untersucht, da dies 
Gegenstand einer besonderen Enquete des Bundes- 
wirtschaftsministeriums ist. 

Bei dem unbeschränkten und überregionalen 
Wettbewerb, wie er besonders im Großgeschäft 
herrscht, erlangen die wirtschaftlichen Verflechtun- 
gen der Banken mit Unternehmen der Wirtschaft 
eine besondere Bedeutung. Diese Verflechtungen 


spielten auch in der Bundestagsdebatte vom 15. Ok- 
tober 1959 eine große Rolle; sie sind deshalb 
auch ein Schwerpunkt der Bankenuntersuchung. Als 
Erscheinungsformen wurden die kapitalmäßigen Be- 
teiligungen, das Depotstimmrecht, die personelle Ver- 
flechtung und die Zusammensetzung von Anleihe- 
konsortien untersucht. Hierfür wurden eingehende 
und umfassende Erhebungen angestellt. Die Banken 
haben bereitwillig diese z. T. umfangreichen Arbei- 
ten diirchgeführt. 


3.1 Konzentration innerhalb des Bankwesens 

3.1.1 Die mittleren und kleinen Banken 

Unter den Geschäftsbanken gab es 1960 nur 
wenige größere Kreditinstitute, wenn man den Be- 
griff der großen Bank bei 1 Mrd. DM Geschäfts- 
volumen ansetzt, dagegen viele kleine Kreditinsti- 
tute mit einem Geschäftsvolumen unter 50 Milk DM. 
Von dem Geschäftsvolumen aller Geschäftsbanken 
in Höhe von 176 Mrd. DM entfielen 1960 auf 

26 Große 46 Vo 

406 Mittlere 36 ^/o 

12 437 Kleine 18 «/o 

12 869 100 Vo 

Diese Zahlen lassen erkennen, daß der Konzen- 
trationsgrad im Bankwesen hoch ist; er hat sich im 
Untersuchungszeitraum jedoch nicht erhöht, sondern 
verringert. Dies ist vor allem auf die Entwick- 
lung bei den 5 größten Geschäftsbanken zurückzu- 
führen, deren Anteil am Geschäftsvolumen von 30 ^/o 
auf 22^0 erheblich gefallen ist; bei den drei Groß- 
banken war der Rückgang noch ausgeprägter. 

Bemerkenswert ist die Zunahme der mittleren 
Banken; ihr Anteil am Geschäftsvolumen hat sich 
erhöht. Dagegen hat die Zahl der kleinen Kredit- 
institute abgenommen, besonders durch Zusammen- 
schlüsse kleiner Institute im Bereich der Raiffeisen- 
kassen — zum Zweck der Rationalisierung — und 
durch das Ausscheiden von Privatbankiers. 

Von den mittleren und kleinen Instituten zählt 
der weitaus überwiegende Teil zum Genossen- 
schaftssektor, eine größere Zahl sind Sparkassen. 
Genossenschaftsbanken und Sparkassen haben, 
unabhängig von ihrer Größe, einen starken Rück- 
halt in ihrer Verbandsorganisation und dem drei- 
stufigen Liquiditätsaufbau über Girozentralen und 
Zentralkassen. Dazu kommt bei den Sparkassen, 
unabhängig von der Größe, noch die Haftung des 
öffentlichen Gewährträgers. 

Ein Rückhalt ähnlicher Art ist im privaten Bank- 
sektor für die mittleren und kleinen Institute nicht 
gegeben. Zudem stellt sich bei Privatbankiers die 
Frage, wie sie sich als selbständige Unternehmer im 
Wettbewerb halten können. Ihre Zahl hat weiter 
abgenommen, obwohl auch Zugänge zu verzeichnen 


0 Deutscher Bundestag, 3. Wahlperiode, 82. Sitzung am 
15. Oktober 1959, Stenographischer Bericht 
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waren. Vielfach ist ihnen nur eine Anlehnung an 
größere Banken übriggeblieben, die mit der Gefahr 
des Verlustes der wirtschaftlichen Selbstständigkeit 
verbunden ist. Wie zahlreiche Gespräche ergeben 
haben, fühlen sich die mittleren und kleinen Privat- 
bankiers in mehrfacher Hinsicht benachteiligt: 

1. Die augenblickliche Steuergesetzgebung er- 
schwere durch den Einkommensteuertarif die 
Eigenkapitalbildung. 

2. Die öffentliche Hand halte bei Privatbankiers 
kaum Einlagen. 

3. In weiten Kreisen der Bevölkerung gelte die 
Geldanlage bei Sparkassen und bei größeren 
Kreditbanken als sicherer, weil eine Zwangs- 
depositenversicherung in der Bundesrepublik 
fehle. 

4. In vielen Fällen sei ihnen der Zugang zu Anleihe- 
konsortien, insbesondere auch der öffentlichen 
Hand (Bund, Länder, Gemeinden) verwehrt. 


3.1.2 Beteiligungen von Banken an Banken 


Die Untersuchungen ermöglichen es, ein im gro- 
ßen und ganzen vollständiges Bild der Beteiligungen 
von Banken an Banken und ihrer Veränderung im 
Berichtszeitraum zu geben. Faßt man die durch Kapi- 
talbeteiligung verflochtenen Geschäfts banken 
zu Unternehmensverbindungen zusammen, so erge- 
ben sich dadurch weder bei den Anteilen am Ge- 
schäftsvolumen noch bei der Reihenfolge der großen 
rechtlich selbständigen Institute nennenswerte Ver- 
änderungen. 

Wichtig erscheint der Hinweis, daß die ermittel- 
ten Beteiligungen von Banken an anderen Kredit- 
instituten nahezu alle unter Banken bekannt waren; 
es fand keine Verschleierung solcher Beteiligungs- 
verhältnisse statt. In den Bankbilanzen wurden Be- 
teiligungen an Banken regelmäßig in der Bilanz- 
position „Beteiligungen" ausgewiesen. 

Insgesamt wurden Beteiligungen im Nennwert 
von etwa 402 Millionen DM erfaßt (1960) ^), davon 
entfielen allein 40 Millionen DM auf Beteiligun- 
gen der drei Großbanken an ihren Berliner Tochter- 
instituten. 


Außerdem bestanden Beteiligungen an 


23 Privaten Hypothekenban- 
ken mit einem Nominal- 
wert von 149,1 Millionen DM 

31 Teilzahlungskreditinstitu- 
ten mit einem Nominal- 
wert von 52,3 Millionen DM 


28 Privatbankiers mit einem 
Nominalwert von 


39,4 Millionen DM 


44 übrigen Kreditbanken 2) 
mit einem Nominalwert 

von 84,9 Millionen DM 

19 Sonstigen Kreditinstitu- 
ten ®) mit einem Nominal- 
wert von 36,0 Millionen DM 


145 


361,7 Millionen DM 


I Die Beteiligungen an Teilzahlungskreditinstituten 
und Hypothekenbanken erklären sich daraus, daß 
diese Geschäftszweige vielfach von den Banken 
nicht selbst wahrgenommen werden oder nicht aus- 
! geübt werden dürfen. Von insgesamt 26 privaten 
' Hypothekenbanken bestehen an 19 Instituten Betei- 
ligungen von mehr als 50 Vo, an 4 weiteren von 
mehr als 25 Vo, wobei die Beteiligungen vielfach von 
mehreren Banken gehalten werden. Neben den Ka- 
pitalbeteiligungen bestanden in einigen Fällen zwi- 
schen den beteiligten Banken vertragliche Bindun- 
gen vor allem über die Ausübung von Stimmrechten 
und die Besetzung von Aufsichtsratsposten. Daraus 
ergibt sich, daß diese Hypothekenbanken in der 
Führung ihrer laufenden Geschäfte zwar als frei 
anzusprechen sind, sich jedoch nach den rechtlichen 
Gestaltungsmöglichkeiten letztlich in einem Abhän- 
gigkeitsverhältnis von wenigen Banken befinden. 

Die Beteiligungen an Privatbankiers und an „Übri- 
gen Kreditbanken", die teilweise auch von mehreren 
Banken gehalten werden, betrugen in 36 Fällen 
über 50 Vo, weitere 22 Beteiligungen erreichten mehr 
als 25 Vo. Die Zahl der Beteiligungen an 28 Privat- 
bankiers von insgesamt 233 war verhältnismäßig 
gering'^). Vielfach ist die Initiative von Privatban- 
kiers ausgegangen und dem Wunsch nach einem 
kapital- und liquiditätsmäßigen Rückhalt bei einem 
größeren Institut entsprungen. 

Eine große Zahl der Beteiligungen bestand schon 
vor 1950. Beteiligungsvorgänge der letzten Jahre be- 
ruhten entweder auf dem Bestreben, sich an Institu- 
ten mit überwiegendem Spezialgeschäft zu beteili- 
gen, oder auf dem Bemühen von Regionalbanken 
nach engerer Zusammenarbeit. Hierbei war u. a. auch 
der Gedanke eines überregionalen Ausgleichs zwi- 
schen Gebieten mit Einlagenüberschüssen und sol- 
chen mit großem Kreditbedarf maßgebend. 

In den Jahren bis 1958 war auch für die Errich- 
tung von Zweigstellen eine Bedürfnisprüfung vor- 
geschrieben, Die Ausdehnung des Filialnetzes war 
j damals für die Übernahme anderer Banken und 
deren Weiterführung als Filiale häufig ausschlag- 
gebend. In Einzelfällen werden lOOVoige Tochter- 
gesellschaften unter ihrem alten renomierten Fir- 
mennamen weitergeführt, um die Tradition zu wah- 
ren. 


ü ohne Beteiligungen an Investmentgesellschaften 
^) Die von der Deutschen Bundesbank getrennt ausge- 
wiesenen Bankengruppen „Staats-, Regional- und 
Lokalbanken" und „Spezial-, Haus- und Branche- 
banken" wurden hier zu „übrige Kreditbanken" zu- 
sammengefaßt. 

2) Kreditinstitute mit Sonderaufgaben, sonstige Kredit- 
institute sowie Beteiligungen an den jeweiligen 
Spitzeninstituten des Sparkassen- und Genossen- 
schaftssektors 

^) Aus zeitlichen Gründen war es nicht möglich, bei allen 
Privatbankiers Mitgesellschafter und vertragliche Bin- 
dungen zu ermitteln. Die Frage, wie viele Privat- 
bankiers unabhängig sind, ist also offengeblieben. 
Nach Äußerungen führender Privatbankiers sollen je- 
doch nur noch wenige Institute wirtschaftlich wirklich 
unabhängig sein. 
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3.2 Beteiligungen von Banken an Nicht- 
banken 

Die Beteiligungen der Banken an Unternehmen 
anderer Wirtschaftsbereiche haben in der Ausein- 
andersetzung über Fragen der Konzentration immer 
wieder eine Rolle gespielt. Ihr Umfang war jedoch 
nicht bekannt; deshalb war es eines der Ziele der 
Bankenuntersuchung, diese Beteiligungen möglichst 
vollständig zu erfassen. Zu diesem Zweck hatten 
311 von insgesamt 347 Kreditbanken und alle 32 
Zentralinstitute des Sparkassen- und Genossen- 
schaftssektors Anteilsrechte von mehr als 5 ^/o des 
Grund- oder Geschäftskapitals von deutschen Unter- 
nehmen (Beteiligungen) zu melden, und zwar für 
die Bilanzstichtage seit 1952^). Die Beteiligungen 
waren unabhängig davon anzugeben, ob sie in der 
Bilanzposition „Beteiligungen" oder in einer ande- 
ren ausgewiesen waren. 


3.2.1 Umfang der Beteiligungen 

Für Ende 1960 haben die Banken Beteiligungen 
mit einem Nominalwert — nicht Kurswert — von 

1.1 Mrd. DM gemeldet 2). 

Der Aktienbesitz, der den Schwerpunkt bildet, 
betrug 1031 Millionen DM oder etwa 3,2 Vo des 
Grundkapitals aller Aktiengesellschaften; der Be- 
stand an börsennotierten Aktien machte 4,9 Vo des 
Kapitals dieser Aktiengesellschaften aus. 

Zwei Drittel oder 676 Millionen DM der Beteili- 
gungen aller Kreditinstitute entfielen auf die drei 
Großbanken, weitere 234 Millionen DM auf die 
Gruppe der „übrigen Kreditbanken". In den Rest 
teilten sich Privatbankiers, Girozentralen und Zen- 
tralkassen. Der geringe Beteiligungsbesitz der Giro- 
zentralen und Zentralkassen kann bei den weiteren 
Untersuchungen vernachlässigt werden. 

Im Eigentum von Kreditbanken waren; 


Beteiligungen an Aktiengesellschaften 

in Millionen DM 


Beteiligungsgrößenklasisen 

börsennotiert 

nicht börsennotiert 

insgesamt 

Zahl 

Nomiiiial- 

wert 

Zahl 

Nominal- 

wert 

Zahl 

Nominal- 

wert 

über 50 Vo 

28 

163 

30 

47 

58 

210 

25 bis 50 0/0 

78 

378 

60 

78 

138 

456 

5 bis 250/0 

123 

307 

94 

1 

34 

217 

341 

Summe ’) • • • 

212 

848 

148 

159 

360 

1 007 


1 ) 


Die Gesamtz^ahi der Aktiengesellschaften ist wegen Mehrfachbeteiligung an einzelnen Gesellschaften nicht gleich 
der Summe der Einzelposten 

Quelle: eigene Erhebungen 


Die Banken haben somit an 138 meist börsen- 
notierten Aktiengesellschaften eine aktienrechtliche 
Sperrminorität, an weiteren 58 die Majorität. Nur 
in wenigen Fällen ist den Gesellschaften die Sperr- 
minorität der Banken nicht bekannt. 

Von dem Aktienbesitz aller Kreditinstitute ent- 
fallen fast 75 % oder 750 Millionen DM auf die fünf 
größten Kreditbanken; ihre Beteiligungen haben 
sich von 1 9 5 5 bis 1 9 6 0 unter anderem wie folgt 
verändert: 

Neu erworben oder durch Zukäufe aufgestockt j 
wurden 14 Mehrheitsbeteiligungen, die 1960 einen ] 
Nominalwert von insgesamt 91 Millionen DM hat- 
ten, und 31 Schachtelbeteiligungen mit 113 Millio- 
nen DM. Demgegenüber sind in 15 Fällen die Majo- 
rität, in 19 Fällen Schachtelbeteiligungen abgestoßen 
oder abgebaut worden. 

In der Debatte des Deutschen Bundestages vom ; 
15. Oktober 1959 ist auch auf den Pakethandel der 
Banken hingewiesen worden. Diese Frage konnte 

9 Der Repräsentdtionsgrad ist hoch, weil Sparkassen und 
Kreditgenossenschaften im allgemeinen keine größe- 
ren Beteiligungen halten. 


generell nicht untersucht werden. Aus den Unter- 
lagen der drei Großbanken läßt sich jedoch fest- 
stellen, daß zwischen 1 9 5 2 und 19 6 1 in 37 Fällen 
von diesen Instituten Schachtel- und Mehrheits- 
beteiligungen über Pakete aufgebaut, in 20 Fällen 
die Zukäufe über die Börse vorgenommen wurden. 
Die Veräußerungen erfolgten in 32 Fällen als Paket- 
abgaben, nur in drei Fällen über die Börse. 


3.2.2 Beteiligungsschwerpunkte 

Der Aktienbesitz aller erfaßten Kreditinstitute 
verteilt sich zwar auf 384 meist börsennotierte Ak- 
tiengesellschaften, doch machen die Beteiligungen 
an 10 Gesellschaften allein 45 ®/o oder 470 Millionen 
DM des gesamten Beteiligungsbesitzes der Banken 
aus; diese werden ausschließlich von Großbanken 
gehalten. 

Die Beteiligungen der Banken sind im allgemeinen 
auf die Branchen breit gestreut; doch führen die Be- 

-) ohne Aktienbestände der den Banken nahestehenden 
Investmentgesellschaften 
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teiligungen an einigen größeren Unternehmen zu 
kapitalmäßigen Schwerpunkten, die sich bei den 
Großbanken im Bergbau und Handel, bei Regional- 
banken in der Textilindustrie und im Brauerei- 
gewerbe finden. 

In vier Wirtschaftsbereichen sind die Banken mit 
über 10 Vo am Grundkapital der dort tätigen Aktien- 
gesellschaften beteiligt: 

mit 27 Vo beim Handel, 

mit 19% bei Brauereien, 

mit 12 ^/o bei Bau, Steine, Erden, 

mit 10®/o bei der Nahrungs- und Genußmittel- 
industrie. 

Die hohen Anteile am gesamten Aktienkapital in 
diesen Wirtschaftsbereichen ergeben sich im allge- 
meinen aus wenigen Beteiligungen an großen Un- 
ternehmen. 

Die Banken sind auch an Wirtschaftsprüfungs- 
gesellschaften beteiligt. Bei den fünf größten Kredit- 
banken wurden neun solcher Beteiligungen mit je- 
weils mehr als 25 ^/o festgestellt. 

3.2.3 Gründe für den Beteiligungserwerb 

Ein größerer Teil der Beteiligungen an Nicht- 
banken stammt noch aus der Vorkriegszeit. Die 
Weltwirtschaftskrise der dreißiger Jahre hatte einen 
beachtlichen, allerdings unfreiwilligen Beteiligungs- 
zuwachs gebracht. Dieser Vorkriegsbesitz, von der 
Geldentwertung kaum betroffen, erwies sich nach- 
träglich für die Banken als eine wertvolle Hilfe beim 
Aufbau ihres Eigenkapitals nach 1948. 

Wenn auch wohl bei jedem Beteiligungserwerb 
mehrere Motive wirksam werden, so haben sich bei 
den Untersuchungen der fünf größten Kreditbanken 
einige Hauptursachen herausgeschält. Im Vorder- 
grund steht die Wahrnehmung eigener wirtschaft- 
licher Interessen. Vor allem ist ein Streben der Ban- 
ken nach interessanten Daueranlagen festzustellen. 
Dieser Wunsch nach wertbeständigen Kapitalanla- 
gen dürfte nicht zuletzt auf die Erfahrungen der 
Banken zurückzuführen sein. Daneben ist die An- 
knüpfung und Vertiefung von Geschäftsbeziehun- 
gen von Einfluß. Die Untersuchungen haben im all- 
gemeinen keine Anhaltspunkte dafür ergeben, daß 
die Banken Beteiligungen erworben haben, um in- 
dustriell tätig zu werden. 

In nicht wenigen Fällen wurden Beteiligungen im 
Interesse von Dritten oder der Gesellschaften selbst 
erworben; dabei galt es oftmals, den Versuch einer 
Einflußnahme Außenstehender abzuwehren. Dieses 
Motiv bezieht sich jedoch nicht nur auf inländische, 
sondern vielfach auch auf ausländische Interessen- 
ten. Gerade Aktiengesellschaften im Familienbesitz 
nehmen in solchen Fällen die Hilfe der Banken in 
Form von kapitalmäßigen Beteiligungen in An- 
spruch. Der Erwerb von Beteiligungen im direkten 
Auftrag Dritter wurde ebenfalls festgestellt. Aller- 
dings sind diese Vorgänge, insgesamt gesehen, von 
untergeordneter Bedeutung. Sind mehrere größere 


Aktionäre vorhanden, bezeichnen sich die Banken 
gern als „Dritte Kraft". Wie die Untersuchungen in 
mehreren Fällen gezeigt haben, tragen die Banken 
tatsächlich zur Aufrechterhaltung der Selbständig- 
keit von Unternehmen bei. 

Bei dem An- und Verkauf von Beteiligungen kom- 
I men den Banken ihre Erfahrungen und ihr Einblick 
I in die wirtschaftlichen Verhältnisse und deren Ent- 
; Wicklung zugute. Dadurch war ihnen oftmals die 
; Möglichkeit gegeben, gewinnversprechende Anlagen 
an oder außerhalb der Börse günstig zu erwerben; 
dies gilt insbesondere für die Jahre niedriger Bör- 
senkurse. 

Für die Aufstockung von Beteiligungen auf 25 
war vor allem die Vergünstigung des Schachtel- 
privilegs maßgebend. Sieht man von Ausnahme- 
fällen ab, so dürfte für die Aufstockung die aktien- 
rechtliche Sperrminorität von untergeordneter Be- 
deutung sein. Sie läßt sich bei geringem Eigenbesitz 
mit Hilfe von Depotstimmen erreichen, zumal auf 
der Hauptversammlung nur das vertretene Kapital 
— nicht das gesamte Grundkapital — entscheidend 
ist. 


3.3 Das Depotstimmrecht der Banken 

Im Jahre 1961 wurden in den Hauptversammlun- 
gen börsennotierter Aktiengesellschaften im Durch- 
schnitt 70 % bis 80 % des stimmberechtigten Kapitals 
vertreten. Diese im Vergleich zu manchen anderen 
Ländern hohe Präsenz ist auf den großen Stimm- 
anteil der Kreditinstitute zurückzuführen. Das 
Stimmgewicht der Banken resultiert nur zu einem 
geringen Teil aus Eigenbesitz; ins Gewicht fällt vor 
allem der im Namen der Bank vertretene Depot- 
besitz der Kunden. Nur im letzten Fall kann man 
vom Depotstimmrecht der Banken sprechen; es ist 
in § 114 AktG geregelt. Es beruht auf der Möglich- 
keit, das Stimmrecht auf einen Dritten zu übertra- 
gen und ihn zur Stimmabgabe im eigenen Namen 
zu ermächtigen (Legitimationszession). Neben der 
Ermächtigung spielt die andere Möglichkeit, den 
Kundenbesitz im Namen der Kunden zu vertreten 
(offene Stellvertretung), nur eine untergeordnete 
Rolle. Mit der Ermächtigung erhalten die Banken 
auch das Recht, die Stimmen an Dritte, auch an an- 
dere Banken, weiterzugeben. Bei der Weitergabe 
von Kundenstimmen wählen die Banken hauptsäch- 
lich den Weg der offenen Stellvertretung. Ziel der 
Untersuchung war es, den Umfang des von Banken 
vertretenen Aktienbesitzes — getrennt nach Eigen- 
besitz, Kundenbesitz und Drittbesitz (Leihstimmen) 
— zu ermitteln. Für diese Ermittlung erwiesen sich 
die nach § 110 AktG zu erstellenden Präsenzlisten 
als ungeeignet. Sie sollen ersichtlich machen, ob der 
Abstimmende sein Recht aus eigenem oder fremdem 
Aktienbesitz ableitet. Da aber nach § 110 AktG hin- 
sichtlich des Vertreters nur Name und Wohnort 
aufzuführen sind, läßt sich oftmals nicht feststellen, 
ob es sich bei dem Abstimmenden um einen Ange- 
hörigen einer Bank handelt. Ferner kommt hinzu, 
daß die Präsenzlisten unterschiedlich erstellt sind 
und in nicht wenigen Fällen den gesetzlich vorge- 
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schriebenen Mindestanforderungen kaum entspro- 
chen haben. Aus diesen Gründen mußte eine um- 
fangreiche Befragung bei 343 Kreditinstituten 
durchgeführt werden. Aus untersuchungstechnischen 
Gründen sind deren Angaben über 425 börsen- 
notierte Aktiengesellschaften mit einheitlichem 
Stimmrecht^) ausgewertet; auf sie entfällt ein 
Grundkapital von 13,3 Mrd. DM oder etwa 75 Vo des 
Grundkapitals aller börsennotierten Aktiengesell- 
schaften. Von dem erfaßten Kapital lagen 70 Vo bei 
den Banken, und zwar 1,2 Mrd, DM im Eigenbesitz 
und rd. 8 Mrd. DM in Kundendepots. 

Die Untersuchungen haben gezeigt, daß die Kre- 
ditinstitute im allgemeinen die ihnen erteilten 
Stimmrechtsermächtigungen auch verwerten, ent- 
weder selbst oder durch Weitergabe an andere 
Banken. Die Depotbanken haben von diesen 9,2 
Mrd. DM etwa 54 ®/o selbst vertreten. Weitere 3 Vo 
wurden an Angehörige des Institutes, 2 Vo an Nicht- 
banken — davon die Hälfte an die betreffenden Ge- 
sellschaften selbst — und 13 % an andere Banken 
weitergegeben. Der Umfang der sogenannten Stim- 
menleihe zwischen Banken war mit 1,2 Mrd. DM 
nicht unerheblich. Allerdings ist zu berücksichtigen, 
daß hierbei der Leihverkehr zwischen Mutter- und 
Tochterbanken mit fast 500 Millionen DM ins Ge- 
wicht fällt. Im übrigen hängt der Umfang des Leih- 
verkehrs vom Ort der Hauptversammlungen ab, 
und er spielt sich aus Vereinfachungsgründen über- 
wiegend zwischen Korrespondenzbanken ab. Diese 
Korrespondenzbanken sind häufig kleine und mitt- 
lere Institute. Großbanken haben mehr Stimmen er- 
halten als abgegeben. Bemerkenswert ist ferner, daß 
Stimmen auch zwischen Sparkassen, Genossen- 
schaftsinstituten und Kreditbanken ausgetauscht 
wurden. In Einzelfällen wurde darauf geachtet, daß 
das stimmenabgebende Institut im gleichen Um- 
fange Stimmrechte zur Verfügung gestellt bekommt. 

Etwa 28 Vo des bei Banken liegenden Aktienkapi- 
tals haben die Banken nicht vertreten; ein Teil die- 
ser Stimmen dürfte von den Aktionären selbst aus- 
geübt worden sein. Nur in geringem Umfang haben 
die Banken von den ihnen erteilten Stimmrechts- 
ermächtigungen keinen Gebrauch gemacht, aller- 
dings sind sie dazu auch nicht verpflichtet. Die Un- 
tersuchungen haben gezeigt, daß einzelne Kredit- 
institute kein Interesse daran haben, ihre Kunden 
auf Hauptversammlungen zu vertreten; sie küm- 
mern sich deshalb auch nicht um Stimmrechtsermäch- 
tigungen. Hierbei handelt es sich um Banken, die 
kaum Geschäftsbeziehungen zur Wirtschaft haben. 

Etwa 70 % der von Banken vertretenen Stimmen 
entfallen auf die Großbanken. Die Stimmenvertre- 
tung durch Sparkassen und Genossenschaftsinstitute 
ist insgesamt gering. 


9 vgl. Seite 38, Tz. 3.2 

Die Stimmenzahl wurde auf vergleichbare Nominal- 
werte umgerechnet, um die unterschiedliche Stimm- 
ausstattung bei einzelnen Gesellschaften auszugleichen. 
Gesellschaften mit Mehrstimmrechtsaktien, stimm- 
rechtslosen Vorzugsaktien usw. blieben unberück- 
sichtigt; dasselbe gilt für Gesellschaften mit Stimm- 
rechtsbeschränkungen. 


Für den Kundenbesitz ergibt sich folgendes Bild: 

Von der Depotbank im Namen 
: des Depotkunden 122 Millionen DM 

I Von der Depotbank in 

eigenem Namen 4 225 Millionen DM 

Von Dritten im Namen der 

Depotbank 998 Millionen DM 

Von Dritten in deren Namen . 130 Millionen DM 

Vertretene Depotstimmen .... 5 475 Millionen DM 
Von Depotbank nicht 

vertreten 2 508 Millionen DM 


Gesamter Depotbesitz 7 983 Millionen DM 

Der Eigenbesitz der Banken wurde im einzelnen 
wie folgt vertreten: 

Von der Bank selbst 

553 Millionen DM als Eigenbesitz 

Von Dritten im Namen der Bank 

111 Millionen DM als Eigenbesitz 

Von Angehörigen der Bank in deren Namen 

287 Millionen DM als Fremdbesitz 

Von Dritten in deren Namen 

129 Millionen DM als Fremdbesitz 

Unvertreten blieben 

77 Millionen DM 


Gesamter Eigenbesitz 

1 157 Millionen DM 

Bei der Vertretung des Eigenbesitzes gehen die 
Banken immer mehr dazu über, die Stimmrechte an 
Dritte, überwiegend an Angehörige des Instituts, 
zu übertragen. 

Auf den Hauptversammlungen von 90 Gesell- 
schaften vertrat jeweils eine Bank über 50 Vo des 
anwesenden Kapitals. Von diesen Gesellschaften 
waren 27 mit mehr als 50 Vo im Besitz von Banken, 
weitere 17 im Mehrheitsbesitz von Nichtbanken. In 
diesen Fällen nahmen die Banken ihr Interesse als 
Aktionär wahr oder handelten im Auftrag und nach 
Weisung des Großaktionärs. 

Bei den übrigen 46 Gesellschaften, darunter 13 
Publikumsgesellschaften, konnte kein Aktienbesitz 
über 50 Vo festgestellt werden. Diese Unternehmen 
haben ein Grundkapital von 1,2 Mrd. DM; das sind 
über 9 ®/o des Grundkapitals der untersuchten 425 
Gesellschaften. Nur in diesen Fällen, in denen es 
keinen Großaktionär gab, kommt der Stimmrechts- 
ausübung der Banken eine zusätzliche Bedeutung 
hinsichtlich der Verflechtung mit anderen Unter- 
nehmen zu. So sind die Kreditinstitute in 23 Haupt- 
versammlungen ausschließlich durch Vertretung des 
Kundenbesitzes oder von sogenannten Leihstimmen, 
in fünf weiteren Fällen allein durch Eigenbesitz zu 


Ü überwiegend auf Grund fehlender Stimmrechtsermäch- 
tigung. Hierin ist der von Kunden selbst vertretene 
Besitz mit enthalten. 
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einer Stimmenmehrheit von über 50 Vo gekommen. 
Bei den restlichen 18 Aktiengesellschaften haben die 
Banken nur durch Kombination von Eigen-, Kunden- 
oder Drittbesitz die Mehrheit erreicht. Dabei konn- 
ten sie in fünf Fällen die Grenze von 50 % nur mit 
Hilfe von Leihstimmen überspringen. Unter den 46 
Gesellschaften waren 14 Kreditinstitute, bei acht j 
von ihnen haben die betreffenden Institute selbst i 
über 50 Vo der Stimmen vertreten, überwiegend auf | 
Grund von Kundenbesitz. Insgesamt hatten die drei 
Großbanken bei 28 Gesellschaften, neun Regional- 
banken bei 12 und 5 Privatbankiers bei 6 Unter- | 
nehmen die Stimmenmehrheit. 


3.4 Die personelle Verflechtung der Banken 
mit Nichtbanken 

In die Untersuchung der personellen Verflechtung 
der Banken wurden dieselben 425 Aktiengesellschaf- 
ten wie bei der Untersuchung des Depotstimmrechts 
einbezogen ^). Aus diesem Kreis mußten jedoch die 
34 Aktien banken noch ausgeschaltet werden, so 
daß sich die folgenden Aussagen auf 391 Gesell- 
schaften beschränken. Bei 73 dieser Gesellschaften 
sind keine Banken im Aufsichtsrat gewesen. Die 
übrigen 318 Unternehmen hatten 1960 ohne Arbeit- 
nehmervertreter 1722 Aufsichtsratsmitglieder; da- 
von waren 573 oder rund ein Drittel Angehörige 
von Banken. 


Die Aufsichtsratssitze der Banken bei 318 Aktiengesellschaften außerhalb des Bankenbereichs 




davon entfallen auf 

Funktionen 

Zahl der 

Großbanken 

Privat- 

bankiers 

übrige 

Kreditbanken 

Sparkassen- 

sektor 

sonstige 

Institute 

im Aufsichtsrat 

Mandate 

Zahl der 



Man- 

date 

Ban- 

kern 

Man- 

date 

Ban- 

ken 

Man- 

date 

Ban- 

ken 

Man- 

date 

Ban- 

ken 

Man- 

date 

Ban- 

ken 

AR-Vorsitze 

150 

85 

3 

28 

15 

36 

17 

1 

1 

— 



AR-stellver tretende 
Vorsitze 

1 

142 

72 

3 

31 

• s 

34 

12 

3 

3 

2 

2 

AR-Mitglied 

281 

140 

3 

60 

21 

62 

18 

12 

10 

7 

4 

Summe ’) . . . 

573 

297 

1 

1 3 

119 

31 

132 

26 

16 

12 

9 

6 


1 ) 


Die Gesamtzahl der Banken ist wegen Doppelinandaten 


nicht gleich der Summe der Einzelposten. 


Quelle: eigene Erhebungen 


Die 573 Aufsichtsratsmandate wurden zwar von ' 
78 Kreditinstituten wahrgenommen, die weitaus 
überwiegende Zahl dieser Mandate lag aber in den 
Händen weniger Banken; auf 11 Institute entfielen 
fast 75 Vo aller von Banken gestellten Aufsichtsrats- I 
mitglieder. Es handelte sich dabei neben den 3 j 
Großbanken um 4 Privatbankiers und um 4 Regio- j 
nalbanken. Girozentralen und Sparkassen waren ! 
in den Aufsichträten der untersuchten Gesellschaf- j 
ten nur schwach, Genossenschaftsinstitute über- | 
haupt nicht vertreten. | 

Bei 150 Gesellschaften waren Bankenvertreter 
Vorsitzer des Aufsichtsrats. Bei den im Jahre 1961 
stattgefundenen Hauptversammlungen dieser Unter- 
nehmen vertraten die betreffenden Banken folgende 
Prozentsätze des anwesenden Kapitals: j 


suchung zeigte jeweils eine Bank über 50 des 
anwesenden Kapitals vertreten. In 42 dieser Fälle 
stellte die Bank, wie eben gezeigt wurde, den Auf- 
sichtsratsvorsitzer und in 10 weiteren dessen Stell- 
vertreter; in den Aufsichtsräten von 7 Gesell- 
schaften war die Bank nur als einfaches Mitglied 
und in 14 Aufsichtsräten überhaupt nicht vertreten. 

Vielfach waren die Bankenvertreter nicht nur Mit- 
glied des Aufsichtsrats, sondern gleichzeitig auch 
seiner Ausschüsse.'* Nur bei 5 Gesellschaften war 
die im Aufsichtsrat vertretene Bank nicht auch 
gleichzeitig in einem der Ausschüsse. Bei weiteren 
38 Aktiengesellschaften waren nicht alle, sondern 
nur einzelne der im Aufsichtsrat befindlichen Ban- 
kenvertreter Mitglieder der verschiedenen Aus- 
schüsse. 


über 50 Vo bei 
über 25 ®/o bei 
über 5 ^/o bei 
unter 5 Vo bei 


42 Gesellschaften 
41 Gesellschaften 
26 Gesellschaften 
41 Gesellschaften 


150 Gesellschaften. 


Bei den Hauptversammlungen von 73 Aktien- 
gesellschaften hat, wie die Depotstimmrechtsunter- 


In der Bundestagsdebatte vom 15. Oktober 1959 
wurde insbesondere auch die wechselseitige Ver- 
flechtung der Wirtschaft mit den Banken diskutiert. 
Diese Frage wurde bei den Großbanken untersucht. 

0 vgl. Seite 40, Tz. 3.3 

-) vgl. Seite 40, Tz. 3.3: Unter den dort aufgeführten 
90 Gesellschaften waren 17 Kreditinstitute, so daß sich 
daraus die Zahl von 73 Aktiengesellschaften außerhalb 
des Bankenbereichs ergibt. 


41 




Drucksache IV/2320 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


In den Aufsichtsräten der drei Großbanken sind j 
96 Aktionärsvertreter, und zwar: 1 

7 frühere Vorstandsmitglieder der Banken, 

6 nicht näher zuzuordnende Personen, 

57 Vertreter von 47 Aktiengesellschaften und ‘ 

26 Vertreter von 25 sonstigen Unternehmen. 

! 

Von den 72 in den Aufsichlsräten vertretenen , 
Unternehmen gehören 41 mittel- oder unmittelbar | 
zu den größten 100 Unternehmensverbindungen der i 
Industrie, drei zu den größten Handelsunternehmen 1 
und vier zu den großen Versicherungen. , 

Die drei Großbanken selbst sind wiederum in die | 
Aufsichtsräte von 37 der insgesamt 47 bei ihnen ! 
vertretenen Aktiengesellschaften mit 48 Mandats- 1 
trägem gewählt worden. Von diesen 37 Aktien- | 
gesellschaften gehören 25 zu den hundert größten 
Unternehmensverbindungen der Industrie, drei sind 
Großunternehmen des Handels und drei sind große j 
Versicherungen. Diese Zahlen zeigen, daß der über- j 
wiegende Teil der Mitglieder von Aufsichlsräten | 
der Großbanken den Großunternehmen der Indu- ! 
strie, des Handels und der Versicherung angehören, 
und daß die Großbanken ihrerseits auch sehr stark 
in diesem Unternehmenskreis vertreten sind. 

i 

Eine besondere Erscheinungsform der personellen 
Verflechtung der Großbanken mit der Wirtschaft 
stellen deren Landesbeiräte dar. Diese umfassen 
insgesamt 944 Mitglieder, von denen fast die Hälfte 
den tausend größten Industrieunternehmen ange- 
hören. Die Untersuchungen haben gezeigt, daß diese 
Landesbeiräte, die im allgemeinen repräsentativen 
Charakter haben, hauptsächlich der Herst chJung und 
Festigung von Kundschaftsbeziehungon dienen. i 

3.5 Die Aiiieihekonsortien 

In dem Schriftlichen Bericht des Wirtschaftsaus- I 
Schusses des Deutschen Bundestages ’) ist ausdrück- i 

Anieihekonsorii( 
(ohne Anleihen der 


lieh eine Untersuchung gewünscht worden, welche 
Abhängigkeiten durch Kredithergabe und Kredit- 
vermittlung entstehen können. Die Feststellung sol- 
cher Abhängigkeitsverhältnisse zwischen Banken 
und Unternehmen der übrigen Wirtschaft wäre nur 
auf Grund einer Untersuchung der laufenden Ge- 
schäftsbeziehungen möglich. Diese entziehen sich 
jedoch weitgehend einer systematischen Erfassung; 
sie sind bestenfalls an Einzelbeispielen darzustellen 
und hätten zwecks Wahrung des Bankgeheimnisses 
umfangreiche Untersuchungen bei Wirtschaftsunter- 
nehmen erfordert, die aus zeitlichen Gründen nicht 
durchführbar waren. Dazu kommt ferner, daß die 
wachsende Konkurrenz im Kreditgewerbe weit- 
gehend eine Kreditabhängigkeit guter und leistungs- 
fähiger Unternehmen ausschließt; sie können ihre 
Bankverbindung notfalls wechseln und sind als gute 
Kunden umworben. 

Ein Sonderproblem ist jedoch das Anleihe-Kon- 
sortialgeschäft, das deshalb eingehend untersucht 
worden ist. Nahezu alle der im Zeitraum 1954 bis 
1961 von der Wirtschaft begebenen Anleihen wur- 
den erfaßt. Der Betrag dieser 160 Emissionen belief 
sich auf 5,5 Mrd. DM, nämlich 122 Emissionen von 
Industrie und Handel mit 4,4 Mrd. DM und 38 An- 
leihen von Versorgungsunternehmen mit 1,1 Mrd. 
DM. 

In 118 von 160 Fällen liegt die Konsortialführung 
in Händen von Großbanken. Eine Girozentrale ist 
bei drei Anleihen eines Industrieunternehmens im 
Bundesbesitz Konsortialführer, weitere fünf Giro- 
zentralen sind Konsortialführer bei 17 Emissionen 
von Versorgungsunternehmen. In die restlichen 22 
Konsortialführungen teilen sich 8 Regionalbanken 
und 2 Privatbankiers. Der Anteil des Sparkassen- 
sektors am gesamten Emissionsvolumen ist gering. 
Eine größere Bedeutung haben die Sparkassen und 
Girozentralen bei den Emissionen von Versorgungs- 
unternehmen, die vor allem im Eigentum der öffent- 
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n 1954 bis 1961 

öffentlichen Hand) 


Bankergruppen 

Gesamt- 
zahl der 
beteilig- 
ten 

Banken 

Emissionen von Industrie 
und Handel 

Emissionen von Versorgungs- , 
unternehmen 

Zahl der 
beteilig- 
ten 

Banken 

Anteil 
am Ernis- 
sions- 
betrag 
o/o ‘ 

Zahl der 
Konsor- 
tialfüh- 
rungen 

Zahl der 
beteilig- 
ten 

Banken 

Anteil 
am Emis- 
sions- 
betrag 

o/o 

Zahl der 
Konsor- 
tialfüh- 
rungen 

Großbanken 

3 

3 

66 

108 

3 

38 

10 

Privatbanken 

i 29 

23 

14 

2 

15 

7 

— 

übrige Kreditbanken 

24 

22 

17,5 

i 

9 

14 

32 

11 

Girozentralen 

11 

9 

2,5 

; 3 

11 

\ 21 

17 

Sparkassen 

4 

— 

— ' 


4 

\ ^ 

— 

Ausländische Banken 

2 

2 

i 0 


— 

■ — 

1 — 

insgesamt . . . 

73 

59 

100 

122 

1 

47 

100 

1 

1 38 


Quelle: eigene Erhebungen 
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liehen Hand sind. Nicht beteiligt ist der Genossen- 
schaftssektor. Die Aufteilung des Emissionsvolumens 
auf die Bankengruppen zeigt, daß die Placierungs- 
kraft nicht maßgeblich für die Quotenzuweisung ist. 

Die Zahl der Konsorten war bei den einzelnen 
Anleihen unterschiedlich groß. Addiert man ihre 
Zahl, so gab es bei den 160 Emissionen 1 354 Kon- 
sorten. Diese Konsortien sind jedoch nur von 73 
Banken gebildet worden. .Unter den 73 Banken 
waren es wiederum nur wenige, nämlich 19 in der 
Größe sehr unterschiedliche Banken, die den über- 
wiegenden Teil des Konsortialgeschäfts abwickelten. 
Von ihnen waren außer den Großbanken 8 Privat- 
bankiers und 8 Regionalbanken. Bei den Privatban- 
kiers dürften neben der Placierungskraft auch tradi- 
tionelle Geschäftsbeziehungen eine Rolle spielen. 
Nur 14 Konsortien wurden im Untersuchungszeit- 
raum erweitert, und zwar wurden 18 Banken aufge- 
nommen, von denen 2 bisher noch nicht einem Kon- ! 
sortium angehört hatten. Außenstehende Kredit- 
institute hatten im Untersuchungszeitraum so gut 
wie keine Zugangsmöglichkeit zu bestehenden — 
nach Auffassung von Sachverständigen eingefrore- 
nen — Konsortien. In den übrigen 146 Konsortien 
sind 4 Quotenverschiebungen zwischen den beteilig- 
ten Banken festgestellt worden. 

Nach dem Ergebnis der Untersuchungen ist von 
den Unternehmen selbst keine Initiative zur Ände- 
rung der Zusammensetzung der Konsortien aus- 
gegangen, offenbar weil die reibungslose Abwick- 
lung der Emissionen zu solch einer Initiative bisher 
keinen Anlaß gab. Das erklärt wohl auch, daß in den 
meisten Fällen nicht das emittierende Unternehmen, 
sondern vielmehr die konsortialführende Bank den 
entscheidenden Einfluß auf die Zusammensetzung 
des Konsortiums hat. Dies wurde durch Aussagen 
verschiedener Vorstandsmitglieder großer Unter- 
nehmen bestätigt. 


3.6 Die Großbanken 

Der Anteil der Großbanken am gesamten Ein- 
lagen- und Kreditgeschäft der Geschäftsbanken ist 
seit 1950 zum Teil erheblich zurückgegangen: 



Anteil in Vo ß 


1950 

1960 

1963 

Geschäftsvolumen 

24 

16 

15 

Einlagen von Nichtbanken 

25 

20 

17 

Kredite an Nichtbanken . . 

I 30 

17 

14 


1) Die Zahlen für 1950 und 1960 beruhen auf eigenen 
Erhebungen. Für 1963 (30. November) wurden Zahlen 
der Deutschen Bundesbank zugrunde gelegt; sie bezie- 
hen sich auf die zur Bankenstatistik monatlich berich- 
tenden Institute einschließlich der Gesamtzahlen für 
die Raiffeisenkassen. 

An diesen Zahlen zeigt sich ein starker Wett- 
bewerb im Einlagen- und Kreditgeschäft. Nicht zu- 
letzt um neue Einlegerkreise zu gewinnen, haben 
die Großbanken die Zahl ihrer Bankstellen von 2000 
im Jahre 1952 auf 2955 im Jahre 1960 erhöht. Sie 
sind fast ohne Ausnahme in allen Städten über 
100 000 Einwohner vertreten. Außerdem gibt es in 
fast 75 Vo aller Gemeinden über 20 000 bis 100 000 
Einwohner Geschäftsstellen von Großbanken. 

Trotz der eingangs erwähnten Anteilsrückgänge 
ist die Stellung der drei Großbanken nach wie vor 
stark. Die Großbanken haben schon immer die Indu- 
striefinanzierung gepflegt und seit ihrem Bestehen 
beim Aufbau und der Gründung von Industrieunter- 
nehmen mitgewirkt. Daraus hat sich eine starke 
Verflechtung mit der Wirtschaft entwickelt, die in 
den nachstehenden Zahlen zum Ausdruck kommt. 


Die Bedeutung der drei Großbanken dargestellt an ausgewählten Bezugsgrößen 


Anteil der drei Großbanken 

Zeitpunkt/Zeitraum 

Absolute Größe 

Anteil in Vo 

Beteiligungen an Banken 

31. Dezember 1960 

198 Millionen DM 

501) 

Beteiligungen an Nichtbanken . 

31. Dezember 1960 

676 Millionen DM 

66‘) 

Zahl der Aufsichtsratssitze 

I960 

297 

52*) 

Vertretung auf Hauptversammlungen 

1961 

— 

70^) 

Betrag der Anleiheemissionen der Wirt- 




schaft 

1954/1961 

— 

66 

Zahl der Konsortialführungen bei An- 




leiheemissionen 

1954/1961 

118 

74 

Kundendepots 




Aktien (Nominalwert) 

31. Dezember 1960 

9,9 Milliarden DM 

55*) 

Festverzinsliche Werte 

31. Dezember 1960 

10,5 Milliarden DM 

34») 

Investmentanteile 

31. Dezember 1960 

21,5 Millionen Stück 

58') 


1) der erfaßten 343 Kreditinstitute 

2 ) der von Banken gestellten Aufsichtsräte bei 318 börsenriütierten Aktiengesellschaften 

3) der von Banken vertretenen Stimmen bei 425 börsennotierten Gesellschaften 


Quelle: eigene Erhebungen; vgl. hierzu die vorhergehenden Unterabschnitte Banken 
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Aus der Tatsache, daß 55 ^/o des in Bankdepots 
befindlichen Aktienkapitals bei den Großbanken 
liegt, ist zu schließen, daß sie einen sehr guten 
Überblick über die Kauf- und Verkaufsbewegungen 
am Aktienmarkt haben. Wieweit sich daraus ein 
Einfluß auf die Börse ergibt, wurde nicht untersucht. 

Bei keinem der drei Institute wurden Einzelaktio- 
näre mit größerem Anteilsbesitz ermittelt. Dies ist 
bemerkenswert, weil die in den Jahren 1949 bis 
1957 noch niedrigen Börsenkurse für Bankaktien 
einen Anreiz hätten bilden können, ein größeres 
Paket zu erwerben und dadurch Einfluß auf die 
Banken zu gewinnen. Das Fehlen von Großaktionä- 
ren läßt sich aber dadurch erklären, daß die Groß- 
banken nach ihren eigenen Auskünften bestrebt 
sind, größeren Aktienbesitz und damit einen Einfluß 
von einzelnen Aktionären zu verhindern. Aus die- 
sen Gründen beobachten sie Kauf und Verkauf von 


Aktien ihres Instituts. Eine Kontrolle ihres Aktio- 
närkreises wird dadurch erleichtert, daß im allge- 
meinen zwischen 40 ®/o und 50 Vo ihres gesamten 
Aktienkapitals in den Kundendepots der eigenen 
Bank liegen. Darüber hinaus unterstützen sich die 
Banken gegenseitig, um eine breite Streuung ihrer 
Aktien zu erreichen. Dadurch erhielten die Vor- 
stände der Großbanken, di^im allgemeinen nach dem 
Kollegialprinzip arbeiten, ein hohes Maß an Selb- 
ständigkeit. Das Gewicht der Verwaltung wird noch 
dadurch erhöht, daß in den Hauptversammlungen 
der drei Großbanken zwischen 65 Vo bis 80 Vo der 
Stimmen durch die einzelnen Institute selbst — sei 
es auf Grund des Kundenbesitzes oder von Leih- 
stimmen — vertreten wurden. Auch sind die Auf- 
sichtsratsvorsitzer und die Mehrzahl der zu den 
Aufsichtsratspräsidien gehörenden Personen frühere 
Vorstandsmitglieder der betreffenden Institute. 


4. Versicherungen und Konzentration 


Für eine Untersuchung der Konzentration im Ver- 
sicherungsbereich ist zu berücksichtigen, daß grund- 
sätzlich alle Versicherungsunternehmen, ähnlich wie 
die Banken, einer staatlichen Aufsicht unterliegen, 
die auf die Anzahl und Organisationsform von 
Unternehmen und Unternehmensverbindungen, den 
Wettbewerb, die Vermögensanlage u. a. Einfluß 
nimmt. 

Die Frage der Lebensfähigkeit mittelständischer 
Unternehmerexistenzen stellt sich im Versicherungs- 
bereich nicht. Die in § 7 des Versicherungsaufsichts- 
gesetzes vorgeschriebenen Betriebsformen und die 
Zulassungspraxis der Aufsichtsbehörde haben be- 
wirkt, daß private Versicherungsunternehmen nahe- 
zu ausschließlich die Rechtsform der Aktiengesell- 
schaft und des Versicherungsvereins auf Gegensei- 
tigkeit haben. 


4.1 Die Zahl der Versicherungsunternehmen 

Im Jahre 1960 gab es 9341 Versicherungsunter- 
nehmen, die der staatlichen Aufsicht unterstanden. 

Gegenüber dem Jahr 1952 ist ihre Zahl um etwa 
lO Vo zurückgegangen. Der Abgang betraf vor allem 
kleine ländliche Selbsthilfeeinrichtungen, die heute 
noch über die Hälfte der Gesamtzahl aller Versiche- 
rungsunternehmen ausmachen. Die Verringerung 
hat zwar rein rechnerisch die Konzentration im Ver- 
sicherungsbereich erhöht, faktisch waren diese Vor- 
gänge im Hinblick auf das geringe Gewicht dieser 
Unternehmen jedoch ohne Bedeutung. 

Die Zahl der Neuzugänge in den Bereichen der 
Erstversicherung war gering, weil Voraussetzung 

9 Lebens-, Kranken-, Sachversicherung einschließlich 
Unfall- und Haftpflichtversicherung 


eine umfassende Außenorganisation ist, die bei der 
schwierigen Lage am Arbeitsmarkt kaum aufzu- 
bauen war. Bei den Neuzugängen handelt es sich 
deshalb nahezu ausschließlich um Tochtergesell- 
schaften, denen die bestehenden Außenorganisatio- 
nen der Muttergesellschaften zur Verfügung ste- 
hen 9 r um kleinere Selbsthilfeeinrichtungen, bei 
denen eine Außenorganisation nicht oder nur in be- 
schränktem Maße notwendig ist und um Niederlas- 
sungen ausländischer Versicherungsunternehmen, 
die vor allem im Industrie- und Transportversiche- 
rungsgeschäft mit Maklerfirmen Zusammenarbeiten. 

Unabhängige Rückversicherer sind nicht neu hin- 
zugekommen. In der Rückversicherung wäre die 
notwendige Herstellung von Kapitalverbindungen 
zu Erstversicherern nur mit verhältnismäßig hohem 
Kapitalaufwand möglich, sofern bei den schon be- 
stehenden Beteiligungen in der Versicherungswirt- 
schaft überhaupt eine solche Möglichkeit bestünde. 


4.2 Stand und Entwicklung der Konzen- 
tration in den einzelnen Versicherungs- 
sparten 

Die Angebotsseite ist zahlenmäßig in den Sparten 
der Erstversicherung durch eine große, in der Rück- 
versicherung durch eine geringe Zahl von Versiche- 
rungsunternehmen gekennzeichnet. Die Größen- 
unterschiede zwischen den Versicherungsunterneh- 
men sind in allen Sparten stark ausgeprägt. 


9 Die Ausdehnung des Angebots durch eine Erweiterung 
der Spartenbetätigung von bestehenden Unternehmen 
blieb hierbei unberücksichtigt, da durch sie die ab- 
solute Zahl der Unternehmen nicht verändert wird. 
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In den einzelnen Bereichen der Erstver- 
sicherung stehen wenige große einer Vielzahl 
von mittleren und kleinen Unternehmen gegenüber. 
Nur 20 bis 25 Unternehmen haben Anteile von je 
1 Vo und mehr an den Prämieneinnalimen einer 
Sparte. Auf die jeweils 25 größten Unternehmen 
entfielen 1962 in der Lebensversicherung etwa 77 ®/o, 
in der Krankenversicherung 91 ^/o und in der Sach- 
versicherung 66 Vo der Prämieneinnahmen. Dabei 
sind die Unterschiede in der Unternehmensgröße 
auch unter den jeweils 25 größten stark ausgeprägt. 
Das kommt zum Ausdruck in den Prämienanteilen 
der fünf größten Unternehmen, die in den einzelnen 
Erstversicherungssparten zwischen 31 ^/o und 51 
lagen. 

In der Rückversicherung haben große 
Unternehmen eine noch stärkere Stellung als im 
Erstversicherungsgeschäft. Auf die zwanzig größten 
entfielen 1961 99 Vo, auf die fünf größten allein etwa 
70 Vo der Prämieneinnahmen. 

Die Entwicklung der Konzentrationsraten war in 
den einzelnen Versicherungssparten unterschiedlich. 
Die Prämienanteile der großen Lebens-, Kranken- 
und Rückversicherer sind im Untersuchungszeitraum 
gestiegen, die der Sachversicherer gesunken. Fusio- 
nen und Bestandsübertragungen haben auf die Ent- 
wicklung keinen entscheidenden Einfluß ausgeübt. 

Gegenüber 1938 hat die Konzentration im Ver- 
sicherungsbereich, gemessen an den Prämienantei- 
len rechtlich selbständiger Unternehmen, insgesamt 
nicht zugenommen. Dies dürfte auch für die Entwick- 
lung der Konzentration unter Berücksichtigung von 
Unternehmensverbindungen gelten, da Veränderun- 
gen im Beteiligungsbesitz an Versicherungsunter- 
nehmen, die die Prämienanteile wesentlich beein- 
flußt hätten, im Untersuchungszeitraum nicht fest- 
gestellt wurden. 


4.2.1 Rückversicherung 

Bei einer Beurteilung der Veränderung der Kon- 
zentrationsraten muß die in den einzelnen Berei- 
chen unterschiedliche Situation berücksichtigt wer- 
den. In der Rückversicherung sind die zahlreichen 
kapitalmäßigen Bindungen zwischen den Rückver- 
sicherern auf der Angebotsseite und den Erstver- 
sicherern auf der Nachfrageseite entscheidend. Es 
gibt keinen Rückversicherer und nur wenige grö- 
ßere Erstversicherer ohne derartige direkte oder in- 
direkte Bindungen, die in der Mehrzahl bereits seit 
Jahrzehnten bestehen. Die großen Rückversicherer 
sind nahezu ausnahmslos Führungs- oder Mitfüh- 
rungsgesellschaften in Versicherungsgruppen, wäh- 
rend es sich bei den mittleren und kleinen Rückver- 
sicherern um Tochtergesellschaften oder Gemein- 
schaftsgründungen von Erstversicherern handelt. 
Für die Entwicklung und Größe des einzelnen Rück- 
versicherungsunternehmens ist somit vor allem die 
Art dieser Bindungen von Bedeutung, dies um so 
mehr, als der Rückversicherungsbedarf eines Erst- 
versicherers mit zunehmender Größe und Mischung 
von Versicherungsbeständen gleicher Risikoklassen 
abnimmt. 


Dadurch stehen im Rückversicherungsgeschäft 
gruppeninterne Überlegungen über den Risikoaus- 
tausch im Vordergrund. Der eigentliche Rückver- 
sicherungsmarkt ist beschränkt auf den Risikoaus- 
gleich unabhängiger kleiner und mittlerer Unter- 
nehmen, den Spitzenausgleich zwischen den Ver- 
sicherungsgruppen und den internationalen Risiko- 
ausgleich. Durch die Entwicklung des Großrisiken- 
geschäfts einerseits und die Liberalisierung des Ka- 
pitalverkehrs andererseits haben in den letzten 
Jahren der Gruppenausgleich und der internationale 
Ausgleich verstärkt an Bedeutung gewonnen. Hierin 
dürfte die Ursache für die Zunahme der Konzentra- 
tion in der Rückversicherung zu erblicken sein, da 
dieses Geschäft über einen gleichgroßen Austausch 
von Risiken hinaus nur von den großen Rückver- 
sicherern betrieben werden kann. 


4.2.2 Erstversicherung 

In den Erstversicherungsbereichen mit überwie- 
gendem Massengeschäft — in denen die Nachfrage 
von vielen privaten Versicherungsnehmern ausgeht 
— ist neben wenigen großen Unternehmen eine 
größere Zahl mittlerer und kleiner Unternehmen 
tätig. Bei den mittleren und kleinen handelt es sich 
im wesentlichen um Selbsthilfeeinrichtungen von 
Versicherungsnehmern, deren Interessen z. B. auf 
Grund der Berufs- oder Branchenzugehörigkeit 
gleichgerichtet sind. Durch sie werden Teile der Ge- 
samtnachfrage abgespalten. 

Ihr Vorteil gegenüber den großen Unternehmen 
besteht infolge des fehlenden Aufwands für eine um- 
fassende Außenorganisation in einer günstigeren 
Kostenlage; außerdem ist bei ihnen vielfach eine 
Zusammenführung günstiger Risiken zu beobachten, 
so z. B. in der Kraftfahrzeug-Versicherung die Risi- 
ken von Landwirten. 

In Bereichen ohne oder mit niedriger Markttrans- 
parenz spielt die Prämie als Mittel des Wettbewerbs 
zwischen den Versicherern eine untergeordnete 
Rolle. Entscheidend ist hier die Größe und der Wir- 
kungsgrad der Außenorganisation und damit die 
Zahl und Qualifikation der eingesetzten Versiche- 
rungsvertreter. Bei hoher Markttransparenz tritt die 
Rolle der Außenorganisation in den Hintergrund, 
und die Prämie gewinnt im Wettbewerb an Bedeu- 
tung. Die Langfristigkeit der Verträge, die in eini- 
gen Bereichen, z. B. in der Lebensversicherung, not- 
wendig ist, verzögert jedoch die schnelle Durchset- 
zung eines Preiswettbewerbs, Die Untersuchungen 
haben gezeigt, daß die Kalkulationsgewohnheiten 
in Bereichen niedriger Markttransparenz hinsichtlich 
einer stärkeren Differenzierung nach Risikoklassen 
und Kostenbelastung dann geändert werden, wenn 
dies von der Nachfrageseite her erzwungen wurde, 
beispielsweise in der Kraftfahrzeug-Versicherung 
nach Einführung freier Unternehmenstarife. Die 
Selbsthilfeeinrichtungen können als Zeichen für den 
vorhandenen Bedarf nach einer stärkeren Differen- 
zierung der Prämienkalkulation angesehen werden. 
Eingeholte Gutachten haben außerdem ergeben, daß 
die großen Versicherungsunternehmen in Sachver- 
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sicherungszweigen im wesentlichen keine eigenen 
Unternehmenstarife anwenden, sondern den unver- 
bindlichen Empfehlungen der Fachverbände eben- 
falls folgen, solange die Markttransparenz gering 
und die Position der Versicherungsnehmer schwach 
ist. Dagegen werden Verbandsempfehlungen nicht 
befolgt, wenn der Markt transparent und die Stel- 
lung der Versicherungsnehmer entsprechend stark 
ist. In einigen Bereichen haben große Unternehmen 
die Preismhrerschaft inne. 

Preiswettbewerb herrscht vor allem bei der Ver- 
sicherung von Großrisiken. Die Nachfrageseite be- 
steht hier aus verhältnismäßig wenigen großen 
Versicherungsnehmern, die sich direkt oder über 
Makler durch die Einholung von Angeboten eine 
größere Markttransparenz verschaffen können. Die 
verhältnißmäßig hohen Versicherungssummen ge- 
währen den Nachfragern eine entsprechende Ver- 
handlungsposition, zumal sich ausländische Ver- 
sicherungsunternehmen durch ihre Niederlassungen 
oder über Korrespondenzversicherungen am Wett- 
bewerb beteiligen. 

Dieser Wettbewerb berührt mittlere und kleine 
Versicherungsunternehmen nicht, da sie Großrisiken 
nicht übernehmen können und sich deshalb in die- 
sem Geschäft nicht betätigen. 

4. 2. 21 Lebens- und Krankenversicherung 

In den Bereichen der Lebens- und Kranken- 
versicherung, auf die die Sozialgesetzgebung 
stark einwirkt, ist die Markttransparenz gering. 
Vergleiche der zu zahlenden Prämien, der einzelnen 
Leistungen des Versicherers und der sonstigen Be- 
dingungen im Versicherungsvertrag können von den 
Versicherungsnehmern wenn überhaupt, dann nur 
für wenige Unternehmen durchgeführt werden. Die 
festgestellte Zunahme der Konzentration ist daher 
im wesentlichen auf die Größe und den Wirkungs- 
grad der Außenorganisation und die Werbekraft 
der Namen großer Unternehmen zurückzu führen. 
Die mit steigendem Masseneinkommen zunehmende 
Nachfrage nach Versicherungen ist den großen Un- 
ternehmen stärker zugute gekommen als den mittle- 
ren und kleinen. 

4.2.22 Sachversicherung 

Die Abnahme der Konzentration in der Sach- 
versicherung hat ihre wesentliche Ursache im 
Strukturwandel, der in diesem Bereich eingetreten 
ist. Die herausragenden Veränderungen von 1950 
bis 1960 sind der Anstieg des Anteils der Kraftfahr- 
zeug-Versicherung von 36 Vo auf 46 Vo am Gesamt- 
prämienaufkommen in der Sachversicherung und 
der Rückgang des Anteils der Feuerversicherung^) 
von 29 Vo auf 17 Vo. Die Konzentrationsraten haben 
dagegen in der Kraftfahrzeug-Versicherung ab- und 
in der Feuerversicherung zugenommen, wobei die 
Entwicklung in der Kraftfahrzeug-Ver Sicherung in- 
folge ihres größeren Gewichts die Entwicklung der 

1) In der Lebens- und Krankenversicherung beeinflußt 
die Aufsichtsbehörde die Prämiengestaltung. 

*) einschließlich Industriefeuer- und Betriebsunterbre- 
chungsversicherung 


Konzentrationsraten für die gesamte Sachversiche- 
rung bestimmt hat. 

Die Ursachen dürften in der Kraftfahrzeug-Ver- 
sicherung bei den damaligen staatlich festgelegten 
Prämien in einer steigenden Markttransparenz 
durch Publikationen in der Presse über Boni und 
Ausschüttungen aus versicherungstechnischen Ge- 
winnen zu sehen sein. Der einzelne Versicherungs- 
nehmer, dessen Bedarf auf Grund der Versiche- 
rungspflicht nicht erst geweckt zu werden brauchte, 
hatte, wenn auch in begrenztem Maße, die Möglich- 
keit zu vergleichen. Damit konnten sich kleine und 
mittlere Unternehmen mit einer günstigeren Kosten- 
lage durch höhere Ausschüttungen stärker durch- 
setzen. 

Der Rückgang des Gewichts der Feuerversicherung 
dürfte ausschließlich auf die Entwicklung des Groß- 
risikengeschäfts, und zwar auf das starke Absinken 
der Prämien und eine verstärkte Versicherung die- 
ser Risiken im Ausland zurückzuführen sein. Neben 
dem zunehmendem Auftreten ausländischer Ver- 
sicherer ist vor allem die Stärkung der Position der 
Versicherungsnehmer durch ein Hineinwachsen in 
größere Unternehmensgrößen zu berücksichtigen. In 
der Feuerversicherung macht sich besonders bemerk- 
bar, daß bei großen Nachfragern der Industrie und 
des Handels — auch Gruppen des lEinzelhandels ■ — 
die Versicherung zentralisiert durchgeführt wird, 
entweder über eigene Versicherungsabteilungen, 
eigene Versiehe rungs Vermittlungsgesellschaften oder 
auf Grund vertraglicher Vereinbarungen mit Makler- 
firmen oder direkt mit Versicherungsgesellschaften. 
Eine solche Zusammenfassung einer Vielzahl von 
Einzelrisiken auf der Nachfrageseite kann eine Ver- 
lagerung von Teilen des Gesamtgeschäfts auf wenige 
Versicherungsunternehmen bewirken und sich in 
einer Zunahme des Konzentrationsgrades in einzel- 
nen Versicherungszweigen niederschlagen. 

4.3 Unternehmensverbindungen innerhalb 
des Versicherungsbereichs 

4.3.1 Umfang und Ursachen 

Unternehmensverbindungen sind im Versiche- 
rungsbereich häufig. Die schon bei der Untersuchung 
der Prämienanteile rechtlich selbständiger Unterneh- 
men festgestellte Konzentration wird dadurch noch 
verstärkt, zumal die Verbindungen vor allem zwi- 
schen großen Unternehmen bestehen. Auf die fünf 
größten Unternehmensverbindungen entfielen 1960 
etwa 42 Vo, auf die 25 größten etwa 74 ®/o der 
Prämien aller untersuchten Versicherungssparten. 
Als wesentliche Ursachen für die Verbindungen 
zwischen Versicherungsunternehmen sind die auf- 
sichtsrechtlich bedingte Spartentrennung, die Beteili- 
gung von Rückversicherern an Erstversicherern zur 
Sicherung einer ausreichenden Geschäftsbasis, Maß- 
nahmen von Erstversicherern zur Verhinderung 
einer solchen Einflußnahme und Stützungsaktionen 
aus den zwanziger Jahren zu nennen. 

0 Die festgestellten Unternehmensverbindungen sind auf 
Grund der angewandten Methode kleiner als die aus 
der Presse bekannten Versicherungsgruppen. 
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4.3.2 Erscheinungsformen der Unternehmensver- 
bindungen 

Von Bedeutung sind in erster Linie die kapital- 
mäßigen Bindungen. Das Grundkapital nahezu aller 
Versicherungsaktiengesellschaften lag 1960 zu etwa 
59 Vo in Händen von deutschen Versicherungsunter- 
nehmen. Uber die Hälfte des Nominalbetrages der 
Beteiligungen entfiel auf Beteiligungen unter 50 
am Grundkapital einer Gesellschaft. Bei ihnen han- 
delte es sich in der Mehrzahl um gemeinsame, ring- 
förmige oder wechselseitige Beteiligungen. Mit etwa 
50 Vo des Nominalbetrages aller Minderheitsbeteili- 
gungen lag dabei das Schwergewicht auf den direk- 
ten wechselseitigen Beteiligungen, die in 46 Fällen 
festgestellt wurden. Nur in drei von ihnen — und 
zwar bei börsennotierten Aktiengesellschaften — 
betrugen die gegenseitig gehaltenen Anteile 25 Vo 
und mehr des Grundkapitals der Gesellschaften. 
Insgesamt 41 % des Grundkapitals der Versiche- 
rungsaktiengesellschaften wurden nicht von deut- 
schen Versicherungsgesellschaften selber gehalten. 
Jeweils etwa 9 Vo lagen bei Banken und auslän- 
dischen Versicherungsunternehmen, der Streubesitz 
ist mit nur etwa 10 Vo zu veranschlagen. 

In diesem Zusammenhang ist zu berücksichtigen, 
daß im Versicherungsbereich der Typ der vinkulier- 
ten Namensaktie vorherrscht. Lediglich bei elf der 
untersuchten Versicherungsaktiengesellschaften gab 
es einfache Namens- oder Inhaberaktien, bei den 
übrigen 120 überwogen vinkulierte Namensaktien. 
Nur bei acht von ihnen hatte die Hauptversammlung 
über die Genehmigung einer Aktienübertragung zu 
befinden; es handelte sich um nicht börsennotierte 
Gesellschaften. Untersuchungen haben ergeben, daß 
nach der Satzung die Verweigerung der Genehmi- 
gung zur Aktienübertragung bei keiner Gesellschaft 
begründet werden muß. 

Von der Möglichkeit, durch eine Verweigerung 
der Genehmigung einen unerwünschten Einfluß zu 
verhindern, ist im Untersuchungszeitraum in mehre- 
ren bedeutenden Fällen Gebrauch gemacht worden. 
Dabei haben die Gesellschaften in der Mehrzahl der 
Fälle eng mit Banken zusammengearbeitet. 

Als weitere Formen der Verbindungen zwischen 
Versicherungsunternehmen sind personelle und 
vertragliche Bindungen von Bedeutung, Personelle 
Verflechtungen zwischen Versicherungsunterneh- 
men sind jedoch in der Mehrzahl der Fälle auf 
Kapitalbeteiligungen zurückzuführen. Ähnliches gilt 
bezüglich der bedeutsamen vertraglichen Vereinba- 
rungen. 

4.3.3 Folgen der Unternehmensverbindungen 

Die gegenseitigen und ringförmigen Beteiligungen 
innerhalb des Versicherungsbereichs in Verbindung 
mit der Möglichkeit der Verwaltungsorgane der Ge- 
sellschaften, Veränderungen im Aktienbesitz durch 
Verweigerung der Aktienübertragung zu beein- 
flussen, führen zu einer verhältnismäßig stark aus- 
geprägten Selbständigkeit der Verwaltungsorgane 
der Aktiengesellschaften im Versicherungsbereich. 


Bei den Versicherungsvereinen auf Gegenseitigkeit 
wirkt das vor allem bei den größeren Gesellschaften 
vorherrschende Prinzip der Kooptation bei der Wahl 
zur Mitgliedervertretung gleichfalls in dieser Rich- 
tung. 

Durch die Unternehmensverbindungen werden 
die Größenunterschiede auf der Angebotsseite ver- 
stärkt. Der Wettbewerb mit kleinen und mittleren 
Unternehmen, der vor allem von dem Vorhandensein 
der Markttransparenz abhängt, wird durch die 
Unternehmensverbindungen nur insoweit berührt, 
als durch sie eine intensivere Nutzung der Außen- 
organisation möglich wird und durch die häufig 
festzustellende Verwendung der Bezeichnung „Ver- 
sicherungsgruppe" im Wettbewerb beim Versiche- 
rungsnehmer ein erhöhtes Vertrauen hinsichtlich 
der Sicherheit und Leistungskraft erzeugt wird. 
Stärker wird der Wettbewerb der großen Unter- 
nehmen untereinander beeinflußt. Durch die Unter- 
nehmensverbindungen tritt der Wettbewerb zwischen 
den Gruppen an die Stelle des Wettbewerbs zwi- 
schen einzelnen Unternehmen. Großrisiken, die ein- 
zelne Unternehmen allein nicht zu tragen vermögen, 
können von mehreren Gruppenmitgliedern zu Teilen 
übernommen werden, wodurch die Form der Mitver- 
sicherung zwischen unabhängigen Unternehmen an 
Bedeutung verliert. 


4.4 Die Beteiligungen an der übrigen Wirt- 
schaft 

Die Bedeutung der Versicherungsunternehmen als 
Kapitalsammelstellen hat, nachdem im Jahre 1952 
von der Aufsichtsbehörde börsennotierte Aktien 
grundsätzlich als deckungsstockfähige Anlage aner- 
kannt wurden, die Frage aufkommen lassen, in wel- 
chem Maße die Versicherungsunternehmen Einfluß 
auf Unternehmen außerhalb des Versicherungsbe- 
reichs ausüben. Die Untersuchungen haben ergeben, 
daß die erfaßten Versicherungsunternehmen am 
Ende des Jahres 1960 Aktien von nominal 1,1 Mrd. 
DM bilanziert hatten. 

Der weitaus größte Teil entfiel auf börsennotierte 
Aktien. Insgesamt hielten die untersuchten Ver- 
sicherungsgesellschaften 5,1 Vo des Grundkapitals 
aller börsennotierten Gesellschaften. Von dem Ge- 
samtbestand an Aktien entfielen 78 Vo auf Aktien 
von Nichtversicherungsgesellschaften. 

Mehrheits- oder qualifizierte Minderheitsbeteili- 
gungen sind nur in wenigen Fällen angetroffen wor- 
den. Eine gewisse Schwerpunktbildung war bei Ak- 
tien von Banken und Beteiligungsgesellschaften 
festzustellen. Im übrigen waren die Aktien breit 
über die Wirtschaftsbereiche gestreut. Die Käufe 
der Versicherungsunternehmen, die vor allem der 
Vermögensanlage dienen, haben mit zur Veren- 
gung des Aktienangebots an den Börsen beigetra- 
gen. 

Den personellen Bindungen zu anderen Wirt- 
schaftsbereichen kommt keine große Bedeutung zu. 


') Holding- und Vermögensverwältungsgesellschaften 
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5. Die Wohnungs Wirtschaft in der Nachkriegszeit 


Nach der Gebäudezählung von 1961 gab es in der 
Bundesrepublik (ohne Saarland, aber einschließlich 
Berlin) 15,8 Millionen Wohnungen, von denen über 
sieben Millionen in der Nachkriegszeit, d. h. seit 
1949, errichtet wurden. 

Die außergewöhnliche Bautätigkeit nach dem 
Kriege brachte es mit sich, daß die unternehmerische 
Wohnungswirtschaft mehr in den Vordergrund 
rückte: Etwa 19®/o der Wohnungen befanden sich 
1961 in ihrem Eigentum; außer Baubetreuung für 
Dritte wurden über 35 °/o der von 1955 bis 1960 
gebauten Wohnungen von ihr in eigener Bauherr- 
schaft errichtet. Zur unternehmerischen Wohnungs- 
wirtschaft rechnen Unternehmen, deren Zweck 
in der Errichtung eigener Wohnungen, der Baube- 
treuung von Wohnungen für Dritte und der Verwal- 
tung fremder Wohnungen liegt. Sie läßt sich im we- 
sentlichen in drei große Bereiche aufteilen; die ge- 
meinnützigen Wohnungsunternehmen, die Heim- 
stättengesellschaften und die nicht gemeinnützigen 
Wohnungsunternehmen. 

Um festzustellen, ob im Zuge der Entwicklung 
Konzentrationserscheinungen aufgetreten sind, war 
die unternehmerische Wohnungswirtschaft Gegen- 
stand einer Untersuchung. Die Befragungen haben 
ergeben, daß in der nicht gemeinnützigen Woh- 
nungswirtschaft nur vereinzelt, in der gemein- 
nützigen dagegen in größerem Umfang Konzentra- 
tionen in Erscheinung getreten sind. Als solche sind 
insbesondere die wohnungswirtschaftliche Unter- 
nehmensgruppe der Gewerkschaften anzusehen, 
ebenso der Beteiligungsbesitz der öffentlichen Hand 
an wohnungswirtschaftlichen Unternehmen. 


5.1 Die nicht gemeinnützigen Wohnungs- 
unternehmen 

Es gibt derzeit keine Ansatzpunkte, um einen ver- 
gleichbaren Überblick über die nicht gemeinnützigen 
Wohnungsunternehmen zu gewinnen. Nicht einmal 
ihre Zahl ist bekannt. In vorliegenden Veröffent- 
lichungen wurde sie für 1959 auf 500 bis 600 Unter- 
nehmen und außerdem auf 1200 bis 1500 unter- 
nehmerische Einzelpersonen geschätzt ^). 

Soweit Hinweise vorhanden waren, haben eigene 
Erhebungen stattgefunden. Sie ergaben nur in fünf 
Fällen einen Wohnungsbestand von über 2000 Woh- 
nungen, nur ein befragtes Unternehmen hatte einen 
Bestand von mehr als 4000 eigenen Wohnungen. 

Im Vergleich zu der gemeinnützigen Wohnungs- 
wirtschaft kann bei Wohnungsbeständen in dieser 
Höhe nur von mittleren und kleinen Unternehmen 

0 Brecht, Julius, „Konzentration in der Wohnungswirt- 
schaft" in: Arndt, Helmut (Hrsg.), „Konzentration in 
der Wirtschaft", Band I, Berlin 1960, S. 434. 


gesprochen werden, immerhin gab es auch hier 
außergewöhnliches Wachstum. Für die Entwicklung 
der nicht gemeinnützigen Wohnungsunternehmen 
war, wie Einzeluntersuchungen ergaben, insbeson- 
dere der § 7 b des Einkommensteuergesetzes von 
Einfluß, der in den ersten Jahren nach Erstellung 
von eigenen Wohngebäuden erhöhte Abschreibun- 
gen zuließ. Daneben war auch die Übernahme von 
zinslosen Wohnungsbaudarlehen auf Grund des § 7 c 
des Einkommensteuergesetzes von Bedeutung. 


5.2 Die gemeinnützige Wohnungs Wirtschaft 
und die Heimstättengesellschaften 

Insgesamt hat die Zahl der dem Verband gemein- 
nütziger Wohnungsunternehmen berichtenden Unter- 
nehmen zwischen 1954 und 1960 von 2290 auf 2218 
abgenommen. Sowohl für die großen als auch für die 
mittleren und kleinen Unternehmen gilt, daß sie in 
größere Unternehmensgrößen hineingewachsen sind. 

Aus der großen Zahl gemeinnütziger Unter- 
nehmen ragten 1960 83 heraus, von denen jedes 
einen Wohnungsbestand von mehr als 4750 Woh- 
nungen hatte. Sie vereinigten auf sich 



vom Wohnungisbestand 


im Bundesgebiet 

aller gemein- 
nützigen Woh- 
nungsunternehmen 


o/o 

1954 

4,8 

39,8 

1960 

5,4 

40,7 


Außer diesen 83 Unternehmen haben die zehn 
Heimstättengesellschaften, die fast ausschließlich im 
Eigentum der öffentlichen Hand und überwiegend 
in der Baubetreuung tätig waren, großes Gewicht: 
die von ihnen in eigener Bauherrschaft errichteten 
und die betreuten Wohnungen machten im Unter- 
suchungszeitraum jährlich über 5Vo der Wohnungs- 
bautätigkeit im Bundesgebiet aus. Im übrigen fiel 
auf, daß Unternehmen, an denen die Heimstätten 
mit Mehrheit beteiligt waren, teilweise über größere 
Wohnungsbestände verfügten und daß zum Teil 
zahlreiche Beteiligungen unter 50 ®/o an Wohnungs- 
unternehmen mit umfangreichen Wohnungsbestän- 
den gehalten wurden. Geringere Beteiligungen sind 
häufig durch personelle Verflechtungen und ver- 
tragliche Bindungen ergänzt worden. 

Der öffentlichen Hand — Bund, Länder, Gemein- 
den und sonstige Körperschaften und Anstalten des 
öffentlichen Rechts — gehörten nicht nur die zehn 
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Heimstättengeseilschaften mit den relativ hohen 
Wohnungsbeständen ihrer Beteiligungsunternehmen. 
Vielmehr waren 1960 insgesamt 338 gemeinnützige 
Kapitalgesellschaften mit einem Nominalkapital von 
rund 750 Millionen DM und 775 000 Wohnungen im 
direkten Mehrheitsbesitz der öffentlichen Hand. 

Neben der öffentlichen Hand halten die Gewerk- 
schaften bedeutende Beteiligungen an gemein- 
nützigen Wohnungsunternehmen. Von den größten 
83 Wohnungs unternehmen, die 1960 einen Woh- 
nungsbestand von 860 000 Wohnungen hatten, ge- 
hörten ihnen 14 Unternehmen und damit ein Woh- 
nungsbestand von 127 000 Wohnungen. Diese Zah- 
len geben jedoch ohne Berücksichtigung der Unter- 
nehmensverbindungen kein vollständiges Bild. Der 
größte Konzern der Wohnungswirtschaft ist eine 
gewerkschaftliche Unternehmensgruppe, deren Woh- 
nungsbestand nach eigenen veröffentlichten An- 
gaben Ende 1962 etwa 154 000 Wohnungen betrug, 
bei einer Bilanzsumme von 3,9 Mrd. DM. 

Die Vermögensbildung in der gemeinnützigen 
Wohnungs Wirtschaft spielte sich damit im wesent- 
lichen im Bereich der Öffentlichen Hand, der Gewerk- 
schaften und daneben auch der Industrie ab. über 
die Börse waren private Kapitalanleger nicht be- 
teiligt, es gab keine Neugründung einer wohnungs- 
wirtschaftlich tätigen Aktiengesellschaft, die sich 
einen breiten Anlegerkreis über die Börse gesucht 
hat. 


5.3 Ursachen der Entwicklung 

Die Kriegszerstörungen und die Eingliederung der 
Heimatvertriebenen erzwangen vom Umfang der 
Aufgabe her eine einmalige Bautätigkeit. Mit ihr — 
und in den letzten Jahren immer mehr — kamen 
die Vorteile der großen Unternehmen zum Tragen: 


für die Erschließung neuer Wohngebiete und die 
Errichtung von größeren wohnungswirtschaftlichen 
Objekten ist eine sorgfältige Planung und Koordi- 
nierung der Bauausführung notwendig, für die die 
großen Wohnungsunternehmen eher die Organi- 
sation und die Fachkräfte haben. In der Beschaf- 
fung von Baumaterial erzielen sie teilweise erheb- 
liche Nachlässe, auch konnten sie vor allem die 
Finanzierungsmittel leichter und zu geringeren 
Zinssätzen erhalten. Im übrigen sind sie durch ihre 
längerfristige Planung bei der Bevorratung mit Bau- 
land im Vorteil. 

Die Bautätigkeit ist durch verschiedene öffent- 
liche Maßnahmen unterstützt worden, vor allem 
durch die öffentliche Hand durch Hergabe von Mit- 
teln und durch den Gesetzgeber durch Einführung 
steuerlicher Begünstigungen. Der erwähnte § 7 b des 
Einkommensteuergesetzes betraf nur die nicht ge- 
meinnützigen Wohnungsunternehmen. Die gemein- 
nützigen Wohnungsunternehmen konnten aber 
ebenso wie die nicht gemeinnützigen zinslose Woh- 
nungsbaudarlehen nach § 7 c des Einkommensteuer- 
gesetzes erhalten. In einem Fall sind, wie festge- 
stellt wurde, entsprechende Darlehen in erheb- 
lichem, das Wachstum stark beeinflussenden Um- 
fang aufgenommen worden. Nicht zuletzt ist der § 7 c 
des Einkommensteuergesetzes auch den gemeinnüt- 
zigen wohnungswirtschaftlichen Beteiligungsunter- 
nehmen der Industrie zugute gekommen. 

Die Dividendenbeschränkung bei gemeinnützigen 
Wohnungsunternehmen nach dem Wohnungsge- 
meinnützigkeitsgesetz auf 4 'Vo hat dazu geführt, daß 
bei entsprechender Ertragslage dem Unternehmen 
beträchtliche Eigenmittel für weitere Finanzierun- 
gen verbleiben. Hierin dürfte auch mit der Grund 
für die festgestellte Zunahme der Rücklagen bei 
den größten 83 Unternehmen von 91 Millionen DM 
(1954) auf 366 Millionen DM (1960) liegen. 


6. Die wirtschaftliche Betätigung der öffentlichen Hand 


Die wirtschaftliche Betätigung der öffentlichen 
Hand als Eigentümer von Unternehmen und Betrie- 
ben hat sich erweitert. Die Bedeutung dieser Unter- 
nehmen ist teilweise ganz erheblich gestiegen, ins- 
besondere in der Industrie, der Elektrizitätswirt- 
schaft, dem Verkehr, der Wohnungswirtschaft und 
im Bankwesen. Neu hinzu kamen ferner durch das 
Fernsehen die Werbetochtergesellschaften der Rund- 
funkanstalten. 

Mit wachsender unternehmerischer Betätigung 
verstärkte sich die Forderung nach gleichen Wett- 
bewerbsbedingungen zwischen der öffentlichen 
Hand und den Unternehmen der privaten Wirt- 
schaft. 


6.1 Zahl und Nennwert der Beteiligungen 

Die unternehmerische Betätigung der Öffentlichen 
Hand erfolgte durch Unternehmen und Betriebe in 
den verschiedensten Rechtsformen: durch Beteili- 
gungsunternehmen in privater Rechtsform und 
solche in Form von Körperschaften und Anstalten 
des öffentlichen Rechts. Diese Beteiligungsunterneh- 
men haben sich in der Hauptsache voll oder mehr- 
heitlich im Eigentum der Öffentlichen Hand befun- 
den. Daneben wurde wirtschaftliche Tätigkeit aus- 
geübt durch in vollem Eigentum der öffentlichen 
Hand stehende Betriebe, die rechtlich als Eigen- 
betriebe der Gemeinden (Eigenbetriebs-VO) und 
Betriebe des Bundes und der Länder nach § 15 der 


49 



Drucksache IV/2320 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Reidishaushaltsordnung (RHO) und zum Teil auch 
als reine Regiebetriebe wirtschaftlich unselbständig 
waren. 

Eine Befragung des Bundes, der Länder, aller 
Städte und Landkreise mit je über 100 000 Einwoh- 
nern hat folgende Angaben über direkte Betei- 
ligungen an Unternehmen in privater Rechtsform 
sowie an Anstalten und Körperschaften des öffent- 
lichen Rechts mit wirtschaftlicher Betätigung er- 
bracht: 


Anteilseigner 

Zahl der 
direkten Be- 
teiligungen 

1954 1 1960 

Nennwert der 
direkten 
Beteiligungen 
in Millionen DM 

1954 1 1960 

Bund 

148 

155 

1 550,1 

2 704,2 

Länder 

258 

261 

1 040,7 

1 961,9 

Gemeinden und 
Landkreise | 

467 

497 

890,5 

1 944,9 


873 

913 

3 481,3 

6 611,0 


1) Mehrere Beteiliguingen fder gleichen Art von öffent- 
lichen Anteilseignern an einem Unternehmen (z. B. 
Beteiligungen von verschiedenen Ländern) wurden als 
eine Beteiligung gezählt. In der Aufstellung isind die 
Sondervermögen des Bundes Bundesbahn, Bundes- 
post, ERP- Vermögen und Lastenausgleidisfonds — 
nicht enthalten, jedoch ihre direkten Beteiligungen. 

Quelle: eigene Erhebungen 

Die erfaßten direkten Beteiligungen von Bund, 
Ländern, Gemeinden und Landkreisen haben in er- 
heblichem Umfang Tochter- und Enkelgesellschaften. 
Diese mittelbaren Beteiligungen — mit je- 
weils über 50 ®/o des Kapitals — konnten jedoch nur 
für einen Teil dieser Körperschaften festgestellt 
werden, und zwar betrug das Nominalkapital dieser 
Unternehmen allein schon etwa 3 Mrd. DM (1960). 
Daran wird deutlich, daß das Volumen der mittel- 
baren Beteiligungen außerordentlich hoch ist. 

Durch die rechtlich unselbständigen Betriebe des 
Bundes, der Länder und der Gemeinden sowie 
deren auch wirtschaftlich unselbständige Betriebe 
wird ein weiterer Teil der unternehmerischen Be- 
tätigung der öffentlichen Hand ausgeübt. Die Be- 
deutung der § 15 RHO- und Eigenbetriebe (ohne 
Regiebetriebe) wird an folgenden Zahlen erkenn- 
bar: 


Jahr 

Zahl der in 
der Befra- 
gung erfaß- 
ten Fälle 

Rein- 

vermögen 

Einnahmen 


Millionen DM 

1954 

236 

2 535 

2 329 

1960 

314 

2 763 

3 384 


Einzelne Betriebe erzielten 1960 Einnahmen bis 
zu 280 Millionen DM. Von großem Gewicht sind 
hier vor allem die Eigenbetriebe der Gemeinden in 


der Verkehrs- und in der Versorgungswirtschaft. 
Unter ihnen befanden sich große Betriebe, beispiels- 
weise neun der größten fünfzig Elektrizitätsversor- 
gungsunternehmen. 

Wichtige Unternehmensbereiche wie Sparkassen 
und Girozentralen sowie Vermögensträger des 
öffentlichen Sektors, z. B. die Sozialversicherung, 
sind in den bisher genannten Zahlen nicht enthalten. 


6.2 Die Betätigung in einzelnen Wirtschafts- 
bereichen 

Von den 100 größten Unternehmensverbindungen 
der Industrie waren 1954 fünf, 1960 acht im 
Eigentum der öffentlichen Hand. Die Veränderung 
war die Folge eines Neuerwerbs, eines Zugangs 
aus dem Saarland und des überdurchschnittlichen 
Wachstums einer Unternehmensverbindung, die neu 
in den Kreis der Hundert eintrat. Der Umsatz der 
fünf bzw. acht Unternehmensverbindungen betrug 
in Prozent des industriellen Umsatzes der gesamten 
deutschen Industrie 

1954 2,7 Vo 

1960 4,1 Voi). 

Davon entfielen im Jahre 1960 über drei Viertel 
auf die fünf Unternehmensverbindungen des Bun- 
des, der Rest auf zwei Unternehmensverbindungen 
von Gebietskörperschaften und eine verschiedener 
öffentlicher Anteilseigner. Neben den schon tradi- 
tionellen Beteiligungen im Bergbau, in der Stahl- 
und NE-Metallindustrie und auch im Schiffbau ist 
die Betätigung im Fahrzeugbau, in der Mineralöl- 
verarbeitung und in der Chemie hervorzuheben. 

In der Versorgungswirtschaft lag 
schon immer der Schwerpunkt bei Unternehmen der 
öffentlichen Hand. Von den 50 größten Elektrizitäts- 
versorgungsunternehmen des Jahres 1960 standen 
40 durch Kapital- und 45 durch Stimmenmehrheit — 
z. T. über Mehrstimmrechtsaktien — unter beherr- 
schendem Einfluß der öffentlichen Hand, und zwar 
hauptsächlich des kommunalen Bereichs. Diese 
45 Unternehmen haben ihre Stromerzeugung von 
etwa 74 Vo (1950) auf 85®/o (1960) der gesamten 
Stromerzeugung aller Elektrizitätsversorgungsunter- 
nehmen steigern können. Privatisierungen von voll- 
kommen im Eigentum der öffentlichen Hand befind- 
lichen Unternehmen sind im Untersuchungszeitraum 
nicht vorgekommen. 

Hervorzuheben ist die große Zahl von Beteili- 
gungsunternehmen der öffentlichen Hand in der 
Wohnungswirtschaft. Ihr gehörten direkt 
338 gemeinnützige Kapitalgesellschaften, die im 
Jahre 1960 ein Nominalkapital von etwa einer drei 
Viertel Milliarde DM hatten, zu mehr als 50 ®/o. 
Unter den 83 größten gemeinnützigen Wohnungs- 


Nur industrielle Umsätze nach Industrieberichterstat- 
tung, u. a. ohne Handels- und elektrizitätswirtschaft- 
liche Umsätze. Durch Beteiligungserwerb sind inzwi- 
schen Änderungen eingetreten, ebenso durch Teil- 
privatisierung der noch zu 40 ®/o im Eigentum der 
Öffentlichen Hand befindlichen Volkswagenwerk AG. 
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unternehmen befanden sich 49 im Mehrheitsbesitz 
der öffentlichen Hand. 

Die öffentliche Hand hat bereits seit Jahrzehnten 
im Bankensektor einen bedeutenden Einfluß. 
Er ist in der Zeit von 1950 bis 1960 weiter angestie- 
gen. Die Entwicklung der Anteile der Öffentlichen 
Hand am Geschäftsvolumen der einzelnen Bank- 
bereiche war jedoch unterschiedlich. Unter Berück- 
sichtigung der festgestellten direkten und indirek- 
ten Mehrheitsbeteiligungen ist der Anteil der öffent- 
lichen Unternehmen im bedeutendsten Bereich der 
Kreditinstitute, den Geschäftsbanken, von 43 ^/o auf 
50 Vo angestiegen; dagegen ist ihr Anteil im Bereich 
der Realkreditinstitute von 59 Vo auf 56 Vo und bei 
den Instituten mit Sonderaufgaben von 75 ®/o auf 
69 ^/o gesunken. Unter Hinzurechnung der Post- 
scheck- und Postsparkassenämter hat sich der ge- 
samte Anteil der öffentlichen Unternehmen am Ge- 
schäftsvolumen aller deutschen Kreditinstitute 
(ohne Teilzahlungsbanken) von 49 Vo im Jahre 1950 
auf 55 ®/o im Jahre 1960 erhöht. 


6.3 Vermögenskonzentration bei den Rund- 
funkanstalten 

Mit dem Aufkommen des Fernsehens ab 1953/54 
ist auf die Rundfunkanstalten ein immer breiter 
werdender Einnahmenstrom aus Gebühren und 
Werbung zugeflossen. Trotz schnell ansteigender 
Zahl von Fernsehteilnehmern wurden die Teilneh- 
mergebühren den ganzen Zeitraum hindurch gleich 
hoch gehalten, so daß am Ende des Untersuchungs- 
zeitraums, also im Jahre 1961, nach Abzug des An- 
teils der Deutschen Bundespost 525 Millionen DM 
den Rundfunkanstalten verblieben. Hinzu kamen 
die Einnahmen aus der Werbung im Fernsehen und 
Hörfunk, die mit zunehmender Werbesendezeit im 
gleichen Jahr die beachtliche Höhe von 267 Millio- 
nen DM erreichten. 


Diese Ballung von Mitteln kommt in dem Rein- 
vermögen der Rundfunkanstalten und ihrer Werbe- 
töchter zum Ausdruck. Es hat sich zwischen 1951 
und 1961 verachtfacht und lag Ende 1961 bei fast 
einer Milliarde DM. Davon wurden etwa 367 Mil- 
lionen DM in Bankguthaben und 75 Millionen DM 
in festverzinslichen Wertpapieren gehalten. 

Insbesondere mittelständische Kreise haben ge- 
gen das Werbefernsehen eingewandt, daß u. a. die 
Art der Preisstellung und die Form der Sendezeit- 
verteilung den mittleren und kleinen Unternehmen 
Nachteile bringen. Die Untersuchungen haben erge- 
ben, daß durch Preisdifferenzierungen und Rabatt- 
gewährung große Werbekunden tendenziell begün- 
stigt sind. Die Zahl der großen Werbekunden ist 
jedoch verhältnismäßig gering. Konzernrabatte, die 
einen zusätzlichen Vorteil für Unternehmen inner- 
halb einer Unternehmensverbindung darstellen, 
haben inzwischen ihre Bedeutung verloren, da mitt- 
lerweile die meisten Werbegesellschaften von dem 
höchsten Rabattsatz (20 Vo) abgegangen sind. 

Hinsichtlich der Zuteilung der Werbesendezeit 
wurden bei den Rundfunkanstalten verschiedene 
Grundsätze angewandt, wobei kleine Werbeauf- 
träge im allgemeinen voll zugeteilt wurden. Aus 
einer Kurzbefragung mittlerer und kleinerer Unter- 
nehmen ging hervor, daß kleine Unternehmen mit 
regionalem Absatzbereich an einer Fernsehwerbung 
auch weniger interessiert sind, aber sich durch die 
überregionale Fernsehwerbung der Großunterneh- 
men in ihren Absatzmöglichkeiten innerhalb ihres 
begrenzten Gebiets beeinträchtigt fühlen. 

Es konnte nicht untersucht werden, in welchem 
Umfang die Wettbewerbsnachteile der Filmwirt- 
schaft gegenüber dem Fernsehen — beispielsweise 
durch die Belastung mit Vergnügungssteuer — die 
Konzentration in der Filmwirtschaft beeinflußt ha- 
ben und welche Auswirkungen das Werbefernsehen 
auf die mittleren und kleinen Zeitungen im Bundes- 
gebiet hat und haben wird. 


7. Die Elektrizitätsversorgungswirtschaft 


Etwa 3000 Unternehmen sind im Bundesgebiet in 
der öffentlichen Elektrizitätsversorgung tätigt). Die 
Mehrzahl der Elektrizitätsversorgungsunternehmen 
(EVU) ist von verhältnismäßig geringer wirtschaft- 
licher Bedeutung, so daß bei wenigen großen Unter- 
nehmen das Sdiwergewicht liegt. Die 50 größten 
EVU 2) hatten 1960 einen Anteil von etwa 89 ®/o an 


0 ohne Bundesbahnkraftwerke und Kraftwerke des Berg- 
baus und der Industrie, die einen Teil ihrer Strom- 
erzeugung ebenfalls in das Netz der öffentlichen Ver- 
sorgung liefern 

-) Maßstab für die Größe ist die nutzbar abgegebene 
elektrische Arbeit im Jahr 1960, also die Summe aus 
der unmittelbaren Abgabe an Letztabnehmer und aus 
der Abgabe an Verteiler-EVU. 


der Stromerzeugung und etwa 71 ^/o an der Strom- 
abgabe an Verbraucher (unmittelbare Abgabe). Die 
Anteile der 50 größten EVU an der Stromerzeugung 
und an der Abgabe an Tarifabnehmer sind zwischen 
1950 und 1960 gestiegen; ihre Anteile an der Strom- 
belieferung der Sonderabnehmer sind dagegen ge- 
fallen. Bei Einbeziehung der Unternehmen, an denen 
Kapitalbeteiligungen über 50 ^/o bestanden, erhöht 
sich der Anteil der 50 größten EVU an den genann- 
ten Bezugsgrößen um jeweils einige Punkte. 

Aus der Gruppe der 50 größten EVU ragen die 
fünf größten Unternehmen stark heraus. Sie erzeug- 
ten 1960 einschließlich ihrer mehrheitlichen Kapital- 
beteiligung fast 60 Vo des Stromes aller Kraftwerke 
der öffentlichen Versorgung. An der Stromabgabe 
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an Sonderabnehmer waren diese fünf EVU (ein- 
schließlich ihrer mehrheitlichen Beteiligungsgesell- 
schaften) mit nahezu 50 Vo, an der Stromabgabe an 
Tarifabnehmer mit rund einem Drittel beteiligt. 

Die besondere Stellung des größten deutschen 
Versorgungsunternehmens wird daran deutlich, daß 
dieses Unternehmen bei allen Bezugsgrößen einen 
mindestens ebenso hohen Anteil hatte wie die vier 
nächstgrößten EVU zusammen, unabhängig davon, 
ob die mehrheitlichen Kapitalbeteiligungen einbe- 
zogen werden oder nicht. 

Die Anteilssteigerung der 50 größten EVU an der 
Abgabe an Tarifabnehmer ist zu zwei Dritteln 
auf überproportionales Wachstum des Ver- 
brauchs im bestehenden Versorgungsgebiet und 
zu einem Drittel auf Gebietserweiterun- 
gen zurückzuführen. Die bestehenden Konzessions- 
verträge zwischen EVU und Gemeinden und die 
Demarkationsverträge der EVU untereinander sind 
geeignet zu verhindern, daß Versorgungsgebiete 
auf Kosten anderer EVU ausgedehnt werden, sie 
dürften also in dieser Hinsicht konzentrationshem- 
mend gewirkt haben. Jedoch beweist die bei den 
Untersuchungen festgestellte Übernahme von 
1500 Gemeinden mit 1,8 Millionen Einwohnern in 
das Versorgungsgebiet der 50 größten EVU inner- 
halb von 10 Jahren, daß auch der doppelte Gebiets- 
schutz infolge von Demarkations- und Konzes- 
sionsverträgen keine vollständige Erstarrung der 
Versorgungsgebietsgrenzen bewirkt hat. Häufig 
kam bei der Vergrößerung der Gebiete die Über- 
nahme der unmittelbaren Versorgung von Gemein- 
den vor, die vorher schon mittelbar von dem über- 
nehmenden EVU über ein Verteilerwerk beliefert 
wurden. 


Die bei der Erhebung erfaßten EVU sind nach der 
Höhe der von ihnen bezahlten Konzessionsabgaben 
gefragt worden. Für 1960 wurden über 250 Mil- 
lionen DM Konzessionsabgaben von EVU mit einem 
Anteil von etwa 80 Vo an der unmittelbaren Strom- 
abgabe gemeldet. Unter der Annahme, daß für die 
restlichen 20 ^/o Stromabgabe Konzessionenszahlun- 
gen im gleichen Verhältnis geleistet wurden, errech- 
net sich ein Betrag von über 300 Millionen DM, den 
die EVU für den Gebietsschutz bezahlten. Im Durch- 
schnitt betrugen 1960 die Konzessionsabgaben für 
die Stromabgabe an Sonderabnehmer und an Tarif- 
abnehmer schätzungsweise 4 ^/o des Strompreises. 

Unter denjenigen kleineren Gemeinden, die zwi- 
schen 1954 und 1960 die Erhebung von Konzessions- 
abgaben neu eingeführt hatten, waren verhältnis- 
mäßig wenige, die in diesem Zeitraum ihre eigene 
Versorgung aufgegeben haben. Aus den Erhebun- 
gen ergab sich der Eindruck, daß die Möglichkeit, 
Konzessionsabgaben zu erhalten, für viele Gemein- 
den nicht der wesentliche Anlaß gewesen ist, 
kleinste kommunale Versorgungsunternehmen an 
größere EVU abzugeben. 

Die bedeutendsten Beteiligungen, die EVU in an- 
deren Wirtschaftsbereichen besitzen, werden an 
Unternehmen des Braunkohlenbergbaus gehalten. 
Im Jahre 1960 wurden 93 Vo der Braunkohle von 
fünf den EVU nahestehenden Gesellschaften geför- 
dert, das größte Braunkohle-Unternehmen allein 
hatte 1960 80®/o der Förderung im Bundesgebiet. 
Die genannten fünf Unternehmen des Braunkohlen- 
bergbaus gehören mehrheitlich drei EVU bzw. sind 
über gemeinsame Anteilseigner mit ihnen verbun- 
den. Diese drei EVU wiederum gehören zu der 
Gruppe der fünf größten EVU. 


8. Einflüsse der Besteuerung 


8.1 Die Finanz- und Steuerpolitik in der 
Nachkriegszeit 

Bei der Beurteilung des Zusammenhangs zwischen 
Besteuerung und Konzentration ist die Entwicklung 
der Finanz- und Steuerpolitik der Nachkriegs jahre 
zu berücksichtigen. 

Durch die besondere Situation nach dem Zusam- 
menbruch von 1945 und vor allem durch die Not- 
wendigkeit der Förderung des Wiederaufbaus 
wurde die Steuerpolitik in hohem Maße nichtfiska- 
lischen Zielsetzungen, insbesondere wirtschafts-, 
konjunktur- und sozialpolitischer Art unterworfen. 
Eine Reihe von steuerpolitischen Maßnahmen hatte 
Nebenwirkungen auf die Wettbewerbsverhältnisse, ! 
die unbeabsichtigt waren, zum Teil aber auch be- 
wußt in Kauf genommen wurden, um die vordring- 
lichsten Wirtschafts- und sozialpolitischen Ziele zu 
erreichen. 

Nach 1945 lag die Zuständigkeit für alle Maß- | 
nahmen der Finanz- und Steuerpolitik zunächst beim i 


Alliierten Kontrollrat. Die Ziele seiner Gesetz- 
gebung waren u. a. die Behebung der durch die 
Kriegsfolgelasten entstandenen Finanznot der öffent- 
lichen Hand und die Bekämpfung der Geldentwer- 
tung durch Abschöpfung überschüssiger Kaufkraft. 
Die Kontrollratsgesetze brachten eine drastische Er- 
höhung der Einkommen- und Körperschaftsteuer, 
der Vermögensteuer, der Erbschaftsteuer und der 
Verbrauchsteuern, darunter die Erhöhung der Um- 
satzsteuer von 2 Vo auf 3 ®/o. Die Einkommensteuer 
erreichte damals beispielsweise in der Steuerklasse I 
schon bei einem Jahreseinkommen von 15 600 RM 
eine Höhe von 80 Vo und bei 61 110 RM die Spitzen- 
j belastung von 95 Vo. Auch der Körperschaftsteuer- 
tarif wurde unter Belassung der im Kriege ein- 
geführten Progression gehoben und erreichte bei 
einem körperschaftsteuerpflichtigen Einkommen 
über 600 000 RM den Spitzensatz von 65 Vo. 

Im Zusammenhang mit den überspannten Steuer- 
sätzen entwickelte sich immer mehr das Bestreben 
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der Steuerpflichtigen, durch entsprechende Aufwand- 
gestaltung den Gewinn als Bemessungsgrundlage 
dieser progressiven Steuertarife so gering wie mög- 
lich zu halten. 

Das erhebliche Ungleichgewicht zwischen der Ein- 
kommen- und der Körperschaftsteuerbelastung 
führte im Laufe der Jahre zu einer Bevorzugung 
der Kapitalgesellschaft als Unternehmensrechtsform, 
zu Unternehmensaufspaltungen (Betriebs-, Besitz- 
firma) und Rechtsformkombinationen (GmbH & Co 
KG). 

Die Steuerpolitik der Bundesregierung und ihres 
Vorgängers, der Verwaltung des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebietes, stand von Anfang an im Zeichen 
der Bemühungen um einen Abbau der überhöhten 
Steuerbelastungen. Da wirksame Steuererleichterun- 
gen durch Herabsetzung der nominellen Steuersätze 
aus politischen Gründen in den ersten Jahren nicht 
möglich waren, entschloß sich der Gesetzgeber zu 
gezielten steuerlichen Maßnahmen, um den Wieder- 
aufbau zu fördern und die Unternehmerinitiative 
neu anzuregen. 

Es handelte sich hierbei besonders um die Bewer- 
tungsvorschriften des DM-Bilanzgesetzes, die soge- 
nannte 7er-Gruppe des Einkommensteuergesetzes 
(EStG), die Begünstigung des nicht entnommenen 
Gewinns nach § 10 a EStG — zunächst für alle 
Steuerpflichtigen, später nur noch für bestimmte 
Personenkreise — , die Steuererleichterungen des 
§ 32 a EStG, die Sonderabschreibungsmöglichkeiten 
des Investitionshilfegesetzes (IHG), die ertrag- 
steuerlichen Vergünstigungen des Ausfuhrförde- 
rungsgesetzes u. ä. 

Im einzelnen bezweckten diese Vergünstigungen 
die steuerliche Entlastung der durch die Kriegs- 
folgen besonders benachteiligten Personengruppen, 
die Förderung des Wiederaufbaus kriegszerstörter 
Betriebe und Wohnungen sowie des Wohnungsbaus 
überhaupt, die Förderung des Kapitalmarktes und 
der Investitionen bestimmter Wirtschaftszweige — 
wie Grundstoffindustrie und Schiffsbau — , die Ver- 
besserung der internationalen Wettbewerbsfähig- 
keit der deutschen Wirtschaft und schließlich die 
Förderung der Eigenkapitalbildung auf dem Wege 
der Selbstfinanzierung zur Stärkung der allgemeinen 
Investitionsneigung. 

Die Inanspruchnahme dieser vorwiegend bilanz- 
steuerrechtlichen Regelungen setzte aber eine ent- 
sprechende Ertragslage, Liquidität, Anlageintensität 
und wirtschaftliche Betätigung voraus. So kam das 
DM-Bilanzgesetz, das den Unternehmen die Möglich- 
keit gab, schon abgeschriebene Anlagen erfolgs- 
neutral aufzuwerten, besonders den anlageinten- 
siven Unternehmen zugute. Die Sonderabschreibun- 
gen auf Grund des Investitionshilfegesetzes waren 
nur für die Grundstoffindustrie — also für einen 
Industriezweig, in dem sich vorwiegend Großunter- 
nehmen betätigen — bestimmt. Auch die 7er-Gruppe 
und ähnliche Sondervergünstigungen wurden, wie 
die amtliche Einkommen- und Körperschaftsteuer- 
statistik zeigt, in großem Umfang von den oberen 
Einkommensgruppen in Anspruch genommen. 

Der Einkommensteuertarif wurde mehrfach, je- 
doch wirksam erst im Jahre 1953 gesenkt. Bei der 


Körperschaftsteuer fiel die Progression wieder weg, 
was für die höheren Gewinnstufen eine Senkung, 
für die unteren Stufen eine Anhebung mit sich 
brachte. Der Vermögensteuersatz wurde von 2 % 
bzw. 2,5 Vo auf 1 ^/o abgebaut, jedoch die Abzugs- 
fähigkeit der Vermögensteuer von der Einkommen- 
steuer beibehalten. 

Innerhalb des Steuersystems ist es zu Gewichts- 
verlagerungen dadurch gekommen, daß u. a. die 
Umsatzsteuer, deren allgemeiner Satz im Jahre 1946 
durch den Alliierten Kontrollrat von 2 ^/o auf 3 
und im Jahre 1951 durch die Bundesregierung auf 
4 Uo angehoben wurde, ihren Anteil am Gesamt- 
steueraufkommen von 1927 bis 1960 von gut 10% 
auf 25 ^/o erhöht hat. Damit hat sich die im System 
der kumulativen Allphasensteuer begründete Wett- 
bewerbsverzerrung zugunsten der mehrstufigen 
Großunternehmen besonders verstärkt. 

Durch verschiedene Teilreformen, insbesondere 
aber die Steuerreform von 1958, zu deren ausdrück- 
licher Zielsetzung es gehörte, die Familien und den 
Mittelstand zu fördern, die unteren Einkommens- 
schichten weitgehend zu entlasten und Möglich- 
keiten zur Eigentumsbildung breiter Bevölkerungs- 
schichten zu schaffen, wurde eine Abschwächung der 
konzentrationsfördernden Einflüsse und Neben- 
wirkungen der Steuergesetzgebung erreicht. Die 
wichtigsten Maßnahmen waren: der Wegfall oder 
die Einschränkung eines Großteils der Vergünsti- 
gungen der 7er-Gruppe; die Angleichung des Kör- 
perschaftsteuersatzes an den Spitzensatz der Ein- 
kommensteuer; die Spaltung des Körperschaftsteuer- 
tarifs, insbesondere auch die erweiterte Spaltung für 
personenbezogene Kapitalgesellschaften, und die 
Einschränkung der steuerlich zu berücksichtigenden 
Pensionsrückstellungen, durch die die Selbstfinan- 
zierungsmöglichkeiten eingeschränkt wurden. 

Auch auf dem Gebiet der Umsatzsteuer kam es — 
abgesehen von der Wiedereinführung der Organ- 
schaft — zu zahlreichen Sondermaßnahmen mit dem 
Ziel der steuerlichen Entlastung der kleinen und 
mittleren Unternehmen. Der Regierungsentwurf 
eines Umsatzsteuergesetzes ^) vom 30. Oktober 1963, 
durch den zu einem Mehrwertsteuersystem überge- 
gangen und die Wettbewerbs- und Konzentrations- 
neutralität dieser Steuer nicht nur im Hinblick auf 
die innerdeutschen Lieferungen und Leistungen, 
sondern auch für den grenzüberschreitenden Ver- 
kehr erreicht werden soll, liegt z, Z. dem Bundestag 
vor. 

Im folgenden wird über Ergebnisse von Unter- 
suchungen zur Umsatzsteuer, zu den Konzernsteuer- 
rechtsinstituten und zu ausgewählten Fragen der 
Ertragsbesteuerung berichtet. Ihnen lagen schrift- 
liche Unterlagenanforderungen und — soweit es 
sich um Konzernsteuerrechtsinstitute handelte — 
zusätzlich die Ergebnisse der Einzeluntersuchungen 
bei Konzernen zugrunde. Außerdem ist im Auf- 
träge des Amtes eine Sonderauswertung der Ein- 
kommen- und Körperschaftsteuerstatistik für das 
Jahr 1957 (beispielhaft für das Land Nordrhein- 
Westfalen) vorgenommen worden. 


1) BT-Drucksache IV/1590, Seite 17 
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8.2 Umsatzsteuer 

8.2.1 Umsatzsteuererspamis durch Produktions- 
und Handelsstufenverbindungen 

8.2.11 Industrie 

Die konzentrationsfördernde Wirkung des gelten- 
den Umsatzsteuersystems ergibt sich daraus, daß bei 
Verbindung mehrerer Produktions- und Handels- 
stufen in einem Unternehmen oder in einem um- 
satzsteuerlichen Organkreis die Umsatzsteuer nur 
einmal — beim Übergang der Erzeugnisse an Dritte 
■ — anfällt. Da eine Untersuchung der Umsatzsteuer- 
vorteile bei mehrstufigen Einheitsunternehmen aus 
Sachgründen nicht möglich war, wurde an Hand der 
Innenumsätze bei 338 Industrie-Organkreisen ver- 
sucht, die im Jahr 1960 etwa 80 ®/o der Umsätze 
aller Industrie-Organkreise auf sich vereinigten, 
ein annäherndes Bild von der durch Stufenverbin- 
dungen möglichen Steuerersparnis zu ermitteln. 

Die untersuchten Organkreise hatten 1960 einen 
steuerbaren Umsatz von insgesamt 101,1 Mrd. DM 
und einen Innenumsatz von 10,6 Mrd. DM. Daraus 
ergab sich ein durchschnittlicher Anteil der Innen- 
umsätze am Gesamtumsatz von 9,5%. Dieser prozen- 
tuale Anteil der Innenumsätze am Gesamtumsatz 
zeigt mit wachsender Umsatzgröße ein Ansteigen: 


Umsatzgrößengruppen 

Untersuchte 

Industiie- 

Organkreise 

Anzahl 

Innen- 
umsätze 
in % des 
Gesamtum- 
isatzes ^) 

10 Millionen bis unter 
250 Millionen DM 

265 

7,4 

250 Millionen DM und 
mehr 

73 

10,0 


zusammen ... 

338 

9,5 


Gesamtumsatz = steuerbarer Umsatz + Innenumsatz 
Quelle : eigene Erhebungen 


Die Innenumsätze lagen bei 17 Organkreisen zwi- 
schen 30% und 47%, bei 14 zwischen 20% und 
30 % und bei den übrigen 307 Organkreisen unter 
20 Vo des Gesamtumsatzes. Scheidet man die Organ- 
kreise mit den höchsten Innenumsatzanteilen zwi- 
schen 30 % und 47 % aus — es handelt sich um 17 
Organkreise der Textilindustrie — , so verstärkt sich 
das Ansteigen der Innenumsätze von 4 % (statt 7,4) 
auf 10 % des Gesamtumsatzes. Es ergab sich weiter- 
hin, daß mit zunehmender Umsatzhöhe die Innen- 
umsätze der Industrie-Organkreise im Handels- 
bereich ansteigen. 

Das Ausmaß der Begünstigung der Stufenverbin- 
dungen konnte nur mit einem vereinfachten Berech- 
nungsverfahren durch Anwendung des allgemeinen 
Steuersatzes von 4 % auf die Innenumsätze im Pro- 
duktionsbereich und des ermäßigten Steuersatzes 
von 1 ^/o auf die Innenumsätze im Handelsbereich 
ermittelt werden. 


Bei den 338 Industrie-Organkreisen ergab sich aus 
den Innenumsätzen durch Stufenverbindungen für 
das Jahr 1960 eine Verringerung der Umsatzsteuer- 
belastung um rd. 370 Millionen DM, von denen rd. 
310 Millionen DM, das sind 83,6%, auf die 73 
Organkreise in der Größengruppe über 250 Millio- 
nen DM entfallen: 


Umsatzgrößen- 

gruppen 

Unter- 
suchte 
Indus tri e - 
Organ- 
kreise 

Anzahl 

Umsatz- 

steuer- 

voraus- 

zahlun- 

gen 

Millionen 

DM 

Umsatz- 

steuer- 

ersparnis 

aus 

Stufen- 

verbin- 

dumgen 

Millionen 

DM 

10 Millionen bis 
unter 250 Mil- 
lionen DM . . . 

265 

600 

60 

250 Millionen 




DM und mehr . 

73 

1 808 

310 

zusammen . . . 

338 

2 408 

370 


Quelle : eigene Erhebungen 


Die durchschnittliche umsatzsteuerliche Entlastung 
der Produktionsstufenverbindungen in der Art von 
Organkreisen erhöhte sich mit steigender Umsatz- 
größenklasse absolut und bezogen auf den steuer- 
baren Umsatz. Sie stieg von durchschnittlich 10 000 
DM und 0,08 % des steuerbaren Umsatzes je Organ- 
kreis in der niedrigsten Umsatzgrößenklasse bis zu 
durchschnittlich 9,2 Millionen DM und 0,43 % des 
steuerbaren Umsatzes in der höchsten Umsatz- 
größenklasse an. 

Was sich an Hand der Innenumsätze bei 338 um- 
satzsteuerlichen Organkreisen als finanzielle Aus- 
wirkung der Stufenverbindungen mit der genannten 
Einschränkung feststellen ließ, gilt in gleicher Weise 
auch für die hier nicht erfaßten Organkreise sowie 
für die mehrstufigen Einheitsunternehmen. In allen 
Fällen ist dabei unberücksichtigt geblieben, daß auch 
innerhalb der konzernverflochtenen Unternehmen 
weitere Stufenverbindungen Vorkommen. 

8.2.12 Handel 

In die Untersuchung der durch Handelsstufenver- 
bindungen (Einzelhandel mit Großhandel) erzielten 
Umsatzsteuervorteile wurde eine Reihe von Unter- 
nehmen mit Warenhaussortiment einbezogen, die im 
Jahre 1960 jeweils mehr als 250 Millionen DM 
steuerbaren Umsatz hatten. Ihr steuerbarer Umsatz 
betrug 1960 insgesamt 6,9 Mrd. DM. 

Es ergab sich, daß diese Handelskonzerne ihre 
Einkäufe, wie schon früher, zu beinahe 100% beim 
Produzenten tätigten. Die sonst vorgelagerte Groß- 
handelsstufe entfällt bei ihnen. Die Innenumsätze 
dieser Handels-Organkreise spielten nur eine ge- 
ringe Rolle. Mit Hilfe der Einzelhandelsspanne die- 
ser Unternehmen mit Warenhaussortiment (ohne 
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Lebensmittelsektor) wurde mit einem vereinfachten 
Berechnungsverfahren aus dem steuerbaren Umsatz 
der Großhandelswert ermittelt, auf den der er- 
mäßigte Großhandelssteuersatz von 1 ^/o angewandt 
wurde. Die durch Handelsstufenverbindung erzielte 
Umsatzsteuerersparnis betrug 37,5 Millionen DM, 
das sind durchschnittlich 0,54 Vo des steuerbaren 
Umsatzes von 6,9 Mrd. DM oder 1,7 Vo der Handels- 
spanne. 


8.2.2 Die unterschiedliche Umsatzsteuerbelastung 
nach Umsatzgrößenklassen 

Aus den amtlichen Umsatzsteuerstatistiken für 
1957 und 1960 ist erkennbar, daß die durchschnitt- 
liche Umsatzsteuerbelastung in höheren Industrie- 
Umsatzgrößenklassen sinkt. Diese fallende Ten- 
denz der Umsatzsteuerbelastung ergab sich auch aus 
einer entsprechenden Untersuchung der 338 Indu- 
strie-Organkreise: 


Umsatzgrößengruppen 

Durchschnittliche Umsatzsteuerbelastung 
des steuerbaren Umsatzes 

It. Umsatzste 

1957 

(Produ- 

zierendes 

Gewerbe) 

uerstatistiken 

1960 

(Industrie) 

untersuchte 

Industrie- 

Organkreise 

1960 

«/o 

100 000 bis unter 10 Millionen DM 

3,28 

2,73 

2,52 

3,17 

2,77 

2,42 

2,85 

2,26 

10 Millionen bis unter 250 Millionen DM 

250 Millionen DM und mehr 


zusammen . . . 

2,84 

2,79 

2,38 


Quelle: eigene Erhebungen und Umsatzsteuerstatistiken 


Die Ursache für dieses Belastungsgefälle liegt 
weniger in der Zunahme der Ausfuhrumsätze bei 
steigender Umsatzhöhe als vielmehr in der Zunahme 
der steuerbefreiten Inlandsumsätze: 




Untersuchte 

Industrie- 

Organkreise 

Anzahl 

Anteile der steuerbefreiten Umsätze in Vo 
des steuerbaren Umsatzes 


Umsatzgrößengruppen 

Steuerfreie 

Umsätze 

insgesamt 

Ausfuhr- 

umsätze 

Steuerfreie 

Inlands- 

umsätze 

10 Millionen 

bis unter 250 Millionen DM 

265 

23,2 

lh2 

12,0 

250 Millionen 

DM und mehr 

73 

36,4 

14,0 

22,4 


! 

zusammen . , . 

338 

33,7 

13,5 

20,2 


Quelle: eigene Erhebungen 


Der größere Umfang, in dem besonders von den 
größten Industrie-Organkreisen gesetzliche Umsatz- 
steuerbefreiungen für Inlandsumsätze geltend ge- 
macht wurden, ergab sich aus deren erheblich brei- 
terer nichtindustrieller gewerblicher Betätigung, 
insbesondere im Großhandel mit Rohstoffen, Halb- 
erzeugnissen und Lebensmitteln sowie in der Woh- 
nungsvermietung. Hier ist allerdings zu berücksich- 
tigen, daß gerade die größten Industrie-Organkreise 


auch solche Gesellschaften fast vollzählig in die um- 
satzsteuerliche Organschaft einbeziehen, deren ge- 
werbliche Tätigkeit im wesentlichen umsatzsteuer- 
befreit oder umsatzsteuerbegünstigt ist, und daß die 
kleinen Organkreise in beachtlichem Umfang die 
Einbeziehung von vollständig beherrschten nicht- 
industriellen Gesellschaften in die Organschaft un- 
terlassen. 
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8.3 Konzernsteuerrechtsinstitute 

Die Besteuerung knüpft an das Unternehmen als 
rechtliche Einheit an. Daraus ergibt sich, daß die 
Unternehmenssteuern im Grundsatz konzernfeind- 
lich sind. Die Zusammenfassung mehrerer rechtlich 
selbständiger Unternehmen in einem Konzern würde 
ohne Konzernsteuerrechtsinstitute dazu führen, daß 
der gleiche Gewinn und das gleiche Vermögen ein- 
mal bei der Tochtergesellschaft und ein weiteres 
Mal bei der Muttergesellschaft besteuert würden. 
Da die Zusammenfassung mehrerer Unternehmen • — 
unter Aufgabe ihrer rechtlichen Selbständigkeit ■ — 
in einem Einheitsunternehmen bewirkt, daß der Ge- 
winn und das Vermögen nur einmal zur Besteuerung 
herangezogen werden, würden die Konzerne gegen- 
über den Einheitsunternehmen steuerlich benach- 
teiligt. Aus diesem Grunde sind teils vom Gesetz- 
geber, teils von der Rechtsprechung schon vor Jahr- 
zehnten die Rechtsinstitute der Organschaft und des 
Schachtelprivilegs geschaffen worden. Sie sollen die 
steuerliche Mehrfachbelastung der Unternehmens- 
verschachtelung und der konzernmäßigen Zusam- 
menfassung von Unternehmen gegenüber dem Ein- 
heitsunternehmen beseitigen. 

In der öffentlichen Diskussion und auch in der 
Bundestagsdebatte vom 15. Oktober 1959 ^) ist ge- 
rade diesen Rechtsinstituten eine konzentrations- 
begünstigende Wirkung zugeschrieben worden. Es 
wurde deshalb untersucht, in welchem Umfang die 
Konzernsteuerrechtsinstitute bei den Konzernen auf- 
treten, welche finanziellen Auswirkungen sie haben 
und ob durch sie Anreiz zur Konzentration ge- 
schaffen wurde. 


8.3.1 Umsatzsteuerliche Organschaft 

Der Umfang des Auftretens der umsatzsteuerlichen 
Organschaft hängt maßgeblich davon ab, ob die 
Konzerne vertikal oder horizontal aufgebaut sind. 
Bei den vertikalen Konzernen, z. B. der Eisen- und 
Stahlindustrie, liegt meist nur ein einziger Organ- 
kreis vor, dem nahezu alle Konzerngesellschaften 
angehören. Dagegen erstreckt sie sich bei den vor- 
wiegend horizontal gegliederten und gemischten 
Konzernen regelmäßig nur auf einzelne Teilbereiche, 
die in sich jeweils vertikal aufgebaut sind. Diese 
Konzerne haben deshalb häufig mehrere Organ- 
kreise, die sich nur aus wenigen Organgesellschaften 
zusammensetzen. 

Bei der Umsatzsteuer tritt die Organschaft an sich 
zwar zwangsläufig ein, wenn die gesetzlichen Vor- 
aussetzungen der finanziellen, wirtschaftlichen und 
organisatorischen Eingliederung erfüllt sind. Es 
wurde aber festgestellt, daß bei einigen Konzernen 
keine umsatzsteuerliche Organschaft mit bestimmten 
Tochtergesellschaften besteht, obwohl sie deren An- 


b Deutscher Bundestag, 3. Wahlperiode, 82. Sitzung am 
15. Oktober 1959, Stenographischer Bericht, Seite 4432, 
4433. 

') Damit ist die Zusammenfassung mehrerer horizontal 
oder vertikal gegliederter Unternehmensgruppen ver- 
schiedener Wirtschaftszweige gemeint. 


teile zu 100 Vo besitzen. Da die meisten dieser Toch- 
tergesellschaften Handelsgesellschaften sind oder 
ihren Sitz in Berlin haben, hätte die Anwendung der 
umsatzsteuerlichen Organschaft durch den Wegfall 
der Großhandelsvergünstigungen und die Einbuße 
der im Gesetz zur Förderung der Wirtschaft von 
Berlin vorgesehenen Steuervergünstigungen zu 
erheblichen Mehrbelastungen für diese Konzerne 
geführt. Die Nichtanwendung der Organschaft wurde 
mit fehlender organisatorischer Eingliederung dieser 
Tochtergesellschaften begründet. 

Die beherrschenden Unternehmen besaßen in den 
weitaus meisten Fällen 100 Vo oder nahezu 100 Vo 
der Anteile der Organgesellschaften. Einzelne 
Organverhältnisse mit geringeren Beteiligungs- 
quoten, die durch die Einschränkung der umsatz- 
steuerlichen Organschaft auf Beteiligungen von 
mehr als 75 ^/o ab 1. Oktober 1961 in ihrem Fort- 
bestand bedroht waren, wurden durch entsprechende 
Erhöhung der Beteiligungen, durch Betriebspachtver- 
träge und andere Gestaltungsmöglichkeiten auch für 
die Zukunft gesichert, so daß die Absicht des Gesetz- 
gebers, die Verbreitung der umsatzsteuerlichen 
Organschaft einzudämmen, in diesen Fällen nicht 
erreicht wurde. Bemerkenswert war in diesem Zu- 
sammenhang ein Vertrag, durch den ein Konzern 
von einem Bundesland als Mitgesellschafter die feh- 
lenden Gesellschaftsanteile ohne Entschädigung nur 
zum Zwecke der Fortführung der umsatzsteuerlichen 
Organschaft erhielt, allerdings mit der Abmachung, 
diese Anteile zu einem späteren Zeitpunkt kostenlos 
auf das Bundesland zurückzuübertragen. 

Auch in der Zeit vom 1. Januar 1946 bis 31. März 
1958, als die umsatzsteuerliche Organschaft durch 
Artikel II des Kontrollratsgesetzes Nr. 15 außer 
Kraft gesetzt war, haben viele Konzerne Möglich- 
keiten gehabt, die Steuerbelastung der Innenumsätze 
zu mindern oder ganz zu beseitigen, und zwar durch 
die Rechtsfigur der Unternehmereinheit, durch die 
Geltendmachung legaler Steuerkonstruktionen, wie 
Materialbeistellungen, Betriebspachtverträge und 
dergleichen, durch die Verordnung vom 10. Februar 
1953 betreffend die Besteuerung der entflochtenen 
Unternehmen der Stahl- und Eisenindustrie auf dem 
Gebiet der Umsatzsteuer und durch die Verordnung 
vom 7. Februar 1957 über die umsatzsteuerliche Be- 
handlung der aus der Entflechtung der IG Farben- 
industrie AG entstandenen Nachfolgegesellschaften 
und ihrer Tochtergesellschaften. 

Die finanziellen Auswirkungen der umsatzsteuer- 
lichen Organschaft sind bereits dargestellt worden 
(vgl. 8.2.11). Sie führt wohl bei allen Konzernen zu 
steuerlichen Minderbelastungen. Unter Einbeziehung 
des sich bei Organschaft vielfach ergebenden Weg- 
falls der Großhandelsvergünstigungen, der Ausfuhr- 
händlervergütung, in speziellen Fällen auch der 
Berlinhilfe-Vergünstigungen und der Vernachlässi- 
gung anderer Gestaltungsmöglichkeiten sind diese 
Minderbelastungen jedoch bisweilen erheblich ge- 
ringer, als sich nach der vereinfachten Berechnung 
ergibt und wie häufig angenommen wird. 


Gesetz zur Förderung der Wirtschaft von Berlin (West) 
vom 16. Februar 1951 (BGBl. 1951 I Seite 123). 
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8.3.2 Körperschaftsteuerliche Organschaft 

Die Anerkennung der körperschaftsteuerlidien 
Organschaft setzt neben der finanziellen, wirtschaft- 
lichen und organisatorischen Eingliederung einen 
Ergebnisausschlußvertrag voraus. Die Konzerne 
haben es also durch den Abschluß eines solchen 
Vertrages in der Hand zu bestimmen, ob die 
körperschaftsteuerliche Organschaft zur Anwendung 
kommt. Die Untersuchungen haben ergeben, daß die 
Mehrzahl der Konzerne Ergebnisausschlußverträge 
vor allem abschließen, um die damit verbundenen 
steuerlichen Wirkungen des Gewinn- und Verlust- 
ausgleichs lierbeizuführen. Als Mittel zur Beherr- 
schung oder Steuerung von Konzerngesellschaften 
haben diese Verträge dagegen kaum praktische Be- 
deutung. Es zeigte sich, daß ein Teil der Konzerne, 
bei denen die einzelnen Tochtergesellschaften durch 
ihre differenzierte Produktion und Marktstruktur 
häufig entgegengesetzte Ertragssituationen auf- 
weisen, einen möglichst großen Kreis von Konzern- 
gesellschaften in die körperschaftsteuerlichen Organ- 
kreise einbezieht. Andere Konzerne, bei denen die 
überwiegende Zahl der Gesellschaften regelmäßig 
Gewinne erzielt, haben Ergebnisausschlußverträge 
häufig nur mit den wenigen Konzerngesellschaften, 
die mit Verlust abschließen und solange sie mit Ver- 
lust abschließen. Mit dem Eintritt der Organunter- 
nehmen in die Gewinnzone ging man vielfach zum 
körperschaftsteuerlichen Schachtelverhältnis über, 
wie umgekehrt auch von verlusttragenden Schachtel- 
verhältnissen auf die körperschaftsteuerliche Organ- 
schaft übergewechselt wurde ^). 

Es fiel auf, daß mit vielen Konzerngesellschaften 
keine Ergebnisausschlußverträge geschlossen wur- 
den, obwohl offensichtlich alle notwendigen Voraus- 
setzungen dazu Vorlagen. Als Gründe wurden von 
den Konzernen angegeben, daß der Abschluß von 
Ergebnisausschlußverträgen unterlassen worden sei. 


um bestehende Treuhandverhältnisse nicht auf- 
decken zu müssen oder um die Haftungsbeschrän- 
kung der Tochter- AG oder Tochter-GmbH nicht hin- 
fällig werden zu lassen oder weil — wie geäußert 
wurde — dadurch keine steuerlichen Vorteile zu er- 
zielen waren. 

Besonders bemerkenswert aber war die Feststel- 
lung, daß in einer Reihe von Fällen Ergebnisaus- 
schlußverträge auf Betreiben der Bundesländer, in 
denen die betreffenden Konzerngesellschaften ver- 
anlagt werden, nicht geschlossen wurden. Die Er- 
klärung dafür liegt in der föderalistischen Struktur 
der Finanzverwaltung, bei der das Interesse der ein- 
zelnen Bundesländer groß ist, die ihnen ganz oder 
— wie die Körperschaftsteuer — teilweise zustehen- 
den Steuern der im Lande ansässigen Unternehmen 
auch für das Land zu erhalten. Die Bundesländer 
wirkten in solchen Fällen durch Vereinbarungen mit 
den Konzernen darauf hin, daß die Körperschaft- 
steuer nicht über einen Ergebnisausschlußvertrag 
demjenigen Land zufließt, in dem die Konzernspitze 
ansässig ist. Als Gegenleistungen wurden den Kon- 
zernen von den Bundesländern verbilligte Kredite 
eingeräumt, steuerliche Sondervergünstigungen ge- 
währt und in einem Fall die im Besitz des betreffen- 
den Bundeslandes befindlichen Gesellschaftsanteile 
an die Konzernspitze verkauft. 

In den körperschaftsteuerlichen Organkreisen 
dominieren ganz eindeutig die vollständigen Be- 
teiligungen und die Mehrheitsbeteiligungen über 
75 ®/o. Das ergab sich aus einer Untersuchung, die 
bei 285 Industrie-Organkreisen durchgeführt wurde, 
deren Umsätze im Jahre 1960 jeweils über 10 Mil- 
lionen DM betrugen^). Wie die nachstehende Über- 
sicht, die für das Jahr 1962 erstellt wurde, zeigt, 
liegen bei etwa 91 ®/o der 878 Organgesellschaften 
dieser Organkreise die Beteiligungsquoten über 
75 Vo: 




Beteiligungshöhe an 

Körper- 



körperiscbaftsteuerlichen 

schaftsteuer- 

Umsatzgrößengruppen 

Untersuchte 

Organkreise 

Organgesellschaften 

liehe Organ- 
gesell- 



über 75 Vo 

25 Vo bis 

schäften 


Anzahl 

bis 100 V« 

75 »/o 

Anzahl 

10 Millionen bis unter 250 Millionen DM 

230 

401 

31 

432 

250 Millionen DM und mehr 

55 

394 

52 

446 

zusammen . . . 

285 

795 

83 

878 


Quelle: eigene Erhebungen 


Bei den 55 Organkreisen, die nach dieser Über- 
sicht 1960 jeweils Umsätze über 250 Millionen DM 
hatten, betrugen die sofort ausgeglichenen Verluste 
in den Jahren 1952 bis einschließlich 1960 insgesamt 
526 Millionen DM, das sind 5,2 ®/o des steuerlichen 

J Durch den Ländererlaß vom 23. Oktober 1959 (Bundes- 
steuerblatt 1959 II Seite 161), der für die Ergebnis- 
ausschlußverträge eine Mindestdauer von fünf Jahren 
vorschreibt, werden künftig kurzfristige Wechsel von 
Organverhältnissen ausgeschaltet. 


Einkommens vor Verlustabzug in Höhe von 10,1 
Mrd. DM. Verlustausgleiche sind im Laufe der Jahre 
bei jedem der 55 Organkreise vorgekommen. 

0 Während bei der umsatzsteuerlichen Organschaft die 
Unterlagen von 338 Industrie-Organkreisen ausge- 
wertet werden konnten, war dies hier nur in 285 Fäl- 
len möglich. Bei einer Reihe von Unternehmensver- 
bindungen der Montanindustrie war wegen der Ent- 
flechtungs- und Wiederverflechtungsvorgänge eine 
statistische Untersuchung nicht durchführbar. 
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Die Verluste ergaben sich hauptsächlich aus den 
Anlaufschwierigkeiten neuer Produktions- und Ge- 
schäftszweige, aus Konjunkturabschwächungen, aus 
strukturellen Veränderungen, aus den Verlusten 
„geborener Zuschußbetriebe" (z.B. Forschungsgesell- 
schaften) oder aus der Inanspruchnahme steuerlicher 
Sondervergünstigungen. Die Gewinne der Organ- 
kreise waren in der Regel groß genug, um einen so- 
fortigen Ausgleich mit den in dem Organkreis ent- 
standenen Verlusten zu ermöglichen und somit die 
Körperschaftsteuerbelastung auch gleich zu mindern. 
Die Konzerngesellschaften, bei denen die Verluste 
entstanden, hätten ohne Organschaft diese Verluste 
erst mit den Gewinnen in den nächsten drei Jahren, 
ab 1955 in den nächsten fünf Jahren, verrechnen 
können. Hieraus folgen teilweise beträchtliche Zins- 
gewinne und Liquiditätsverbesserungen gegenüber 
dem Zustand ohne Organschaft. 

Bei einzelnen Konzernen, die im Untersuchungs- 
zeitraum u. a. die Sondervergünstigungen der 7er- 
Gruppe des Einkommensteuergesetzes und des § 36 
Investitionshilfegesietzes in größerem Umfange in 
Anspruch nahmen, war der Gewinn- und Verlustaus- 
gleich teilweise recht erheblich. Bei einem solchen in 
die Einzeluntersuchungen einbezogenen Industrie- 
konzern erreichte die Summe der Verluste etwa 
30 ®/o, in einem anderen Fall sogar etwa 70 ®/o des 
steuerlichen Konzerneinkommens vor Verlustabzug. 
Hier reichten die Gewinne der Organkreise jedoch 
in einzelnen Jahren nicht aus, um einen sofortigen 
Ausgleich mit den entstandenen Verlusten zu er- 
möglichen. 

8.3.3 Gewerbesteuerliche Organschaft 

Eine Untersuchung der Unterlagen der gleichen 
285 Organkreise auf Bestehen von Gewerbesteuer- 
lichen Organverhältnissen ergab, daß die Kapital- 
beteiligungen der Organträger an 821 von insgesamt 
886 Organgesellschaften, also in rund 93 Vo der Fälle, 
über 75 Vo lagen. 

Die finanziellen Auswirkungen der gewerbe- 
steuerlichen Organschaft weisen gegenüber den ent- 
sprechenden Auswirkungen der für die Gewinn- und 
Vermögensbesteuerung geltenden Konzernsteuer- 
rechtsinstitute keine erwähnenswerten Besonder- 


heiten auf. Aus diesem Grunde wurde auf ähnlich 
detaillierte Erhebungen, wie sie für diese Konzern- 
steuerrechtsinstitute durchgeführt wurden, verzich- 
tet. 


8.3.4 Körperschaftsteuerliches Schaditelprivileg 

In der Nachkriegszeit ist dieses Schachtelprivileg 
allgemein in vermehrtem Umfang in Anspruch ge- 
nommen worden. Die große Zahl der Umgruppie- 
rungen bei Konzernen, die aus den verschiedensten 
Gründen, wie z. B. Entflechtungsvorgängen und 
Strukturverschiebungen, ausgelöst worden sind, 
führte in der Übergangszeit u. a. zur Aufteilung von 
Beteiligungen, so daß die für Ergebnisausschlußver- 
träge erforderliche Kapitalmehrheit fehlte und die 
körperschaftsteuerliche Organschaft daher nicht an- 
wendbar war. Auch für das wichtige Aufbaustadium 
der Unternehmenskonzentration, das nach den Er- 
gebnissen der Untersuchungen in der Industrie bei 
einem Anteilsbesitz zwischen 25 ®/o und 50 ®/o häufig 
vorliegt, war das Schachtelprivileg in den letzten 
zehn Jahren von Bedeutung. 

Bei 285 untersuchten Unternehmensverbindungen 
in der Industrie, die im Jahr 1962 insgesamt 670 
Schachtelverhältnisse auswiesen, stammte nur noch 
etwa ein Fünftel der Schachtelverhältnisse aus dem 
Jahre 1948. Von den 670 Schachtelverhältnissen ent- 
fielen 62 Vo auf Beteiligungen, die 75 Vo und mehr 
betrugen. Aus der bei manchen Konzernen üblichen 
Verteilung des Anteilsbesitzes auf mehrere Konzern- 
gesellschaften kann geschlossen werden, daß sich 
die Beteiligungshöhe bei Zusammenfassung des 
Anteilsbesitzes aller Konzerngesellschaften noch in 
vielen Fällen erhöhen würde. 

Die Untersuchungen ergaben — wie bereits in 
dem Abschnitt über die körperschaftsteuerliche 
Organschaft ausgeführt — , daß das Schachtelprivileg 
häufiger von den Konzernen in Anspruch genommen 
wird, deren Bieteiligungsgesellschaften regelmäßig 
mit Gewinn abschließen. Daraus erklärt sich die ver- 
hältnismäßig große Zahl von körperschaftsteuer- 
lichen Schachtelverhältnissen, die bei den Konzernen 
angetroffen wurden, die sich in ertragsstarken Wirt- 
schaftszweigen betätigen. 


Umsatzgrößengruppen 

Untersuchte 

Unter- 

nehmens- 

ver- 

bindungen 

Anzahl 

Beteiligungshöhe an körperschaft- 
steuerlichen Schachtelgesellschaften 

Körper- 

schaft- 

steuerliche 

Schachtel- 

gesell- 

schaften 

Anzahl 

100 Vo 

75 »/o bis 
unter 
100 »/o 

50 Vo bis 
unter 

75 “/o 

25 Vo bis 
unter 

50 Vo 

10 Millionen bis unter 







250 Millionen DM 

230 

152 

46 

63 

49 

310 

250 Millionen DM und mehr 

55 , 

163 

54 

65 

78 

360 

zusammen . . . 

285 

315 

100 

128 

127 

670 


Quelle: eigene Erhebungen 
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Der Anteil der Schachteleinnahmen an dem für die 
Jahre 1952 bis einschließlich 1960 kumulierten Kon- 
zerneinkommen der 285 untersuchten Obergesell- 
schaften ist ein wichtiges Indiz für die finanziellen 
Auswirkungen des körperschaftsteuerlichen Schach- 
telprivilegs. In der niedrigeren Umsatzgrößengruppe 
betrug dieser Anteil etwa 5 ®/o, in der oberen Um- 
satzgrößengruppe (etwa 6 Vo. 


8.3.5 Bewertungsrechtlidles Schachtelprivileg 

Bei den untersuchten 285 Unternehmensverbin- 
dungen bestanden im Jahre 1962 insgesamt 1531 Be- 
teiligungen, für die das bewertungsrechtliche Schach- 
telprivileg zur Anwendung kam. Davon entfielen 
etwa 79 Vo auf Beteiligungen mit einem Anteils- 
besitz von 75 ®/o und mehr: 



Untersuchte 

Unter- 

nehmens- 

Beteiligungshöhe an bewertungsreditlichen 
Schachtelgesellschaften 

Bewertungs- 

rechtliche 

Schachtel- 

Umsatzgrößengruppen 

Ver- 

bindungen 

Anzahl 

100 »/o 

75 Vo bis 
unter 
100 “/o 

50®/o bis 
unter 

75 Vo 

25 o/o bis 
unter 

50 Vo 

gesell- 

schaften 

Anzahl 

10 Millionen bis unter 

250 Millionen DM 

230 

478 

119 

86 

63 

746 

250 Millionen DM und mehr 

55 

457 

149 

102 

77 

785 

zusammen . . . j 

285 

935 

268 

188 

140 

1 531 


Quelle : eigene Erhebungen 


Wesentliche, über bereits bekannte Tatsachen hin- 
ausgehende Feststellungen zur Bedeutung des be- 
wertungsrechtlichen Schachtelprivilegs ergaben sich 
nicht. Nur in einem Einzelfall wurde festgestellt, daß 
einer Obergesellschaft, die nicht die Rechtsform der 
Kapitalgesellschaft hatte, von der Finanzverwaltung 
mit Rücksicht auf die „volkswirtschaftliche Bedeu- 
tung und auf die Stellung, welche das Unternehmen 
in der betreffenden Industrie der ganzen Welt" hat, 
die Inanspruchnahme des Schachtelprivilegs zuge- 
standen worden war. 


8.3.6 Zusammenfassung 

Die Tendenz zum Zusammenschluß von Unter- 
nehmen in Konzernen wird durch die Organsdiaft 
und das Schachtelprivileg mit beeinflußt. Die Unter- 
suchungen vermittelten den Eindruck, daß sich bei 
steuerlicher Doppelbelastung die Konzentration in 
der Form der Bildung von Konzernen und Unter- 
nehmensverschachtelungen nicht auf diesem Wege 
und in diesem Umfang vollzogen hätte. Eine große 
Bedeutung hatte für diese Entwicklung das Schach- 
telprivileg, weil es bereits von einer 25Voigen Kapi- 
talbeteiligung ab die Mehrfachbesteuerung des Ge- 
winns und des Vermögens beseitigt und damit die 
Finanzierung des Beteiligungserwerbs in einer be- 
sonders wichtigen Phase des Konzernaufbaus er- 
leichtert. Das Erfordernis einer Beteiligung von min- 
destens 25 Vo für das Schachtelprivileg gab auch 
häufig den Anstoß, kleinere Minderheitsbeteiligun- 
gen zu Schachtelbeteiligungen auszubauen. 

Eine Begünstigung der Konzerne gegenüber den 
Einheitsunternehmen ergibt sich aus den verschie- 
denen Gestaltungsfreiheiten, die es den Konzernen 
ermöglichen, die Vorteile dieser Organisationsform 


in Anspruch zu nehmen, die Nachteile aber vermei- 
den zu können. Diese Gestaltungsfreiheiten sind 
teils vom Gesetzgeber und der Rechtsprechung zu- 
gelassen worden, teils ergeben sie sich aus der 
Finanzverwaltungspraxis. Die Tatsache also, daß die 
Konzerne steuerlich nicht zwangsläufig wie Ein- 
heitsunternehmen behandelt werden, hat nach dem 
Ergebnis der Untersuchungen die Organisationsform 
des Konzerns begünstigt. 

Eine gewisse Mehrbelastung der Konzerne gegen- 
über den Einheitsunternehmen tritt ein, weil die 
Anwendung der Konzernsteuerrechtsinstitute auf die 
Umsatzsteuer, die Körperschaftsteuer, die Gewerbe- 
steuer und die Vermögensteuer beschränkt ist und 
bei anderen Steuerarten, wie der Kapitalverkehr- 
steuer und der Grunderwerbsteuer, keine Gleich- 
behandlung mit den Einheitsunternehmen erfolgt. 
So unterliegen beispielsweise der Kapitalverkehr- 
steuer auch die Verlustübernahmen, die eine Mutter- 
gesellschaft auf Grund eines Ergebnisausschlußver- 
trages zu leisten hat. 

Im Rahmen der Einzeluntersuchungen wurde bei- 
spielhaft bei einigen Konzernen die steuerliche 
Mehrbelastung errechnet, die sich ohne die Rechts- 
institute der Organschaft und des Schachtelprivilegs 
ergeben hätte. Eine solche Belastung würde bei die- 
sen Konzernen über den von ihnen ausgeschütteten 
Dividendenbeträgen liegen. 

Nach den bei Einzeluntersuchungen erteilten Aus- 
künften sind die auf Grund des Umwandlungs- 
gesetzes und Umwandlungs-Steuergesetzes vorge- 
nommenen Fusionen zum Teil als Reaktion auf die in 
den letzten Jahren wachsende Rechtsunsicherheit 
auf dem Gebiet des Konzernsteiierrechts zu verste- 
hen. 
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Der Umfang und das Tempo der Konzernbildung 
sind durch die Konzernsteuerrechtsinstitute erhöht 
worden. Die Untersuchungen zeigten aber immer 
wieder, daß die Steuern nur e i n Faktor unter 
vielen für die Konzentration sind. Die gesellschafts- 
rechtliche Zulässigkeit der Beherrschung von Unter- 
nehmen ohne vollen Anteilsbesitz, die Möglichkeit 
der Haftungsbeschränkung für rechtlich selbständige 
Konzernglieder, die geringe Publizität für konzern- 
verbundene Unternehmen, nicht zuletzt aber auch 
der Gesichtspunkt, durch Wahl einer dezentralen 
Organisationsform die Verantwortung delegieren 
und die Unternehmensführung flexibler gestalten 
zu können, und andere Faktoren haben in der glei- 
chen Richtung gewirkt. 


8.4 Einkommensteuerrechtliche Sonderver- 
günstigungen und Aufwendungen 
besonderer Art 

Grundsätzlich können die vom Gesetzgeber ein- 
geräumten Möglichkeiten zur Gestaltung der Steuer- 
bemessungsgrundlagen von allen steuerpflichtigen 
Unternehmen — also unabhängig von ihrer Größe 
— in gleicher Weise in Anspruch genommen wer- 
den. Die tatsächliche Ausnutzung solcher Möglich- 


keiten hängt jedoch neben den formalen Voraus- 
setzungen wesentlich von den Einkommens- und 
Liquiditätsverhältnissen und bei Inanspruchnahme 
gezielter Förderungsmaßnahmen von einer entspre- 
chenden wirtschaftlichen Betätigung ab. 

8.4.1 Einkommensteuerrechtliche 
Sondervergünstigungen 

Aus den amtlichen Einkommen- und Körperschaft- 
steuerstatistiken für die Jahre 1950, 1954 und 1957 
ergibt sich für die wesentlichen Sondervergünsti- 
gungen folgender Anteil der Einkommensteuer- 
pflichtigen mit Einkünften aus Gewerbebetrieb und 
der körperschaftsteuerpflichtigen Kapitalgesellschaf- 
ten an den Sondervergünstigungen aller Ein- 
kommen- und Körperschaftsteuerpflichtigen: 

9 Insbesondere handelt es sich dabei um die 7er-Gruppe 
des Einkommensteuergesetzes, die Sonderabschreibun- 
gen des Investitionshilfegesetzes, die ertragsteuer- 
lichen Ausfuhrförderungsmaßnahmen, die Bewertungs- 
abschläge für Importwaren, die Preissteigerungsrück- 
lagen und die Sonderabschreibungen für bestimmte An- 
lagen des Kohlen- und Erzbergbaus sowie Abwässer- 
und Luftreinigungsanlagen. 

Die Ergebnisse der Einkommen- und Körperschaft- 
steuerstatistik 1961 haben bei Abschluß der Unter- 
suchungen nicht Vorgelegen. 



1950 

1954 

1957 

Steuerliche Sondervergünstigungen 

Anzahl 
der Fälle 

1000 DM 

Anzahl 
der Fälle 

1000 DM 

Anzahl 
der Fälle 

1000 DM 

aller Einkommen- 







und Körperschaftsteuerpflichtigen 

108 613 

894 294 

270 238 

2 772 268 

513 007 

1 876 401 

der Steuerpflichtigen der gewerblichen 







Wirtschaft 

82 880 

744 258 

99 871 

2 329 130 

72 954 

889 858 

(Anteil in Vo des Gesamtbetrages) 

(76,3) 

(83,2) 

(36,6) 

(84,0) 

(14,2) 

(47,4) 


1) Einkommensteuerpflichtige mit Einkünften aus Gewerbebetrieb und körperschaftsteuerpflichtige Kapitalgesell- 
schaften. 


Quelle: Einkommen- und Körperschaftsteuerstatistik 1950, 1954 und 1957 


Der Anteil der gewerblichen Wirtschaft am Ge- 
samtbetrag der steuerlichen Sondervergünstigungen 
aller Einkommen- und Körperschaftsteuerpflichtigen 
ist in den Jahren 1950 und 1954 mit 83,2 Vo und 
84,0 Vo außerordentlich hoch. Zu den Zahlen für 1957 
ist zu bemerken, daß vor allem Sonderabschreibun- 
gen nach § 36 IHG für die Grundstoffindustrie aus- 
gelaufen waren, was sich auf die Höhe des Betrages 
der durch die gewerbliche Wirtschaft in Anspruch 
genommenen Sondervergünstigungen auswirkte. 


Dieser Vorgang wurde durch die Zunahme der Gel- 
tendmachung des § 7 b EStG durch sonstige Ein- 
kommensteiierpflichtige zu einem großen Teil aus- 
geglichen. 

Die Inanspruchnahme der steuerlichen Sonderver- 
günstigungen verteilte sich prozentual auf die Ein- 
kommensteuerpflichtigen mit Einkünften aus Ge- 
werbebetrieb und die körperschaftsteuerpflichtigen 
Kapitalgesellschaften wie folgt: 
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1950 



1954 

1957 




Anteil 



Steuerpflichtige der gewerblichen Wirtschaft 

an der 
Zahl 
der Fälle 

am 

Betrag 

an der 
Zahl 
der Fälle 

am 

Betrag 

an der 
Zahl 
der Fälle 

am 

Betrag 


Vo 

Vo 

Vo 

Einkommensteuerpflichtige mit Einkünften 
aus Gewerbebetrieb 

91,9 

53,1 

90,5 

21,0 

94,6 

45,0 

Körperschaftsteuerpflichtige 

Kapitalgesellschaften 

8,1 

46,9 

9,5 

79,0 

5,4 

55,0 


Quelle: Berechnungen nach Einkommen- und Körperschaftsteuerstatistiken 1950, 1954 und 1957 


Diese Übersicht zeigt, daß die steuerlichen Son- 
dervergünstigungen in großem Umfange den körper- 
schaftsteuerpflichtigen Kapitalgesellschaften zugute 
gekommen sind. 

Eine Aufgliederung der Sondervergünstigungen 
nach Einkommensgruppen läßt sich nur 
für die Einkommensteuerpflichtigen mit Einkünften 
überwiegend aus Gewerbebetrieb und nur für 
das Jahr 1954 aus der amtlichen Statistik entnehmen. 


Einkommens- 

gruppen 

Einkünfte 

über- 

wiegend 

aus 

Gewerbe- 

betrieb 

Steuerliche Sonder- 
vergünstigungen 
bei Einkommen- 
steuerpflichtigen mit 
Einkünften über- 
wiegend aus 
Gewerbebetrieb 


Millionen 

DM 

Millionen 

DM 

im 

Hundert 

der 

Einkünfte 

unter 25 000 DM 

9 188 

152 

1,6 

25 000 bis unter 

50 000 DM.... 

1 820 

74 

3,9 

50 000 bis unter 
100 000 DM . . , 

1 301 

81 

5,9 

100 000 DM 
und mehr .... 

1 675 

181 

9,8 

zusammen . . . 

13 984 

488 

3,4 


Quelle: Einkommen-steuerstatistik 1954 


Danach wurden die Sondervergünstigungen in der 
höchsten Einkommensgruppe mehr als sechsmal so 
stark ausgenutzt wie in der niedrigsten Einkorn- 
mensgruppe. Erkennt man die Einkommenshöhe als 
Hilfsmaßstab für die Unternehmensgröße an, so 
kann der Schluß gezogen werden, daß diese steuer- 
lichen Möglichkeiten von den größeren Unterneh- 
men in stärkerem Umfang in Anspruch genommen 
worden sind. 

8.4.2 Aufwendungen besonderer Art 

Hierunter werden zusammengefaßt die Zuführun- 
gen zu Pensionsrückstellungen und die Zuwendun- 
gen an Pensions- und Unterstützungskassen. Aus 


der amtlichen Einkommen- und Körperschaftsteuer- 
statistik ist zu entnehmen, daß die bis Ende 1957 
gebildeten Rückstellungen für Pensionsverpflichtun- 
gen 5,02 Mrd. DM betragen haben. Davon entfielen 
etwa 92 ^/o auf körperschaftsteuerpflichtige und 8®/o 
auf einkommensteuerpflichtige Unternehmen. 

Die im Jahre 1957 im Bundesgebiet vorgenom- 
menen Zuführungen zu Rückstellungen für 
Pensionsverpflichtungen sowie die Zuwendungen 
an Pensions- und Unterstützungskassen in Höhe von 

1.03 Mrd. DM verteilen sich mit etwa 89 Vo auf 
Körperschaftsteuerpflichtige, davon über 50'^/o auf 
Aktiengesellschaften und etwa 30 % auf Gesellschaf- 
ten mit beschränkter Haftung, etwa 11% auf ein- 
kommensteuerpflichtige Unternehmen. An dem Ge- 
samtbetrag der Aufwendungen besonderer Art sind 
die Pensionsrückstellungen mit etwa 74 Vo, die Zu- 
wendungen an Unterstützungskassen mit etwa 20 Vo 
und die Zuwendungen an Pensionskassen mit etwa 
6 Vo beteiligt. 

8.4.3 Ergebnisse einer statistischen 
Sonderauswertung 

Im Rahmen weiterer Untersuchungen wurde eine 
Sonderaufbereitung der Einkommen- und Körper- 
schaftsteuerstatistik des Landes Nordrhein-West- 
falen für das Jahr 1957 durchgeführt- Es wurde unter- 
sucht, in welchem Ausmaß die steuerlichen Sonder- 
vergünstigungen und Aufwendungen besonderer Art 
sich auf die verschiedenen Einkommensgruppen und 
Rechtsformen verteilen. Danach ergab sich, daß in 
der hier besonders interessierenden Einkommens- 
gruppe über 1 Million DM das Einkommen der Ein- 
kommensgruppe bei den Aktiengesellschaften um 
etwa 17 Vo, bei den Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung um etwa 6% und bei den Einkommen- 
steuerpflichtigen mit Einkünften aus Gewerbebetrieb 
um etwa 3 ^/o gemindert wurde. 

Aus den Unterlagen geht auch hervor, daß 1957 
von den einkommensteuerpflichtigen Unternehmen 
in der Einkommensgruppe über 1 Million DM vor- 
wiegend steuerliche Sondervergünstigungen in An- 
spruch genommen wurden. Bei den einkommen- 
steuerpflichtigen Unternehmen in der Einkommens- 
gruppe unter 1 Million DM und bei den Kapital- 
gesellschaften aller Einkommensgruppen wurden da- 
gegen die Aufwendungen besonderer Art in etwas 
größerem Umfange als die steuerlichen Sonderver- 
günstigungen geltend gemacht. 
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9. Gesellschaftsrecht 


In diesem Abschnitt werden Ergebnisse der Un- 
tersuchung zu gesellschaftsrechtlichen Fragen dar- 
gelegt. Mit den kapitalmäßigen Beteiligungen, 
stimmenmäßigen Einflußmöglichkeiten, den Fusio- 
nen sowie Rechtsformen und Publizität sind nicht 
alle wichtigen Themen aus diesem Gebiet behandelt. 

Die Unternehmensverträge, auch soweit sie die 
zwischenkonzernliche Zusammenarbeit betreffen, 
werden im Anlagenband noch dargestellt wer- 
den, da bei ihnen die näheren Einzelheiten wesent- 
lich sind; ihre Erörterung würde den Rahmen des 
Ergebnisberichts überschreiten. Auch die mit dem 
Gesellschaftsrecht zusammenhängenden Fragen der 
personellen Verflechtung werden im Anlagenband 
Berücksichtigung finden. 

9.1 Kapitalmäßige Verbindungen 

9.1.1 Kapitalbeteiligungen der hundert größten 
Untemehmensverbindungen der Industrie 

Für die Industriekonzerne konnte über Zahl und 
Höhe ihrer Beteiligungen in Industrie und Handel 
aus der Untersuchung der hundert größten Unterneh- 
mensverbindungen der Industrie ein genaueres 
Bild gewonnen werden. Die hundert wurden in per- 
sonenbezogene und sachbezogene Unternehmens- 
verbindungen unterteilt. Als „p e r s o n e n bezogen" 
wurden alle Unternehmensverbindungen angesehen, 
deren Spitze die Rechtsform einer OHG, KG oder 
Einzelfirma hat sowie die einer GmbH, sofern die 
letztere von einer Einzelperson oder Familie be- 
herrscht wird. Als „s a c h bezogen" gelten Unter- 
nehmensverbindungen, deren Spitze eine AG, berg- 
rechtliche Gewerkschaft oder sonstige Unterneh- 

*) Hinsichtlich der Beteiligungen von Handelsunterneh- 
men, Banken und Versicherungen wird auf die be- 
treffenden Berichtsabschnitte vorne verwiesen (Han- 
del: Tz. 2.3.12; Banken: Tz. 3.1.2 und 3.2; Versicherun- 
gen: Tz. 4.3 und 4.4). 

in der Abgrenzung über 50 Vo Kapitalbeteiligung 


mensform bildet oder die Rechtsform einer GmbH 
besitzt, sofern diese nicht personenbezogen ist. 

Sowohl bei den Sachkonzernen als bei den perso- 
nenbezogenen Unternehmensverbindungen bildeten 
danach die Beteiligungen von 100 Vo die stärkste 
Gruppe. Zwar zeigen diese Zahlen nicht das Gewicht 
und die Bedeutung der Beteiligungsunternehmen 
nach Kapital oder Umsatz, sie weisen jedoch eine 
generelle Tendenz zu möglichst hohen Beteiligungen 
auf. Denselben Eindruck ergaben die tiefergehenden 
Konzernuntersuchungen. Hier betrugen insbeson- 
dere im Montanbereich die Beteiligungen meist 
lOO^^/o oder 90®/o bis lOOVo. Anders lagen die Verhält- 
nisse z. T. bei Konzernen, die nach dem Kriege ihre 
Tätigkeit auf neue Bereiche ausgedehnt hatten. Ein 
Prinzip, durch mehrere übereinander gelagerte Ge- 
sellschaften mit knappen Mehrheiten einen mög- 
lichst weiten Bereich zu beherrschen, läßt sich aus 
der vorstehenden Übersicht über die hundert größ- 
ten Unternehmensverbindungen nicht ableiten. 

Nach den Beteiligungen von 100 ®/o war bei den 
Sachkonzernen die Gruppe der Minderheitsbeteili- 
gungen von 25 ‘^/o bis 50 Vo, die sogenannten Schach- 
teln, zahlenmäßig am stärksten. Eine Beteiligung in 
dieser Höhe war schon bisher von besonderer Be- 
deutung, da wichtige gesellschaftsrechtliche Be- 
schlüsse, insbesondere Satzungsänderungen und 
Kapitalerhöhungen nur möglich sind, wenn minde- 
stens drei Viertel des in der Hauptversammlung ver- 
tretenen Kapitals dafür stimmen. Diese Anteils- 
grenze kann aber insofern eine neue Bedeutung ge- 
winnen, als nach § 19 RE eine Pflicht zur Mittei- 
lung an das andere Unternehmen besteht, sobald 
einer Aktiengesellschaft mehr als ein Viertel der 
Anteile einer anderen Kapitalgesellschaft gehört. 
Die Untersuchung ergab, daß es zur Feststellung der 
Einflußmöglichkeiten auf eine andere Aktiengesell- 
schaft häufig zu spät sein wird, wenn die Beteili- 
gung bereits mehr als 25 ^/o erreicht hat. Da für die 

0 Regierungsentwurf zum Aktiengesetz 


Die Beteiligungsunternehmen der 100 größten^) Untemehmensverbindungen der Industrie 

— 1960 — 




Zahl der Unternehmen, an denen Beteiligungen gehalten werden 

Art der Unternehmens- 
verbindung 

Zahl 

von 25 % 
bis 50 % 

über 50% 
bis unter 

75 % 

75% bis 
unter 

100 % 

100 Vo 

insgesamt 

sachbezogen 

82 

321 

180 

178 

406 

1 085 

personenbezogen 

18 

66 

77 

54 

128 

325 


Summe . . . 

100 

1 387 

257 

232 

534 

1 410 


0 Größe gemessen am industriellen Umsatz 

in der Abgrenzung über 50% Kapitalbeteiligung (Quelle: eigene Erhebungen 
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Beschlüsse der Hauptversammlung der Anteil am 
vertretenen und nicht am vorhandenen Grundkapital 
maßgebend ist, bewirkt die meist nicht vollzählige 
Präsenz in der Hauptversammlung, daß schon ein 
geringerer Besitz als 25 '^/o Beschlüsse verhindern 
kann. Nach den Erhebungen der Enquete betrug 
die Präsenz in den Hauptversammlungen bei den 
börsennotierten Publikumsgesellschaften durch- 
schnittlich zwischen 70 Vo und 80 Vo. Danach verfügt 
ein Aktionär mit 20 Vo der Aktien meist schon über 
eine Sperrminorität. Bei den Einzeluntersuchungen 
wurden z. T. erheblich niedrigere Präsenzen festge- 
stellt. In einem Fall erreichte ein Großaktionär bei 
einer Präsenz von 37,2 Vo mit einem offen vertrete- 
nen Kapitalanteil von 26,8 Vo eine Mehrheit von 
72,1 Vo des erschienenen Grundkapitals. Bei einer 
durchschnittlichen Präsenz von etwa 40 Vo bei einer 
Gesellschaft bestand eine Sperrminorität schon bei 
einem Besitz von rd. 10 Vo des Grundkapitals. 

Das Bestehen einer nennenswerten Beteiligung 
an einer Aktiengesellschaft wird deren Leitung 
zwar in der Regel bekannt sein, jedoch ist dies nicht 
immer der Fall. Die Untersuchung ergab, daß z. B. 
Banken in einigen Fällen einen Teil ihres Eigen- 
besitzes als Fremdbesitz in der Präsenzliste ausge- 
wiesen hatten- 

Es zeigte sich auch im übrigen, in welchem Um- 
fang — unter Verwendung der verschiedensten 
rechtlichen Gestaltungsmöglichkeiten — Beteiligun- 
gen verdeckt gehalten werden, so daß die Aktionäre 
einer Gesellschaft über die wahren Beteiligungsver- 
hdltnisse im unklaren bleiben. Die Einschaltung von 
Treuhändern erwies sich als der häufigste Weg, 
Beteiligungen geheimzuhalten. Eine andere Möglich- 
keit der Verschleierung ist die gestreute Beteiligung, 
die namentlich bei Personalkonzernen beobachtet 
wurde. Dabei wurde ein Teil der Anteilsrechte über 
eine Konzerngesellschaft gehalten; der Spitzen- 
betrag, um eine Schachtel- oder Mehrheitsbeteili- 
gung zu erreichen, lag dagegen bei dem Konzern- 
inhaber persönlich. Bei einem der untersuchten 
Konzerne wurde auch eine Tarngesellschaft ange- 
troffen, die lediglich zu dem Zweck gegründet wor- 
den war, eine Beteiligung in der Öffentlichkeit nicht 
bekanntwerden zu lassen; der Konzern hatte dar- 
über hinaus, um nicht als Gesellschafter in Erschei- 
nung zu treten, die Gründung über Treuhänder voll- 
zogen. Schließlich ist noch eine stille Beteiligung an 
einer Aktiengesellschaft zu erwähnen, die über 
einen Treuhänder gehalten wurde. 


9.1.2 Wechselseitige Beteiligungen 

Eine Sonderform des Anteilsbesitzes sind wechsel- 
seitige Beteiligungen, für welche der RE besondere 
Regelungen vorsieht, falls inländische Kapitalgesell- 
schaften beiderseits mit mehr als 25 Vo gegenseitig 
beteiligt sind. Die Untersuchung ergab bei Versiche- 
rungen insgesamt 46 wechselseitige Beteiligungen, 
von denen drei unter diese Bestimmungen fallen 
würden; die anderen scheiden aus, weil insbeson- 
dere die Höhe von beiderseits über 25 ^/o nicht 
erreicht wurde. In Industrie und Handel wurden 


8 Fälle festgestellt, von denen keiner durch den Ent- 
wurf betroffen wäre. Die Höhe der Kapitalbetei- 
ligung lag hier meist erheblich unter 25 Vo. Nur in 
einem Fall war das Verhältnis 25 Vo zu 30 und 
in einem anderen Falle 25 Vo zu 25 Vo. Nähme man 
eine Höhe von beiderseits 20 Vo als Grenze an, so 
hätten sich fünf Fälle ergeben (2 Industrie), die un- 
ter die gesetzliche Regelung fielen; bei einer Grenze 
von mehr als 10 Vo wären es neun Fälle (2 Indu- 
strie). 

Im Industriebercich handelte es sich in sechs 
Fällen um direkte gegenseitige Beteiligungen zwi- 
schen denselben Gesellschaften, während zwei indi- 
rekt waren, indem die Gegenbeteiligung bei einer 
anderen Gesellschaft desselben Konzerns bestand. 
Die 46 Fälle aus der Versicherungswirtschaft waren 
sämtlich direkte Beteiligungen. Für diesen Bereich 
ist typisch, daß die gegenseitigen Anteile meist zu- 
sammen mit ringförmigen Beteiligungen auftreten, 
so daß ihre Bedeutung im einzelnen Fall schwer zu 
erfassen ist. 

In der Industrie wurde nur in einem Fall eine 
gegenseitige Beteiligung zwischen herrschenden und 
abhängigen Gesellschaften gefunden; hier war das 
Beteiligungsverhältnis zwischen Mutter- und Toch- 
tergesellschaft rd. 100 Vo zu 0,66 Vo und zwischen 
der Tochtergesellschaft und einer Enkelgesellschaft 
3,1 zu 0,4 ^/o. In der Versicherungswirtschaft ist 
die Verflechtung untereinander so stark, daß sich 
im Einzclfall meist nicht sagen läßt, welches Unter- 
nehmen das andere beherrscht. 

Soweit sich Motive erkennen ließen, waren diese 
sehr unterschiedlich. Bei der Industrie bestand in 
keinem Fall der Eindruck, daß eine „Verselbständi- 
gung der Verwaltung“ mit Hilfe dieser wechsel- 
seitigen Beteiligungen angestrebt wurde. Man wollte 
sich zwar auch der Stimmen befreundeter Aktionäre 
versichern, dabei ging die Initiative aber nicht not- 
wendig von der Verwaltung aus, sondern auch von 
Aktionären, die ihren Einfluß stärken wollten. Mehr- 
fach bestanden gegenseitige Beteiligungen in Ver- 
bindung mit Verträgen über wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit, um das Zusammenwirken zu festigen. 

9.1.3 Gemeinschaftsbeteiligungen 

Eine weitere Sonderform der Beteiligungen sind 
Gemeinschaftsunternehmen, an denen mehrere Kon- 
zerne beteiligt sind. Ihre Zahl nahm zu, z. B. infolge 
kostspieliger Entwicklungsarbeiten auf neuen Ge- 
bieten, bei denen das finanzielle Risiko zwischen den 
Partnern aufgeteilt werden sollte, oder bei gemein- 
samer Durchführung von großen Auslandsprojekten. 
Nur vereinzelt waren die Beteiligungsquoten ver- 
schieden, so daß einer der Partner kapitalmäßig ein 
gewisses Übergewicht hatte. Hier fand in fast allen 
Fällen ein Ausgleich über eine Stimmrechtsverein- 
barung statt, wonach zumindest bei allen maßgeb- 
lichen Entscheidungen das Stimmrecht paritätisch 
ausgeübt werden sollte. In diesem Zusammenhang 


0 Hier lagen sämtliche weiteren Anteile an beiden Ge- 
sellschaften bei einer ausländischen gemeinsamen 
Muttergesellschaft. 
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ist ferner auf Gemeinschaftsgründungen mit auslän- 
dischen Unternehmen hinzuweisen, zwecks Förde- 
rung der gemeinschaftlichen Zusammenarbeit im 
Rahmen der europäischen Integration. Es wurden 
zwei Fälle dieser Art zwischen namhaften Konzer- 
nen des In- und Auslandes bekannt. Hier wurde 
jeweils vereinbart, daß sich jedes Unternehmen an 
einer Tochtergesellschaft des anderen mit 50 ^/o be- 
teiligt. 

9.1.4 Formen des Beteiligungserwerbs 

Hinsiciitlich der rechtlichen Mittel, mit denen die 
hohen Beteiligungen erworben wurden, ist insbeson- 
dere auf die Kapitalerhöhung durch Sacheinlagen 
hinzuweisen, welche im Untersuchungszeitraum von 
großer Bedeutung war; Beteiligungen an anderen 
Gesellschaften wurden als Sacheinlagen eingebracht 
gegen Gewährung von jungen Aktien der sich aus- 
dehnenden Gesellschaft. Dieses Verfahren wurde 
insbesondere bei der Wiederverflechtung in der 
Montan-Industrie durchgeführt; die Anteile an ande- 
ren Gesellschaften, welche die Aktionäre der ent- 
flochtenen Unternehmen erhalten hatten, konnten 
sie bei der Wiederverflechtung als Sacheinlagen 
verwenden. Bei den eingebrachten Aktien handelte 
es sich sowohl um große Pakete lals auch um den 


Umtausch von Streubesitz auf Grund eines öffent- 
lichen Umtauschangebotes, Die Form für die Durch- 
führung von Kapitalerhöhungen war häufig das 
genehmigte Kapital, bei welcher es dem Vorstand 
überlassen bleibt, die Kapitalerhöhung zu einem 
geeigneten Zeitpunkt vorzunehmen. Der Tausch von 
Aktienpaketen war aber auch ohne gleichzeitige 
Kapitalerhöhung im Untersuchungszeitraum ein 
öfter verwendetes Mittel, um die eigenen Beteili- 
gungen an bestimmten Unternehmen abzurunden. 

9.1.5 Beteiligungen an den börsennotierten Ak- 
tiengesellschaften 

Die Behandlung der Beteiligungen von Industrie- 
konzernen an anderen Unternehmen ist durch eine 
Darstellung zu ergänzen, welche Beteiligungen an 
diesen Industriekonzernen bestehen, insbesondere 
inwieweit hier eine Konzentration des Anteilsbe- 
sitzes besteht. Für die hundert größten Unterneh- 
mensverbindungen der Industrie ist eine genauere 
Aufschlüsselung nur bezüglich der 67 Aktiengesell- 
schaften möglich, die Konzernspitze sind. Die 
folgende Übersicht zeigt, welche größeren Beteili- 
gungsquoten an diesen Gesellschaften bestehen. 


q sowohl börsennotierte als auch nicht börsennotierte 


Beteiligungen an den 67 Konzernspitzen in der Rechtsform der Aktiengesellschaft unter den 
100 größten Unternehmens Verbindungen der Industrie 

— 1960 ~ 


Quotenstruktur 

Zahl 

der 

AG 

Banken 

Ver- 

siche- 

rungen 

Industrie 

sonstige 

Wirt- 

schaft 

private 

Dauer- 

besitzer 

Öffent- 

liche 

Hand 

Ausland 

100 Vo 

12 

— 

— 


_ 

— 

5 

7 

75,1 o/o bis 99,9 »/o 

3 

— 

— 


— 

— 


3 

75 Vo 

1 

— 


— 

— 

— 

— 

1 

50,1 Vo bis 74,9 Vo 

8 

— 

! 

— 

2 

3 

— 

3 

50 "/o 

1 

— 

— 

— 

1 




— 

25,1 Vo bis 49,9 Vo 

15 

4 

2 

2 

6 

— 

— 

1 

25 Vo 

unter 25 “/o 

27 

— 

— 


— 

— 




') Größe gemessen am industriellen Umsatz 

2) in der Abgrenzung über 50 Vo Kapitalbeteiligung 


Es fällt auf, daß eine lOOVoige Beteiligung an den 
Spitzen der größten Unternehmensverbindungen nur 
die öffentliche Hand sowie ausländische Eigentümer 
hatten. Das Ausland hatte auch bei den Mehrheits- 
beteiligungen den größten Anteil; bei den Schachtel- 


Quelle: eigene Erhebungen 


beteiligungen dagegen verschiebt sich das Bild. Bei 
15 Gesellschaften verteilten sich je 75 des Grund- 
kapitals auf eine große Zahl von Aktionären, bei 
27 Gesellschaften, lagen keine Einzelbeteiligungen 
von 25 % und mehr vor. 
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Im folgenden wird gezeigt, in welchem Umfang 
Einzelbeteiligungen von 25 und mehr an börsen- 
notierten Aktiengesellschaften bestanden. 


Einzelbeteiligungen über 25 ®/ü an börsennotierten 
Aktiengesellschaften 

— 1960 — 


Höhe der 
Beteiligung 

V. H. 

Zahl der 
Gesellschaften 

Grundkapital 

der 

Gesellschaften 
1000 DM 

75J—99,9 

109 

1 848 966 

50J—75,0 

202 ') 

4 030 621 

25,0—50,0 

2101) 

4 270 168 

Summe ... 

521 

1 10 149 755 

Zum Vergleich 
Gesamtzahl 

661 

17410 413 


An diesen 412 AG bestanden noch 125 weitere Einzelbe- 
teiligungen von 25 Vo und mehr, die bei dieser nicht 
kumulierten Darstellung unberücksichtigt blieben. 

Quelle : Eigene Erhebungen 


Aus der vorstehenden Übersicht ergibt sich, daß 
bei 140 von den insgesamt 661 börsennotierten Ak- 
tiengesellschaften keine Schachtel- oder Mehrheits- 
beteiligungen bestanden. Die 140 Gesellschaften ent- 
sprechen 21 ^/o der Gesamtzahl der börsennotierten 
Aktiengesellschaften, ihr Anteil an deren Grund- 
kapital beträgt dagegen 41,7 ^/o. Bei diesen Gesell- 
schaften handelt es sich danach um solche mit hohem 
Grundkapital, insbesondere um die großen Publi- 
kumsgesellschaften. Bei den letzteren übersteigt die 
Zahl der Aktionäre zum Teil 100 000. 

Eine gewisse Tendenz zu einer breiteren Streuung 
des Aktienbesitzes konnte bei Gesellschaften fest- 
gestellt werden, bei denen größere Pakete in der 
Hand von Einzelpersonen oder Familienmitgliedern 
liegen, da diese vielfach nicht über die Mittel ver- 
fügen, an notwendigen Kapitalerhöhungen teilzu- 
nehmen. Es wurde ferner in einigen Fällen ein Be- 
mühen der Verwaltung beobachtet, für eine breitere 
Streuung des Aktienbesitzes zu sorgen und insbe- 
sondere das Eindringen eines Hauptaktionärs zu 
verhindern. Wenn auch das Motiv für solche Be- 
mühungen in erster Linie in dem Streben der Ver- 
waltung nach Selbständigkeit liegt, so wirkt es doch 
andererseits einer Konzentration des Aktienbesitzes 
entgegen. 

9.2 Stimmenmäßige Einflußmöglichkeiten 

Der stimmenmäßige Einfluß auf ein anderes Unter- 
nehmen wird sich in der Regel mit dem Umfang der 
Kapitalbeteiligung decken, kann aber auch wesent- 
lich abweichen, insbesondere durch verschiedene 
Aktiengattungen sowie Stimmrechtsvereinbarungen. 


An Hand der Unterlagen für die börsennotierten 
Aktiengesellschaften wurden für 1960/61 Art und 
Umfang der Mehrstimmrechtsaktien näher unter- 
sucht. Hinsichtlich der Art des Mehrstimmrechts 
werden im folgenden sowohl das allgemeine Mehr- 
stimmrecht behandelt, das für alle Beschlüsse der 
Flauptversammlung gilt, als auch das qualifizierte, 
welches einzelne Beschlüsse betrifft, wie bei- 
spielsweise die Wahl des Aufsichtsrats, Satzungs- 
änderungen und Kapitalerhöhungen. Von den 661 
börsennotierten Gesellschaften hatten insgesamt 
82 Mehrstimmrechtsaktien, und zwar 68 Gesellschaf- 
ten allgemeine Mehrstimmrechtsaktien und 39 quali- 
fizierte ’). 

Die maßgeblichen Anteilseigener dieser Aktien- 
gesellschaften wurden näher untersucht. Bei den 68 
Gesellschaften mit allgemeinen Mehrstimmrechten 
ergab sich folgende Aufteilung: 

bei 21 Gesellschaften Familien 

bei 1 1 Gesellschaften Banken 

bei 6 Gesellschaften Versicherungen 

bei 4 Gesellschaften öffentliche Hand“) 

bei 26 Gesellschaften sonstige Anteilseigener. 

Die 39 Gesellschaften mit qualifizierten Mehr- 
stimmrechtsaktien hatten folgende maßgebliche An- 
teilseigner: 

bei 10 Gesellschaften Familien 

bei 14 Gesellschaften Banken 

bei 3 Gesellschaften Versicherungen 

bei 12 Gesellschaften sonstige Anteilseigner. 

Mehrstimmrechtsaktien zugunsten von Familien 
fanden sich vornehmlich bei Gesellschaften mit 
einem Grundkapital zwischen 1 bis 5 Millionen DM; 
die öffentliche Hand dagegen war erst bei Gesell- 
schaften mit einem Grundkapital von über 10 Mil- 
lionen DM beteiligt, in 3 Fällen betrug hier das 
Nominalkapital über 100 Millionen DM. 

Gesellschaften mit Mehrstimmrechtsaktien gehör- 
ten vor allem zur Nahrungs- und Genußmittel- 
industrie, insbesondere Brauindustrie; es folgten 
Chemie, Porzellan- und Glashcrstellung sowie die 
Energieversorgung. 

Abgesehen von den Versorgungsunternehmen lag 
das Stimmengewicht bei den allgemeinen Mehr- 
stimmrechtsaktien vorwiegend unter 10 ®/o, und zwar 
in 27 Fällen. Es wurde meist mit einer Kapital- 
beteiligung von unter 1 Vo erreicht. Nur bei einer 
börsennotierten AG aus dem Versicherungsbereich 
verliehen die Mehrstimmrechtsaktien die stimmen- 


’) Die Differenz von 25 beruht darauf, daß bei diesen 
Gesellschaften Mehrstimmiechtsaktien mit allgemei- 
nem und qualifiziertem MehrsUmmrccht bestanden. 

“) Mehrstimmrechtsaktien im Besitz der öffentlichen 
Hand bestehen vielfach auch bei nichtbörsennortierten 
Gesellschaften. Im übrigen gehören auch zu der 
Gruppe der „sonstigen Anteilseigner" in der obigen 
Aufzählung eine Reihe von Gesellschaften, bei denen 
die öffentliche Hand beteiligt ist. 
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mäßige Mehrheit; hier entsprach einer Kapitalbe- ; 
teiliqunq von 12,5 Vo eine Stimmenmehrheit von | 
58,8 Vo. 

Bei den Energieversorgungsunternehmen wirkte 
sich das Stimmrecht erheblich stärker aus; in 
einem Falle wurde bei einem Anteil von 2,83 ^/o 
des Grundkapitals bei 20fachem Stimmrecht ein 
Stimmengewicht von 46,89 ^/o erreicht, da rd. ein 
Drittel des Grundkapitals aus stimmrechtslosen Vor- 
zugsaktien bestand. Bei einer anderen Gesellschaft 
verschaffte ein Kapitalanteil von 2,97 Vo den Mehr- 
stimmrechtsaktien bei 35fachcm Stimmrecht ein 
Stimmengewicht von 51,7 ^/n; schließlich verlieh in 
einem extrem liegenden Fall ein Kapitalanteil von 
0,03 den Mehrstimmrechtsaktien bei 3200fachem 
Stimmrecht einen Stimmenanteil von 49,0 Vo. 

Die vorstehenden Angaben über die Mehrstimm- 
rechtsaktien zeigen, daß diese Aktiengattung vor- 
nehmlich bei Familiengesellschaften und Unterneh- 
men der öffentlichen Hand eine Bedeutung hat. Bei 
Familiengesellschaften dienen sie dazu, den Einfluß 
der Familie zu erhalten, insbesondere bei notwen- 
digen Kapitalerhöhungen, an denen sich die Familie 
aus finanziellen Gründen oft nicht beteiligen kann. 
Eine völlige Abschaffung der Mehrstimmrechtsaktien 
würde nach den vorliegenden Zahlen also nicht nur 
die öffentliche Hand, sondern auch Eigentümer klei- 
ner und mittlerer Unternehmen treffen. 

Stimmrechtslose Vorzugsaktien sind zwar in glei- 
cher Weise als Instrument anzusehen, unterschied- 
liche Stimmrechtsverhältnisse zu schaffen. Als hin- 
derlich erweisen sich jedoch vielfach die niedrigeren 
Börsenkurse, die auf ein geringeres Interesse an die- 
ser Aktiengattung schließen lassen. 

Die Auswertung der Unterlagen ergab, daß 1960/61 
bei 19 börsennotierten Gesellschaften Aktien dieser 
Art vorhanden waren. 6 davon hatten ein Grund- 
kapital zwischen 10 und 50 Millionen DM und 
5 ein Kapital von mehr als 50 Millionen DM. Der 
Anteil der stimmrechtslosen Vorzugsaktien am 
Grundkapital der einzelnen Gesellschaften betrug in 
3 Fällen unter 10 Vo, in 6 Fällen zwischen 10 Vo und 
25 Vo und bei 10 Gesellschaften zwischen 25 Vo und 
33,3 %. Bei 3 der 19 Gesellschaften bestanden außer- 
dem auch Mehrstimmrechtsaktien. 

Als letzte Gruppe verschiedener Aktien sind 
solche mit Stimmrechtsbeschränkungen zu nennen, 
die bei insgesamt 4 Gesellschaften vorhanden sind. 
Die wichtigste Gesellschaft ist die Volkswagenwerk 
AG, für welche das Gesetz Beschränkungen für 
private Anteilseigner vorsieht, die für Anteile der 
öffentlichen Hand nicht gelten. Das Stimmrecht des 
einzelnen Aktionärs ist danach auf 0,01 Vo des 
Grundkapitals beschränkt, was zur Zeit einer Kapi- 
talbeteiligung von 60 000 DM = 600 Stimmen ent- 
spricht. Banken dürfen das Stimmrecht höchstens 
für 2 Vo des Grundkapitals ausüben, d. h. zur Zeit 
für 12 Millionen DM = 120 000 Stimmen. Bei einer 
Präsenz von 63,9 Vo auf der Hauptversammlung 1961 
verlieh diese Regelung der vollzählig vertretenen 
öffentlichen Hand einen Stimmenanteil von 62,6 Vo. 
Bei einer der anderen Gesellschaften ist bei einem 
Grundkapital von 105 Millionen DM das Stimmrecht 


für jeden Aktionär auf 3 Millionen DM Aktien be- 
grenzt. 

Bei Gesellschaften mit beschränkter Haftung ent- 
hielten die Satzungen verschiedentlich Stimmrechts- 
regelungen mit Rücksicht darauf, daß es hier bei 
einer Kapitalerhöhung kein gesetzliches Bezugs- 
recht gibt. Die Gesellschafter suchten daher durch 
Stimmrechtsvereinbarungen ihren Einfluß zu erhal- 
ten, falls weitere Gesellschafter aufgenommen wür- 
den. 

Bei Personengesellschaften kann das Stimmrecht 
der Gesellschafter erheblich voneinander abweichen. 
So wurde bei der Beteiligung eines bedeutenden 
Unternehmens an einer KG nur ein Stimmrecht von 
50 eingeräumt, obwohl der Kommanditanteil über 
75 ‘^/ü des Gesellschaftskapitals betrug. 

Bei den Konzernuntersuchungen wurden auch 
Verträge zwischen Hauptaktionäron einer Gesell- 
schaft ausgewertet, welche Abreden über die Aus- 
übung des Stimmrechts enthielten und damit einen 
verstärkten Einfluß auf die Gesellschaft ermög- 
lichten. Es kommt dabei nicht auf die Bezeichnung 
des Vertrages an, die z. B. Konsortialvertrag, Pool- 
vertrag oder Tnteressenvertrag lauten kann. Diese 
Verträge sehen meist eine einheitliche Ausübung 
des Stimmrechts vor. Falls eine Einigung im Einzel- 
fall nicht erreicht werden kann, sind die Folgen ver- 
schieden: während es einmal hieß, daß die Partner 
dann ihr Stimmrecht überhaupt nicht ausüben dürf- 
ten, wurde ein andermal bestimmt, daß jeder nach 
seinem Ermessen abstimmen könne. Weiterhin wur- 
den Verträge vorgelegt, in welchen die Partner sich 
verpflichteten, nach den Anträgen der Verwaltung 
zu stimmen. Bei Treuhandverträgen wurde üblicher- 
weise vereinbart, daß der Treuhänder entsprechend 
den Weisungen des Treugebers zu stimmen habe. 

Die Ausübung des Stimmrechts für andere wurde 
in dem Kapitel über Banken bei dem Depotstimm- 
recht näher behandelt. An dieser Stelle ist zu ergän- 
zen, daß verschiedentlich die Verwaltung einer Ge- 
sellschaft ermächtigt wurde, für Aktien der Gesell- 
schaft das Stimmrecht auszuüben. In einem Falle 
hatte bei einer großen Publikumsgesellschaft der 
einzige Paketaktionär eine solche Ermächtigung 
einige Jahre lang erteilt. Stimmrechtsermächtigun- 
gen an die Verwaltungen wurden auch von Banken 
erteilt: bei den börsennotierten Aktiengesellschaften 
geschah dies in 52 Fällen aus Eigenbesitz der Ban- 
ken, in 124 Fällen aus Kundenbesitz und bei 45 Ge- 
sellschaften aus sonstigem Drittbesitz der Banken. 
Die Nennbeträge dieser Aktien betrugen insgesamt 
86,8 Millionen DM, gegenüber der Summe des 
Grund-Kapitals aller börsennotierten Gesellschaften 
von 17,4 Mrd. DM. Die so vertretenen Stimmen be- 
trugen meist weniger als 1 ®/o des Grundkapitals der 
betreffenden Gesellschaft. 


9.3 Behandlung von Minderheiten 

Die Konzentration von Kapital- und Verfügungs- 
macht in den Händen beherrschender Gesellschaften 
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oder anderer Besitzer von Mehrheitsbeteiligungen 
führt immer wieder zu Klagen der Minderheiten, 
die sich benachteiligt fühlen. Im Vordergrund steht 
dabei meist die Höhe der Gewinnausschüttung. Ver- 
schiedentlich wurde der Vorwurf erhoben, daß eine 
Gesellschaft jahrelang keine oder nur eine geringe 
Dividende gezahlt habe, während nach dem Aus- 
scheiden der Minderheiten ungewöhnlich hohe Ge- 
winne ausgeschüttet worden seien. Ein Fall dieser 
Art, der als typisches Beispiel galt, wurde tiefer- 
gehend untersucht. Das Unternehmen hatte zwar 
Gewinne erzielt, jedoch nur einen Teil davon aus- 
geschüttet, Bei der Untersuchung zeigte es sich, daß 
der nicht ausgeschüttete Gewinn für Investitionen 
verwendet worden war, die infolge veralteter oder 
kriegszerstörter Anlagen für die Erhaltung des 
Unternehmens lebenswichtig waren. Außer der Ver- 
wendung eines Teils der jährlichen Gewinne für 
den Neuaufbau war dieser von dem Großaktionär 
durch hohe Kredite zu günstigen Bedingungen ge- 
fördert worden. Der Großaktionär hatte weiterhin 
große Summen für Kapitalerhöhungen aufgebracht, 
an denen sich die Minderheitsaktionäre nur in gerin- 
gem Umfang beteiligten. An den späteren hohen 
Gewinnen hätten sie teilnehmen können, wenn sie 
nicht während der Jahre des Aufbaus wegen der 
geringen Dividende und des niedrigen Börsenkurses 
ihre Aktien aus der Hand gegeben hätten. Ein Han- 
deln zum Nachteil der Minderheiten konnte nicht 
festgestellt werden. 

Näher geprüft wurde am Beispiel der Konzerne 
die Frage, inwieweit Sondervorteile an Großaktio- 
näre gewährt und Minderheiten, gegebenenfalls 
auch Gläubiger, dadurch benachteiligt wurden. Da- 
bei zeigte sich, daß es selbst für sachverständige 
Prüfer außerordentlich schwierig ist, mögliche Be- 
nachteiligungen von Minderheiten aufzufinden und 
den Tatbestand soweit zu klären, daß eine Schädi- 
gung als erwiesen angesehen werden kann. 

Nähere Feststellungen waren z. B. in einem Fall 
nicht möglich, in dem eine Aktiengesellschaft eine 
wertvolle Beteiligung erheblich unter dem Buchwert 
an eine Schweizer Holding verkauft hatte. Es be- 
standen Anhaltspunkte dafür, daß hinter der Aus- 
lands-Holding der deutsche Inhaber des Konzerns 
stand, welcher die Mehrheit der Anteile an der 
Aktiengesellschaft über mehrere Untergesellschaf- 
ten hielt und Vorsitzer ihres Aufsichtsrats war. 
Eine Aufklärung war jedoch nicht zu gewinnen, da 
der Auslandstatbestand der Untersuchung nicht 
unterlag und der Konzern nicht bereit war, frei- 
willig Auskunft zu geben. Es konnte somit nicht 
geprüft werden, ob die vorhandene starke Minder- 
heit benachteiligt wurde. 

Auch in einem anderen Fall wurden Minderheiten 
möglicherweise dadurch benachteiligt, daß zugun- 
sten eines Konzerninhabers, der über eine Zwi- 
schen-Holding (GmbH) die Kapitalmehrheit an einer 
AG besaß, von diesen Maßnahmen getroffen bzw, 
unterlassen wurden. Auch hier wurden Vermögens- 
werte der Aktiengesellschaft auf eine Auslands- 
Holding übertragen; diese befand sich zu 100 Vo im 
Besitz der deutschen Aktiengesellschaft. Nach der 
Transaktion fand eine Kapitalerhöhung bei der Aus- 


lands-Holding statt, an der sich jedoch in erster 
Linie der Konzerninhaber persönlich beteiligte, so 
daß der Anteil der Aktiengesellschaft an der Aus- 
lands-FIolding auf unter 50 ®/o sank. Ob hierin auf 
die Dauer eine Schädigung der Minderheitsak- 
tionäre liegt, konnte nach den näheren Umständen 
des Falles nicht abschließend beurteilt werden. 

Weitere Beispiele für Benachteiligungen der 
eigenen Gesellschaft und der freien Aktionäre zu- 
gunsten eines Konzerninhabers waren der Verkauf 
von Grundstücken an den Großaktionär zu außer- 
gewöhnlich niedrigen Preisen, die Veräußerung 
einer Beteiligung der Gesellschaft an eine Holding 
des Hauptaktionärs ohne Berechnung eines Paket- 
zuschlags sowie eine unangemessen hohe Entschä- 
digung für die Überlassung einer Erfindung des 
Konzerninhabers. 

Die Benachteiligung von Minderheitsaktionären 
oder von Gläubigern ist noch schwerer festzustel- 
len, wenn es sich um ein abhängiges Unternehmen 
handelt und eine Benachteiligung auf dem Wege 
der Begünstigung der herrschenden Gesellschaft er- 
reicht wird. Im folgenden werden einige Fälle ge- 
schildert, die Anlaß für eine solche Begünstigung 
sein können. 

Als ein Beispiel seien die sogenannten Gestions- 
gebühren genannt, die bei einigen Konzernen von 
den Tochtergesellschaften an die Obergesellschaft 
gezahlt werden und deren Angemessenheit in ein- 
zelnen Fällen verschieden beurteilt werden kann. 
Sie sollen das Entgelt für Hilfeleistungen in Ver- 
waltungsangelegenheiten bilden, z. B. bei der Be- 
arbeitung von Rechts- und Steuerangelegenheiten 
für die Untergesellschaften; auch für die Unterstüt- 
zung in technischen Fragen werden sie berechnet. 
Diese Gebühren können im Vergleich mit dem Rein- 
gewinn eine beachtliche Höhe haben. Ihre Ange- 
messenheit könnte in einem Fall bezweifelt wer- 
den, in dem die deutsche Tochter eines ausländischen 
Unternehmens, an der eine erhebliche Minderheit 
bestand, Verwaltungsgebühren abführte, obwohl 
Rechts- und Steuerangelegenheiten in Deutschland 
bearbeitet werden mußten. Die Angemessenheit die- 
ser Beträge erschien auch dann fraglich, wenn keine 
spezifizierten Angaben für die Berechnung vorgelegt 
wurden. Weitere Beispiele für Sondervorteile zu- 
gunsten eines anderen Konzernunternehmens waren 
auch ungewöhnlich günstige Zinsen für Darlehen, 
Miete oder Pacht. 

In diesen Zusammenhang gehören ferner die Ver- 
rechnungspreise zwischen Konzernunternehmen. 
Für die Beurteilung ihrer Angemessenheit bestehen 
in der Praxis besondere Beweisschwierigkeiten. Im 
Rahmen der Enquete konnte deshalb hierüber nichts 
Näheres festgestellt werden. Einer Prüfung entzog 
sich auch die Frage, ob abhängige Unternehmen auf 
günstige Geschäfte verzichten mußten oder zu nach- 
teiligen Maßnahmen im Interesse des Konzerns ver- 
anlaßt wurden. Solche Tatbestände hätten bei dieser 
Enquete nur zufällig entdeckt werden können. Eine 
systematische Untersuchung dieser Fragen hätte 
eine generelle Durchsicht der Akten vorausgesetzt 
und war daher von der Sache und von der Rechts- 
grundlage her ausgeschlossen. 
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Die Untersuchung ergab im ganzen den Eindruck, 
daß innerhalb der Konzerne keine generelle Ten- 
denz besteht, Minderheitsaktionäre oder Gläubiger 
von Tochtergesellschaften zugunsten der Oberge- 
sellschaft zu benachteiligen, wenn auch die be- 
schränkte Zahl der untersuchten Unternehmen keine 
abschließende Aussage hierüber gestattet. 

In diesem Zusammenhang ist auf den in § 301 RE 
vorgesehenen Abhängigkeitsbericht hinzuweisen. Er 
betrifft Maßnahmen, die zum Nachteil einer ab- 
hängigen Gesellschaft auf Veranlassung oder im 
Interesse des herrschenden Unternehmens oder 
einer anderen Konzerngesellschaft erfolgen, schließt 
jedoch nicht den Fall ein, daß Sondervorteile zu- 
gunsten der Person eines Großaktionärs gewährt 
werden. Die Untersuchung ergab, daß diese beiden 
Tatbestände nicht immer klar zu scheiden sind, ins- 
besondere bei Einschaltung einer Holding-Gesell- 
schaft, die zu 100 Vo dem Konzerninhaber gehört. 
Bei den oben genannten Fällen von Sondervor- 
teilen, die bei der Enquete festgestellt werden 
konnten, war der eigentlich Begünstigte meist die 
Person des Großaktionärs. 

Der Abhängigkeitsbericht soll nach § 302 RE von 
dem Abschlußprüfer der abhängigen Gesellschaft 
überprüft werden. Welche Schwierigkeiten die Fest- 
stellung bereiten kann, ob eine abhängige Gesell- 
schaft und die an ihr beteiligten Minderheiten durch 
einzelne Maßnahmen benachteiligt wurden, haben 
die Prüfungen durch Sachverständige im Rahmen 
der Enquete gezeigt, worauf oben schon hingewie- 
sen wurde. 

Im Zusammenhang mit § 302 RE wurde festge- 
stellt, inwieweit bei den untersuchten Konzernen 
die Prüfer der einzelnen Gesellschaften, insbeson- 
dere von Mutter- und Tochtergesellschaften, iden- 
tisch sind. Das Ergebnis war verschieden; während 
bei einigen Konzernen der ganze Bereich einheit- 
lich geprüft wird, sind bei der Mehrzahl verschie- 
dene Prüfer tätig, was z. T. historisch bedingt sein 
mag. In einem Fall war eine Wirtschaftsprüfungs- 
GmbH für eine abhängige Aktiengesellschaft eines 
Konzerns tätig; diese Prüfungsgesellschaft gehörte 
dem Vorstands-Vorsitzer der Aktiengesellschaft, der 
auch bei anderen Gesellschaften innerhalb des Kon- 
zerns dem Vorstand oder Aufsichtsrat angehörte. 
Zwischen dem Prüfer einer Gesellschaft und dem 
herrschenden Unternehmen besteht in der Regel 
kein näherer Zusammenhang. Dennoch kann die 
Gefahr eines Interessenkonfliktes nicht übersehen 
werden, da bei der jährlichen Neuwahl des Prüfers 
die Stimme der Obergesellschaft den Ausschlag gibt. 

Wegen der weiteren Prüfung des Abhängigkeits- 
berichts durch den Aufsichtsrat der abhängigen Ge- 
sellschaft ist auf die starke personelle Verflechtung 
zwischen den Konzernunternehmen hinzuweisen, 
die sich bei der Untersuchung ergab, so daß auch 
diesbezüglich ein Interessenkonflikt entstehen kann. 

Das Interesse der Minderheiten ist insbesondere 
bei Organschaftsverträgen zu berücksichtigen, in 
denen die Abführung des Jahresergebnisses an die 
Obergesellschaft vereinbart wird. Bei den vorge- 
legten Vorträgen dieser Art wurde den freien Min- 


derheiten jeweils eine Dividendengarantie 
gegeben. Solche Garantien bestanden auch bei Ver- 
trägen über eine Betriebsüberlassung oder Betriebs- 
pacht. Die Höhe der Dividende war fast ausnahms- 
los an der Dividende der Obergesellschaft orien- 
tiert; sie war entweder gleich hoch wie diese, be- 
trug in einigen Fällen das Doppelte, in anderen 
Fällen einen bestimmten Prozentsatz der Dividende 
der Obergesellschaft. Meist war eine Mindesthöhe 
zugesichert. Außergewöhnlich war der Fall einer 
Untergesellschaft, bei welcher nur ein einziger 
Minderheitsaktionär vorhanden war, dessen An- 
teilsbesitz aber verhältnismäßig hoch war; hier 
richtete sich die Höhe der garantierten Dividende 
nach der Durchschnittsdividende von drei großen 
Publikumsgesellschaften. Ob die Höhe der Dividen- 
de in den einzelnen Fällen einen angemessenen 
Ausgleich bildete, konnte im Rahmen der Enquete 
nicht geprüft werden. Wegen der Schwierigkeit 
dieser Frage wird vielfach von den Gesellschaften 
ein Gutachten von Wirtschaftsprüfern eingeholt. Es 
wurde festgestellt, daß in einer Reihe von Fällen 
die Angemessenheit der Dividendengarantie von 
dem Wirtschaftsprüfer der Untergesellschaft bestä- 
tigt worden war. 


9.4 Fusionen 


Unter dem Begriff der Fusion werden im folgen- 
den die Tatbestände der Verschmelzung im Sinne 
von § 233 AktG und der Umwandlung auf den 
Allein- oder Hauptgesellschafter im Sinne von § 15 
UmwG (Umwandlungsgesetz) zusammengefaßt. 

Aus den Unterlagen über die 500 größten rechtlich 
selbstständigen Industrieunternehmen wurden 155 
Umwandlungsfälle daraufhin geklärt, wie hoch die 
Kapitalbeteiligung der aufnehmenden Gesellschaf- 
ten zum Zeitpunkt der Fusion war. Dabei zeigte 
sich, daß diese Quoten in der Regel außerordentlich 
hoch waren. Es ergaben sich folgende Gruppen: 


Zahl der Fälle 
113 
28 
8 
6 


Höhe der Beteiligungen 
100 Vo 

95 o/o bis 99,9 o/o 
90 o/o bis 94,9 0/0 
80 0/0 bis 89,9 0/0 


Von den lOOO/oigen Beteiligungen bestand bei 95 
Gesellschaften der Anteilsbesitz in dieser Höhe 
schon Jahre vor der Umwandlung, meist schon im 
Jahre 1954. 

Ein ähnliches Bild ergab sich bei den tiefergehen- 
den Konzernuntersuchungen; auch hier erreichten 
viele Beteiligungen vor der Umwandlung 100 0 / 0 , 
und in den Fällen, in denen Minderheiten bestan- 
den, betrug der Anteil des Hauptgesellschafters 
meist über 95 0 / 0 . 

Zu den 155 Umwandlungen kamen 8 Verschmel- 
zungen hinzu. Hier bestand meist eine Kapitalver- 
bindung zwischen den betreffenden Gesellschaften 
über einen gemeinsamen Großaktionär; die Höhe 
der Beteiligungen lag dabei in der Regel zwischen 
50 0/0 und 75 0 / 0 . 


68 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache lV/2320 


In 141 von 155 Fällen betrug die Kapitalbeteili- 
gung bei den Umwandlungen 100 Vo oder zwischen 
95 und 99,9 ^/o. Die eigentliche Konzentration — 
der Erwerb der hohen Beteiligungen — lag hier meist 
lange vor der Fusion. Es kann daher gesagt werden, 
daß durch die Fusion keine wesentliche materielle 
Änderung eingetreten ist, sondern daß sie in erster 
Linie den organisatorischen, formellen Abschluß der 
Entwicklung darstellte. Damit haben die Umwand- 
lungsfälle im Zeitpunkt der Fusion auch nicht die 
marktmäßige Auswirkung, die ihnen häufig beige- 
messen wird. 

Bei den Verschmelzungen nach dem A^ktiengesetz 
waren die Beteiligungen meist weniger hoch. Die 
Durchführung der Verschmelzung erfordert auch 
keine bestimmte Beteiligung, sondern nur einen Be- 
schluß der Hauptversammlungen der beteiligten Ge- 
sellschaften mit einer Mehrheit von mindestens drei 
Viertel des vertretenen Grundkapitals. 

Eine Besonderheit stellten die Auffanggesell- 
schaften dar, die im Zusammenhang mit Umwand- 
lungen gegründet wurden, im Einzelfall aber sehr 
verschiedene Zwecke verfolgten. In zwei Fällen lag 
die Beteiligung des Hauptaktionärs an einer Ge- 
sellschaft unter 75 ®/o, so daß er allein eine Um- 
wandlung nicht durchführen konnte. Hier wurde je- 
weils zusammen mit einem anderen Aktionär eine 
Auffanggesellschaft errichtet, auf welche die Aktien 
beider Gründer übertragen wurden, so daß die 
Grenze von 75 ^/o überschritten wurde. Diese beiden 
Fälle haben in der Öffentlichkeit Aufsehen erregt, 
sind aber als Ausnahmen anzusehen. In der obigen 
Aufstellung sind sie in der untersten Gruppe mit- 
enthalten; die Gesamtaufstellung zeigt, wie klein 
die Gesamtzahl dieser Gruppe im Verhältnis zu der 
der anderen Gruppen war. 

Andere Auffanggesellschaften dienten dazu, die 
Firma der umgewandelten Gesellschaft zu erhalten, 
indem die Umwandlung auf die Auffanggesellschaft 
erfolgte und diese die Firma fortführte. Zur Erhal- 
tung des Firmennamens wurde auch in einigen Fäl- 
len von der übernehmenden Gesellschaft eine Be- 
triebsführungsgesellschaft ausgegründet, welche 
unter der Firma der umgewandelten Gesellschaft 
tätig wurde. 

Anders als bei der Verschmelzung nach dem 
Aktiengesetz, wo die Aktionäre der aufgenomme- 
nen Gesellschaft Aktien der übernehmenden erhal- 
ten, werden nach dem Umwandlungsgesetz die 
freien Minderheiten aus der Gesellschaft ausge- 
schlossen und haben nur einen Anspruch auf Bar- 
abfindung. Diese durch das Umwandlungsgesetz ge- 
gebene Möglichkeit, Minderheiten auszuschließen, 
war in einer Reihe untersuchter Fälle ein maßgeb- 
liches Motiv für die Umwandlung. In einem grund- 
legenden Urteil hat das Bundesverfassungsgericht 
es für rechtlich zulässig erklärt, daß der Gesetz- 
geber hier aus Gründen des Gemeinwohls das 
unternehmerische Interesse der Konzernleitung über 
das Anlageinteresse der Kleinaktionäre gestellt 
habe. 

Die Angemessenheit der Barabfindung der aus- 
scheidenden Minderheiten ist meist schwer zu be- 
urteilen. Bei börsennotierten Aktiengesellschaften 


wurde der Durchschnittskurs der Aktien in den 
letzten Jahren für die Berechnung mitberücksichtigt. 
Für 29 Umwandlungen von Aktiengesellschaften 
aus dem Jahre 1959 wurden nähere Einzelheiten 
wegen der Errechnung der Abfindungen festgestellt. 
In 15 Fällen wurden Gutachten von Wirtschafts- 
prüfern eingeholt, in 13 Fällen ein Spruchstellen- 
verfahren eingeleitet. Sofern mehrere Gutachten im 
Einzelfall eingeholt wurden, wichen die errechneten 
Abfindungswerte voneinander ab. Hieraus werden 
die großen Schwierigkeiten der betriebswirtschaft- 
lich richtigen Unternehmensbewertung ersichtlich. 
Die Abfindung lag nie unter den erechneten Wer- 
ten der Gutachter, in 11 Fällen erheblich darüber. 
In drei Fällen wurde ein Umtausch in Aktien der 
übernehmenden Gesellschaft oder ihrer Mutterge- 
sellschaft angeboten. 

9.5 Rechtsformen und Publizität 

Im Rahmen der Unternehmenskonzentration wer- 
den die Rechtsformen der Unternehmen heute 
weniger im Hinblick auf die verschiedenen Haf- 
tungsgrundsätze erörtert als unter dem Gesichts- 
punkt der Publizität. Zu dieser Betrachtung trug bei, 
daß die großen Konkurs- und Vergleichsverfahren 
der letzten Jahre Unternehmensverbindungen be- 
trafen, deren Spitze nicht publizitätspflichtig war 
und bei denen auch eine persönliche Haftung sich 
gegenüber dem Ausmaß der Verbindlichkeiten als 
bedeutungslos erweisen mußte. 

Die Untersuchung der tausend größten rechtlich 
selbständigen Industrieunternehmen ergab, daß der 
Anteil der Aktiengesellschaften und KGaA als den 
z. Z. einzigen publizitätspflichtigen Rechtsformen 
verhältnismäßig gering ist. Von den tausend Größten 
waren 1960 nur 435 Aktiengesellschaften und 
5 KGaA. Im einzelnen entstand folgendes Bild: 


Rechtsformen der 1000 größten^) 
Industrieunternehmen 
— 1960 — 


Rechtsformen 

Zahl 

1 bis 100 
größte 

ier Unternc 

101 bis 
1000 
größte 

jhmen 

ins- 

gesamt 

AG 

79 

356 

435 

KGaA 

— 

5 

5 

GmbH 

13 

286 

299 

KG 

3 

140 

143 

GmbH & Co KG 

— 

16 

16 

OHG 

1 

35 

36 

Einzelunterneh- 
men 

1 

37 

38 

Sonstige 

3 , 

25 

28 


h Größe gemessen am industriellen Umsatz 

Quelle: eigene Erhebungen 
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Es fällt auf, daß der Anteil der Aktiengesellschaf- 
ten an der Gesamtzahl der tausend Größten weniger 
als 50 Vo betrug, während ihr Anteil an den 
hundert Größten über 75 ®/a ausmachte. Insgesamt 
waren danach 435 Aktiengesellschaften und 5 KGaA 
zur Bekanntmachung ihres Jahresabschlusses nach 
dem Aktiengesetzt verpflichtet. Die Aktien von 206 
Aktiengesellschaften sowie einer Kommanditgesell- 
schaft auf Aktien wurden an der Börse notiert, so 
daß diese Gesellschaften bei Inanspruchnahme des 
Kapitalmarktes den erweiterten Publizitätsvor- 
schriften der Börsen unterlagen. Eine geringere 
Auswirkung der Publizitätsvorschriften ist dagegen 
für 55 weitere Aktiengesellschaften anzunehmen, da 
sie sich zu 100 Vo im Eigentum einer anderen Ge- 
sellschaft befanden. Hier entfällt praktisch die Vor- 
lage des Geschäftsberichts in der Hauptversamm- 
lung, und es verbleibt nur die Pflicht zur Einrei- 
chung des Berichts zum Handelsregister, sofern nicht 
freiwillig eine weitere Unterrichtung der Öffent- 
lichkeit erfolgt. 

Hinsichtlich der Bilanzierung zeigte die Unter- 
suchung, daß z. B. der Umfang der Beteiligungen 
aus den Bilanzen nicht immer klar ersichtlich ist. 
So kam es selbst bei einer Aktiengesellschaft vor, 
daß Beteiligungen an anderen Aktiengesellschaften 
von über 25 ®/o unter den Wertpapieren des Umlauf- 
vermögens ausgewiesen wurden, obwohl es sich um 
langfristige Vermögensanlagen handelte. Treuhand- 
ansprüche sowie Anteile an dem Vermögen eines 
treuhänderischen Gemeinschaftsorgans werden von 
den Unternehmen als Forderungen ausgewiesen. 

Solange die Publizitätsvorschriften für die einzel- 
nen Rechtsformen unterschiedlich sind, ist es auch 
infolge der Mischung von Rechtsformen in einem 
Konzern möglich, Beteiligungen bei Gesellschaften 
zu halten, die keiner Publizitätspflicht unterliegen. 
Es kann weiterhin so eingerichtet werden, daß der 
Gewinn gerade bei diesen Gesellschaften anfällt. 
Schließlich ermöglichen es verschiedene Bilanzstich- 
tage für Unternehmen eines Konzerns, Vermögens- 


werte zu anderen Konzerngesellschaften zu ver- 
legen, so daß sich das Bilanzbild verändert. Der- 
artige Tatbestände konnten im Rahmen der Enquete 
aus untersuchungstechnischen Gründen zwar nicht 
erfaßt werden, allerdings zeigte sich ein Fall im 
Laufe der Untersuchung. 

Der RE für ein neues Aktiengesetz enthält in den 
§§ 317 ff. sowie in § 25 des Einführungsgesetzes 
Vorschriften über die Aufstellung von Konzernab- 
schlüssen und -geschäftsberichten, durch die die 
oben dargelegten Möglichkeiten ausgeschaltet wer- 
den. Die Voraussetzungen für die Anwendbarkeit 
dieser Bestimmungen sind detailliert und hier nicht 
näher zu beschreiben. Erwähnt sei jedoch, daß nach 
den neuen Bestimmungen auch Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung eine konsolidierte Bilanz auf- 
stellen müssen, sofern eine Aktiengesellschaft von 
ihnen abhängt. Um einen Überblick über die Reich- 
weite der neuen Bestimmungen zu gewinnen, wurde 
bei den größten 100 Unternehmensverbindungen 
der Industrie verglichen, welcher Prozentsatz ihres 
Umsatzes (nach ihrer Umsatzsteuererklärung) nach 
dem bisherigen und nach dem neuen Recht von der 
Publizitätspflicht erfaßt wird. 

Für Personal konzerne und Familienunter- 
nehmen, die in Fragen der Publizität besonders 
zurückhaltend sind, bietet die Aktiengesellschaft 
mit ihrer weitgehenden Pflicht zur Offenlegung ihrer 
wirtschaftlichen Verhältnisse weniger Anreiz. Zwar 
wird sie auch hier verwendet, insbesondere wenn 
sie wegen der Möglichkeit der Beschaffung von 
Eigenkapital über den Kapitalmarkt notwendig er- 
scheint; dies ist in erster Linie bei Produktionsge- 
sellschaften der Fall. Zwischen die Person des Kon- 
zerninhabers und das eigentliche Unternehmen wird 
vielfach eine Holding eingeschaltet, die in der Regel 
eine GmbH ist. Dieser Vorgang hat einen dreifachen 
Vorteil: die Haftung des Eigentümers wird begrenzt; 
die GmbH ist nicht publizitätspflichtig und ihre 
Firma läßt meist den Namen der Eigentümer nicht 
erkennen; sie ermöglicht es ferner dem Konzern- 


Publizitätspflichtiger Umsatz der größten -) 100 Unternehmensverbindungen der Industrie 1960 


Unternehmensverbindungen mit Beteiligungen 
über 50 Vo 

Zahl 

Gesamtumsatz 

publizitätspflic 

nach geltendem 
Aktienrecht 

htiger Umsatz 

nach Entwurf 
Aktienrechts- 
reform 

Millionen DM 

Vo 

Vo 

unter 10 Beteiligungen 

34 

27 943 

81,2 

90,2 

10 bis 25 Beteiligungen 

43 

44 457 

60,9 

75,7 

mehr als 25 Beteiligungen 

1 

23 

62 220 

61,9 

84,5 

Summe . . . 

100 

134 620 




Umsatz It. Umsatzsteuererklärung 
*) Größe gemessen am industriellen Umsatz 
*) in der Abgrenzung über 50 ’Vo Kapitalbeteiligung 

Regierungsentwurf Quelle; eigene Erhebungen 
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Inhaber, von dem nur für Kapitalgesellschaften be- Bei Familienunternehmen wurde in einigen Fällen 
stehenden Schachtelprivileg Gebrauch zu machen, j eine Familienstiftung als Konzernspitze festgestellt, 
und kann insbesondere für die Thesaurierung von | Für diese Rechtsform sprach offenbar nicht nur der 
Gewinnen verwendet werden. ■ Wunsch, das Unternehmen als Ganzes zu erhalten, 


Publizitätspflichtiger Umsatz^) der 1960 zu den 100 größten*) zählenden Unternehmensverbindungen*) 

der Industrie mit 10 bis 25 Beteiligungen 





publizitätspflichtiger Umsatz 

Rechtsform Konzernspitze 

Zahl 

Gesamt- 

umsatz 

nach geltendem 
Recht 

nach Entwurf 
Aktienrechts- 
reform *) 



Millionen DM 

Vo 

Vo 

AG 

28 

31 490 

84,2 

100,0 

GmbH 

i ^ 

8 688 

2,4 

20,5 

Gewerkschaft 

— 


— 

— 

OHG/KG 

' 2 

j 3 595 5) 

7,3 

7,3 

Einzelfirma 

: 3 

5,1 

27,8 

5,1 

27,8 

sonstige Unternehmensformen 

1 

) 

684 

Summe . . . 

1 

44 457 




Umsatz It. Umsatzsteuererkiärung 
*) Größe gemessen am industriellen Umsatz 

in der Abgrenzung über SO ” '» Kapitalbeteiligung 
"•l Regierungsentwurf 

aus Geheimhaltungsgründen zusammengefaßt Quelle ; eigene Erhebungen 


Publizitätspflichtiger Umsatz^) der 1960 zu den 100 größten*) zählenden Unternehmensverbindungen*) 

der Industrie mit über 25 Beteiligungen 





publizitätspflichtiger Umsatz 

Rechtsform Konzernspitze 

Zahl 

Gesamt- 

umsatz 

nach geltendem 
Recht 

nach Entwurf 
Aktienrechts- 
reform *) 



Millionen DM 

ö/o 

ö/o 

AG 

14 

44 101 

73,1 

100,0 

GmbH 

3 

1 

1 5 4045) ’ 

9,5 

29,7 

Gewerkschaft 

1 

1 ' 

1 

— 

— 

OHG/KG 

2 

t 

[ 12 1305) 

43,5 

73,2 

Einzelfirma 

2 

49,3 

50,9 

sonstige Unternehmensformen 

1 

585 

36,9 

44,3 

Summe . . . 

23 

62 220 




b Umsatz It. Umsatzsteuererklärung 
*) Größe gemessen am industriellen Umsatz 

in der Abgrenzung über 50 Vo Kapitalbeteiligung 
Regierungsentwurf 

aus Geheimhaltungsgründen zusammengefaßt Quelle: eigene Erhebungen 
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sowie die in solchen Fällen nur einmal entstehende 
Erbschaftsteuerpflicht, sondern auch der Umstand, 
daß die Existenz einer Familienstiftung der Öffent- 
lichkeit meist unbekannt bleibt, nicht zuletzt infolge 
der Zersplitterung des Stiftungsrechts wie der Stif- 
tungsaufsicht. 

Auch die Form der stillen Gesellschaft paßt in den 
Rahmen von Personalkonzernen. Bei einem solchen 
Konzern wurde eine bedeutende stille Beteiligung 
an einer Aktiengesellschaft gefunden, deren Beste- 
hen nach außen völlig unbekannt blieb, da sie noch 
dazu über einen Treuhänder gehalten wurde. Ein 
anderer Personalkonzern verwendete sehr häufig 
die Unternehmensform der GmbH & Co KG; 9 sol- 
cher Gesellschaften bestanden hier neben 4 anderen 


Kommanditgesellschaften. Die Form der GmbH & Co 
KG ist in den letzten Jahren in zunehmendem Um- 
fang verwendet worden; für sie spricht die Verbin- 
dung der äußeren Form einer Personalgesellschaft 
mit einer Haftungsbeschränkung, die der einer Kapi- 
talgesellschaft gleichkommt. Schließlich ist noch auf 
Kommanditgesellschaften hinzuweisen, bei denen 
der Komplementär im Innenverhältnis von der Haf- 
' tung befreit ist. Bei einem Personalkonzern wurden 
I drei Fälle dieser Art angetroffen. Der Komplemen- 
j tär hatte hier den Weisungen des Kommanditisten 
j (Konzerninhabers) zu folgen und wurde dafür von 
I jeglicher Haftung freigestellt. Bei diesem Typ 
! der Kommanditgesellschaft war offensichtlich der 
j Wunsch des Konzerneigentümers entscheidend, nach 
1 außen nicht in Erscheinung zu treten. 
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Anlage 1 


Gesetz 

über eine Untersuchung der Konzentration in der Wirtschaft 

Vom 31. Dezember 1960 
(Bundesgesetzblatt I Nr. 2 S. 9 vom 10. 1. 1961) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

(1) Die Konzentration in der Wirtschaft ist zu 
untersuchen. 

(2) Die Untersuchung soll der Klärung der 
Marktstellung der Unternehmen und Unternehmens- 
verbindungen in den verschiedenen Wirtschafts- 
bereichen dienen und sich dabei auch auf die Frage 
erstrecken, welche Änderungen in den Zahlen- und 
Größenverhältnissen von kleinen, mittleren und 
großen Unternehmen eingetreten sind sowie ob und 
inwieweit sich hierdurch und durch Unternehmens- 
verbindungen die Wettbewerbsverhältnisse wesent- 
lich verändert haben. 

(3) Im Rahmen der in Absatz 2 gekennzeichneten 
Zielsetzung der Untersuchung sind insbesondere zu 
ermitteln 

1. die Entwicklung der Unternehmen nach 
kleinen, mittleren und großen Betriebs- 
und Unternehmenseinheiten und die Ver- 
änderungen innerhalb von Größenklassen, 

2. Entwicklung, Art und Ausmaß von Unter- 
nehmensverbindungen, 

3. die hauptsächlichen Ursachen und Erschei- 
nungsformen der zu Nummer 1 und 2 fest- 
gestellten Vorgänge, 

4. die Wettbewerbsbedingungen für ver- 
schiedene Unternehmensgrößen unter Be- 
rücksichtigung des internationalen Wirt- 
schaftsverkehrs. 

§ 2 

(1) Die Untersuchung wird vom Bundesamt für 
gewerbliche Wirtschaft (Bundesamt) durchgeführt. 

(2) Das Bundesamt wird in wissenschaftlichen 
und methodischen Fragen von einer Kommission 
beraten. Der Bundesminister für Wirtschaft beruft 
in diese Kommission 

1. 6 Lehrer an deutschen Hochschulen nach 
Anhören des Wissenschaftlichen Beirats 
des Bundesministers für Wirtschaft, 

2. 6 weitere Mitglieder. 

(3) Der Präsident des Bundesamtes nimmt an den 
Beratungen der Kommission teil; in ihren Sitzungen 
führt er den Vorsitz. Bei Abstimmungen sind nur 
die Mitglieder der Kommission stimmberechtigt. 


(4) Das Bundesamt kann Sachverständige für die 
ganze Dauer der Untersuchung oder für kürzere 
Zeit zur Mitarbeit heranziehen oder sie mit der 
Prüfung oder Begutachtung von Einzelfragen beauf- 
tragen. Aufträge zur Prüfung oder Begutachtung 
von Einzelfragen können auch Mitgliedern der Kom- 
mission erteilt werden. 

§ 3 

(1) Das Bundesamt ist berechtigt, von Behörden, 
Körperschaften und Anstalten des öffentlichen 
Rechts, natürlichen und juristischen Personen und 
Personengesellschaften die Vorlage aller für die 
Durchführung der Untersuchung nach § 1 Abs. 2 
und 3 wesentlichen Urkunden und volks- oder be- 
triebswirtschaftlichen und statistischen Unterlagen 
zu verlangen und zu deren Erläuterung schriftliche 
oder mündliche Auskünfte einzuholen. 

(2) Bei juristischen Personen, Personengesell- 
schaften und nicht rechtsfähigen Vereinen sind die 
nach Gesetz, Gesellschaftsvertrag oder Satzung zur 
Vertretung berufenen Personen Vorlage- und aus- 
kunftspflichtig. 

(3) Ist ein Auskunftspflichtiger an der Auskunft 
verhindert, so hat der mit der Wahrnehmung seiner 
Aufgaben betraute Stellvertreter die Urkunden 
oder Unterlagen vorzulegen oder die Auskunft zu 
erteilen. 

§ 4 

(1) Die in § 3 bezeichneten Urkunden, Unter- 
lagen und Auskünfte sind unter Bezugnahme auf 
dieses Gesetz durch Einzelverfügung anzufordern, 
in der Verfügung ist der Gegenstand der Anforde- 
rung zu bezeichnen und eine Frist zu ihrer Erledi- 
gung zu bestimmen. 

(2) An Stelle der Vorlage von Urkunden oder 
Unterlagen kann das Bundesamt verlangen, daß der 
Vorlagepflichtige auf seine Kosten Abschriften so- 
wie Zusammenstellungen vorlegt. 

(3) Die Anforderung von Urkunden, Unterlagen 
und Auskünften ist auf das zur Durchführung der 
Untersuchung nach § 1 Abs. 2 und 3 notwendige 
Maß zu beschränken. 

(4) Soweit die Erteilung von mündlichen Aus- 
künften außerhalb des Wohnsitzes des Auskunfts- 
pflichtigen verlangt wird, werden auf Antrag die 
Fahrtkosten und sonstigen Aufwendungen, die dem 
Auskunftspflichtigen durch die Erteilung der Aus- 
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kunft entstehen, nach Maßgabe der §§ 8 bis 11, 
13 Abs. 1, des § 14 Abs. 1, 2 und 4 des Gesetzes über 
die Entschädigung von Zeugen und Sachverständi- 
gen vom 26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 902) vom 
Bundesamt erstattet. 

§ 5 

(1) Gerichte sind zur Erteilung von Auskünften 
über vorgelegte Entscheidungen nicht verpflichtet. 

(2) Soweit Unterlagen für Zwecke der Unter- 
suchung nach § 1 Abs. 2 und 3 vom Statistischen 
Bundesamt oder von Statistischen Landesämtern an- 
gefordert werden, gelten die Vorschriften des § 12 
des Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke 
vom 3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1314) 
mit der Maßgabe, daß Einzelangaben aus den auf 
Grund des genannten Gesetzes oder sonstiger 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften durchgeführ- 
ten Statistiken auf Verlangen an das Bundesamt 
weitergeleitet werden dürfen, wenn der Name des 
von der Auskunft Betroffenen nicht genannt wird. 

(3) Von Kreditinstituten dürfen Urkunden, Unter- 
lagen und Auskünfte über Konten oder Depots 
ihrer Kunden nur in Form von Zusammenfassungen 
eingeholt werden, aus denen Angaben über Kon- 
ten oder Depots einzelner Konten- oder Depotinha- 
ber weder unmittelbar noch mittelbar zu ersehen 
sind. Entsprechendes gilt für die Einholung von Aus- 
künften bei Versicherungsunternehmen über die 
von ihnen als Versicherer abgeschlossenen Verträge. 

(4) Die Vorschriften über das Steuergeheimnis 
{§ 22 der Reichsabgabenordnung vom 22. Mai 1931 
— Reichsgesetzbl. I S. 187) sowie besondere gesetz- 
liche Bestimmungen über Berufsgeheimnisse und 
Amtsverschwiegenheit bleiben unberührt. 

§ 6 

Das Bundesamt hat nach Ablauf von zwei Jahren 
seit Inkrafttreten des Gesetzes einen zusammen- 
fassenden schriftlichen Bericht über das Ergebnis 
der Untersuchung zu erstatten. Der Bericht ist dem 
Bundestag mit einer Stellungnahme der Bundes- 
regierung vorzulegen. 

§ 7 

(1) Die Bediensteten des Bundesamtes sowie die 
in § 2 Abs. 2 und 4 genannten Personen dürfen 
fremde Geheimnisse, die ihnen bei ihrer Tätigkeit 
auf Grund dieses Gesetzes bekanntgeworden sind, 
insbesondere Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse, 
nicht unbefugt offenbaren oder verwerten, auch 
wenn sie nicht mehr im Dienst sind oder wenn ihre 
Tätigkeit beendet ist. Dies gilt auch für andere 
Personen, die durch dienstliche Berichterstattung 
von den in Satz 1 bezeichneten Tatsachen Kenntnis 
erhalten. 

(2) Die nach §§ 3, 4 Abs. 2 erlangten Kenntnisse, 
Urkunden und Unterlagen dürfen nur für die 
Zwecke dieses Gesetzes benutzt werden. Sie dürfen 


insbesondere nicht für ein Besteuerungsverfahren, 
für ein Strafverfahren, für ein Verfahren auf Grund 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
oder zur Verfolgung anderer als der in § 9 be- 
zeichneten Ordnungswidrigkeiten verwendet wer- 
den. Die Vorschriften der §§ 175, 179, 188 Abs. 1 
und des § 189 der Reichsabgabenordnung vom 
22. Mai 1931 über Beistands- und Anzeigepflichten 
gegenüber den Finanzämtern gelten insoweit nicht. 
Der Bericht nach § 6 darf keine fremden Geheim- 
nisse offenbaren. 

§ 8 

(1) Wer vorsätzlich die durch § 7 Abs. 1 begrün- 
dete Verpflichtung verletzt, wird mit Gefängnis bis 
zu einem Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer 
dieser Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einem Dritten einen Vermögens- 
vorteil zu verschaffen oder jemanden zu schädigen, 
so ist die Strafe Gefängnis bis zu drei Jahren. Da- 
neben kann auf Geldstrafe erkannt werden. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nur, soweit nicht 
in anderen Vorschriften eine schwerere Strafe an- 
gedroht ist. 

(4) Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag des 
Verletzten ein, 

§ 9 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig entgegen den Vorschriften dieses Ge- 
setzes 

1, Urkunden, Unterlagen (§ 4 Abs. 1), Ab- 
schriften oder Zusammenstellungen (§ 4 
Abs. 2) nicht, nicht vollständig oder nicht 
fristgemäß vorlegt, 

2. Auskünfte nicht, unrichtig, nicht vollstän- 
dig oder nicht fristgemäß erteilt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn sie 

1. vorsätzlich begangen ist, mit einer Geld- 
buße bis zu 10 000 Deutsche Mark, 

2. fahrlässig begangen ist, mit einer Geld- 
buße bis zu 5000 Deutsche Mark 

geahndet werden. 

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist das Bun- 
desamt. Das Bundesamt entscheidet auch über die 
Abänderung oder Aufhebung eines rechtskräftigen, 
gerichtlich nicht nachgeprüften Bußgeldbescheides 
(§ 66 Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten). 

§ 10 

Die Tätigkeit und die Befugnisse des Bundes- 
amtes nach §§ 2, 3 und 4 enden mit der Vorlage 
des Berichtes nach § 6 Satz 2. 
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§ 11 

Die mit der Untersuchung verbundenen Kosten 
trägt der Bund. 

§ 12 

Dies'es Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 13 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden vierten Kalendermonats in 
Kraft. 

Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates 
sind gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 

Bonn, den 31. Dezember 1960 

Der Bundespräsident 
L ü b k e 

Der Stellvertreter 
des Bundeskanzlers 
Ludwig Erhard 

Der B u n d e s m i n i s t e r für Wirtschaft 
Ludwig Erhard 
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Anlage 2 


Zusammensetzung, Tätigkeit und Befugnisse der Kommission 


Nach § 2 des Gesetzes ist dem Bundesamt eine 
Kommission zur Seite gestellt, die die Aufgabe hat, 
das Amt in wissenschaftlichen und methodischen 
Fragen zu beraten. Der Bundesminister für Wirt- 
schaft beruft in diese Kommission sechs Lehrer an 
deutschen Hochschulen und sechs weitere Mitglieder. 

1. Zusammensetzung der Kommission 

Am 2. Mai 1961 wurden die Mitglieder der Kom- 
mission durch den Bundesminister für Wirtschaft in 
ihr Amt eingeführt und die Kommission als solche 
konstituiert. Als Mitglieder wurden berufen: 

Prof. Dr. Helmut Arndt, Berlin, 

Dr.-Ing. E. h. Dipl. -Ing. Alfred Fr. F 1 e n d e r , 
Bocholt, 

Dr. Gerhard F r e n t z e 1 , Bonn, 

Dr. habil. Kurt H. Hendrikson, 
Frankfurt/Main, 

Dr. Hans-Helmut K u h n k e , Duisburg, 

Prof. Dr. Ernst-Joachim Mestmäcker, 
Saarbrücken, 

Prof. Dr. J. Heinz Müller, Freiburg, 

Prof. Dr. Robert N i e s c h 1 a g , München, 

Prof. Dr. Dieter P o h m e r , Tübingen, 

Dr. Erich Potthoff, Hamburg, 

Dr. Gerhard Schreiterer, Düsseldorf, 

Prof. Dr. Wolfgang S t ü t z e 1 , Saarbrücken. 

Ende Mai 1962 legten die Herren Prof. Arndt und 
Prof. Nieschlag ihr Amt nieder. An ihrer Stelle wur- 
den die Herren Prof. Dr. Norbert K 1 o t e n , Tübin- 
gen, und Prof. Dr. Karl Schwantag, Mainz, in 
die Kommission berufen. Ende November 1962 er- 
klärten die Herren Professoren Kloten, Mestmäcker, 
Müller, Pohmer und Stützel ihren Austritt aus der 
Kommission. 

2. Tätigkeit der Kommission 

Die Kommission hielt am 2. Mai 1961 ihre erste 
Sitzung ab. Sie gab sich eine Geschäftsordnung. Bis 
zum 29. Februar 1964 fanden 25 Vollsitzungen statt. 
Bei diesen führte der Präsident des Bundesamtes 
gemäß § 2 des Gesetzes den Vorsitz; ferner nahmen 
der Generalsekretär der Enquete-Abteilung oder 
sein Stellvertreter teil. Bei der Beratung fachlicher 
Fragen wurden, soweit nötig, Mitarbeiter der 
Enquete-Abteilung hinzugezogen. Das Ergebnis der 
Beratungen in den Vollsitzungen hat sich zum Teil 
in Empfehlungen niedergeschlagen, für die nach der 
Geschäftsordnung Mehrheitsbeschlüsse erforderlich 
waren, überwiegend erfolgte die Beratung durch Er- 
teilung von Ratschlägen. 


Bis Oktober 1961 bestanden ferner zwei Aus- 
schüsse der Kommission. Der Ausschuß für die 
Abgrenzung der Untersuchung, unter Vorsitz von 
Prof. Arndt, tagte insgesamt neunmal; seine Arbeits- 
ergebnisse fanden in einem „Schwerpunktkatalog" 
ihren Niederschlag. Der von Prof. Mestmäcker ge- 
leitete Ausschuß für Art und Umfang der Frage- 
stellung hat in insgesamt sechs Sitzungen ein „Frage- 
stellungs-Kompendium" erarbeitet. Beide Vorlagen 
wurden in der Kommissionssitzung vom 20. Oktober 
1961 in Form einer Empfehlung der Kommission ver- 
abschiedet. Nach Fertigstellung dieser Ausarbeitun- 
gen lösten sich die Ausschüsse auf. 

Das Amt hat anschließend vielfach von der Mög- 
lichkeit Gebrauch gemacht, den Rat einzelner 
Kommissionsmitglieder einzuholen, welche sich für 
Fragen ihres Fachgebietes besonders zur Verfügung 
gestellt hatten, über solche Beratungen wurde der 
Kommission jeweils berichtet, die durch die Mei- 
nungsäußerung des einzelnen Kommissionsmitglie- 
des nicht gebunden war. 

3. Zuständigkeit und Verantwortung 
der Kommission 

Nach § 2 des Gesetzes ist die Kommission ein be- 
ratendes Organ. Hieraus ergab sich, daß z. B. eine 
Entscheidungs- und Weisungsbefugnis sowie ein 
Aufsichtsrecht nicht im Rahmen ihrer Zuständigkeit 
liegt. Die Beratung erstreckte sich nach § 2 auf „wis- 
senschaftliche und methodische Fragen". Dazu heißt 
es in der amtlichen Begründung zu dem Gesetz: 

„Bei der Aufstellung des Arbeitsplanes und bei 
der Anlage der Untersuchung soll das Bundes- 
amt von einer Kommission beraten werden .... 
Ihre Empfehlungen beziehen sich auf die 
wissenschaftliche und methodische Anlage der 
Untersuchung." 

Das Bundesamt sah in der Formulierung der Be- 
gründung eine amtliche Erläuterung des gesetzlichen 
Auftrages an die Kommission, deren beratende Be- 
fugnisse sich demnach nicht auf die Durchführung 
der Untersuchung und die Abfassung des Berichts 
erstrecken würden. Die Kommission war dagegen der 
Auffassung, daß ihr gesetzlicher Beratungsauftrag 
bis zur Abgabe des Berichtes gilt. Unbeschadet des- 
sen hat sich der Präsident des Amtes mit einer prak- 
tischen Handhabung einverstanden erklärt, die der 
Meinung der Kommission entspricht. 

Die Auffassung über das Ausmaß ihrer V erant- 
w o r t u n g hat die Kommission in ihrer veränder- 
ten personellen Besetzung in einer grundsätzlichen 
Erklärung vom 4. Januar 1963 wie folgt ausgedrückt: 

„Dafür, daß ihre Ratschläge unter Berücksichtigung 
der der Kommission vom Amt erteilten Informa- 
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tionen und des eigenen Wissens der Kommisions- 
mitglieder sachgerecht sind, trägt die Kommission 
die volle Verantwortung. Sie kann nicht ■ — und 
hat nicht zu — verantworten, daß alle bei der 
Untersuchung auftretenden wissenschaftlichen und 
methodischen Fragen von ihr behandelt und dazu 
Ratschläge erteilt werden. Denn sie kann nur 
solche Fragen bearbeiten, die ihr vom Amt vor- 
gelegt werden oder die sie selbst aufgreift, ohne 
unmittelbar am Gang der Untersuchung beteiligt 
und damit in Kenntnis aller auftretenden Fragen 
zu sein." 

4, Information der Kommission 

Nach der Geschäftsordnung der Kommission waren 
auf die Tagesordnung der Kommissionssitzungen die 
Punkte zu setzen, zu denen der Präsident des Bun- 
desamtes eine Beratung erbeten hatte oder deren 
Erörterung von einzelnen Kommissionsmitgliedern 
vorgeschlagen wurde. Das Bundesamt ist in 
diesem Sinne verfahren und hat die nach seiner 
Meinung beratungsbedürftigen Fragen wissenschaft- 
licher und methodischer Art mit den hierzu erforder- 
lichen Informationen zur Erörterung gestellt. Das 
Amt hat ebenso die Unterlagen zu den Punkten 
vorbereitet, die von der Kommission auf die Tages- 
ordnung gesetzt wurden. Es gab auch Kenntnis von 
den aus der Untersuchung gewonnenen Ergebnissen. 
Diese Informationen wurden von den ausgeschiede- 
nen Hochschullehrern bei einzelnen Untersuchungs- 
gegenständen als nicht ausreichend empfunden. Sie 
waren der Auffassung, daß sie ein E i n s i c h ts- 
r e c h t in das gesamte Untersuchungsmaterial 
haben müßten, um ihrer Beratungsaufgabe voll ge- 
recht werden zu können. Die Frage des Einsichts- 
rechts bildete den Kern der Meinugsverschieden- 
heiten, die zu dem Austritt der genannten Hoch- 
schullehrer geführt haben. Sie entstand insbesondere 


bezüglich der Berichte über Einzeluntersuchungen 
von Unternehmen. Abgesehen davon, daß das Gesetz 
und seine Begründung keinen Hinweis zu dieser 
Frage enthalten, konnte dem Verlangen einzelner 
Kommissionsmitglieder auch aus folgenden Gründen 
nicht entsprochen werden: 

Das Gesetz hat das Amt ermächtigt, die Vorlage 
von Unterlagen und erläuternde Auskünfte zu ver- 
langen, hat jedoch kein Recht zu Prüfungen im 
Unternehmen vorgesehen. Die gerade von der 
Kommission gewünschten tiefgehenden Einzel- 
untersuchungen konnten aber praktisch nur im 
Unternehmen selbst durchgeführt werden. Das Amt 
bemühte sich daher, die Zustimmung der zur Unter- 
suchung ausgewählten Firmen für die Durchführung 
solcher Prüfungen zu erhalten. Die Unternehmen 
waren in den meisten Fällen dazu bereit, allerdings 
unter der Bedingung, daß die Berichte nicht den 
Kommissionsmitgliedern zugänglich gemacht werden 
sollten. Im Interesse der Untersuchung fand sich das 
Amt mit dieser Bedingung ab. In einer Besprechung, 
zu welcher der Herr Bundesminister für Wirtschaft 
die von ihm berufenen Hochschullehrer im Mai 1962 
gebeten hatte, wurde in Aussicht genommen, die 
Berichte in anonymisierter Form vorzulegen, so daß 
Rückschlüsse auf einzelne Unternehmen nicht mög- 
lich seien; zu diesem Zweck sollten die Firmennamen 
unkenntlich gemacht werden. Dieser Ausweg erwies 
sich jedoch als nicht gangbar, weil auch bei Fort- 
lassung der Namen aus vielen anderen Angaben 
Rückschlüsse auf die Unternehmen möglich waren. 

Die in der Kommission verbliebenen Mitglieder 
hielten die von dem Amt vorgesehene Unterrichtung 
über die Ergebnisse der Untersuchungen für aus- 
reichend im Hinblick auf die vom Gesetzgeber über- 
tragene Beratungsaufgabe und die damit eingeräum- 
ten Kompetenzen. 
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Anlage 3 


Zur Anlage und Durchführung der Untersuchung 


Im Hinblick auf die besondere Bedeutung, die den 
Untersuchungen in Unternehmen 
(qualitative Untersuchungen) beizumessen ist, wird 
der entsprechende Abschnitt aus dem am 30. April 
1963 dem Bundesminister für Wirtschaft erstatteten 
Zwischenbericht im folgenden wörtlich wiederge- 
geben. 

„Untersuchungen in Unternehmen 

(qualitative Untersuchungen) 

Andere Erscheinungsformen von Unternehmens- 
verbindungen als solche durch Kapitalbeteiligung 
entziehen sich weitgehend einer statistischen Er- 
fassung. Das gleiche gilt für die Ursachen der 
Konzentration und ihre Auswirkungen auf die 
Wettbewerbsverhältnisse. Soweit es möglich war, 
zu speziellen Fragen mittels schriftlicher Anfor- 
derung von Unterlagen Erhebungen durchzufüh- 
ren, ist dieses geschehen, z. B. zum Depotstimm- 
recht und zur Beteiligungsstruktur der umsatz- 
steuerlichen Organkreise. Im übrigen mußten je- 
doch tiefergehende Untersuchungen in den Unter- 
nehmen selbst durchgeführt werden (sog. quali- 
tative Erhebungen). 

Bei der Anlage der Untersuchungen in Unterneh- 
men kamen im wesentlichen drei Möglichkeiten 
in Betracht: 

(a) der Umfang der wirtschaftlichen Betätigung 
und die Gründe für die Entwicklung konnten 
bei einer größeren Zahl von Großunterneh- 
men und Unternehmensverbindungen unter- 
sucht werden {„Konzernuntersuchungen"), und 
zwar entweder bei: 

den größten Unternehmen oder Konzernen 
der Bundesrepublik, unabhängig von den 
Schwerpunkten ihrer wirtschaftlichen Be- 
tätigung 

oder bei Unternehmen, die den Schwerpunkt 
ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit in bestimm- 
ten Wirtschaftsbereichen haben 

oder bei Unternehmen, die in der Öffent- 
lichkeit aus verschiedenen Gründen beson- 
ders bekannt sind und als „interessant" 
gelten. 

Eine Untersuchung beispielsweise über den Um- 
fang und die Intensität der Einflußbereiche der 
10, 20 oder 50 größten Konzerne der Bundesrepu- 
blik mußte jedoch daran scheitern, daß die Rang- 
ordnung der großen Unternehmen nicht bekannt 
war. Eine Prüfung vorhandener Aufstellungen er- 
wies, daß diese für die Anlage einer Untersuchung 
nicht geeignet waren. Andererseits hätte eine 
Auswahl der Konzerne nach dem Schwerpunkt 
ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit die Erfassung 


weiterer Unternehmen in den jeweiligen Wirt- 
schaftsbereichen erfordert, um aussagekräftige Er- 
gebnisse zu gewinnen. Auch eine Auswahl unter 
dem Gesichtspunkt der in der Öffentlichkeit dis- 
kutierten „interessanten" Fälle erschien unbe- 
friedigend, da dies die Anlage der Enquete von 
Zufällen der Presseberichterstattung abhängig ge- 
macht hätte. 

(b) Andererseits konnten einzelne Wirtschaftsbe- 
reiche, entsprechend ihrem Konzentrationsgrad 
und den in ihnen wirksamen Konzentrations- 
tendenzen, für tiefergehende Untersuchungen 
ausgewählt werden („Branchenuntersuchun- 
gen"); z. B. altkonzentrierte, neukonzentrierte, 
nicht-konzentrierte oder dekonzentrierte Wirt- 
schaftsbereiche. Ausgangspunkt der Untersu- 
chungen in diesen Fällen mußte der Vergleich 
von Unternehmen verschiedener Größe sein, 
deren Leistungsprogramme in etwa vergleich- 
bar sind. 

Solche Branchenuntersuchungen haben den Vor- 
zug, daß bei ihnen große, mittlere und kleine 
Unternehmen auf breiterer Basis untersucht wer- 
den können. Sie sind allein jedoch nicht geeignet, 
einen umfassenden Überblick über die Erschei- 
nungsformen und Ursachen der Konzentration in 
der Bundesrepublik zu verschaffen, die Ergebnisse 
sind vielmehr nur beispielhaft. 

Die Kommission empfahl zunächst, die Enquete 
vorwiegend auf Konzernuntersuchungen zu stüt- 
zen. Später erfolgte dann eine Abstimmung, daß 
sowohl Konzernuntersuchungen als auch beispiel- 
hafte Branchenuntersuchungen durchgeführt wer- 
den sollten. 

(c) Für einige besondere Fragestellungen konnte 
ausreichendes Material nur dadurch beschafft 
werden, daß eine größere Zahl von Unterneh- 
men unabhängig von Wirtschaftsbereichen er- 
faßt wurde; dies war z. B. bei Fragen des Min- 
derheitenschutzes, bei Patenten und in der 
Werbung der Fall. Zu solchen Spezialfragen 
waren kurze, gezielte Einzeluntersuchungen 
bei einer Reihe von Unternehmen erforderlich 
{ „ Spezialuntersuchungen " ) . 

Das Amt hat bei der Auswahl der zu untersu- 
chenden Unternehmen und Wirtschaftsbereiche 
die verschiedenen Gesichtspunkte berücksichtigt, 
die oben dargelegt wurden." 

Überblick über die eigenen Erhebungen des 
Bundesamtes 

Die Entwicklung der Untersuchungsprogramme 
setzte voraus, daß nicht nur die wesentlichen Frage- 
stellungen bestimmt wurden, sondern daß auch die 
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Möglichkeiten ihrer praktischen Durchführung unter I 
den schwierigen, bereits aufgezeigten Bedingungen 
(vgL A. Der Auftrag und seine Durchführung) be- 
rücksichtigt wurden. Das Gesamtprogramm, das die- 
sen Erfordernissen Rechnung zu tragen hatte, konnte 
deshalb erst Ende November 1961 vom Bundesamt 
fertiggestellt werden. 

Das Untersuchungsmaterial wurde durch schrift- 
liche Anforderungen von Unterlagen und Zusammen- 
stellungen sowie durch Einzeluntersuchungen in 
Unternehmen beschafft. Für die schriftlichen Anfor- 
derungen mußten Erhebungsbogen entworfen wer- 
den; für die Einzeluntersuchungen, die von Sachver- 
ständigen in enger Verbindung mit dem Bundesamt 
durchgeführt wurden, waren Untersuchungsricht- 
linien auszuarbeiten. Die Verschiedenartigkeit der 
Programme machte bis auf wenige Ausnahmen die 
Entwicklung jeweils besonderer Erhebungsbogen 
und Untersuchungsrichtlinien erforderlich. 

Die schriftlichen Anforderungen mußten den ver- 
fügbaren Gesamtdaten für die einzelnen Bereiche 
und nach Möglichkeit auch den in den Unternehmen 
vorhandenen Unterlagen angepaßt werden. Beson- 


dere Schwierigkeiten bereitete die Beschaffung der 
notwendigen Adressen, weil in der Regel die Namen 
der größten Unternehmen und Unternehmensver- 
bindungen nicht bekannt waren. Die Ausarbeitung 
der Erhebungsbogen vom ersten Entwurf bis zur 
Versendung nahm einschließlich der notwendigen 
Testuntersuchungen einen Zeitraum von 3 bis 9 
Monaten in Anspruch. Die ersten Unterlagenanfor- 
derungen, und zwar für Bankbeteiligungen, wurden 
im Januar 1962 versandt, die ersten Erhebungs- 
bogen für die Untersuchungen „Die größten tausend 
Unternehmen der Industrie" und „Die hundert größ- 
ten Unternehmensverbindungen der Industrie" im 
Juni 1962. 

Die Programmierung der Konzernuntersuchungen 
hat im Rahmen der Gesamtarbeiten einen besonde- 
ren Arbeitsaufwand erfordert. Die ersten Unter- 
suchungen dieser Art sind im Dezember 1961 ein- 
geleitet worden. Die Erfahrungen, die mit den Richt- 
linien bei der praktischen Arbeit gewonnen wurden, 
sind in Anwesenheit einiger Leiter von Unter- 
suchungsteams mit der Kommission diskutiert wor- 
den; wesentliche Änderungen wurden mit ihr ab- 
gestimmt. 
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überblick über die durchgeführten Erhebungen 



Erhebungen 


durch 

durch 


schriftliche 

Unter- 


Unterlagen- 

Buchungen 


anforde- 

in Unter- 


rungen 

nehmen 


1. Stand und Entwicklung der Konzentration 
1, Industrie 


Statistische Untersuchungen in der Industrie 

Jeweils 10 größte Unternehmen von 30 In- 
dustrie-Gruppen und 28 Industriezweigen, 
14 Warenklassen und 30 Warenarten 

Die 1000 größten Industrieunternehmen der 
Bundesrepublik Deutschland 

Die 100 größten Unternehmensverbindungen 
der Bundesrepublik Deutschland 

Eisen- und Stahlindustrie 

Mineralölwirtschaft 

Elektrizitätswirtschaft 

Zellstoff-, Papierindustrie 


1 500 

2 000 

2 500 
35 
100 
113 
290 


T ieler gehende Branchenuntersuchungen 

Pharmazeutische Industrie 

Fotochemische Industrie 

Kraftrad-Industrie 

Automobil-Industrie 

Zigarettenindustrie 

Kondensmilch-Industrie 


Konzernuntersuchungen 


13 

20 

8 

10 

8 

6 

10 


2. Handel 

Rohstoff- und Investitionsgüterhandel 

Eisen- und Stahlhandel 

Schrotthandel 

Konsumgüterhandel 

Waren- und Kaufhäuser 

Versandhandel 

Lebensmittelfilialunternehmen 

Freiwillige Ketten 

Kettenspitzen 

Großhändler 

Einkaufsgenossenschaftszentralen 

Konsumgenossenschaftliche 
Warenzentrale 

Ländliche Genossenschaften/Landhandel . . 


109 

80 


15 

40 


80 


5 

2 

4 

17 

2 

2 

1 

9 
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Erhel 

durch 

schriftliche 

Unteriagen- 

anforde- 

rungen 

3ungen 

durch 
Unter- 
suchungen 
in Unter- 
nehmen 

3. Banken 

343 

4 + 9*) 

4. Versicherungen 

220 


5. Sonstige Bereiche 



Verkehrswirtschaft 


1 

(Binnenschiffahrt) 

95 

! 

Wohnungswirtschaft 

110 

2 

II. Einflüsse gesetzgeberischer Maßnahmen 



auf die Konzentration 



Minoritätenschutz und Publizität 


2 

Unternehmensstiftungen 

40 


Depotstimmrecht 

986 


Patentrecht 



(Elektroindustrie und Patentverwertungs- 



gesellschaften) 


12») 

Steuerwesen 

795 


in. Sonstige Spezialuntersuchungen 



Mittelstandsfragen 


276») 

öffentliche Hand 



Bund und Länder 

12 


Städte und Landkreise 

136 


Werbung 



(Rundfunkanstalten und Fernsehwerbegesell- 



schaften) 


212) 


Außerdem wurden ausgewertet: 

Patentrolle beim Deutschen Patentamt 

Kartellregister beim Bundeskartellamt 

Preisbindungsregister beim Bundeskartellamt 

Interviews 

zunächst schriftliche Unterlagenanforderung, ansdiiießend Kurzuntersuchungen 
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Internationaler Vergleich der Großunternehmen 

der chemischen Industrie, der elektrotechnischen Industrie 
und der Stahl-Industrie 


1. Vorbemerkung 

Mit den Tabellen 4/1 und 4/2 wird eine Übersicht über die umsatz- 
größten Unternehmen der chemischen und elektrotechnischen Indu- 
strie gegeben. Die Angaben stützen sich vorwiegend auf Veröffent- 
lichungen der amerikanischen Zeitschrift Fortune (August 1963). Dort 
sind die Gesamtumsätze der Unternehmen im Prinzip den konsoli- 
dierten Konzernbilanzen entnommen und den Branchen nach Umsatz- 
schwerpunkt zugeordnet. Dabei ist zu berücksichtigen, daß diese 
Unternehmen fast immer in mehreren Branchen tätig sind, ihr Gesamt- 
umsatz also Umsätze aus mehreren Branchen enthält. Eine Gegen- 
überstellung der Umsätze nach Branchen ist praktisch nicht durch- 
führbar, weil die Unternehmen in ihren Veröffentlichungen die 
Umsätze im allgemeinen nicht entsprechend aufgliedern. Bei einem 
Vergleich der Unternehmen nach ihrem jeweiligen Umsatz in einzel- 
nen Branchen würde aber auch das Gesamtgewicht des Unternehmens, 
das in seinem Gesamtumsatz zum Ausdruck kommt, außer acht 
bleiben. 

In der Tabelle 4/3 (Stahl-Industrie) ist dagegen eine branchen- 
bezogene Kennziffer, die Rohstahlproduktion, als Vergleichsmaßstab 
gewählt. 

Eine an sich wünschenswerte Gegenüberstellung der Größten der 
westlichen Länder mit den Größten der Ostblockstaaten ist nur bedingt 
möglich, weil dort den Statistiken westlicher Länder voll vergleich- 
bare Daten nicht ermittelt bzw. veröffentlicht werden. Um jedoch 
wenigstens eine gewisse Vorstellung von den hier im Jahre 1962 
gegebenen Größenverhältnissen zu vermitteln, sind die Werte der 
zentral gesteuerten Gesamtproduktion dieser Länder zum Vergleich 
mit aufgeführt. 

Das große Gewicht der US-amerikanischen Unternehmen in der 
chemischen Industrie kommt darin besonders deutlich zum Ausdruck, 
daß zu den nächstgrößten 35 Unternehmen der chemischen Industrie 
22 US-amerikanische Unternehmen gehören. (Zu dieser Gruppe ge- 
hören außerdem 6 Unternehmen der EWG — darunter 2 der Bundes- 
republik Deutschland.) 
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Tabelle 4/1 

2, Die umsatzgrößten Unternehmen der chemischen Industrie 
der Welt im Jahre 1962 

alle Länder 

über 500 Millionen Dollar Umsatz hatten 1962 19 Unternehmen der 
chemischen Industrie, davon 

12 Unternehmen der USA 

5 Unternehmen der EWG (darunter 3 der Bundesrepublik 
Deutschland) 

1 Unternehmen aus Großbritannien/Niederlande (EWG) 

1 Unternehmen aus Großbritannien. 


Unternehmen 

Land 

Umsatz in 
Millionen 
Dollar 

1. Du Pont 

USA 

2 436 

2. Union Carbide 

USA 

1 631 

3. ICI 

Großbritannien 

1 621 

4. Procter & Gamble 

USA 

1 619 

5. Kodak 

USA 

1 405 

6. Unilever 

Großbritannien/ 

Niederlande^) 

1 300 

7. Monsanto Chemical 

USA 

1 063 

8. Bayer 

Bundesrepublik 

Deutschland 

1 004 

9. Rhone-Poulenc 

Frankreich 

993 

10. Dow Chemical 

USA 

926 

11. Allied Chemical 

USA 

869 

12. Farbwerke Hoechst 

Bundesrepublik 

Deutschland 

865 

13. Olin Mathieson Chemical .... 

USA 

730 

14. BASF 

Bundesrepublik 

Deutschland 

714 

15. Colgate-Palmolive 

: USA 

674 

16. American Cyanamid 

USA 

649 

17. W. R. Grace&Co 

USA 

574 

18. Montecatini 

Italien 

551 

19. American Home Products . , . 

USA 

503 


Zum Vergleich Ostblockstaaten^) 

Gesamtproduktionswert 
Millionen Dollar 

8 000 

1 100 


Land 

UdSSR 

Polen 


nur Umsätze im Bereich der chemischen Industrie 

^) Die Angaben für Ostblockstaaten sind offiziellen Verlautbarungen bzw. 
Statistiken dieser Länder entnommen. 

Quelle : Fortune, August 1963, in einigen Fällen ergänzt bzw. berichtigt 
nach veröffentlichten Bilanzen und Geschäftsberichten 
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Tabelle 4/2 

3. Die umsatzgrößten Unternehmen der elektrotechnischen Industrie 
der Welt im Jahre 1962 

ohne Länder des Ostblocks 

Uber 500 Millionen Dollar hatten 1962 20 Unternehmen der elektro- 
technischen Industrie, davon 

9 Unternehmen der USA 

4 Unternehmen der EWG (darunter 3 der Bundesrepublik 
Deutschland) 

4 Unternehmen aus Japan 
2 Unternehmen aus Großbritannien 
1 Unternehmen aus der Schweiz 


Unternehmen 

Land 

Umsatz in 
Millionen 
Dollar 

1. General Electric 

USA 

4 793 

2. Western Electric 

USA 

2 762 

3. Westinghouse Electric 

USA 

1 954 

4. IBM 

USA 

1 925 

5. Radio Corporation of America 

USA 

1 743 

6. Philips Gloeilampenfabrieken 

Niederlande 

1 529 

7. Siemens 

8. General Telephone 

Bundesrepublik 

Deutschland 

1 350 

Electronics 

USA 

1 328 

9. International Tel. & Tel 

USA 

1 090 

10. Hitachi 

Japan 

955 

11. Tokyo Shibaura Electric .... 

Japan 

796 

12. Bendix 

USA 

794 

13. AEG 

Bundesrepublik 

Deutschland 

780 

14. Matsushita Electric Industrial 

15. Associated Electrical 

Japan 

602 

Industries 

Großbritannien 

589 

16. Brown, Boveri & Cie 

Schweiz 

587 

17. Raytheon 

USA 

581 

18. English Electric 

Großbritannien 

559 

19. Mitsubishi Electric Industrial 

Japan 

538 

20. Robert Bosch 

Bundesrepublik 

Deutschland 

(508)1) 


Schätzung Fortune 


Quelle: Fortune, August 1963 
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Tabelle 4/3 

4. Die größten Rohstahl produzierenden Unternehmen der Welt 

im Jahre 1962 

alle Länder 


Unternehmen 

Land 

Rohstahl- 
erzeugung 
1000 t 

1. United States Steel Corp 

USA 

23 031 

2. Bethlehem Steel Corp 

USA 

13 315 

3. Yawata Iron & Steel 

Japan 

7 083 

4. Republic Steel Corp 

USA 

7 057 

5. Societe Generale/Cofinindus . 

Belgien 

5 910 

6. Staatliche Unternehmen der 



italienischen Eisen schaffen- 



den Industrie (Finsider) .... 

Italien 

5 571 

7. National Steel 

USA 

5 418 

8. Marine-Pont ä Mousson .... 

Frankreich 

5 242 

9. Jones & Laughlin 

USA 

5 047 

10. Fuji Iron &. Steel Ltd 

Japan 

5 026 

11. Hoogovens Ymuiden 

Niederlande 

4 776 

12. Inland Steel Comp 

USA 

4 768 

13. Armco Steel Corp 

USA 

4 540 

14. Broken Hill Proprietary 

Australien 

4 328 

15. Aug. Thyssen Hütte 

Bundesrepublik 

3 958 


Deutschland 


16. Youngstown Sheet & Tube . . 

USA 

3 818 

17. Fried. Krupp 

Bundesrepublik 

3 454 


Deutschland 


18. ARBED 

Luxemburg 

3 326 

19. Nippon Kokan K. K 

Japan 

3 292 

20. Phoenix Rheinrohr 

Bundesrepublik 

3 143 


Deutschland 


21. Staatliche Unternehmen der 



österreichischen Eisen schaf- 



fenden Industrie 

Österreich 

3 100 

22. De Wendel 

Frankreich 

2 989 

23. Usinor 

Frankreich 

2 870 

24. United Steel Comp 

Großbritannien 

2 730 

25. Klöckner- Werke 

Bundesrepublik 

2 574 


Deutschland 


26. Steel Comp, of Wales 

Großbritannien 

2 555 

27. Steel Comp, of Canada 

Canada 

2 520 

28. Iscor 

Südafrika 

2 515 

29. Mannesmann 

Bundesrepublik 

2 482 


Deutschland 


30. Kawasaki Steel Ltd 

: Japan 

2 480 . 


Quelle: Geschäftsberichte der Unternehmen 

The Steel Industry of Japan (Hrg.: Japan Iron & Steel Fede- 
ration, 1963) 

Iron Age vom 28. 3. 1963 
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Zum Vergleich Ostblockstaaten 


Rohstahlerzeugung 
1000 t 

UdSSR 76 300 

darunter^) 

Kombinat Magnitogorsk 7 500 

Kombinat Kusnetzki 3 900 

Kombinat Asovstal 3 000 

Kombinat Zaporoshstal 3 000 

Kombinat Dneprodsherzhinski 3 000 

Kombinat Krivoirozstal 2 400 

Chinas) 19 000 

Polen 7 684 

CSR 7 639 


Statistisches Bundesamt, Jahrbuch 1963 
®) VWD Montan vom 19. 2. 1964 (geschätzte Werte, Kapazitäten) 
*) Schätzung des Statistischen Bundesamtes 
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L Der Auftrag und seine Durchführung 

In der Bundestagssitzung vom 15. Oktober 1959 
beantwortete die Bundesregierung die Große An- 
frage der Fraktionen der CDU CSU, DP betr. Wirt- 
schaftskonzentration vom 4. Dezember 1958 — 
Drucksache 702 — und erklärte dabei, daß über den 
Stand der Konzentration nur unzulängliches und 
wenig konkretes Material vorliege. Mit dieser Er- 
klärung verband die Bundesregierung den Vor- 
schlag, durch eine Enquete die Voraussetzungen für 
eine bessere und objektive Urteilsbildung zu schaf- 
fen. Die Enquete wurde mit dem „Gesetz über eine 
Untersuchung der Konzentration in der Wirtschaft" ; 
vom 31. Dezember 1960 vom Bundestag beschlossen I 
und ihre Durchführung dem Bundesamt für gewerb- | 
liehe Wirtschaft übertragen. 

Das mit der Enquete angestrebte Untersuchungs- 
ziel läßt sich im wesentlichen in drei Punkten zu- 
sammenfassen: 

1. Um ein gegenwartsnahes Bild der Konzentration 
zu erhalten, sollte die Marktstellung der Unter- 
nehmen und Unternehmensverbindungen in aus- 
gesuchten Wirtschaftsbereichen festgestellt wer- 
den. Daneben war zu untersuchen, wie sich im 
Verlauf mehrerer Jahre die Unternehmensver- 
bindungen entwickelt haben. Ebenfalls im Zeit- 
ablauf sollte die Entwicklung der Unternehmen 
und Betriebe nach Größenklassen und innerhalb 
dieser Größenklassen dargestellt werden. 

2. Die hauptsächlichen Ursachen und Erscheinungs- 
formen der Konzentration waren zu ergründen. 

3. Die Wettbewerbsbedingungen für verschiedene j 
Unternehmensgrößen sollten ermittelt werden, 
wobei die Frage im Mittelpunkt stand, wo und 
in welchem Umfang Konzentration die Wett- 
bewerbsbedingungen verändert hat. 

Der Bericht über die Untersuchungsergebnisse 
sollte nicht werten, sondern nur Tatbestände fest- 
stellen und neutral darstellcn. Die Untersuchungen 
sollten der Bundesregierung und dem Bundestag 
„ein Urteil darüber ermöglichen, wo sich die der 
Wirtschaftsentwicklung innewohnenden Konzentra- 
tionstendenzen in einem volkswirtschaftlich wie 
gesellschaftspolitisch vertretbaren Ausmaß gehalten 
haben; sie soll(t)en ihnen auf der anderen Seite ge- 
statten festzustellen, aus welchen Ursachen und auf 
welchen Wegen dieser Grad einer wirtschaftlichen 
Konzentration gegebenenfalls überschritten wurde" 
(Begründung zum Gesetzentwurf — Drucksache 1884 
der 3. Wahlperiode, S. 4). 

Bei der Vorbereitung des Gesetzentwurfs war 
man davon ausgegangen, daß für die organisato- 
rischen Vorarbeiten und die Aufstellung des Ar- 
beitsplanes etwa vier Monate erforderlich seien (die 
zwischen der Verkündung des Gesetzes und seinem 
Inkrafttreten liegen sollten) und daß die materielle 
Untersuchung rund zwei Jahre erfordere. Es stellte 
sich jedoch heraus, daß cs in den vorgesehenen 
Zeiträumen weder möglich war, Organisation und 
Arbeitsplan aufzustellen, noch die Enquete durchzu- 


führen. Die Gründe für die Verzögerung der Unter- 
suchung hat das Bundesamt in seinem Bericht auf- 
geführt. Anfang 1963 hatte es sie auch dem Wirt- 
schaftsausschuß des Bundestages und dem Bundes- 
wirtschaftsminister dargelegt und dabei großes Ver- 
ständnis gefunden. Es wurde insbesondere berück- 
sichtigt, daß mit der Durchführung einer Unter- 
suchung solchen Umfangs in der Bundesrepublik 
Neuland betreten worden war, was sich sowohl auf 
die sachlichen Möglichkeiten als auch aut den zeit- 
lichen Ablauf hinderlich auswirkte. Außerdem kam 
hinzu, daß die im Bundesamt mit der Untersuchung 
beauftragten Personen die einschlägige Erfahrung 
erst im Laufe der Zeit sammeln mußten. 

Die Bundesregierung hat sich davon überzeugt, 
daß die Meinungsverschiedenheiten zwischen dem 
Bundesamt und der Enquete-Kommission sich nicht 
nachteilig auf die Fertigstellung des Enquete- 
Berichts ausgewirkt haben. So sehr die Bundes- 
regierung einerseits für den Wunsch der ausge- 
schiedenen Hochschullehrer Verständnis aufbringt, 
auch diejenigen Unterlagen einsehen zu dürfen, die 
von den Unternehmen freiwillig zur Verfügung ge- 
stellt wurden, ist andererseits dem Bundesamt we- 
gen seiner Haltung kein Vorwurf zu machen. Wie 
sich erst im Laufe der Untersuchung herausstellte, 
war das gesetzliche Auskunftsrecht zu schwach. Eine 
tiefergehende Untersuchung wäre deshalb ohne 
diese ablehnende Haltung des Bundesamtes gegen- 
über der Kommission ausgeschlossen gewesen. 

Das Bundesamt beabsichtigte ursprünglich, gleich- 
zeitig mit dem zusammenfassenden Ergebnisbericht 
ausführliche Einzelberichte vorzulegen. Diese Einzel- 
berichte konnten jedoch nicht rechtzeitig fertig- 
gestellt werden. Sie werden in einem Anlagenband 
sobald wie möglich nachgereicht. Die Stellungnahme 
der Bundesregierung bezieht sich deshalb auf den 
vorliegenden Ergebnisbericht. 

Um den Bundestag nicht länger auf die wichtig- 
sten Ergebnisse der Konzentrationsuntersuchung 
warten zu lassen, hat die Bundesregierung ferner 
wegen der Kürze der ihr zur Verfügung stehenden 
Zeit darauf verzichtet, bereits konkrete Schlußfol- 
gerungen aus den Untersuchungsergebnissen in die- 
ser Vorlage zu ziehen. Sie beschränkt sich deshalb 
darauf, die Untersuchungsergebnisse grundsätzlich 
zu bewerten, Probleme aufzuzeigen und allgemeine 
Überlegungen für mögliche Maßnahmen in Gesetz- 
gebung und Verwaltung anzustellen. Sie wird ihre 
Stellungnahme in den Ausschußberatungen ergän- 
zen, falls die Prüfung des Materialbandes dazu 
Anlaß gibt. 

II. Wirtschafts- und gesellschaftspolitische 
Beurteilung der Konzentration 

Eine Stellungnahme zu den Ergebnissen der Kon- 
zentrationsuntersuchung hat davon auszugehen, wie 
die Konzentration im Rahmen der geltenden Wirt- 
schafts- und Gesellschaftsordnung zu beurteilen ist. 
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Bereits in der Bundestagsdebatte vom 15. Okto- 
ber 1959 waren sich alle Fraktionen und die Bun- 
desregierung darüber einig, daß Konzentration an 
sich weder als gut noch schlecht zu beurteilen und 
daher nicht ohne weiteres bedenklich ist. Eine lei- 
stungsfähige Wirtschaft erfordert optimale Betriebs- 
und Unternehmensgrößen. Wenn Massenproduktion 
hohe Anlageintensität und hohen Kapitaleinsatz 
verlangt, dürfte Konzentration notwendig sein. In 
diesem Fall bestimmt der technische Fortschritt, daß 
das günstigste Betriebsergebnis nur erzielt werden 
kann, wenn der Betrieb eine gewisse Größe erreicht 
hat. Dies bedeutet aber nicht, daß zunehmende 
Technisierung der Wirtschaft generell mit einem 
Trend zu stärkerer Konzentration verbunden sein 
muß. Für das Optimum der Betriebs- oder Unter- 
nehmensgröße können neben dem Stand der Tech- 
nik noch zahlreiche andere Faktoren bestimmend 
sein, z. B. Finanzierung, Einkauf und Absatz, Siche- 
rung gegen konjunkturelle Schwankungen und 
strukturelle Wandlungen. Bei der ordnungspoliti- 
schen Beurteilung der Konzentration muß berück- 
sichtigt werden, daß sich die wirtschaftlichen Bedin- 
gungen verändert haben und weiter ändern. Neben 
den Wandlungen der Struktur von Angebot und 
Nachfrage und anderen Änderungen der Wachs- 
tumsbedingungen, wie Vollbeschäftigung und diffe- 
renzierte Konjunktur, ist dabei vor allem an die Er- 
weiterung der Märkte zu denken, sei es im Rahmen 
der EWG oder allgemein durch zunehmende welt- 
wirtschaftliche Verflechtung. Größere Märkte erfor- 
dern zur Erhaltung der Konkurrenzfähigkeit häufig 
auch größere Betriebs- und Unternehmenseinheiten. 
Da das Gewicht einer bestimmten Unternehmens- 
konzentration immer von der Marktgröße abhängig 
ist, wird die Marktstellung eines einzelnen Unter- 
nehmens geschwächt, wenn sich der Markt erweitert. 
So kann aus einem großen Unternehmen im klei- 
nen Markt (mit entsprechend großer Marktmacht) 
ein kleines Unternehmen im großen Markt werden 
(das sich wettbewerbskonform verhalten muß). Da- 
neben kann das Betriebs- oder Unternehmensopti- 
mum auch entscheidend durch Daten bestimmt sein, 
die durch die Wirtschaftspolitik oder die Rechts- 
ordnung gesetzt sind. 

Indessen wird ein Konzentrationsvorgang wirt- 
schaftspolitisch in jedem Fall bedenklich, wenn er 
zu einer marktbeherrschenden Stellung führt oder 
eine solche Stellung verstärkt. Ein funktionsfähiger 
Leistungswettbewerb gehört zu den Grundelemen- 
ten der Sozialen Marktwirtschaft, weil nur dadurch 
die Preise ihre Steuerungs- und Verteilungsfunk- 
tion in ökonomisch und sozial befriedigender Weise 
erfüllen können. Die Einschränkung des Wett- 
bewerbs durch Konzentration bedeutet aber nicht 
nur Einbuße an volkswirtschaftlicher Produktivität, 
sie gefährdet auch die Erhaltung einer freiheitlichen 
und sozial befriedigenden Wirtschafts- und Gesell- 
schaftsordnung. Zu einer solchen Ordnung gehört 
u, a. eine Vielzahl leistungsfähiger, frei und selbst- 
verantwortlich entscheidender Unternehmer. Auch 
aus gesellschaftspolitischer Sicht ist es daher uner- 
wünscht, wenn wirtschaftliche Verfügungsgewalt 
von einem immer kleiner werdenden Personenkreis 
ausgeübt wird. 


Unter diesen Gesichtspunkten ist ordnungspoli- 
tisch auch zu bemängeln, wenn eine Konzentrations- 
tendenz dadurch entsteht, daß die bestehenden Ge- 
setze einem vertikal oder auch horizontal integrier- 
ten Unternehmen leistungsfremde Vorteile bieten, 
von denen wesentliche Anreize zur Konzentration 
ausgehen. 

Die Grenzen zwischen erwünschter und uner- 
wünschter Konzentration sind allerdings fließend, 
weil — wie die Untersuchung gezeigt hat — meist 
mehrere Ursachen und Motive Zusammenwirken 
und weil dann praktisch kaum feststellbar ist, wel- 
cher Anteil des Konzentrationsprozesses auf ord- 
nungspolitisch legitime und welcher auf nichtlegi- 
time Ursachen zurückzuführen ist. Schon aus diesen 
Gründen wäre es problematisch, mit dirigistischen 
Maßnahmen in die freien unternehmerischen Ent- 
scheidungen einzugreifen. Aufgabe des Staates ist 
es aber, durch eine entsprechende Gestaltung des 
rechtlichen Ordnungsrahmens oder durch wirt- 
schaftspolitische Maßnahmen diese Entscheidungen 
so zu beeinflussen, daß sie mit dem volkswirtschaft- 
lichen Gesamtinteresse nicht kollidieren. Bei der 
Gestaltung des wirtschaftsrechtlichen Ordnungsrah- 
mens muß dafür gesorgt werden, daß alle Rechts- 
institute, die zur Konzentration anreizen, beseitigt 
werden, um die Wettbewerbsbedingungen konzen- 
trationsneutral zu gestalten. Daneben ist es Auf- 
gabe der Wirtschaftspolitik, die kleineren und mitt- 
leren selbständigen Unternehmen zu fördern und 
ihnen Möglichkeiten erschließen zu helfen, die den 
Großunternehmen allein kraft ihrer Unternehmens- 
größe und Finanzstärke offenstehen. 


IIL Wertung der Untersuchungsergebnisse über 
Stand und Entwicklung der Konzentration 

1. Industrie 

Die Untersuchung der Industrie hat einige wesent- 
liche neue Erkenntnisse über die Konzentrations- 
entwicklung ergeben. Dazu zählt die sehr unter- 
schiedliche Konzentrationsentwicklung nach einzel- 
nen Industriegruppen. Die am Beginn des Ergebnis- 
berichts stehende Feststellung „In der deutschen 
Industrie hat die Konzentration im Untersuchungs- 
zeitraum zugenommen", trifft nur insofern zu, als bei 
dem kleinen Kreis der größten Unternehmen die 
Konzentration zugenommen hat. Im übrigen war die 
Entwicklung sehr differenziert. Einmal hat die Zahl 
der Industrieunternehmen mit 10 oder mehr Be- 
schäftigten von 1954 bis 1960 um rd. 2000 auf 
49 600 zugenommen (von 30 Industriegruppen ver- 
zeichneten 21 eine Zunahme der Unternehmungen), 
zum anderen gibt es neben Industriegruppen, in 
denen sich der Konzentrationsgrad erhöht hat, auch 
solche, in denen er rückläufig war. Die jeweils 10 
größten Unternehmen haben im Untersuchungszeit- 
raum ihren Anteil am Gesamtumsatz ihrer Industrie- 
gruppe 
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erhöht bei 2 Industriegruppen 

um (abgerundet) 16 bis 19®/o; 

bei 6 Industriegruppen 

um (abgerundet) 5 bis 9®/o; 

bei 13 Industriegruppen 

um (abgerundet) 0 bis 3%; 

vermindert bei 9 Industriegruppen 

um (abgerundet) 0 bis 7 Vo. 

Aus diesen Zahlen geht hervor, daß zwischen 1954 
und 1960 der Konzentrationsgrad nur bei 8 von 30 
Industriegruppen merklich (um mehr als — abge- 
rundet — 3 Vo) gestiegen, dagegen bei 9 Industrie- 
gruppen gesunken ist. Der Umsatzanteil der 10 
größten Unternehmen betrug 1960 

bei 7 Industriegruppen 52 bis 92 Vo; 

bei 7 Industriegruppen 37 bis 45 Vo; 

bei 12 Industriegruppen 12 bis 25 Vo; 

bei 4 Industriegruppen 7 bis 9 ®/o. 

Daraus schließt der Bericht, daß etwa die Hälfte der 
untersuchten Industriegruppen als hoch konzentriert 
zu bezeichnen ist. Es wird aber nicht deutlich auf 
die Differenzierung innerhalb der einzelnen Indu- 
striegruppen hingewiesen. Zwar wird bemerkt, daß 
es auch innerhalb der niedrig konzentrierten Indu- 
striegruppen hoch konzentrierte Branchen gibt. Da- 
gegen wird aber nicht gesagt, daß auch innerhalb 
der hoch konzentrierten Gruppen niedrig konzen- 
trierte Branchen vorhanden sind. Dadurch kann der 
Eindruck entstehen, der Konzentrationsgrad sei noch 
höher, als der Bericht in seiner gedrängten Form 
statistisch nachweisen kann. 

Die Zunahme des Anteils der 1000 größten Unter- 
nehmen am gesamten industriellen Umsatz ist nach 
den Angaben des Ergebnisberichtes nur auf das 
außerordentliche Wachstum der 50 größten Unter- 
nehmen zurückzuführen ^). Diese 50 Industrieunter- 
nehmen (= 0,1 ^/o aller Unternehmen) vereinigten 
1960 22,8% des gesamten industriellen Umsatzes 
auf sich, gegenüber 17,7% in 1954. Sie befinden 
sich in wenigen Industriegruppen und überwiegend 
in sog. Wachstumbereichen. Besonders bemerkens- 
wert ist, daß bei den in der Rangfolge sich anschlie- 
ßenden 950 großen Unternehmen (= 2 % aller 
Unternehmen) der Umsatzanteil rückläufig war (von 
34,9 % auf 32,6%), Insgesamt erhöhten die 1000 
größten Unternehmen ihren Anteil am industriellen 
Umsatz von 52,6 % auf 55,4 % und die hundert größ- 
ten Unternehmensverbindungen von 33,6 % auf 
38,8 %, 

Die Auffassung, daß Großunternehmen in beson- 
derem Maße exportintensiv sind, wird durch den 
Bericht bestätigt. Die 50 größten rechtlich selbstän- 
digen Unternehmen bestritten 1960 etwa 29% des 


^) In dem Material des Anlagenbandes wird präziser aus- 
gewiesen, daß nicht die größten 50, sondern die größ- 
ten 75 Unternehmen ihren Anteil am gesamten indu- 
striellen Umsatz erweitert haben. Allerdings war die 
Steigerung bei den letzten 25 nur noch sehr gering 
(von 4,0% auf 4,1 %). 


deutschen Exports, die 1000 größten etwa 60% und 
die 100 größten Unternehmensverbindungen rd. die 
Hälfte der deutschen Ausfuhr. 


2. Handel 

Bei der Untersuchung der Absatzwirtschaft sind 
zahlreiche Fragen offen geblieben, zu denen nach 
der Aufgabenstellung der Untersuchung und in 
Anbetracht des vorhandenen Materials einiges 
hätte gesagt werden müssen. Vor allem enthält der 
Bericht keine Angaben über die Entwicklung der 
Konzentration und deren Ursachen. In dem Unter- 
suchungszeitraum hat die Gesamtzahl der Groß- und 
Einzelhandelsunternehmen zugenommen, aber auch 
der Umsatz hat sich beträchtlich erhöht. Der Rück- 
gang des Umsatzes der Kleinunternehmen inner- 
halb des Untersuchungszeitraums scheint darauf 
hinzudeuten, daß er nur zugunsten der größten 
Handelsunternehmen eingetreten ist. Aber dieser 
Eindruck entsteht nur, weil nicht auf die Bedeutung 
und Entwicklung der mittleren Unternehmen einge- 
gangen wurde. 

Die Darstellung von Einzelproblemen vermittelt 
in einigen Fällen nicht den Eindruck, daß es sich um 
repräsentative Tatbestände handelt. Außerdem ist 
die Handelsbetätigung der Industrie (vertikale 
Konzentration) nicht eingehend untersucht worden. 

Aus dem vorliegenden Material ergibt sich, daß 
in Abwehr der Konzentration im Handel kleine und 
mittlere Unternehmer erfolgreich von den Möglich- 
keiten der Kooperation Gebrauch gemacht haben. 

3. Kreditgewerbe 

Der Bericht vermittelt einen guten Eindruck von 
der Situation im Kreditgewerbe. Den Ausführungen 
ist im wesentlichen zuzustimmen. Dies gilt insbe- 
sondere für die Darlegungen über die Ursachen der 
gegenläufigen Entwicklung des Anteils am Gesamt- 
volumen der Kundeneinlagen und der Kredite an 
Nichtbanken bei den Sparkassen und Kreditgenos- 
senschaften einerseits und bei den privaten Banken 
andererseits. Die geschilderte Auflockerung der tra- 
ditionellen Arbeitsteilung ist ein wesentlicher Grund 
dafür, daß sich der Wettbewerb im Kreditgeschäft 
verstärkt hat. Allerdings kann der generellen Fest- 
stellung des Berichts, daß der Wettbewerb haupt- 
sächlich zwischen Instituten verschiedener Banken- 
gruppen, weniger aber innerhalb der Bankengrup- 
pen selbst bestehe, nicht zugestimmt werden. Sie 
trifft zwar uneingeschränkt für den Sparkassensek- 
tor, in dem das Regionalprinzip eine Konkurrenz 
der einzelnen Sparkassen und Girozentralen unter- 
einander praktisch ausschließt und weitgehend für 
den Genossenschaftssektor zu, weil hier die Kredit- 
gewährung auf den Kreis der Genossen beschränkt 
ist. Dagegen herrscht innerhalb der Gruppe der Kre- 
ditbanken ein lebhafter Wettbewerb nicht nur im 
überregionalen Großgeschäft, sondern ebenso auf 
regionaler und lokaler Ebene. 

Bei der Beurteilung des Konzentrationsgrads, den 
der Bericht als hoch bezeichnet, dürfen folgende 
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strukturelle Besonderheiten des deutschen Bank- 
wesens nicht außer Betracht bleiben. Daß der Anteil 
der „kleinen" Geschäftsbanken (mit einem Ge- 
schäftsvolumen von weniger als 50 Millionen DM), 
die der Zahl nach 96,6 ^/o aller Geschäftsbanken aus- 
machen, nur 18 ^/o des Geschäftsvolumens beträgt, 
ist eine Folge des Vorhandenseins einer Vielzahl 
besonders kleiner ländlicher Kreditgenossenschaf- 
ten, von denen im Jahre 1960 10 578 eine Bilanz- 
summe von weniger als 5 Millionen DM hatten. 
Andererseits sind in den 26 „großen" Geschäfts- 
banken 11 Girozentralen enthalten, deren Geschäft 
im Hinblick auf ihre Funktion als Sammelbecken 
für die Liquidität der ihnen angeschlossenen Spar- 
kassen nur bedingt mit dem Geschäft der normalen 
Geschäftsbanken verglichen werden kann. Unter 
Berücksichtigung dieser Tatsache dürfte die Fest- 
stellung, daß der Anteil der „großen" Geschäfts- 
banken am gesamten Geschäftsvolumen 46 ^/o be- 
trug, nicht sehr aussagekräftig sein. In der Zuge- 
hörigkeit von 11 Girozentralen zur Gruppe der 
„großen" Banken kommt jedoch zum Ausdruck, wie 
stark die Stellung der Sparkassenorganisation in 
ihrer Gesamtheit im Kreditgewerbe ist. Die Frage, 
ob und inwieweit diese starke Steilung die Folge 
gesetzlicher oder verwaltungsmäßiger Begünstigun- 
gen ist, wird in einer besonderen Untersuchung der 
Bundesregierung geklärt werden. Im übrigen ergibt 
sich aus dem Bericht, daß die Konzentration bei den 
„großen" Geschäftsbanken tendenziell zurückgeht 
und der Anteil der „mittleren" Institute am Ge- 
schäftsvolumen zunimmt. 

Hinsichtlich der Beteiligung von Kreditinstituten 
an Nichtbanken ist die Feststellung des Berichts 
wesentlich, daß im allgemeinen derartige Beteili- 
gungen nicht erworben werden, um industriell tätig 
zu werden und einen marktbestimmenden Einfluß 
auf gewisse Wirtschaftszweige auszuüben, sondern 
um in Vv^ahrnehmung eigener wirtschaftlicher Inter- 
essen wertbeständige Daueranlagen und Ansatz- 
punkte zur Anknüpfung von Wirtschafts- und Ge- 
schäftsbeziehungen zu gewinnen. In diesem Zusam- 
menhang ist darauf hinzuweisen, daß der zulässige 
Umfang dauernder Beteiligungen von Kreditinstitu- 
ten durch § 12 KWG begrenzt wird. Danach dürfen 
derartige Beteiligungen zusammen mit den dauern- 
den Anlagen in Grundstücken, Gebäuden und Schif- 
fen das haftende Eigenkapital des Kreditinstituts 
nicht übersteigen. Wie weit in den Bilanzen Betei- 
ligungen als solche oder in der Position „Wert- 
papiere" ausgewiesen werden, ist eine Frage der 
Bilanzwahrheit, die im Einzelfall der Nachprüfung 
durch die Bankenaufsichtsbehörde unterliegt^). 

4. Versicherungen 

Der Bericht erläutert, daß sich die Frage der 
Lebensfähigkeit mittelständischer Unternehmen im 
Versicherungsbereich nicht stellt und daß die Kon- 


Ü Zu den Fragen des Depotstiminrechts, der personellen 
Verflechtung, des Wertpapierhandels außerhalb der 
Börse und der Anleihekonsortien wird im folgenden 
Kapitel unter „Gesellschaftsrecht'' Stellung genom- 
men. 


zentration, gemessen an den Prämienanteilen recht- 
lich selbständiger Unternehmen, gegenüber 1938 
nicht zugenommen hat. Zwar ist die Zahl der Ver- 
sicherungsimtcrnehmen seit 1952 um etwa 10 ^/o zu- 
rückgegangen; da es sich hierbei jedoch vor allem 
um den Abgang kleiner ländlicher Selbsthilfeein- 
richtungen mit geringem Gewicht handelt, war diese 
Entwicklung faktisch ohne größere Bedeutung. 

Die Beteiligungen der Versicherungen an der übri- 
gen Wirtschaft sind im einzelnen nicht sehr umfang- 
reich und deshalb wirtschaftspolitisch im allgemei- 
nen unbedenklich. Nur in wenigen Fällen wurden 
bei der Untersuchung Mehrheits- oder qualifizierte 
Minderheitsbeteiligungcn festgcstellt. Auch die An- 
zahl der personellen Bindungen zu anderen Wirt- 
schaftsbereichen ist nicht bedeutend. 


5. Elektrizitätswirtschaft 

Die Feststellung des Berichts, daß die bestehen- 
den Demarkations- und Konzessionsverträge kon- 
zentrationshemmend wirken, trifft zum Teil zu. Dies 
ist aber wirtschaftspolitisch nicht unbedingt positiv 
zu bewerten, weil solche Verträge den Wettbewerb 
einschränken und in der Elektrizitätswirtschaft noch 
nicht überall leistungsfähige Betriebsgrößen vorhan- 
den sind. 

Die Möglichkeit, Konzessionsabgaben zu erhal- 
ten, ist entgegen der Darlegung des Berichts nach 
den Erfahrungen der Energieaufsichtsbehörden 
durchaus als Anreiz für kleine Gemeinden anzu- 
sehen, die eigene Versorgung aufzugeben und sie 
einem regionalen Versorgungsunternehmen zu über- 
tragen. 

Der Bericht stellt zwar fest, daß zwischen 1954 
und 1960 nur verhältnismäßig wenige kleine Ge- 
meinden, in denen Konzessionsabgaben neu einge- 
führt worden sind, ihre eigene Versorgung aufge- 
geben haben. Diese geringe Zahl erklärt sich wahr- 
scheinlich aber daraus, daß die Erhebung von 
Konzessionsabgaben für Gemeinden mit einer Ein- 
wohnerzahl von weniger als 3000 erst mit dem 
Gesetz vom 24. Dezember 1956 zur Änderung der 
Konzessionsabgabenanordnungen wieder gestattet 
wurde, nachdem sic seit 1941 verboten war. 


j 6. Wohnungswirtschaft 

Die Untersuchung hat ergeben, daß an der Kon- 
zentration in diesem Bereich die wohnungswirt- 
schaftliche Unternehmungsgruppe der Gewerkschaf- 
; ten und der Beteiligungsbesitz der öffentlichen Hand 
j den wesentlichen Anteil haben. Hier bedeutet Unter- 
! nehmenskonzentration weitgehend auch Vermögens- 
I konzentration. Nach Auffassung der Bundesregie- 
rung sollte der Konzentration in der Wohnungs- 
j Wirtschaft sowohl durch den Verkauf von Wohnun- 
! gen aus dem Beteiligungsbesitz der öffentlichen 
I Hand an die bisherigen Mieter als auch durch Ver- 
äußerungsauflagen bei der Vergabe von öffentlichen 
Mitteln an die unternehmerische Wohnungswirt- 
schaft entgegengewirkt werden. 
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7. öffentliche Hand 

Die öffentliche Hand hat ihre wirtschaftliche Betä- 
tigung erweitert, insbesondere in der Industrie, in 
der Elektrizitätswirtschaft, im Verkehrswesen, in der 
Wohnungswirtschaft, im Bankwesen und durch die 
Werbetochtergesellschaften der Rundfunkanstalten 
auch beim Fernsehen. 1954 waren von den 100 
größten Unternehmensverbindungen fünf, 1960 acht 
im Eigentum der öffentlichen Hand; sie erzielten 
1954 2,7 “/o und 1960 4,1 Uo des gesamten Umsatzes 
der deutschen Industrie. Wenn diese Zahlen auch 
durch die wirtschaftliche Rückgliederung des Saar- 
landes stark beeinflußt sind, so ist doch eine Expan- 
sion der wirtschaftlichen Betätigung der öffentlichen 
Hand unübersehbar. Die Bundesregierung wird auch 
unter diesem Gesichtspunkt ihre Politik der sozialen 
Privatisierung fortsetzen. 


8. Auswirkungen der Konzentration 
auf die Wettbewerbsbedingungen 

Der Bericht erwähnt einige Praktiken, aus denen 
der wettbewerbswidrige Gebrauch von Marktmacht 
sichtbar wird (z. B. bei den Lizenzverweigerungen 
und Liefersperren in der fotochemischen Industrie). 
Es sind zu wenige, um ein informatives Bild 
darüber zu vermitteln, inwieweit und in welcher 
Weise sich die Wettbewerbsverhältnisse in der 
deutschen Wirtschaft durch die Konzentration ver- 
ändert haben. Aus dem Bericht ist nicht eindeutig 
zu entnehmen, daß Großunternehmen in der Regel 
dazu tendieren, sich kleine und mittlere Unterneh- 
men angliedern zu wollen. Zwar sind einige solcher 
Fälle angeführt, aber umgekehrt wird auch an meh- 
reren Stellen des Berichts darauf hingewiesen, daß 
Großunternehmen — wenn vielleicht auch aus Grün- 
den der Wettbewerbsoptik — bewußt die Existenz 
kleiner Unternehmen zu erhalten suchen. 

Die Aussagen des Berichts über die Auswirkun- 
gen der Konzentration auf die Wettbewerbsbedin- 
gungen sind vor allem deshalb so spärlich, weil es 
dem Bundesamt innerhalb der zur Verfügung 
stehenden Zeit und mangels geeigneter Unterlagen 
nicht möglich war, die tatsächliche Marktstellung der 
Unternehmen zu ermitteln. Aus der Stellung der 
Großunternehmen innerhalb der Industriegruppen 
kann im allgemeinen nicht auf ihre Marktstellung 
geschlossen werden, da die meisten Industriegrup- 
pen mehrere Branchen mit verschiedenen Waren- 
märkten umfassen [siehe dazu auch den Abschnitt 
IV 2. a)]. Zahlreiche unter dem Gesichtspunkt der 
Konzentration interessante Verhaltensweisen wur- 
den nicht überprüft. So konnte z. B. im einzelnen 
nicht untersucht werden, ob die Großbanken als 
Kreditgeber oder über Beteiligungen auf Unterneh- 
men Einfluß ausüben und welche besonderen Wir- 
kungen von den vielfältigen Arten der Konzentra- 
tion (Betriebs-, Unternehmens-, Vermögens- und 
personelle Konzentration) auf den Wettbewerb aus- 
gehen. 

Zusammenfassend läßt sich sagen, daß die weni- 
gen Aussagen über das Marktverhalten von Groß- 
unternehmen kein gültiges Urteil darüber erlauben. 


in welchem Ausmaß der Wettbewerb durch die 
Konzentration in bestimmten Wirtschaftsbereichen 
gefährdet ist. 


IV. Wirtschaftspolitische Überlegungen 
für Verwaltung und Gesetzgebung 

1. Konzentrationsiirsachen 

Der Bericht enthält keine zusammenfassende 
Würdigung und Darstellung der Konzentrations- 
ursachen. Begründet wird das einmal damit, daß 
die vielschichtigen, oft im Persönlichen begründeten 
Motive unternehmerischer Entscheidungen sich im 
allgemeinen einer Erfassung entziehen, zum anderen 
damit, daß gewisse Ursachen meist auf bestimmte 
Wirtschaftsbereiche beschränkt sind. In der Tat 
lassen sich die Motive unternehmerischer Entschei- 
dungen, die ein Anwachsen der Konzentration zur 
Folge haben, kaum mit den üblichen statistischen 
Erhebungsmethoden erfassen. Es hat sich hier 
gezeigt, daß die im Gesetz vorgesehenen Auskunfts- 
rechte nicht ausreichten, um eine repräsentative 
Feststellung über die konkreten Ursachen der Kon- 
zentration zu treffen. Eindeutige Zusammenhänge 
zwischen konkreten Ursachen und bestimmten Kon- 
zentration sformen und -ent Wicklungen ließen sich 
deshalb nicht nachweisen. 

Die zahlreichen im Bericht genannten Konzen- 
trationsursachen sind ihrer Natur nach sehr viel- 
fältig. Ein großer Teil davon beruht auf der An- 
passung der Unternehmen an neue wirtschaftliche 
und technische Gegebenheiten. Zu ihnen rechnen 
z. B. alle Konzentrationsursachen, die auf die Mög- 
lichkeiten besserer Produktions- und Verteilungs- 
technik, rationellerer Organisation der Betriebs- 
funktionen, günstigerer Beschaffung von Finanz- 
mitteln und Arbeitskräften sowie der Absicherung 
gegen Konjunkturschwankungen und der Anpassung 
an strukturelle Änderungen zurückzuführen sind. 

Daneben gibt es eine Reihe von Konzentrations- 
ursachen, die ihren Ursprung in verschiedenen 
gesetzlichen Bestimmungen haben, die Teil des 
Ordnungsrahmens der Wirtschaft sind. Sie sind im 
Bericht ausführlicher behandelt und z. T. in geson- 
derten Kapiteln dargestellt. Auf sie wird im folgen- 
den näher eingegangen. 


2. Wettbewerbsrecht und Wettbewerbsförderung 

a) Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen 

Da der Bericht im allgemeinen nur die Bedeutung 
der größten Unternehmen und Unternehmensver- 
bindungen in den verschiedenen Wirtschaftsberei- 
chen, nicht aber ihre Stellung auf einzelnen Märkten 
erkennen läßt, hilft er bei der Handhabung der gel- 
tenden Fassung der §§ 22 bis 24 (marktbeherr- 
schende Unternehmen) des Gesetzes gegen Wett- 
bewerbsbeschränkungen (GWB) kaum weiter. Das 
GWB behandelt die Unternehmenskonzentration 
nicht allgemein unter gesellschafts- und struktur- 
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politischen Gesichtspunkten, sondern nur insoweit, 
als sie im konkreten Fall zu einer Beschränkung des 
Wettbewerbs geführt hat. Das gilt sowohl für § 22 
(Mißbrauchsaufsicht über marktbeherrschende Unter- 
nehmen) als auch für die §§23 und 24 GWB (An- 
zeige von Zusammenschlüssen von Unternehmen). 
Der Anknüpfungspunkt „Marktbeherrschung" in den 
§§ 22 und 24 sowie das Merkmal „Marktanteil von 
20 vom Hundert oder mehr" in § 23 GWB beruhen 
auf der Vorstellung, daß es das Monopol und die 
dem Monopol sich nähernden oder ihm ähnelnden 
Marktstellungen sind, die — wettbewerbspolitisch 
gesehen — der Überwachung bedürfen (siehe dazu 
den Bericht der Bundesregierung über Änderungen 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
vom 22. August 1962 — Drucksache IV/617, S. 67 ff.). 
Dabei kann die Frage, ob eine marktbeherrschende 
Stellung oder ein Marktanteil von 20 Vo oder mehr 
vorliegt, immer nur im Hinblick auf einen bestimm- 
ten räumlich und sachlich abgegrenzten Markt be- 
antwortet werden. So ist nach § 22 GWB ein Unter- 
nehmen marktbeherrschend, soweit es „für eine 
bestimmte Art von Waren oder gewerblichen Lei- 
stungen" ohne Wettbewerber oder keinem wesent- 
lichen Wettbewerb ausgesetzt ist; § 23 GWB spricht 
von einem Marktanteil von 20 Vo oder mehr „für 
eine bestimmte Art von Waren oder gewerblichen 
Leistungen". 

Diese Feststellungen kann das Bundeskartellamt 
regelmäßig nicht schon treffen, wenn ihm nur die 
Gesamtumsätze der beteiligten Unternehmen im 
Verhältnis zum Gesamtumsatz des jeweiligen Wirt- 
schaftsbereich bekannt sind; denn die meisten 
Unternehmen sind auf mehreren Märkten tätig, so 
daß für die Ermittlung ihrer Stellung auf einem be- 
stimmten Markt die Kenntnis der Gesamtumsätze 
nicht ausreicht. Das Bundeskartellamt muß vielmehr 
die Umsätze auf dem jeweils betroffenen Markt 
„für eine bestimmte Art von Waren oder gewerb- 
lichen Leistungen" ermitteln. Darüber gibt aber der 
Bericht, wie gesagt, kaum Aufschlüsse. 

Im Bericht ist dargelegt, weshalb es dem Bundes- 
amt nicht möglich war, auch Marktanteile zu berech- 
nen. Das erhöht die Bedeutung des Änderungsvor- 
schlages der Bundesregierung, die Pflicht zur An- 
zeige von Unternehmenszusammenschlüssen nach 
§ 23 GWB außer an den Marktanteil wahlweise an 
die absolute Größe (Gesamtumsatz, Zahl der Be- 
schäftigten, Bilanzsumme) der beteiligten Unterneh- 
men zu knüpfen (siehe dazu den Bericht der Bundes- 
regierung über Änderungen des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen vom 22. August 1962, 
a. a. O. S. 71 f.). Auf diese Weise könnten bei der 
Durchführung des § 23 GWB die mit der Feststel- 
lung von Marktanteilen verbundenen Schwierigkei- 
ten, auf die auch das Bundeskartellamt in seinen 
Tätigkeitsberichten aufmerksam gemacht hat, in Zu- 
kunft vermieden werden; denn der Gesamtumsatz, 
die Zahl der Beschäftigten und die Bilanzsumme 
eines Unternehmens lassen sich — im Gegensatz 
zum Marktanteil — jederzeit leicht feststellen. 

Das Ergebnis der Konzentrationsuntersuchung 
unterstützt die Änderungsvorschläge der Bundes- 


regierung zu den §§ 22 bis 24 GWB auch in folgender 
Beziehung: in ihrem Bericht über Änderungen des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen vom 
22. August 1962 hat die Bundesregierung vorgeschla- 
gen, die Vorschriften über marktbeherrschende 
Unternehmen im Prinzip unverändert zu lassen; sie 
hat lediglich angeregt, die Mißbrauchsaufsicht über 
marktbeherrschende Unternehmen nach § 22 prakti- 
kabler zu gestalten und die Möglichkeiten zur Beo- 
bachtung der Unternehmenskonzentration nach den 
§§ 23 und 24 GWB zu verbessern. Dagegen hat sie 
die Anregung interessierter Kreise der Öffentlich- 
keit, für bestimmte Zusammenschlüsse von Unter- 
nehmen ein Erlaubnisverfahren vorzusehen, nicht 
aufgegriffen. Zur Begründung hat sie ausgeführt, es 
lasse sich noch nicht übersehen, welche Rolle in der 
Bundesrepublik Marktmacht tatsächlich spielt und 
welche Wirkungen der Gemeinsame Markt der Eu- 
ropäischen Wirtschaftsgemeinschaft sowie überhaupt 
die zunehmende Öffnung der nationalen Märkte auf 
die Konzentrationsbewegung haben werden. Der Be- 
richt des Bundesamtes zeigt, daß es richtig war, die 
bestehenden Konzentrationstendenzen vorsichtig zu 
beurteilen. Er bestätigt im wesentlichen die Vor- 
schläge, die die Bundesregierung in ihrem Bericht 
über Änderungen des Gesetzes gegen Wettbewerbs- 
beschränkungen vom 22. August 1962 — Druck- 
sache IV/617 — zur Verbesserung der §§ 22 bis 24 
GWB gemacht hat. 

In einem Punkt legt das Untersuchungsergebnis 
eine Korrektur der Änderungsvorschläge der Bun- 
desregierung zu § 23 GWB nahe, die indessen schon 
im Bericht der Bundesregierung über Änderungen 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
vom 22. Äugust 1962 angedeutet wurde. Hierin hat 
die Bundesregierung die Möglichkeit erörtert, die 
Pflicht zur Anzeige eines Zusammenschlusses von 
Unternehmen an folgende Größenzahlen zu knüp- 
fen: 

Umsatz: 100 Millionen Deutsche Mark oder mehr 
oder 

Zahl der Beschäftigten: 3000 oder mehr 
oder 

Bilanzsumme: 75 Millionen Deutsche Mark oder 
mehr. 

Die Bundesregierung ging davon aus, daß hiermit 
alle Unternehmensverbindungen erfaßt würden, die 
größenmäßig nach dem damaligen Stand den 500 
bis 600 größten inländischen Unternehmen entspra- 
chen (S. 72 des o. a. Berichts). Sie hatte jedoch hin- 
zugefügt: „Die Grenzen sollten eher höher als nied- 
riger festgesetzt werden." Das erscheint angebracht, 
nachdem der Konzentrationsbericht gezeigt hat, daß 
im Berichtszeitraum die wesentlichen Konzentra- 
tionsvorgänge sich innerhalb der Gruppe der größ- 
ten 75 Unternehmen abgespielt haben (vgl. dazu 
Abschnitt III 1. dieser Stellungnahme). Nunmehr 
könnte daran gedacht werden, die Pflicht zur An- 
zeige eines Zusammenschlusses von Unternehmen 
etwa an folgende Größenordnungen zu knüpfen: 
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Umsatz: 400 Millionen Deutsche Mark oder mehr 
oder 

Zahl der Beschäftigten: 10 000 oder mehr 
oder 

Bilanzsumme: 200 Millionen Deutsche Mark oder 
mehr. 

Dadurch würden alle Unternehmensverbindungen 
erfaßt werden, die größenmäßig nach dem gegen- 
wärtigen Stand schätzungsweise den 100 größten 
inländischen Unternehmen entsprechen ^). 

Wettbewerbspolitisch interessant ist auch die 
Feststellung des Berichts, daß die zahlreichen Mög- 
lichkeiten zwischenbetrieblicher Zusammenarbeit 
gerade bei kleinen und mittleren Unternehmen nicht 
bekannt waren. Das rechtfertigt die Bemühungen 
des Bundesministeriums für Wirtschaft, durch seine 
Zusammenstellung über „Zwischenbetriebliche Zu^ 
sammenarbeit im Rahmen des Gesetzes gegen Wett- 
bewerbsbeschränkungen" vom 29. Oktober 1963 
(sog. „Kooperations-Fibel") den Gedanken der Ko- 
operation bei den kleinen und mittleren Unterneh- 
men zu fördern. 

Für die wirtschaftspolitische Beurteilung des Preis- 
bindungsprivilegs für Markenwaren ist die im Be- 
richt enthaltene Feststellung wichtig, daß nur 158 
Unternehmen, die zu den im Jahre 1960 tausend 
größten Industrieunternehmen gehören, insgesamt 
Preisbindungen für 47 389 Verkaufseinheiten (ohne 
Kraftfahrzeugersatzteile) angemeldet haben. Zehn 
von diesen 158 Unternehmen haben jeweils mehr als 
1000, insgesamt 29 432 Preisbindungen — das ent- 
spricht 25 Vo aller preisgebundenen Verkaufsein- 
heiten — angemeldet. Hieraus ergibt sich, daß 
das Preisbindungsprivileg in der Produktionsstufe 
vornehmlich großen Herstellerunternehmen, nicht 
dagegen kleinen und mittleren Produzenten zugute 
kommt. Einführung und Aufrechterhaltung eines 
Preisbindungssystems erfordern einen Kostenauf- 
wand, den in der Regel nur größere Unternehmen 
bestreiten können. 

b) Demarkationsverträge und Konzessionsverträge 
in der Elektrizitätswirtschaft 

Die deutsche Elektrizitätswirtschaft ist zum Teil 
noch in zahlreiche kleine Unternehmen mit geringer 
Leistungsfähigkeit und entsprechend überhöhten 
Preisen aufgesplittert. In den Fällen, in denen die- 
ser Zustand darauf beruht, daß die Freistellung der 
Demarkations- und Konzessionsverträge vom Kar- 
tellverbot im Sinne des § 104 Abs. 1 Nr. 1 GWB 
mißbraucht wird, kann hiergegen im Wege der kar- 
tellrechtlichen Mißbrauchsaufsicht vorgegangen wer- 
den. Um darüber hinaus den Preiswettbewerb zwi- 
schen Versorgungsunternehmen zu beleben, wird 
eine gesetzliche Änderung des § 103 GWB in Be- 
tracht zu ziehen sein. Die starken Strompreisunter- 
schiede zwischen den einzelnen Stromversorgungs- 
gebicten innerhalb der Bundesrepublik deuten 


Ü Dies ist aus dem Anlagenband zu entnehmen. 


darauf hin, daß sich eine Verbesserung der Wett- 
bewerbsvoraussetzungen positiv auf die Preisge- 
staltung und Rationalisierung auswirken würde. 

c) Markttransparenz in der Versicherungswirtschaft 

Die Untersuchung hat ergeben, daß in einigen 
Sparten des Versicherungswesens die Markttranspa- 
renz gering ist und im Wettbewerb weniger der 
Preis oder die Versicherungsleistung als die Größe 
der Außenorganisation entscheidend ist. Die Ver- 
sicherungsaufsichtsbehörden waren immer bemüht, 
durch die Aufstellung von Musterbedingungen den 
VersicherungsmarkL .transparenter zu gestalten und 
greifen bei Abweichungen, die keine echte Verbes- 
serung des Versicherungsschutzes darstellen, ein, 
um die Belange der Versicherten zu wahren. Trotz- 
dem sollte geprüft werden, ob und wie durch geeig- 
nete weitere Maßnahmen die Markttransparenz — 
und damit die Stellung der Versicherungsnehmer — 
verstärkt werden könnte. 


3. Gesellschaftsrecht 

Die Ausführungen des Berichts bestätigen, daß 
die Vorschriften und Institute des Gesellschaftsrechts 
nicht selten die rechtliche Basis zur Verwirklichung 
von Konzentrationsbestrebungen gebildet haben. Da 
aber nicht jede Unternehmenskonzentration gesell- 
schafts- oder wirtschaftspolitisch unerwünscht ist, 
wird sich an dieser rechtlichen Situation auch in 
Zukunft wenig ändern lassen; denn die Aufnahme 
von Bestimmungen mit konzentrationshemmender 
Tendenz in das Gesellschaftsrecht würde erwünschte 
und unerwünschte Konzentrationsbestrebungen tref- 
fen. Die Bundesregierung ist allerdings der Auffas- 
sung, daß das Gesellschaftsrecht, gerade weil für die 
Wirtschafts- und gesellschaftspolitische Beurteilung 
eines Konzentrationsvorgangs außerhalb des Ge- 
sellschaftsrechts liegende Maßstäbe gelten, „wett- 
bewerbsneutral" sein sollte. Das Gesellschaftsrecht 
sollte daher keine Gestaltungsmöglichkeiten zur 
Verfügung stellen, die nicht nur als Organisations- 
formen der Konzentration dienen können, sondern 
darüber hinaus wirtschaftliche Anreize zur Kon- 
zentration bieten. Aufgrund des Berichts läßt sich 
jedoch nicht feststellen, daß bestimmte gesellschafts- 
rechtliche Gestaltungsformen solche Anreize bieten. 
Dieses Ergebnis ist möglicherweise zum Teil darauf 
zurückzuführen, daß die Ausführungen zum Gesell- 
schaftsrecht sich zu manchen Problemen auf die Dar- 
stellung von Einzelfällen beschränken mußten, aus 
denen keine allgemeinen Schlüsse gezogen werden 
können, oder aber nur Angaben über den Umfang, 
in dem von bestimmten gesellschaftsrechtlichen Ge- 
staltungsmöglichkeiten Gebrauch gemacht worden 
ist, nicht aber über die Ursachen hierfür enthalten. 

Der Bericht zeigt aber auch, daß einigen gesell- 
schaftsrechtlichen Instituten in der Öffentlichkeit 
weitgehend zu Unrecht eine konzentrationsfördernde 


9 Wegen des engen Zusammenhangs werden in diesem 
Abschnitt auch Fragen aus dem Bereich der Organi- 
sation des Kapitalmarkts behandelt. 
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Tendenz zugeschrieben worden ist. So ist offenbar 
das Gesetz über die Umwandlung von Kapitalge- 
sellschaften und bergrechtlichen Gewerkschaften 
vom 12. November 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 844) 
ganz überwiegend nicht zur Konzentration von 
Unternehmen auf den Hauptaktionär unter Aus- 
schluß einer größeren Zahl von Minderheitsaktio- 
nären, sondern lediglich zur Zusammenfassung im 
organisatorischen Sinne benutzt worden. In 141 von 
155 im Rahmen der Enquete geprüften Umwand- 
lungsfällen betrug die Kapitalbeteiligung des Haupt- 
aktionärs im Zeitpunkt der Umwandlung bereits 
zwischen 95 und 100 Vo und in v/eiteren acht Fallen 
wenigstens 90 bis 95 ^/o. Wenn ferner bei den 500 
größten rechtlich selbständigen Industrieunterneh- 
men nur acht Verschmelzungen (§§ 23v3 ff Aktien- 
gesetz) erfolgt sind, so ergibt sich daraus, daß offen- 
bar auch dieses Institut bisher keinen besonderen 
Anreiz zur Konzentration geboten hat. Ferner scheint 
auch die mit einem Mehrheitsbesitz verbundene 
Herrschaftsmacht nach dem Bericht in der Praxis 
— von Ausnahmefällcn abgesehen — regelmäßig 
nicht dazu benutzt worden zu sein, um Minderheits- 
aktionäre zu benachteiligen und zur Veräußerung 
ihres Anteilsbesitzes zu veranlassen. Sichere 
Schlüsse lassen sich allerdings aus dem Bericht in 
dieser Frage — wie auch der Bericht selbst hervor- 
hebt — schon im Hinblick auf die beschränkte Zahl 
der untersuchten Unternehmungen nicht ziehen. Eine 
abschließende Aussage wäre erst nach weiteren 
sorgfältigen Untersuchungen möglich. 

Soweit der Bericht in dem Abschnitt „Gesell- 
schaftsrecht" auf Motive für Konzentrationsvorgänge 
eingeht, wird die eingangs getroffene Feststellung 
bestätigt, daß das Gcsellschaftsrecht seinem Wesen 
nach kein geeigneter Ansatzpunkt ist, um einer 
weiteren Unternehmenskonzentration in der Wirt- 
schaft entgegenzuwirken. Dies zeigen besonders deut- 
lich die Ausführungen über „Gemeinschaftsunterneh- 
men", d. h. Unternehmen, an denen sich mehrere 
andere Unternehmen beteiligen, um auf diese Weise 
etwa das mit kostspieligen Entwicklungsarbeiten 
auf neuen Gebieten verbundene finanzielle Risiko 
zu verteilen oder gemeinsam große Auslandspro- 
jekte durchzuführen. Die sich aus der Gründung von 
Gemeinschaftsunternehmen u. U. ergebende Konzen- 
tration kann durchaus der Erhaltung der Wettbe- 
werbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft auf dem 
europäischen oder Weltmarkt dienen und damit 
wirtschaftspolitisch erwünscht sein. Daraus folgt 
aber gleichzeitig, daß das Gesellschaftsrecht weder 
die Gründung von Gemeinschaftsunternehmen selbst 
noch die in diesem Zusammenhang erforderlichen 
Gestaltungsmöglichkeiten erschweren darf, obwohl 
die gleichen Möglichkeiten auch der Verwirklichung 
Wirtschafts- oder gesellschaftspolitisch unerwünsch- 
ter Konzentrationsbestrebungen dienen können. Der 
Bericht gibt aber Anhaltspunkte dafür, daß die nach 
Gesellschaftsrecht bestehenden Möglichkeiten zu 
personellen Verflechtungen wahrgenommen werden. 
Solche personellen Verflechtungen sind ebenfalls 
eine Erscheinungsform der Ballung von wirtschaft- 
lichen Einfluß- und Entscheidungsmöglichkeiten. 

Im einzelnen ist zu dem Bericht folgendes zu be- 
merken: 


a) Der Bericht bestätigt die Notwendigkeit der von 
der Bundesregierung im Rahmen der Aktien- 
rechtsreform vorgeschlagenen Neuordnung des 
Depotstimm_rechts. Bei den Hauptversammlungen 
der insgesamt untersuchten 425 Aktiengesell- 
schaften hatten Kreditinstitute mit ihrem Eigen- 
besitz und dem vertretenen Fremdbesitz zusam- 
men durchschnittlich gut 50 ^Vo des stimmberech- 
tigten Kapitals inne. In 23 Hauptversammlungen 
vertrat eine einzige Bank nur mit Hilfe von 
Kunden- und sog. Leihbesitz mehr als 50 Vo 
des anwesenden Kapitals; und in weiteren 18 
Hauptversammlungen wurde diese Mehrheit von 
einer Bank durch eine Kombination von Eigen-, 
Kunden- und Drittbesitz erreicht. Diese einfluß- 
reiche Stellung der Banken erscheint auf die 
Dauer nicht tragbar, wenn man sich vor Augen 
hält, daß sie für durchschnittlich 41 Vo keine 
andere Legitimation besaßen als die für 15 Mo- 
nate gültigen Blankoermächtigungen der Depot- 
kunden. Zwar ergibt sich aus dem Bericht nicht, 
welchen Gebrauch die Banken von ihren Mehr- 
heiten gemacht haben. Allein die Tatsache, daß 
ihnen durch die Depotstimmen die Mehrheit in 
den Hauptversammlungen zugefallen ist, belegt 
aber die von der Bundesregierung schon bei der 
Beantwortung der Großen Anfrage vertretene 
Auffassung, daß dem Depotstimmrecht jedenfalls 
die Gefahr einer Machtausübung mittels fremder 
Stimmen innewohnt, die nur dadurch gebannt 
werden kann, daß bei Stimmrechtausübung mehr 
als bisher der Wille des Aktionärs zur Geltung 
kommt. 

In diesem Zusammenhang ist auch die Feststel- 
lung des Berichts zu erwähnen, daß der Besitz 
an Aktien der Großbanken breit gestreut ist. 
Diese Streuung ist gesellschaftspolitisch zu be- 
grüßen. Andererseits darf nicht verkannt werden, 
daß nach dem geltenden Depotstimmrecht die 
Vorstände der Großbanken dadurch eine sehr 
unabhängige Stellung einnehmen; denn nach 
einer weiteren Feststellung des Berichts haben 
8 Kreditinstitute auf ihren eigenen Hauptver- 
sammlungen überwiegend aufgrund von Stimm- 
rechtsermächtigungen ihrer Depotkunden selbst 
mehr als 50 ^/o der Stimmrechte ausgeübt. Auch 
auf diesem Gebiet würde durch die Neuregelung 
des Depotstimmrechts nach dem Regierungsent- 
wurf darauf hingewirkt, daß die Banken nur mit 
einer echten Legitimation ihrer Depotkunden 
deren Stimmrecht ausüben dürfen. 

b) Die Feststellungen des Berichts über die Zahl 
der Aufsichtsratsmandate, die Banken bei Nicht- 
banken innehaben, zeigen, daß die Banken auf 
diesem Wege in erheblichem Umfange wirtschaft- 
liche Macht ausüben oder jedenfalls auszuüben 
vermögen. Ob es möglich ist, dieser Erscheinung 
mit Reformen auf dem Gebiete des Gesellschafts- 
rechts wirksam entgegenzutreten, muß jedoch 
nach Auffassung der Bundesregierung gerade 
angesichts der weiteren Feststellungen, die der 
Bericht in diesem Zusammenhänge getroffen hat, 
bezweifelt werden. Das Depotstimmrecht der 
Banken spielt nämlich nach dem vorliegenden 
Untersuchungsergebnis für die Wahl von Ban- 
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kenvertretern in die Aufsichtsräte offenbar keine 
entscheidende Rolle. Obwohl jeweils eine Bank 
mehr als 50 ‘Vo des anwesenden Kapitals in 
Hauptversammlungen von 73 Gesellschaften ver- 
treten hat, gehörte in 14 dieser Gesellschaften 
kein Vertreter einer Bank dem Aufsichtsrat an. 
Andererseits wurden bei 41 von 150 Gesellschaf- 
ten, in denen 1961 Bankenvertreter Vorsitzer 
des Aufsichtsrates waren, in den Hauptversamm- 
lungen weniger als 5 ^/o des anwesenden Kapitals 
von Banken vertreten. 

Der Bericht läßt weiter nicht erkennen, inwieweit 
die Tatsache, daß auf 11 Kreditinstitute fast 75 
aller von Banken gestellten Aufsichtsratsmitglie- 
der entfallen, zu einer Mandatshäufung bei ein- 
zelnen Personen geführt hat. In Zukunft würde 
jedenfalls durch § 97 Abs. 2 des Regierungsent- 
wurfs eines Aktiengesetzes eine übermäßige 
Häufung von Mandaten bei einzelnen Banken- 
vertretern verhindert. 

Schließlich sind in diesem Zusammenhang noch 
die Feststellungen über den Grad der wechsel- 
seitigen Verflechtung der Wirtschaft mit den 
Banken von Bedeutung. In den Aufsichtsräten 
der drei Großbanken befanden sich 57 Vertreter 
von 47 Aktiengesellschaften, während die Groß- 
banken in 37 dieser Gesellschaften ihrerseits mit 
48 Mandatsträgern vertreten waren. Eine solche j 
wechselseitige Verflechtung kann Bedenken be- j 
gegnen, weil sie mindestens optisch den Ein- i 
druck erweckt, daß sich die Vorstände der Ban- ! 
ken einerseits, die der industriellen Aktienge- | 
Seilschaften andererseits über ihre Aufsichtsräte 
wechselseitig kontrollieren und unter diesen Um- 
ständen eine unabhängige Kontrolle der Ver- 
waltungen nicht mehr gewährleistet ist. Es sollte 
daher Wert darauf gelegt werden, daß solche 
Überkreuzverflechtungen künftig offengelegt 
werden müssen. 

c) Der Bericht weist weiter darauf hin, daß die 
Großbanken fast die Hälfte der zwischen 1950 
und 1961 erworbenen Schachtel- und Mehrheits- 
beteiligungen außerhalb der Börse zusammen- 
gekauft haben. Durch Käufe einzelner Aktien 
außerhalb der Börse wird das Zusammenfügen 
von Aktienpaketen und damit die Konzentra- 
tion erleichtert. Würden so große Kaufaufträge 
über die Börse getätigt, so würden die Kurse 
und die Börsenumsätze steigen. Die Aktionäre 
würden rechtzeitig aufmerksam gemacht, daß 
Großinteressenten für dieses Papier vorhanden 
sind. Sie würden deshalb, wenn überhaupt, nur 
zu höheren Kursen ihre Aktien abgeben. Ohne 
solche Warnzeichen an der Börse werden öfters 
Papiere, deren wirkliche Ertragsverhältnisse un- 
bekannt und deren Dividenden niedrig sind, weit 
unter Wert abgegeben. 

In den Wertpapiergeschäften außerhalb der Börse 
liegt aber auch eine Begünstigung der Konzen- 
tration im Kreditgewerbe. Solche Wertpapier- 
geschäfte können im größeren Umfange nur von 
den größten Instituten vorgenommen werden; 
diese Banken sind sowohl aufgrund ihrer nicht 
unerheblichen Aktienbestände als auch aufgrund 


der umfangreichen, bei ihnen vorliegenden Kun- 
denauflräge in der Lage, die Aufträge mitein- 
ander oder über ihre Wertpapierbestände aus- 
zugleichen und dabei durch Ersparnis der Bör- 
senkosten bessere Erträge zu erzielen als klei- 
nere Institule. 

Die Bundesregierung wird prüfen, wie dem ent- 
gegengewirkt werden kann. 

d) Das Untersuchungsergebnis über die Anleihe- 
konsortien bestätigt, daß die bestehenden Kon- 
sortien „eingefroren" sind. Unter wettbewerbs- 
politischen Aspekten wäre ihre Auflockerung 
sicher zu begrüßen. Der Anstoß hierzu müßte 
allerdings in erster Linie von den Emittenten 
selbst ausgehen. Auch der Bund sollte daher 
seine diesbezüglichen Bemühungen fortführen. 
Bei den meisten Emittenten scheint jedoch wenig 
Bereitschaft zur Auflockerung ihrer Konsortien 
vorhanden zu sein, solange ihr Emissionsge- 
schäft von den bestehenden Konsortien reibungs- 
los abgewickelt wird. Eine Auflockerung könnte 
allerdings auch durch eine Initiative derjenigen 
Kreditinstitute erreicht werden, die ihr Konsor- 
tialgeschäft ausbauen wollen bzw. noch keinem 
Konsortium angehören. 

e) Nach den Feststellungen des Berichts über das 
Ausmaß der Publizität unter den tausend größten 
rechtlich selbständigen Industrieunternehmen 
waren im Jahre 1960 nur 440 zur Bekanntgabe 
ihres Jahresabschlusses nach dem Aktiengesetz 
verpflichtet (435 Aktiengesellschaften und 5 Kom- 
manditgesellschaften auf Aktien). 207 der Gesell- 
schaften wurden an der Börse notiert, im Falle 
der Inanspruchnahme des Kapitalmarktes unter- 
lagen sie damit den erweiterten Publizitätsanfor- 
derungen der Börse. Für über die Hälfte der tau- 
send Größten — darunter 299 Gesellschaften 
mbH — bestand somit keine Publizitätspflicht. 
Sofern man nur die hundert größten rechtlich 
selbständigen Industrieunternehmen in Betracht 
zieht, ergibt sich ein etwas günstigeres Bild, da 
sich darunter 79 Aktiengesellschaften befanden. 
Dem Bericht ist außerdem zu entnehmen, daß 
bei den hundert größten Unternehmensverbin- 
dungen nur knapp “7:^ des Umsatzes (nach der 
Umsatzsteuererklärung) von der Publizitätspflicht 
erfaßt wurden. Nach den Vorschriften über die 
Aufstellung von Konzernabschlüssen und Kon- 
zerngeschäftsberichten der §§ 317 ff. des Regie- 
rungsentwurfs eines Aktiengesetzes und des § 25 
des Einführungsgesetzes würde der Anteil des 
publizitätspflichtigen Umsatzes bei den 100 größ- 
ten Unternehmensverbindungen auf gut '*/-> an- 
steigen. Zwar ergibt sich die Notwendigkeit die- 
ser Bestimmungen in erster Linie aus dem Um- 
stand, daß der Jahresabschluß der einzelnen Ge- 
sellschaft in einem Konzernverhältnis unzurei- 
chend ist, weil die Vermögens- und Ertragslage 
der einzelnen Konzerngesellschaft nicht ohne 
Kenntnis der Vermögens- und Ertragslage des 
Konzerns beurteilt werden kann. Die Bundes- 
regierung hat aber bereits in ihrer Antwort auf 
die Große Anfrage der Fraktionen der CDU/CSLI, 
DP betr. Wirtschaftskonzentration dargelegt, daß 
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diese Vorschriften auch zu einer besseren Trans- 
parenz der Konzentration in der Wirtschaft bei- 
tragen sollen. Es erhebt sich die Frage, ob durch 
die vorgesehenen Vorschriften eine ausreichende 
Transparenz erreicht wird. Das Problem wird 
noch dadurch verschärft, daß die Beschränkung 
der Publizität auf einzelne Gesellschaftsformen 
die Möglichkeit zum Ausweichen gibt. In diesem 
Zusammenhang gewinnt der Tatbestand an Be- 
deutung, daß sich der Anteil der publizitätspflich- 
tigen Unternehmen unter den tausend größten 
rechtlich selbständigen Industrieunternehmen in 
der Zeit von 1954 auf 1960 von 502 auf 440 ver- 
ringert hat. Der Anteil der Gesellschaften mbH 
an den jeweils tausend Größten stieg dagegen 
von 278 auf 299, der Anteil der Kommanditgesell- 
schaften von 122 auf 159^). Aus dem Bericht ist 
zwar nicht ersichtlich, ob und inwieweit dieses 
auf Veränderungen der Rechtsform der Unter- 
nehmen beruhte. Die Gefahr der Umwandlungen 
in nichtpublizitätspflichtige Organisationsformen 
ist aber gegeben. 

Darüber hinaus ist gerade im Hinblick auf die 
Konzentrationsneutralität des Gesellschaftsrechts 
zu fragen, ob bei den größten Unternehmen und 
Unternehmensverbindungen wegen ihrer gesamt- 
wirtschaftlichen Bedeutung die Pflicht zur Publi- 
zität noch allein unter dem Gesichtspunkt des 
Schutzes der Aktionäre und Gläubiger gesehen 
werden kann. Das Interesse der Allgemeinheit 
und der für die Wirtschaftspolitik Verantwort- 
lichen könnte für eine Ausweitung gewisser 
Publizitätsvorschriften auf die größten Unter- 
nehmen unabhängig von ihrer Rechtsform spre- 
chen. Allerdings liegt eine erhebliche Problematik 
darin, daß eine Ausdehnung der Publizitätspflicht 
auf personenbezogene Unternehmen nicht nur 
die Offenlegung wirtschaftlicher Einfluß- und 
Entscheidungsmöglichkeiten, sondern zugleich 
der Vermögensverhältnisse dieser Personen be- 
deuten würde. Das Problem bedarf unter diesem 
Gesichtspunkt noch sorgfältiger Prüfung. 


4. Steuerrecht 

Konzentration ist meist auf eine Kombination ver- 
schiedener Ursachen zurückzuführen. Eindeutige Be- 
ziehungen zwischen einer speziellen Ursache und 
einer bestimmten Konzentrationsentwicklung ließen 
sich bei der Untersuchung nicht finden. So bestätigt 
der Bericht denn auch ausdrücklich, „daß die Steuern 
nur e i n Faktor unter vielen für die Konzentration 
sind". Er stellt zutreffend als konzentrations- 
fördernde Faktoren der geltenden Steuergesetz- 
gebung insbesondere das Umsatzsteuersystem, die 
Organschaft und das Schachtelprivileg heraus. 

Die konzentrationsfördernde Wirkung des Um- 
satzsteuersystems ergibt sich daraus, daß bei der 
Verbindung mehrerer Produktions- und Handels- 
stufen in einem Unternehmen die Umsatzsteuer nur 
einmal — nämlich beim Übergang der Erzeugnisse 
an Dritte — anfällt. Der schwierige Versuch, das 


9 Dies ist aus deai Anlagenband zu entnehmen. 


Ausmaß der durch die Stufenverbindungen erzielten 
Umsatzsteuervorteile zu ermitteln, hat nach dem Be- 
richt zu dem Ergebnis geführt, daß sich bei 338 
untersuchten Industrie-Organkreisen mit einem 
steuerbaren Umsatz von insgesamt 101,1 Mrd. DM 
für das Jahr 1960 die Umsatzsteuerbelastung um 
rd. 370 Millionen DM verringert habe. Die bei eini- 
gen Warenhauskonzernen mit einem steuerbaren 
Umsatz von insgesamt 6,9 Mrd. DM durch Handels- 
stufenverbindungen erreichte Umsatzsteuerersparnis 
habe 37,5 Millionen DM betragen. 

Die im Bericht dargelegten Ergebnisse haben für 
das Gesamtvolumen der durch die Konzentration 
eintretenden Umsatzsteuervorteile jedoch nur einen 
beschränkten Aussagewert; einerseits sind nicht alle 
Unternehmen erfaßt worden, andererseits ist bei den 
erfaßten Unternehmen von zu hohen Steuervorteilen 
ausgegangen worden. 

Aus technischen Gründen konnte sich die Unter- 
suchung nur auf etwa 80 Vo (gemessen am Umsatz) 
aller Industrie-Organkreise und auf einige Waren- 
hauskonzerne erstrecken. Nicht erfaßt wurden die 
übrigen Organkreise und vor allem nicht die mehr- 
stufigen Einheitsunternehmen, bei denen die glei- 
chen umsatzsteuerlichen Wirkungen der Konzentra- 
tion eintreten. 

Die in dem untersuchten Teilbereich ermittelten 
Werte dürften aus folgenden Gründen zu hoch sein: 

— Im Produktionsbereich ist der allgemeine Steuer- 
satz von 4 ^/o auf die „Innenumsätze" ange- 
wandt worden, obwohl der durchschnittliche 
Steuersatz gerade in den höheren Industrie- 
Umsatzgrößenklassen wegen der Zunahme der 
steuerbefreiten Inlandsumsätze sinkt; 

— den umsatzsteuerlichen Vorteilen müssen die 
Nachteile gegengerechnet werden die durch den 
Wegfall der Großhandelsvergünstigungen, der 
Ausfuhrhändlervergütungen und teilweise der 
Berlinhilfe- Vergünstigungen eintreten; 

— im Bereich des Handels bedeutet der unmittel- 
bare Einkauf vom Erzeuger für das Warenhaus 
gegenüber den anderen Einzelhändlern einen 
realen umsatzsteuerlichen Vorteil nur insoweit, 
als die anderen üblicherweise über den Groß- 
handel beliefert werden. In verschiedenen Bran- 
chen (z. B. Textilien, Schuhe und Möbel) beziehen 
jedoch auch Einzelhändler mit kleineren und 
mittleren Umsätzen überwiegend unmittelbar 
vom Erzeuger; 

— jede umsatzsteuerliche Vergünstigung vermin- 
dert sich im Endergebnis infolge der kompensa- 
torischen Wirkung der Ertragsteuern, soweit 
diese nicht durch Preiserhöhungen ausgeglichen 
wird. 

Trotz dieser Vorbehalte und Einschränkungen 
trifft zu, daß die Zusammenfassung aufeinander- 
folgender Produktions- und Handelsstufen in einem 
Unternehmen (vertikale Konzentration) zu umsatz- 
steuerlichen Vorteilen führt. Ob solche Vorteile im 
Einzelfall für den Entschluß zur Konzentration aus- 
schlaggebend gewesen sind oder nur hingenommen 
wurden als eine willkommene Nebenwirkung aus 
der Konzentration, konnte nicht ermittelt werden. 
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Diese Vorteile machen aber deutlich, daß die der- 
zeitige Umsatzsteuer den Wettbewerb nachteilig be- 
einflußt. Denn die erwähnten Vorteile haben zur 
Folge, daß die Preise gleicher oder miteinander im 
Wettbewerb stehender Waren je nach der Struktur 
der sie erzeugenden und verteilenden Unternehmen 
unterschiedlich mit Umsatzsteuer belastet sind mit 
der weiteren Folge, daß ein exakter Ausgleich der 
Umsatzsteuerbelastung bei der Einfuhr und der Aus- 
fuhr nicht möglich ist. 

Diese Wettbewerbsstörungen können im Rahmen 
des geltenden Umsatzsteuersystems nicht in befrie- 
digender Weise beseitigt werden. Insbesondere 
könnte nicht dadurch Abhilfe geschaffen werden, 
daß man allein die umsatzsteuerlichen Wirkungen 
der Organschaft aufhebt. Eine solche Maßnahme 
ließen die in anderer Weise konzentrierten Unter- 
nehmen (fusionierte Unternehmen oder Einzelunter- 
nehmen mit mehreren Betrieben) unberührt; unter 
Umständen würde sie die Bildung voll fusionierter 
Unternehmensformen fördern. Bei den anderen Kon- 
zentrationsformen könnten annähernd gleiche Be- 
iastungsverhältnisse nur durch mannigfache Phasen- 
ausgleichsmaßnahmen (Zusatzsteuern oder Befreiun- 
gen) erreicht werden. Solchen Maßnahmen sind 
jedoch wegen der unterschiedlichen Struktur der 
deutschen Wirtschaft, vor allem im Bereich der Pro- 
duktion, enge Grenzen gesetzt. 

Die Bundesregierung hat daher den gesetzgeben- 
den Körperschaften den Entwurf eines neuen Um- 
satzsteuergesetzes vorgelegt, durch das u. a. die kon- 
zentrationsfördernden Wirkungen des derzeitigen 
Systems beseitigt werden sollen. 

Für die körperschaft- und gewerbesteuerliche 
Organschaft rührt der Anreiz zur Konzentration im 
wesentlichen daher, daß Verluste einer Organ- 
geselischaft innerhalb des Organkreises ausgeglichen 
werden können und daß auf diese Weise die 
Körperschaft- oder Einkommensteuerbelastung des 
Konzerns für den jeweiligen Veranlagungszeitraum 
vermindert wird. 

Nach dem Bericht sind bei 55 Organkreisen (mit 
Umsätzen von jeweils über 250 Millionen DM in 
1960) innerhalb von neun Jahren Verluste von 526 
Millionen DM sofort ausgeglichen worden. Will man 
jedoch den tatsächlichen Vorteil ermitteln, der mit 
diesem Verlustausgleich verbunden ist, so muß be- 
rücksichtigt werden, daß sich die Verluste auch bei 
selbständiger Besteuerung der einzelnen Konzern- 
gesellschaften innerhalb des Zeitraums, für den ein 
Verlustabzug zulässig ist (fünf Jahre; vor 1955 drei 
Jahre), voll ausgleichen würden, wenn innerhalb 
dieses Zeitraums entsprechende Gewinne anfallen. 
Der durch die körperschaftsteuerliche und gewerbe- 
steuerliche Organschaft eintretende Vorteil be- 
schränkt sich also im Regelfall darauf, daß der so- 
fortige Verlustausgleich zu einem Zinsgewinn und 
zu einer Liquiditätshilfe führt. Das wird im Bericht 
auch ausdrücklich bestätigt. Der Bericht beziffert die- 
sen Vorteil nicht, wohl deshalb nicht, weil dies nur 
sehr schwer möglich wäre. Es dürfte sich hierbei 
aber insgesamt nicht um Größen handeln, welche 
die Entschlüsse des Unternehmers entscheidend be- 
einflussen. Die Bedeutung der körperschaft- und 


gewerbesteuerjicheri Organschatt als Konzentrations- 
ursache sollte — für sich allein betrachtet — daher 
nicht überschätzt werden. 

Auch den Feststellungen des Berichts zur körper- 
schaftsteueriichen und bewertungsrechtlichen Schach- 
telvergünstigung kann grundsätzlich gefolgt werden. 
Es sollte indes nicht übersehen werden, daß die wirt- 
schaftliche Bedeutung des körperschaftsteuerlichen 
Schachtelprivilegs durch die Flerabsetzung des Kör- 
perschaftsteuersatzes für den ausgeschütteten Ge- 
winn durch das Steueränderungsgesetz 1958 geringer 
geworden ist. Eine künftige Regelung der Konzern- 
besteuerung wird die Ergebnisse des Berichts be- 
rücksichtigen. Dabei wird sie jedoch nicht unbeachtet 
lassen können, daß die Organschaft und das Schach- 
telprivileg nicht nur negativ zu werten sind. Im 
Grunde sind beide Rechtsinstitute darauf gerichtet, 
das als Konzern organisierte Unternehmen durch die 
Vermeidung einer Doppel- oder Mehrfachbelastung 
auf wesentlichen Gebieten des Steuerrechts mit dem 
rechtseinheitlich organisierten Unternehmen bis zu 
einem gewissen Grade gleichzustellen, also die 
Steuerbelastung weitgehend organisationsneutral 
zu gestalten. Mit der Vergrößerung der Wirtschafts- 
räume trifft unsere Wirtschaft, deren Gliederung in 
bedeutendem Umfange durch die Form des Konzerns 
gekennzeichnet ist, in zunehmendem Maße auf den 
Wettbewerb mit ausländischen Unternehmen, die 
stärker rechtseinheitlich organisiert sind. Aus die- 
sem Grunde wird eine Lösung, die dem deutschen 
Konzern im Vergleich mit seinen ausländischen Kon- 
kurrenten allein wegen seiner Organisationsform 
eine wesentlich höhere Steuerbelastung aufbürden 
würde, nach MÖglidikeit vermieden werden müssen. 
Auf der anderen Seite wird die Bundesregierung 
bestrebt sein, unerwünschten Konzentrationserschei- 
nungen, die sich aus der mißbräuchlichen Aus- 
nutzung von steuerlichen Regelungen ergeben, auch 
mit steuerrechtlichen Mitteln entgegenzuwirken. 

Die körperschaftsteuerliche Organschaft ist im 
Gegensatz zur gewerbesteuerlichen Organschaft bis- 
her gesetzlich nicht geregelt. Die Bundesregierung 
hält eine gesetzliche Regelung grundsätzlich für 
wünschenswert. Sie ist aber, was den Zeitpunkt 
betrifft, der Auffassung, daß eine Regelung nach 
Möglichkeit auf den Grundlagen aufbauen sollte, die 
durch das in der Beratung der Ausschüsse befind- 
liche neue Aktiengesetz und hier vor allem durch 
das neue Konzernrecht geschaffen werden sollen. 

Soweit der Bericht auf einzelne Fälle hinweist, in 
denen die Länder auf konzernrechtliche Entschlüsse 
der Unternehmensleitungen Einfluß genommen 
haben, ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
dies eine unerwünschte Folge der föderativen Struk- 
tur der geltenden Finanzverfassung ist. 

Die sonstigen Vergünstigungen im Steuerrecht 
haben im allgemeinen keine unmittelbare Konzen- 
trationswirkung, da sie allen Steuerpflichtigen ohne 
Rücksicht auf die Unternehmensgröße oder Unter- 
nehmensform in grundsätzlich gleichem Umfang 
gewährt werden. Gewinnorientierte Steuervergün- 
stigungen — wie z. B. Sonderabschreibungen, Be- 
wertungserleichterungen oder die in einem frühe- 
ren Zeitraum vorübergehend geltende allgemeine 
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Steuerfreiheit von nichtentnommenem Gewinn — 
können allerdings in erster Linie von den ertrags- 
stärkeren Unternehmen in Anspruch genommen 
werden. Innerhalb der Personenunternehmen, die 
dem progressiven Einkommensteuertarif unter- 
liegen, führt die Inanspruchnahme auch zu nach der 
Höhe des Einkommens gestaffelten unterschiedlichen 
finanziellen Vorteilen. Auf Grund dieser auch im 
Bericht angeführten Erscheinungen, die u. U. zu 
einer mittelbaren Förderung größerer konzentrierter 
Unternehmen führen könnte, ist die Bundesregie- 
rung seit je bemüht, steuerliche Sondervergünsti- 
gungen dieser Art nach Möglichkeit zu vermeiden. 

5. Forschung und Patentrecht 

Dem aufgezeigten Zusammenhang zwischen dem 
Umfang und den Ergebnissen der Forschungs- 
anstrengungen der Unternehmen einerseits und ihrer 
Wettbewerbsfähigkeit andererseits muß in Zukunft 
eine wachsende Bedeutung ziigemessen werden. In- 
folge der schnellen Entwicklung des technischen 
Fortschritts und seines Vordringens in weitere neue 
Bereiche der Wirtschaft werden die Ergebnisse der 
Forschung und die Kenntnis ihrer Anwendung immer 
stärker die Wettbewerbssituation bestimmen. Die 
kleinen und mittleren Unternehmungen haben bis- 
her teilweise versucht, ihre Nachteile gegenüber 
den Großunternehmen, die infolge ihrer stärkeren 
Kapital- und Ertragskraft in größerem Umfange 
eigene Forschungen durchführen können, durch Ver- 
trags- und Gemeinschaftsforschung auszugleichen. 
Die teilweise kritischen Urteile über die Ergebnisse 
dieser durch beträchtliche Zuschüsse des Staates 
(Bund und Länder) geförderten Zusammenarbeit sind 
angesichts der zumeist auf unmittelbare Wett- 
bewerbsvorteile abzielenden Erwartungen mancher 
Unternehmer verständheh. Es liegt aber in der 
Natur der Forschung, insbesondere der Grundlagen- 
forschung — auf die sich die staatliche Förderung 
vor allem richtet — , daß die wirtschaftlichen Aus- 
wirkungen ihrer Ergebnisse zumeist erst nach län- 
gerer Zeit erkennbar werden. Außerdem kann die 
gemeinsam auf Branchen- oder Regionalebene be- 
triebene oder in Auftrag gegebene Forschung nicht 
die Wettbewerbsfähigkeit des einzelnen, sondern 
nur aller Beteiligten stärken. Trotz dieser Proble- 
matik ist die Bundesregierung jedoch bereit, die 
Förderung der Gemeinschaftsforschung fortzusetzen 
und sie den zukünftigen Bedürfnissen entsprechend 
auszubauen. 

Die Wettbewerbsfähigkeit hängt jedoch nicht nur 
von den Ergebnissen der eigenen oder in Gemein- 
schaft betriebenen Forschung ab, sondern ebenso- 
sehr von der Kenntnis des letzten Standes der wis- 
senschaftlichen Erkenntnis und der Möglichkeiten 
ihrer praktischen Anwendung. Da die kleinen und 
mittleren Unternehmen anders als die großen Unter- 
nehmen kaum in der Lage sind, die Entwicklung im 
In- und Ausland zu verfolgen, wird die Bundes- 
regierung prüfen, ob dieser Nachteil durch den Aus- 
bau von Instituten für zentrale Dokumentation und 
Auswertung sowie eine Intensivierung des inter- 
nationalen Erfahrungsaustausches im Bereich der 
wirtschaftlichen Forschung ausgeglichen werden 
kann. 


Aul dem Gebiet des Patentrechtes hat der Bericht 
nach Auffassung der Bundesregierung keine wesent- 
lichen neuen Erkenntnisse gebracht. Die Bundes- 
regierung verkennt nicht, daß Patente ebenso wie 
andere gewerbliche Schutzrechte geeignet sind, dem 
Schutzrechtinhaber einen Vorsprung vor den übri- 
gen Mitbewerbern zu verschaffen. Dies ist aber eine 
gewollte Folge des Patents, durch das der Erfinder 
dafür belohnt werden soll, daß er seine Erfindung 
der Allgemeinheit offenbart. 

Zu den statistischen Angaben des Berichtes ist 
darauf hinzuweisen, daß es nur natürlich ist, wenn 
die größeren Unternehmen, insbesondere soweit sie 
in forschungsintensiven Bereichen tätig sind, infolge 
ihrer umfangreicheren Forschungs- und Entwick- 
lungsarbeiten mehr Erfindungen anmelden. Das ist 
jedoch nicht in erster Linie eine Folge des Patent- 
rechtes, sondern der größeren finanziellen und per- 
sonellen Möglichkeiten dieser Unternehmen. 

Es ist das Wesen des Patents, seinem Inhaber ein 
ausschließliches Recht zur Benutzung seiner Erfin- 
dung einzuräumen. Auf diese Weise wird ein Anreiz 
für neue technische Entwicklungen und ein Ausgleich 
für die mit der Entwicklungsarbeit verbundenen 
Kosten geschaffen. Industrieeigene Forschung und 
technische Entwicklung erfordern den Einsatz erheb- 
licher Mittel; sie liegen jedoch im Interesse der All- 
gemeinheit. 

Durch den Bericht könnte der Eindruck entstehen, 
daß die durch Patente gewährten Ausschlußrechte 
einseitig den Großunternehmen zugute kommen und 
daß sich bei diesen die Patente in solchem Maße 
konzentrieren, daß dadurch die Freiheit der mitt- 
leren und kleinen Unternehmen zu Wettbewerb und 
wirtschaftlicher Entfaltung besorgniserregend beein- 
trächtigt wird. Dies wäre in der Tat wirtschafts- 
politisch bedenklich. Die Bundesregierung ist jedoch 
der Auffassung, daß der Bericht einen solchen Schluß 
nicht rechtfertigt. Die Feststellung, daß am Stichtage 
172 Unternehmen oder 1,2 ®/o aller Patentinhaber 
44,5 ®/o aller in Kraft befindlichen Patente inne- 
hatten, gibt für die Beurteilung der Konzentration in 
der Wirtschaft schon deshalb keinen zutreffenden 
Anhaltspunkt, weil der Begriff „Patentinhaber" alle 
Bereiche von der Privatperson bis zum Großunter- 
nehmen erfaßt. Die Anzahl der Patente in der Hand 
eines großen Unternehmens ist für sich allein kein 
Indiz für die konzentrationsfördernde Wirkung des 
Patentrechtes, sondern erklärt sich aus der Größe 
und Forschungsintensität dieses Unternehmens. Dar- 
über hinaus sind in der Statistik die Gebrauchsmuster 
nicht berücksichtigt. Diese erfreuen sich gerade bei 
den kleineren Unternehmen großer Beliebtheit, weil 
sie einen ähnlichen Schutz gewähren wie Patente, 
aber geringere Kosten verursachen und schneller zu 
erlangen sind. Der Bericht läßt also nicht erkennen, 
wie die Gesamtheit der geschützten Erfindungen auf 
die größeren, mittleren und kleineren Unternehmen 
verteilt ist. Außerdem ist zu berücksichtigen, daß 
die große Mehrzahl aller Erfindungen von Arbeit- 
nehmern stammt und auch deshalb in Großunter- 
nehmen zwangsläufig mehr Erfindungen anfallen als 
in kleineren Unternehmen. Nach dem Gesetz über 
Arbeitnehmererfindungen sind die Unternehmen zur 
Patentanmeldung der von ihren Arbeitnehmern 
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stammenden Erfindungen grundsätzlich verpflichtet. 
Es liegt in der Natur der Sache, daß sich unter die- 
sen Erfindungen auch viele befinden, die sich als 
nicht verwertbar erweisen und infolgedessen nicht 
ausgenutzt und nach kurzer Zeit wieder fallen- 
gelassen werden, Patente, die wirtschaftlich nicht 
verwertbar sind, müssen aber bei einer Untersuchung 
darüber, ob das Patentrecht zur Konzentration wirt- 
schaftlicher Macht führt, unberücksichtigt bleiben. 
Schließlich darf auch nicht außer acht gelassen 
werden, daß weite Bereiche der Wirtschaft nicht 
forschungsintensiv sind und daß daher für sie Er- 
findungen eine untergeordnete Rolle spielen. Auch 
aus diesem Grunde erscheint eine Statistik, die nur 
die Zahl der Patentinhaber der Zahl der in Kraft 
befindlichen Patente gegenüborstellt, für die Frage 
der Konzentration wenig aussagekräftig. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß der 
Bericht allein zu gesetzgeberischen Maßnahmen auf 
dem Gebiet des Patentrechtes keine Veranlassung 
gibt. Die gegenwärtigen Bemühungen um eine euro- 
päische Rechtsvereinheitlichung werden Gelegenheit 
geben, bei den Erörterungen über eine Anpassung 
des deutschen Patentrechtes an die europäische Ent- 
wicklung auch die hierfür maßgeblichen wirtschafts- 
politischen Gesichtspunkte erneut zu prüfen. Unab- 
hängig davon wird die Bundesregierung, wie der 
Bundesminister der Justiz in seiner Antwort auf die 
Kleine Anfrage der Fraktion der SPD betr. Arbeits- 
rückstände beim Deutschen Patentamt bereits mit- 
gcteilt hat — Drucksache IV/2092 — , dem Deutschen 
Bundestag in absehbarer Zeit in Form von Vor- 
schlägen zum Haushalt des Deutschen Patentamtes 
und erforderlichenfalls auch in Form eines Gesetz- 
entwurfes zur Änderung des Patentgesetzes im ein- 
zelnen darlegen, auf welche Weise eine schnellere 
Durchführung der Patenterteilungsverfahren erreicht 
werden kann. 


6. Förderung von Gegenkräften 

Die Untersuchungsergebnisse lassen deutlich er- 
kennen, daß die Konzentration in der deutschen 
Wirtschaft nur zum Teil auf Vorteile der Großunter- 
nehmen durch Gesetze oder staatliche Maßnahmen 
zurückzuführen ist. Wie auch die Parallelentwick- 
lungen in anderen hochindustrialisierten westlichen 
Ländern zeigen, sind es sowohl von Kostengesichts- 
punkten wie auch von marktstrategischen Über- 
legungen ausgehende Kräfte, die unabhängig von 
„unnatürlichen" Wettbewerbsvorteilen auf eine 
Konzentration der Wirtschaft hindrängen. Diese 
Kräfte werden auch im Falle einer vollständigen 
Beseitigung aller Wettbewerbsbegünstigungen für 
die Großunternehmen wirksam bleiben. Da in einer 
marktwirtschaftlichen Ordnung die Wirtschaftspoli- 
tik hieraus resultierende Konzentrationsvorgänge 
nicht grundsätzlich verhindern kann, kommt der För- 
derung der Gegenkräfte eine besondere Bedeutung 
zu. Eine staatliche Unterstützung für die der Kon- 
zentration entgegenwirkenden Kräfte ist allerdings 
nur insoweit gerechtfertigt, als sie grundsätzlich den 
Leistungswettbewerb nicht behindert und auf die 
Erhaltung nicht mehr wettbewerbsfähiger Positionen 
verzichtet. 


Die wirksamste Gegenkraft gegen ein wirtschafts- 
und gesellschaftspolitisch unerwünschtes Ausmaß 
der Konzentration ist eine breite Schicht von lei- 
stungsfähigen kleinen und mittleren Unternehmen. 
Die Leistungsfähigkeit wird unter anderem in hohem 
Maße bestimmt durch den technischen und kauf- 
männischen Ausbildungsstand und die Intensität der 
beruflichen Fortbildung. Die Bundesregierung unter- 
stützt daher die Einrichtung und den Ausbau eines 
Systems von dezentralisierten Schulungsstätten und 
zentralen Fachschulen sowie die Weiterentwicklung 
der bisherigen Berufsausbildung auf betrieblicher 
und schulischer Grundlage. Darüber hinaus hält sie 
cs für erforderlich, die individuelle Betriebsberatung 
auszubauen und zu verbessern. Bedeutsam ist auch 
die auf die Bedürfnisse der einzelnen Unternehmer 
ausgerichtete Information über wesentliche gesamt- 
wirtschaftliche, betriebswirtschaftliche und techni- 
sche Entwicklungen, deren Kenntnisse die unter- 
nehmerischen Entscheidungen erleichtern. Hierzu 
gehört eine intensive Unterrichtung über die recht- 
lichen Möglichkeiten und Grenzen des Wettbewerbs- 
Verhaltens. Mit der Veröffentlichung der „Koopera- 
tionsfibel" hat die Bundesregierung den kleinen 
und mittleren Unternehmen bereits wichtige Hin- 
weise gegeben, wie sic im Rahmen des GWB durch 
Zusammenarbeit ihre Wettbewerbsfähigkeit stärken 
können [siehe oben Abschnitt IV 2. a)]. 

Maßgebend für die wirtschaftliche Leistungsfähig- 
keit der kleinen und mittleren Unternehmen ist fer- 
ner ihre Kapitalausstattung. Diese wird von dem 
Umfang sowohl des einsetzbaren Eigcnkapitals als 
auch des verfügbaren Fremdkapitals und seiner Kon- 
ditionen bestimmt. Die Bundesregierung wird im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten ihre bisherige Politik 
zur Verbesserung der Kreditversorgung der kleinen 
und mittleren Unternehmen fortsetzen. Darüber hin- 
aus hält sie es für erforderlich, daß die Ausstattung 
dieser Unternehmen mit haftendem Kapital ver- 
bessert wird. Hierzu wird auch eine Änderung des 
Einkommensteuertarifes im Sinne einer Entlastung 
der Bezieher kleiner und mittlerer Einkommen ge- 
hören. Nach Auffassung der Bundesregierung müs- 
sen außerdem Voraussetzungen dafür geschaffen 
werden, daß auch mittlere Unternehmen mehr als 
bisher auf dem Kapitalmarkt Beteiligungskapital 
aufnehmen können. Die wachsenden Ersparnisse 
auch der breiten Schichten werden dies erleichtern. 

Die weitere Entwicklung der wirtschaftlichen Kon- 
zentration und die mit ihr verbundenen wirtschafts- 
und gesellschaftspolitischen Nachteile finden zum 
Teil auch eine Gegenkraft in der wachsenden Ver- 
mögensbildung in breiten Schichten. Diese durch die 
Politik der Bundesregierung wirksam unterstützte 
Entwicklung wirkt allerdings nur dann in vollem 
Umfang der Unternehmenskonzentration entgegen, 
wenn kleine und mittlere Unternehmen vom wach- 
senden Beteiligungskapitalangebot auf dem Kapital- 
markt Gebrauch machen. Sie kann die Unterneh- 
menskonzentration aber auch dadurch hemmen, daß 
sie die weitere Zunahme der Vermögenskonzentra- 
tion verringert. In jedem Fall vermindert die 
zunehmende Beteiligung breiter Kreise an der 
gesamtwirtschaftlichen Vermögcnsbildung jedoch die 
gesellschaftspolitisch negativen Wirkungen der Un- 
ternehmenskonzentration, da auf diese Weise ein 
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größerer Personenkreis innerhalb der vom Gesell- 
schaftsrecht bestimmten Grenzen an der wirt- 
schaftlichen Verfügungsgewalt teilnimmt und am 
wirtschaftlichen Ertrag beteiligt wird. Die Bundes- 
regierung wird deswegen auch unter diesem Ge- 
sichtspunkt ihre auf eine breitere Vermögens- 
streuung gerichtete Eigentumspolitik fortsetzen und 
ausbauen. 


IV. Weitere Beobachtung 
der Konzentrationsentwicklung 

Die Wirtschafts- und gesellschaftspolitische Bedeu- 
tung der Konzentration sowie die Tatsache, daß in 
einer dynamischen Wirtschaft Enquete-Ergebnisse 
schnell veralten, werfen die Frage auf, ob und wie 
die Unternehmenskonzentration in der Bundes- 
republik auch künftig beobachtet werden soll. 


Zweck der jetzt abgeschlossenen Konzentrations- 
untersuchung war es, auf Grund der bisherigen Ent- 
wicklung Konzentrationstendenzen und ihre Ur- 
sachen festzustellen, damit anhand dieser Unterlagen 
die wirtschaftspolitische Gesetzgebung überprüft 
werden kann. Wenn dies geschehen ist, kann sich 
nach Auffassung der Bundesregierung die lau- 
fende Beobachtung künftig darauf beschränken, 
die Konzentration in den verschiedenen Wirtschafts- 
bereichen vor allem unter dem Gesichtspunkt des 
Entstehens von marktbeherrschenden Unternehmen 
zu verfolgen, weil hierin das wichtigste wirtschafts- 
politische Problem der Konzentration liegt. Dafür 
reicht nach Auffassung der Bundesregierung eine 
Verbesserung der Vorschriften der §§ 22 bis 24 GWB 
(marktbeherrschende Unternehmen) aus, zumal die 
Untersuchung ergeben hat, daß sich erhebliche Kon- 
zentrationstendenzen im wesentlichen auf einen 
kleinen Kreis von Großunternehmen beschränken. 
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